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Vorbemerkung
Mit der vorliegenden Dokumentation wird der Versuch unternommen, die Entwick-
lung des Verhältnisses von SPD und PDS im sogenannten Superwahljahr 1994 nach-
zuzeichnen. Dabei kam es den.. Herausgebern nicht darauf an, eine lückenlose
Rekonstruktion der heftig geführten Kontroverse über die Beziehungen dieser bei-
den Parteien vorzulegen, wohl aber die in dieser Auseinandersetzung sich abzeich-
nenden Probleme und Uberlegungen zu ihrer Lösung festzuhalten.

Das Jahr 1994 hat in den Beziehungen zwischen SPD und PDS eine neue Zäsur
šesetzt. Die PDS hat ihre Akzeptanz unter der Bevölkerung vor allem im Osten

eutschlands gefestigt und erweitert. Sie ist für die SPD zu einem ernstzunehmen-
den Konkurrenten geworden.

Die SPD sieht sich mit der Tatsache konfrontiert, daß sie ohne PDS (und Bündnis
90/Die Grünen) gegenwärtig keinen Machtwechsel bewirken kann. Doch wie wird
sich die SPD entsc eiden? islang hat die Bonner SPD-Spitze die Weichen auf ei-
nen Kurs gestellt, der eine Abgrenzung nach links (zur PD ) und eine Offnung nach
rechts (zur politischen Mitte hın) bein altet. Zugleich zeigt sich, daß der Richtungs-
streit in der SPD noch nicht entschieden ist. Die Interessenunterschiede zwischen
Bonner Parteispitze und den Landesparteien sowie zwischen der West- und Ost-
SPD sind 1994 deutlich zutage getreten.

Die PDS ihrerseits befindet sich nach wie vor auf der Profilsuche als links-
sozialistische Partei. Sie hat sich in diesem Prozeß nicht nur mit der Taåespolitik der
SPD auseinanderzusetzen, sondern auch mit ihrer Programmatik. Wir sie über den
Schatten der Ideologie springen und die progressiven Traditionen der deutschen und
internationalen Sozialdemokratie aufnehmen und in ein tragfähiges Altemativkonzept
einbinden können, daß den links .von der SPD frei gewordenen Platz innovativ und
zukunftsträchti auszufüllen vermag?

Aus dieser Išonstellation resultiert, daß beide Parteien sich auch künftig aneinan-
der reiben werden. Die künfti e Kontroverse zwischen SPD und PDS über die Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zuíunft ihrer Beziehungen wird an den 1994 entwickelten

osıtıonen un der ››Frontlinie« nicht vorbeikommen. Ebenso werden die neo-
konservativen Kräfte weiterhin zielgerichtet bemüht sein, das existierende Spannungs-
verhältnis zwischen SPD und PDS für ihre Zwecke zu instrumentalisieren.
Grundsatzpapiere haben beide Parteien in großem Umfang vorgelegt. An diesen
werden sich ünftige Entwicklun en messen lassen müssen.

Die Auseinandersetzung über cšas Verhältnis von SPD und PDS ist nicht schlecht-
hin ein Streit zweier Parteien über politische Fragen, Entwicklungslinien und Kon-
zepte. Es geht unseres Erachtens hierbei letztlich um das ››Schicksal« des
demokratischen Sozialismus als einem Projekt der Zukunft. Eine uneinige soziali-
stische Bewegung hat in der Geschichte nicht nur einmal versagt. Es geht um die
Frage, ob bei e Parteien den Willen, die Kraft und die Fähigkeit aufbringen werden,
aus ihrer Geschichte zu lernen und soweit zusammenzurücken, wie es i re gemein-
samen Interessen zulassen. Dabei geht es weder um eine Vereini ung noch um eine
Einheitsfront. Vielmehr steht die simple Frage, ob gemeinsame lgnitiativen und Ak-
tionen möglich sind, um die sich überschneidenden Interessen ihrer jeweiligen Wähler
durchzusetzen. Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung, in der beide Parteien



6 Vorbemerkung

historisch verwurzelt sind, hat eine lange Tradition. Diesen Rucksack schle pen beide
Parteien mit. Wäre es nicht an der Zeıt, diesen Rucksack von veralteten Vorurteilen
und Irrtümern zu befreien, darauf zu verzichten, alte Kämpfe der Väter wei-
terzukämdpfen und alten Haß neu zu schüren? Hieraus könnten neue Kräfte entsprin-
gen, um re eigentlichen Probleme zu lösen: die neokonservative Wende aufzuhalten
und ein Altemativkonzept zu entwickeln. Es stand 1914 viel auf dem Stàilel, es stand
1933 wiederum viel auf dem Spiel. Was wäre der Preis eines erneuten ersagens?

Die vorliegende Dokumentation ermöglicht eine Rekonstruktion des Verlaufs der
Entwicklung des Verhältnisses von SPD und PDS, macht die wichtigsten Positions-
papiere bei er Parteien zu dieser Problematik zugänglich und ergänzt diese durch
nterviews und Kommentare. Damit wird eine Voraussetzun für eine Diskussion

der weiteren Gestaltung des Verhältnisses von SPD und PDSg geschaffen, die über
die Funktionsträger der beiden Parteien hinaus reifen kann. Nur in einer solchen
Breite der Diskussion wird das Projekt elingenâönnen, der Vernunft in den Bezie-
hungen beider Parteien den erforderlicåen Raum zu schaffen. Ein Projekt, das der
Tralgweite der Problemstellung angemessen erscheint.

ine vorangestellte' Chronologie ermöglicht den Interessierten, die Dokumente
in den Kontext des ~Diskursver1aufs einzuordnen. Als Anhang ist ein Aufsatz zum
Konzept des Integralen Sozialismus Otto Bauers beigefügt, in dem ein Blick auf die
historische Dimension des Problems und der Problemlösungsversuche geworfen wird.
Daran schließen sich einige weiterführende Gedanken zu diesem Konzept aus aktu-
eller Sicht an.

Die vorliegende Dokumentation würde ihren Sinn voll und ganz erfüllen, wenn
sie eine kritisch-produktive Debatte an der Basis von SPD und PD befruchten könnte.

Leipzig, im Januar 1995 Michael Franzke, Claudia Reichel und Kurt Schneider
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4.Januar:
Die PDS-Kandidatin Birgit Müller wird überraschend
zur neuen Potsdamer Stadtpräsidentin gewählt. Ober-
bürgermeister Potsdams ist das SPD-Mitglied Horst
Gramlich. Er hatte sich gegen Rolf Kutzmutz (PDS)
durchsetzen können.

rn

7.Januar ' P
Die Wochenzeitung ››Das Parlament« veröffentlicht in
ihrer Beilage Artikel zur Situation der großen bundes-
deutschen Parteien vor den Wahlen. Eckehard Fuhr
konstatiert bezüglich der SPD, ihre Erneuerung in der
Opposition sei gescheitert undsie befinde sich auf dem
Wßg ››ZLlfÜCl< Ztll' MlllC<<.\(Aııs Politik und Zeitgeschichte.
Beilage zur Wochenzeitung »Das Parlament«. (l994)'B/1. S. 8.)

Zur PDS meint Patrick Moreau: »Die PDS ist heu-
te die einzige linksextreme politische Organisation, die
innerhalb des politischen Systems der Bundesrepublik
Deutschland eine Rolle spielen könnte.« (Ebenda. S. 21.)

4. Februar
Thomas Leifschreibt im ››Freitag« zu den Parteiprofilen
in Ostdeutschland: »Alles Verdrängte kommt wieder.
Das will Regine Hildebrandt (››Das Maschinengewehr
des Ostens«), der heimliche Star der Ost~Sozialdemo-
kratie, nicht wahrhaben. Wenige Tage vor der Stich-
wahl um den Oberbürgermeisterposten in Potsdam
beschwor sie am Rande einer Konferenz PDS-(nahe)
Wissenschaftler, die Alt-Kommunisten sollten sich doch
wenigstens aus den öffentlichen Ämtern heraushalten.
Doch die moralischen Appelle perlen ab. Die PDS habe
- so ihre unausgesprochene Selbstdiagnose ~ ihre
Demokratietauglichkeit längst bewiesen. Die Ost-SPD
kommt nicht vom Fleck und bräuchte dringend Auffri-
schung von Leuten, die nicht bei Null anfangen. Doch
den Sozialdemokraten in der PDS bleibt der Weg ver-
SpC1'rt.« (››Frcitag« vom 4. April 1994. S. 4.)

6. Februar
Der PDS-Vorsitzende Lothar Byski und Gregor Gysi,
Leiter der PDS-Gruppe im Bundestag, stellen die Kan-
didaten der offenen Liste der PDS für den 13. Deut-
schen Bundestag vor.

8. Februar
Der Thüringer Landtagsabgeordnete von Bündnis 90/
Die Grünen, OlafMöller, wird in der »Leipziger Volks-
zeitung« zitiert: »Wir müssen uns fragen, wie lange
wir eine dringend nötige ökologische Reformpolitikiauf
dem Altar der totalen Ausgrenzung der PDS opfern
W0ll8fl.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 8. Februar 1994.)

Das »Neue Deutschland« überschreibt einen Infor-
mationsbericht über die ersten Reaktionen auf die Vor-
stellung der PDS-Kandidaten für die Bundestagswah-
len wie folgt: »Unverhüllter Haß wegen Heyms Kandi-
datur für die PDS«. Es heißt in dem Artikel: ››In der

Reihe derer, die in der Kandidatur Heyms und anderer
für die PDS eine ›Gefahr< für die Demokratie sehen,
steht auch die Berliner Arbeitssenatorin Bergmann
(SPD). Sie bezeichnete die Kandidatur von Berliner Pro-
minenten auf der offenen Liste der PDS als ›Bauern-
fang<.<< (››Neues Deutschland« vom 8. Februar 1994. S. 4.)

12. Februar ,
Michael Glos, Vorsitzender der CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag konstatiert eine Zunahme der
››Gereiztheit« der SPD angesichts neuer Untersu-
chungsergebnisse über ihre Kontakte zur SED vor
1989. Damit wird die Geschichte des Verhältnisses von
SED und SPD zum Wahlkampfthema gemacht. Das
Ziel besteht darin, die SPD moralisch zu diskreditieren
bzw. moralisch unter Druck zu setzen. Er befördert
eine Abgrenzung ZU1' PDS. (››Bayernkurier« vom 12. Febru-
ar1994.s.1)

16. Februar
Mit dem für die etablierten Parteien traditionellen Poli-
tischen Aschermittwoch beginnt das Ringen der Par-
teien um die Gunst der Bürger im Wahljahr 1994. Die
bayerische PDS lud Gregor Gysi nach Ingolstadt. Sei-
ne dortige Rede findet unter dem Titel ››Ingolstädter
Manifest« weite Verbreitung.

25. Februar
Ulla Jelpke, die auf der Linken Liste/PDS in den Bun-
destag kam, kommentiert die Haltung der SPD in der
Bundestagsdebatte vom Vortag: »Regierungskoalition
und SPD-Opposition haben das Signal zum Angriff auf
das Feindbild Bürgerrechte gegeben.« (»Neues Deutsch-
land« vom 25. Februar 1994. S. 2.)

Ende Februar
Helmut Kohl erklärt führende Sozialdemokraten zu
Honecker-Komplizen. Im ››Spiegel<< heißt es zur Gegen-
reaktion seitens der SPD: ››Scharping hat in einem Brief
an Kohl die Bezichtigung gegen führende Sozialdemo-
kraten zurückgewiesen und den Kanzler an sein Wort
vor der Enquete-Kommission zur Geschichte der DDR-
Diktatur erinnert, die DDR-Akten dürften nicht ›heute
die ganze Atmosphäre vergiften<.« (››Der Spiegel« Nr. 8,
1994.s.2s)

Anfang März
Die PDS zählt ca. 131 400 Mitglieder, die SPD in den
neuen Bundesländern ca. 25 000. lm Westen hat die
PDS ca. 1 200 Mitglieder.

6. März
Eine vorabveröffentlichte Repräsentativumfrage der
Zeitschrift ››Super Illu« hat ergeben, daß 71% der Ost-
deutschen der PDS den Einzug in den Bundestag wün-
schen.

11. März:
Mit den Stimmen von CDU, CSU, FDP und SPD wird
das Gesetz zur Pflegeversicherung im Bundestag an-
genommen. PDS/Linke Liste und Bündnis 90/Die Grü-
nen stimmen dagegen. r



Die »Leipziger Volkszeitung« bringt ein Interview mit
Lothar Bisky, der zur Observation der Kommunisti-
schen Plattform der PDS in Sachsen und der PDS in
Bayern Stellung nimmt. Bis/ty erklärt, die Gefahr, die
PDS werde eine autoritär Kommunistische Partei, be-
stehe kaum. Bisky: »Diese Gefahr ist so gering, daß
ich mich nichtweiter bei diesem Thema aufhalten muß.«
Die Kommunistische Plattform zähle maximal 5 000
Mitglieder, die das Programm der PDS anerkennen.
(>›Leipziger Volkszeitung« vom 11. März 1994. S. 3.)

11. bis 13. März
Die 3. Tagung des 3. Parteitages des PDS findet in
Berlin statt. Gregor Gysi setzt sich in seiner Rede mit
dem SPD-Argument auseinander, wonach jede Stim-
me für die PDS eine Stimme für HelmatKohl sei. Gysi:
››Die Stimmen für die PDS sind eben nicht Stimmen
für die Fortsetzung der Kohl-Politik, weder unter Kanz-
ler Kohl noch unter einem Kanzler Scharping«. Unter
den gegenwärtigen Bedingungen sei eine konstruktive
und konsequente Opposition der PDS notweniger denn
je, ››um zumindest die in derjüngsten, Zeit fast unauf-
haltsame Abkehr der SPD selbst von traditionellen so-
zialdemokratischen Positionen zu bremsen<<. (Gegen eine
Politik des »Weiter so«, aus der Rede Gregor Gysis auf der 3. Ta-
gung des 3. Parteitages der PDS. In: DISPUT. (l994)6. S. 8.)

13. März _
Bei den Wahlen in Niedersachsen erreicht die SPD ihr
Ziel nicht, die absolute Mehrheit zu erringen. Mit 44,3%
der abgegebenen Stimmen bleibt sie jedoch stärkste
Partei, gefolgt von der CDU mit 36,4%.

14.h4ärz
Der SPD-Vorsitzende RudolfScltarpiııg führt in einem
Interview aus: »Keine der radikalen Parteien, weder
die PDS noch die Republikaner, ist für die SPD ein
P2ll'tl1CT.<< (»Ncucs Deutschland« vom 14. März 1994. S. 10.)
DOKUMENT 1

18. März
Die SPD legt den Diskussionsentwurf ihres Regierungs-
programms vor.

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Jung-
sozialistlnnen in der SPD (Jusos), Thomas Westphal,
erklärt in einem Interview mit dem »Neuen Deutsch-
land«: ››Ich bleibe dabei, daß man sich nicht in Abgren-
zungsneurosen begeben darf. Das betrifft die Jugend-
verbände aller Parteien. Zu ihnen steht man natt'ırlieh
in einer Konkurrenz, weil man möchte, daß der eigene
Verband interessanter und attraktiver ist. Und es gibt
da Diskussionen, was man mit der PDS anfänge. Aber
in der Zusammenarbeit in politischen Bündnissen, wo
man politische Ziele verfolgt, mache ich fest, welche
Gemeinsamkeiten es gibt. Es wäre Quatsch zu sagen,
ich bin nicht mehr für diese oder jene Position, weil
die PDS dafür ist. Ich teile die'Position Günter Gaus“,
daß es zur europäischen Normalität gehört, daß es eine
linke Partei neben der Sozialdemokratie gi-bt.« (››Neues
Deutschland« vom 18. März 1994. S. 3.)

19./20. März
Der Diskussionsentwurf des Regierungsprogramms
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der SPD-Führung stößt auf dem Bundeskongreß der
Jungsozialisten aufbreite Ablehnung.

20.h4ärz
Bei den Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein ver-
liert die SPD 3,4% an Stimmen, bleibt aber mit 39,5%
stärkste politische Kraft. Die CDU verliert 3,8%.

28. März
Gottfried Domel, Initiator der Sozialdemokratischen
Plattform in der sächsischen PDS bemerkt zur SPD:
»Was die Sozialdemokratie ursprünglich wollte, ver-
dient nicht, in der heutigen sozialdemokratischen Volks-
partei untergebuttert zu werden.« (››Neues Deutschland«
vom 28. März 1994. S. 5.)

26. April .
Die SPD-Landesgeschäftsführer von Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen verabschieden ein gemeinsames
Arbeitspapier, die ››28 Thesen zum selbstbewußten
Umgang mit der PDS«. ~
DOKUMENT 2

28. April
Im »Neuen Deutschland« werden die 28 SPD-Thesen
zum Umgang mit der PDS publiziert. Nachstehend wird
eine Replik von Horst Dietzel und Wolfgang Gehrcke
auf diese Thesen unter der Überschrift ››Das fehlende
SPD-Selbstbewußtsein« abgedruckt.
DOKUMENT 3

2. Mai
Die »Leipziger Volkszeitung« zitiert aus der Rede Gre-
gor Gysis zum Auftakt des bundesweiten Wahlkamp-
fes in Leipzig: »Sowohl die Grünen als auch die SPD
haben über uns Papiere verfaßt. Wir sind wer! Die SPD
hat sogar 28 Thesen niedergeschrieben. Soviel würde
mir zu dieser Partei gar nicht einfallen.« (››Leipziger Volks-
zeitung« vom 2. Mai 1994. S. 3.)

3. Mai
Im einem vom »Neuen Deutschland« verbreiteten In-
terview erklärt Lothar Bisky auf die Frage, welchen
Einfluß die ››Anti-PDS-Thesen« der SPD auf sein Ver-
hältnis zum brandenburgischen Ministerpräsidenten
Manfred Stolpe habe: ››Die Thesen sind ja nicht von
Stolpe. Ich übcrbewerte sie nicht. Bei der SPD, zu-
mindest in Brandcubtırg gibt es übrigens eine Art Ar-
beitsteilung. Stolpe, auch ein paar andere, sind da et-
was zurückhaltender als etwa der Landesvorsitzende.
Es wird also in zwei Sprachen geredet, vielleicht auch
ge_daCht.« (››Neues Deutschland« vorn 3. Mai. 1994. S. 12.)

9. Mai -
Unter der Überschrift ››Ich habe meinen Kopf«, ver-
öffentlicht der ››Spiegel« ein Interview mit Rudolf
Scharping. Auf die Frage nach den Siegeschancen für
die SPD antwortet er: ››Die Chancen der SPD steigen
eher.« Das Verhältnis zwischen SPD und PDS spiele
unter diesem Blickwinkel keine Rolle. (››DerSpiegel«. Nr.
19,1994.s.2sffi) '
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Mitte Mai
Umfragen zu den Wahlen ergeben, daß die SPD ihren
Vorsprung zur Regierungskoalition verliert. Die Verlu-
ste kommen im Westen den Grünen zugute, im Osten
der PDS.

23. Mai
Zum Fall Manfred Uschner, ehemaliger Mitarbeiter
Hermann Axens im ZK der SED, berichtet der »Spie-
gel«, daß seinem Wunsch, SPD-Mitglied zu werden,
noch immer nicht nachgekommen sei. Zu den Kon-
takten von SPD-Politikern zu ehemaligen SED-Mitglie-
dern heißt es: »Zwar betonen die SPD-Oberen in Bonn
und Berlin immer, 'die Partei wolle Ex-SEDler nicht
gezielt anwerben. Seit Jahren aber halten SPD-Spit-
zenpolitiker wie Wolfgang Thierse oder der Chef des
Berliner Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung, Axel
Schmidt-Goedelitz, intensive Kontakte zu früheren
Eiflh6llSSOZl8llSißfl.<< (»Der Spiegel«. Nr. 21, 1994. S. 47.)

12. Juni 2
Bei den Europawahlen können CDU und CSU gegen-
über 1989 leichte Gewinne erzielen (plus 1%), die SPD
mußte Verluste hinnehmen (minus 5,1%). Die PDS kam
Bundesweit erstmals auf 4,7%.

Bei den Kommunalwahlen erhält die SPD in Meck-
lenburg-Vorpommern 25,6% der Wählerstimmen (die
PDS 24,3%), in Sachsen 21,6% (die PDS 16,3%), in
Sachsen-Anhalt 29,7% (die PDS 18,2%) und in Thü-
ringen 26,1% (die PDS 15,7%).

Im »Neuen Deutschland« wird zu dem Ergebnis
der Europawahlen festgestellt: »Wären gestern Bun-
destagswahlen - das Ergebnis hätte kaum fataler aus-
fallen können: Die Regierungsparteien gingen der Mehr-
heit verlustig. [...]- Die Oppositionsparteien sind bei
fortdauernder Ausgrenzung der PDS aber auch nicht
mehrlieitsfähig« Weiter heißt es zum guten Abschnei-
den der PDS: »Eine Stimme für die Partei links von
der SPD muß nicht mehr als verlorene Stimme an-
gesehen W6t'dCn.<< (››Neues Deutschland« vom 14. Juni 1994.
s.3)

Auf die Frage, ob die PDS nur eine radikalere Vari-
ante der SPD sei, erläutertLorharBı`s/ey: »Keineswegs
Wir haben Politikfelder, auf denen wir uns sehr deut-
lich inhaltlich von der SPD unterscheiden. Etwa bei
Out-of-area-Einsätzen der Bundeswehr, beim_Paragra-
phen 218, in unserer Haltung zur Asylproblematik und
einer Reihe auch sozialpolitischer Fragen. Insofern ist
der Versuch der SPD, unentwegt zu betonen, wir sei-
en eigentlich Sozialdemokraten, seit langem hinfällig.
Genau deshalb werden wir neben der SPD gewählt.«
(››junge Welt« vom 14. Juni 1994.)

15. Juni: \
Der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Bun-
destagsfraktion, Uwe Küster, plädiert für eine ››weiche«
Linie gegenüber der PDS. Die ››Todschlags-Argumen-
tation« solle man der CDU überlassen. Küster: meint:
»Eine Stigmatisierung der PDS-Mitglieder als Ewig-
gestrige wäre mit hoher Wahrscheinlichkeitkontrapro-
CltIl(tiV.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 15. Juni 1994.)

16.Juni
Friedrich Schorlemmer (SPD) schreibt in ››Die Wo-
che«: ››Die Symbolfiguren der PDS wie Gregor Gysi
und Lothar Bisky haben sich als demokratische Sozia-
listen profiliert.« Die PDS stelle gegenwärtig keine
»linksextreme Partei dar, die platt mit Rechtsextremen
zu vergleichen ist. Solange die PDS sich an die demo-
kratischen Spielregeln hält, werden Demokraten mit
ihr streiten müssen und mit sachlichen Leuten auch
sachlich arbeiten. Eine Zusammenarbeit vor Ort in
Sachfragen wird unumgänglich. Die SPD ist aber in
einer nicht beneidenswerten Lage. Sie würde in der Luft
zerrissen werden, wenn sie sich der PDS nähert. Da
wittert man sogleich Volksfront, und vielen SPD-Wäh-
lern würde ein Zusammengehen kaum vermittelbar sein.
Andererseits wäre es absurd, die PDS als Hauptgegner
zu erk1ären.« (››Die Woche« vom 16. Juni. 1994. S. 6.)

Wolfgang Thierse, stellvertretender Vorsitzender der
SPD, bekräftigt, daß Koalitionen mit der PDS für ihn
nicht in Frage kommen. Im Hinblick auf die bevorste-
henden Stichwahlen in mehreren ostdeutschen Kom-
munen schlägt er den anderen Parteien vor, gegensei-
tig ihre Bewerber zu unterstützen, sofern sie einem
PDS-Kandidaten gegenüberstehen. (››Die.Welt« vom 16.
Juniı994)

Nach einem möglichen Bündnis mit der PDS oder
mit der CDU in Sachsen-Anhalt, erklärt Reinhard
Höppner (SPD), daß es nach den Landtagswahlen am
26. Juni keinen Koalitionsvertrag mit der PDS geben
könne. Sie sei in ihrem Kern eine »alte Kaderpartei<<
und eine Koalition mit ihr würde »in Deutschland nie-
mand verstehen<<. Mit der CDU könne man reden und
versuchen, ein Konzept zu finden, daß beide Parteien
vertreten können. (››Die Woche« vom 16. Juni 1994. S. 6.)

17. Juni
Der Ministerpräsident Thüringens, Bernhard Vogel
(CDU) fordert die thüringische SPD zu einem Anti-
PDS-Bündnis auf.

An die Adresse der SPD gerichtet, heißt es in der
»Frankfurter Allgemeinen Zeitung«: »Es wäre zu wün-
schen, daß die SPD aus diesen Kommunalwahlen nicht
nur den Schluß zöge: die PDS stört, sondern; wie kon-
kret und wie konsequent muß Opposition sein, damit
Sie das W2lhlV0ll( ÜberZ.6ugt.<< (››Frankfurter Allgemeine
Zeitung« vom 17. Juni 1994. S. 5.)

Für Thomas Krríiger, Berliner Jugendsenator der
SPD kann eine Zusammenarbeit seiner Partei mit der
PDS im Osten die Gefahr der Vereinnahmung von So-
zialdemokraten durch die PDS mit sich bringen.
DOKUMENT 4

20. Juni
In der »Leipziger Volkszeitung« wird zu den wahl-
taktischen Uberlegungen der SPD in Sachsen unter
anderem ausgeführt: »Zwar ist es den Sozialdemokra-
ten nach internen Erhebungen gelungen, durch Kunckels
moderaten Umgang mit CDU-Premier Kurt Biedenkopf
Stimmen von der CDU zur SPD zu ziehen, in gleicher
Höhe aber haben die Sozialdemokraten an die PDS ver-
loren. Diese Stimmen ließen sich nicht zurückgewin-
nen, da ist man sich in der Parteiführung sicher, wenn



›die SPD jetzt auf Schmusekurs zur Regierung geht<.«
(››Leipziger Volkszeitung« vom 20. .luni 1994. S. 4.)

RolfReißı`g gegenüber dem ››Spielgel« zu den Chan-
cen der SPD, der PDS Stimmen abzujagen: ››Im lau-
fenden Superwahljahr ist die Chance minimal. Das liegt
aber nicht an der Stärke der PDS, sondern an der stra-
tegischen Schwäche der SPD in den neuen Bundes-
ländern. Die Sozialdemokraten sind heute eigenartiger-
weise längst nicht mehr so populär, wie sie das in der
DDR-Bevölkerung waren.« Die Abschottung der SPD
gegenüber ››reformwilligen Einheitssozialisten« sei ein
großer Fehler gewesen. (››Der Spiegel« Nr. 25, 1994. S. 27.)

Die »Leipziger Volkszeitung« bemerkt zum „Verhält-
nis zwischen SPD und PDS in Sachsen: Die Losung
des SPD-Chefs in Sachsen, Karl-Heinz Kunckel, eine
schärfere Gangart gegen die PDS einzuschlagen, wer-
de im Freistaat unterlaufen. »Draußen im Lande set-
zen Sozialdemokraten längst auf linke Zusammenar-
beit. Die von Kunckel wegen ›ihrer populistischen Pa-
rolen< ins Abseits gestellte PDS wird als willkomme-
ner Mehrheitsbeschaffer akzeptiert.« (»Leipziger Volks-
zeitung« vom 20. Juni 1994. S. 4.) _

22. Juni
RudolfScharping erklärt in seiner Rede auf dem Wahl-
parteitag in Halle/S. zur PDS, diese sei erst durch die
Politik der CDU gestärkt worden und führt dann aus:
››Ich weiß, es gibt Menschen`in Deutschland, die hof-
fen, mit ihrer Stimme für die PDS etwas verändern zu
können. Ich kann die Gründe für Protest nachvollzie-
hen, und wer wollte bestreiten: Protest ist legitim in
der Demokratie und hier und da notwendig. Aber bei
Wahlen nutzt der Protest alleine nichts, es muß der
feste Wille zur neuen Gestaltung, zur Veränderung, zur
Verbesserung hinzukommen. [. _ _] Und wer glaubt, daß
sich in Deutschland irgend etwas verändern und ver-
bessern läßt mit der PDS, der ist auf dem l-lolzweg,
das wird nicht geschehen - helft der sozialen Demo-
kratie, also der Sozialdemokratiel« (Rudoıfseharpingı Für
den demokratischen Wechsel. Hrsg. vom Vorstand der SPD. Bonn
i994.s.9) 3

Rudolf Scharping wiederholt in einem Interview
mit der »Leipziger Volkszeitung«, daß derjenige, der
eine Wende in der Politik wolle, die SPD, nicht aber
die PDS wählen solle. Scharping: »Aber Politik heißt
verändern, kein festhalten. Das geht nur mit der SPD
- mit der PDS als Partei wird niemand zusammenar-
beitet1.« (»Leipziger Volkszeitung« vom 22. Juni 1994. S. 3.)

Das »Neue Deutschland« publiziert ein Streitge-
spräch zwischen dem stellvertretenden SPD-Vorsitzen-
den Wolfgang Thierse und dem Bundestagskandidaten
der Linken Liste/PDS Gerhard Zwerenz (parteilos).
DOKUMENT 5  

23. Juni `
In einer vom »Neuen Deutschland« veröffentlichten
Wahlanalyse des Wahlkampfleiters der PDS wird kon-
statiert, die PDS sei »kein Auslaufmodell«, habe aber
das Ziel, bei den Europawahlen, die 5-Prozent-Hürde
zu überspringen, nicht geschafft. ››Die 5-Prozent-Hürde
bewirkt psychologisch und politisch zusammen mit den
entsprechenden Kampagnen der Medien sowie von SPD
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und Bündnis 90/DieGrünen, daß potentielle linke Wäh-
lerinnen und Wähler das ›kleinere Übel< wählen, weil
sie fürchten, ihre Stimme für die PDS sei ›verloren<.«
(››Neues Deutschland« vom 23. Juni 1994. S. 8.)

Bayerns Innenminister Günther Beckstein (CSU)
fordert: ››Die Republikaner muß man gewinnen, die PDS
Verbieten.« (»Neues Deutschland« vom 23. Juni 1994. S. 3.)

Laut einer Forsa-Umfrage findet ein Viertel die PDS
für koalitionswürdig. Im Osten seien dies 49% der Be-
fragten und im Westen 19%.

24. Juni .
»Die__Zeit« bringt einen Artikel von Klaus Hartung mit
der Uberschrift: ››Sozis im Dilemma. Die SPD findet
keinen Weg, der Konkurrenz von links zu entgehen«.
DOKUMENT 6

26. Juni
In Sachsen-Anhalt finden vorgezogene Landtagswah-
len statt. SPD und PDS haben gegenüber den Land-
tagswahlen von 1990 leichte Gewinne zu verzeichnen.
Die SPD erhält 34,4% der Wählerstimmen (1990 26%
und die PDS 19,9% (1990 12%).

27. Juni
Horst-Dieter Brähming wird als erster PDS-Bürger-
meister einer bundesdeutschen Stadt in Hoyerswerda
gewählt.

Bundespräsident Rich.ard von Weizsäcker ruft die
demokratischen Parteien dazu auf, keine Ausgrenzungs-
politik gegenüber den Wählern der PDS zu betreiben.
Er empfiehlt, sie zu fragen, warum sie PDS wählen,
statt von außen darüber zu spekulieren. Der parlamen-
tarische Geschäftsführer der SPD-Bundestagsfrakti-
on unterstreicht, daß die PDS für die SPD Gegner und
fliem8lS ein Partner Sei. (»Sächsische Zeitung« vom 27. Juni
1994)

CDU-Generalsekretär PeterHintze verdeutlicht, daß
»jede Art von Zusammenarbeit mit der PDS eine Tor-
heit, ein Verstoß gegen den CDU-Parteitagsbeschluß
und parteischädigendes Verhalten« ist und zum Aus-
schluß aus der CDU führen müsse. (››Süddeutsche Zei-
tung« vom 27. Juni 1994.) .

28. Juni -
Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« berichtet: »Für
die demokratischen Parteien tut sich da ein Dilemma
auf: eine sich als ›ausgegrenzt< ausgehende PDS könnte
blühen und wachsen, ein Eingehen auf die PDS würde
die Partei seriös werden lassen. Bei der SPD sind schon,
das verdient Aufmerksamkeit, Wendungen zu hören
wie die, man sollte zwar mit der Partei PDS nicht spie-
len, dürfe aber ihre Wähler nicht ›ausgrenzen<. Das
geht nicht, mit Wählern muß man rechnen.« (»Frank-
furter Allgemeine Zeitung« vom 28. Juni 1994. S, 1.)

29.Juni
Im »Neuen Deutschland« erscheint der Beschluß des
Parteivorstandes der PDS zur Vorbereitung der Bun-
destags- und Landtagswahlen. Darin heißt es: ››Die Wahl
der PDS istjedoch mehr als die Wahl eines - dringend
erforderlichen - Regierungswechsels, sie ist die Wahl
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einer alternativen Politik und richtet sich gegen die
konservative Hegemonie, die inzwischen bis in die SPD
l'ıit'teittt'eiCl1i.<< (››;\ieucs Deutschland« vom 29.Juni 1994. S. 5.)

30. Juni
Laut einer infas-Umfrage meinen in Ostdeutschland
68% der Befragten, die PDS sei eine demokratische
Partei, in Westdeutschland hingegen nur 22%.

Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« verbreitet
einen Kommentar zum Thema ››Volksfront<< zwischen
SPD und PDS und stellt fest: »Daß linkes Blockfühlen
bis weit in die SPD hinein mehr zählt als die Gemein-
samkeit der Demokraten, kann man in Berlin und. an-
derswo vielfach studieren. [. _ .] Immer konnte hier die
PDS ihren Standpunkt weit oder ganz durchsetzen,
weil eine mächtige SPD-Linke mit ihr übereinstimmt.
In Berlin agiert in solchen Angelegenheiten eine ver-
schleierte Sperr-Majorität - bald vielleicht auch in meh-
reren neuen Bundesländern, möglicherweise gar der-
einst im BLmdeSt8g.<< (»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
3o.Juni1994.s. 1.) A

Gregor Gysi, Chef der PDS-Bundestagsgruppe, be-
kräftigt gegenüber der »Berliner Zeitung« das Bestre-
ben seiner Partei, eine Mehrheit links von der CDU zu
suchen. »Wir haben gesagt, wir sind bereit, einen SPD-
Kanzler zu wählen<<. Die SPD ließe sich allerdings von
der CDU disziplinieren und denke nicht einmal ernst-
haft über eine Mehrheit links von der CDU nach. (››Ber-
liner Zeitung« vom 30. Juni. 1994.)

Der stellvertretende SPD-Vorsitzende, Wolfgang
Thierse, schließt in einem Interview Koalitionen, Bünd-
nisse und Tolerierungsabkommen mit der PDS aus und
unterstellt dieser Partei, gemeinsam mit der CDU linke
Reformprojekte zu verhindern.
DOKUMENT 7 e 8

Anfang Juli
Nach Auffassung Joachim Raschkes steht Rudolf
Scharping für einen Kurswechsel der SPD von »Mitte-
Links nach Mitte-Rechts«. Innerhalb der SPD stehe er
für einen Zwang zur Geschlossenheit und einer Redu-
zierung von Alternativen. Mit ihm seien zwar noch
Reformen zu machen, aber die SPD habe aufgehört, eine
Reførmpartei Zu Sein. (J. Rasclike: Aufdem Weg zur Minimal-
partei. ln: Blätter für deutsche und internationale Politik. Heft 7,
1994. S. 800 ff)

ıı.

1. Juli
Joschka Fischer (Bündnis 90/Die Grünen) führt ge-
genüber dem »Neuen Deutschland« aus, die PDS bringe
Helmut Kohl die Mehrheit und wirke ungewollt CDU-
stabilisierend. Es wäre falsch, den Reformkräften in-
nerhalb der Partei einen Bruch zur SED nicht zuzu-
trauen. »Ich sehe«, so Fischer, ››in der PDS keine
Schmuddelkinder, sondern ich sehe in der PDS eine
Sammlungspartei in Ostdeutschland, wo Neues und
sehr viel Altes zusammengeht. Für Sachsen-Anhalt sei
die ››sauberste Lösung« eine Koalition von SPD und
PDS. (››Neues Deutschland« vom 1. Juli 1994. S. 3.)

2./3. Juli
Die CSU eröffnet ihren Wahlkampf zu den Landtags-

und Bundestagswahlen mit dem Vorwurf an die SPD,
sie gehe zur PDS auf ››Volksfront-Kurs«. Edmund
Stoiber erklärt die PDS zur «deutschen Schande«. Theo
Waigel sieht in der SPD einen »Handlanger der Salon-
bolschewisten« (»Neue zeit« vom 4. Jiu 1994. s. 1/2.)

3. Juli:
Die Bonner Koalitionsparteien CDU, CSU und FDP
protestieren gegen die Absicht der SPD, an der Rot-
Grünen Minderheitsregierung festzuhalten. Reinhard
Höppner kann in Sachsen-Anhalt nur mit aktiver Un-
terstützung der PDS zum Regierungschef gewählt
werden. Nach den Landtagswahlen hatten die CDU
37, die SPD 36, die PDS 26 und Bündnis 90/Die Grü-
nen fünf Mandate im neuen Landtag erhalten. (››Frank-
furter Allgemeine Zeitung« vom 4. Juli 1994. S. 1.)

5. Juli
Petra Sitte, Spitzenkandidatin der PDS in Sachsen-
Anhalt, hält an den Bestrebungen fest, auch nach der
Ablehnung des Tolerierungsangebotes durch die SPD,
eine CDU-Regierung in Magdeburg zu verhindern.
DOKUMENT 8

6. Juli
Der Vorsitzende des SPD-Parteirates und Landesvor-
sitzender der SPD in Mecklenburg-Vorpommern Ha-
rald Ringstorff äußert sich gegenüber dem »Neuen
Deutschland« positiv über die Kommunalpolitik der
PDS. Er schließt eine Zusammenarbeit mit ihr nicht
aus, macht dies aber davon abhängig, daß sich die PDS
von ihrer Kommunistischen Plattform und ihren »sta-
linistischen Altkadern« trennt.
DOKUMENT 9

8. Juli
Der brandenburgische Landtagspräsident Herbert
Knoblich (SPD) kritisiert die Auseinandersetzung sei-
ner Partei mit der PDS als zu ››oberflächlich«. Das
››Unwohlsein« der Parteien gegenüber der PDS rühre
vor allem daher, daß niemand genau wisse, wie mit ihr
umzugehen sei. Eine Zusammenarbeit mit ihr könne er
SiCh I1lChtVOI'Stellen. (»Märkische Allgemeine« vom 8. Juli 1994.
s. 3.)

9. Juli
Die »junge Welt« beobachtet eine leichte Kurskorrek-
tur der SPD gegenüber der PDS. Der neue Kurs laute
jetzt: »Wandel durch Annäherung [...] Aber noch hat
der Tanker SPD seine volle Manövrierfähigkeit gegen-
über der PDS nicht erreicht.« Zu lange habe die SPD
selbst aktiv an dem Bild, daß die PDS des Teufels sei,
mitgestickt. Zudem sei der Handlungsspielraum der
SPD durch die Volksfrontkampagne der CDU einge-
engt worden. Bei einer engen Zusammenarbeit mit der
PDS drohe allerdings der rechte Rand der SPD weg-
zubrechen. (››junge Welt« vom 9. Juli 1994. S. 21.)

11. Juli
Die brandenburgische Sozialministerin Regine Hilde-
brand (SPD) warnt davor, die PDS weiter zu verteu-
feln. Diese Kampagne werde ihren Einfluß weiter stär-

,a



ken. Sie bezeichnet die PDS als Hauptgegner der SPD.
(››Süddcutsche Zeitung« vom ll. Juli 1994.)

››Der Spiegel« veröffentlicht eine Betrachtung von
Klaus von Dohnanyi (SPD) über das »Magdeburger
Modell« sowie ein Streitgespräch zwischen Angelika
Merkel (CDU) und Harald Ringstorff(SPD) über PDS
und SPD in Mecklenburg-Vorpommern.
DOKUMENT 10/11

15. Juli
Der Historiker Hermann Weber stellt in der ››Zeit« ei-
nen historischen Exkurs über den originären Volksfront-
gedanken vor und wendet sich damit gegen,dessen
Verfälschung im laufenden Wahlkampf.
DOKUMENT 12

Hinsichtlich der Suche nach alternativen wirtschafts-
politischen Konzepten, so eine in der ››Zeit« veröffent-
liche Analyse, nähere sich -die PDS dem linken Spek-
trum der SPD an. (»Die,Zeit« vom 15.Juli 1994. S. 17.)

Der ostdeutsche Theologe und SPD-Politiker Ri-
chard Schröder bezeichnet die PDS als »hemmungslos
populisrisch« („ote zeit« vom is. nur 1994. s. s.)

Niedersachsens Ministerpräsident Gerhard Schrö-
der warnt Vor einer Verteufelung der PDS. Er befürchte,
laut »Leipziger Volkszeitung«, die PDS fasse sonst im
Westen Fuß und werde ››zu einer Kultpartei derjungen
Leute<<. (››Leipziger Volkszeitung« vom 15. Juli 1994. S. 2.)

Die ››WirtschaftsWoche« publiziert eine`n Artikel
Richard Schröders zur PDS. Er sieht im Wohlverhal-
ten der PDS gegenüber der SPD-Regierung .=inSach-
sen-Anhalt die Gefahr, Wählerstimmen im Westen zu
verlieren.
DOKUMENT 13

»Neues Deutschland« veröffentlicht ein Interview mit
Wolfgang Thierse. Er spricht sich zwar gegen eine
Dämonisierung der PDS aus, betont aber zugleich, daß
PDS-Wahlerfolge eindeutige, handlungsfähíge Reform-
mehrheiten in der BRD verhindern. '
DOKUMENT 14 '

16. Juli
Politiker von CDU und FDP aus den neuen Bundeslän-
dern ersuchen ihre Bonner Parteizentralen, ihre Wahl-
kampfstrategie gegen SPD und PDS nicht länger auf
››Volksfront«-Vorwürfe aufzubauen. (»Fra`iıl<furter Allge-
meine Zeitung« vom 16. Juli 1994. S. 2.)

18. Juli
ErhardEppler äußert sich im »Spiegel« über das »Mag-
deburger Modell« und das »fossile Ärgernis« PDS.
DOKUMENT 15

20. Juli `
Günter Verheugen erteilt der Idee, die Mitglieder seiner
Partei zum Verhältnis der SPD zur PDS zu befragen,
eine Abfuhr. Dazu bestehe kein Handlungsbedarf. Eine
Zusammenarbeit mit der PDS werde es nicht geben.
(››Ncues Deutschland« vom 20. Juli 1994. S. 5.)
Reinhard Höppner (SPD) nimmt gegenüber der
»Frankfurter Rundschau« zum Vorwurf Stellung, er
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würde die »kommunistische PDS« hoffähig machen,
falls er sich als Ministerpräsident von ihr tolerieren ließe.
DOKUMENT 16

22. Juli ,
Mit überwältigender Mehrheit billigt der Bundestag
militärische Einsätze der Bundeswehr in Gebieten au-
ßerhalb des Territoriums von NATO-Mitgliedsstaaten.
Von den sozialdemokratischen Abgeordneten enthiel-
ten sich 14 der Stimme, 32 von ihnen stimmten mit
Nein. Die PDS-Gruppe votierte geschlossen dagegen.

23. Juli
PDS-Vorsitzender Lothar Bisky äußert sich in einem
Interview zur Tolerierungspolitik und zum Opposi-
tionsverständnis seiner Partei.
DOKUMENT 17

Unter der Fragestellung ››Tolerieren, Opponieren, Ko-
alieren?« veranstaltet die Berliner PDS ein Hearing. Der
Fraktionsvorsitzende im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern, Johannes Scheringer, meint, die Un-
terstützung von SPD-Landräten und -Bürgermeistern
habe dazu beigetragen, den Einfluß der CDU zurück-
zudrängen, so daß die SPD jetzt über eine Minderheits-
regierung in Mecklenburg-Vorpommern nachdenken
könne. Der parlamentarische Geschäftsführer der bran-
denburgischen PDS-Fraktion betont, daß eine Zusam-
menarbeit mit der PDS nicht zu einem Nulltarif zu ha-
ben sei. Auch Harald Wolf, der für die PDS im Berliner
Abgeordnetenhaus sitzt, warnt davor, sich von der SPD
ein Stillhalteabkommen aufzwingen zu lassen. Der stell-
vertretende Vorsitzende der PDS, Wolfgang Gehrcke,
plädiert für eine aktive Unterstützung möglicher SPD-
Regierungen. Die Frage für die PDS sei, soll sie sich
an der Staatsmacht beteiligen oder den konsequenten
Ausbau einer gesellschaftlichen Gegenmacht vorantrei-
ben? (»Neues Deutschland« vom 25. Juli 1994. S.,5.)

29. Juli
RobertLeicht kommentiert die Auswirkungen der von
der PDS tolerierten Rot-Grünen Minderheitsregierung
in Sachsen-Anhalt für die Bundestagswahl.
DOKUMENT 18

Ende Juli
Laut einer Forsa-Umfrage habe die ››Rote-Socken«-
Kampagne von CDU-Generalsekretär PeterHintze ge-
gen die SPD. erste Erfolge gebracht. Die SPD sei in
der Wählergunst gefallen, die CDU hingegen gestie-
gen.

Anfang August r '
Die Zeitschrift ››Die Neue Gesellschaft«, die von der
SPD nahen Friedrich-Ebert-Stiftung herausgegeben
wird, veröffentlicht einen Artikel von PatrickMoreau,
in dem er vor der PDS als linksextremistischer Partei,
die dem Kommunismus nicht abgeschworen habe,
warnt. Er empfiehlt: ››Die deutsche Demokratie Sollte
ihren antiautoritären Konsens erneuern und neben der
rechtsextremen auch die reale linksextreme Gefahr
wahrnehmen. (Die Neue Gesellschaft-. Heft 8, 1994. S. 705.)
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Für Tilman Fichter, Berliner SPD-Vorstandsmitglied,
stehe eine kritische Auseinandersetzung mit der PDS
auf der Tagesordnung. ››Die bisher vorherrschende
Sprachregelung der Koexistenzpolitik bedarf«, so Fich-
ter, »dringend einer Korrektur« (Ebenen. S. 715.)

1. August
In einer im »Spiegel<< veröffentlichten Wahlkampf-
hetrachtung wird festgestellt, daß die CDU die PDS im
Kampf gegen die Sozialdemokraten instrumentalisiere.
Die Unterschiede zwischen CDU und SPD seien »bis
zur Austauschbarkeit« verwischt, wird als Begründung
angegeben. Die antikommunistische Propaganda habe
aber nur im Westen den erwarteten Erfolg. (››Der Spie-
gel«. Nr. 31, 1994. S. 22ff.)

In einem »Spiegel«-Interview nimmt Gregor Gysi
zu den Angriffen auf die PDS Stellung. A
DOKUMENT 19 .

»Neues Deutschland« doktimentiert den Brief des Vor-
sitzenden der CDU /CSU-Bundestagsfraktion Wolfgang
Schäuble, in dem dieser die SPD wegen ihres Verhält-
nisses zur PDS angreift und vor einer »Heimsuchung«
durch ein Linksbündnis warnt.
DOKUMENT 20

2. August -
Gerhard Zwerenz, Bundestagskandidat auf der offenen
Liste der PDS, legt die Gründe seiner Kandidatur für
die PDS dar. Sie stehen stellvertretend für alle ehema-
ligen SPD-Mitglieder bzw. -Sympathisanten, die sich
der PDS zugewandt haben.
DOKUMENT 21

Michael Müller, Vorsitzender des SPD-Ortsvereins
Leipzig-Mitte, wendet sich in einem »Offenen Brief an
alle Mitglieder der SPD und PDS in Deutschland«.
DOKUMENT 22

5. August _ l
Einer in der ››Zeit« veröffentlichten Wahltrendanalyse
zufolge, hat die SPD im Juli gegenüber dem Vormonat
Mai 8% der Wählerstimmen eingebüßt, für die PDS
wurden erstmals vier Prozent der Wählerstimmen er-
mittelt. (»Die Zeit« vom 5. August 1994. S. 8.) '

A

6. August
Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« gibt eine Betrach-
tung Egon Bahrs zum Verhältnis zwischen SPD, PDS
und Bündnis 90/Die Grünen wieder. Bahr spricht sich
darin für eine Aussöhnung zur Vollendung der inneren
Einheit aus, die Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner
Regierungserklärung 1990 bereits gefordert hatte.
DOKUMENT 23 '

Die SPD Sachsens eröffnet in Chemnitz ihren Wahl-
kampfzur Landtagswahl am 11.September. SPD-Chef
Karl-Heinz Kunckel kündigt ein Parteiverfahren gegen
den Bundestagskandidaten Michael Müller aus Leip-
zig an, der sich in einem »Offenen Brief« füreine Zu-
sammenarbeit mit der PDS aussprach. Michael Mitl-
ler werden bis zur Entscheidung über einen Parteiaus-

W

schluß die Mitgliedsreehte entzogen. (»Leipziger Volks-
zeitung« vom 8. August 1994.)

9. August
Der Dresdener Landtagskandidat der SPD, Uwe Eckart
Böttgeı; erklärt: »Wenn die PDS bereit ist, nicht popu-
listisch, sondern ebenfalls konstruktiv gegen den Ab-
bau sozialer Rechte in Sachsen anzukämpfen, sind ver-
schiedene Formen der parlamentarischen Zusammen-
arbeit zwischen SPD und PDS denkbar.« (»junge Welt«
vom 9. August 1994. S. 6.)

»Neues Deutschland« druckt eine Stellungnahme
von Joachim Bischoff und Michael Schumann zum
Verhältnis zwischen SPD und PDS ab.
DOKUMENT 24

11. August
Die ostdeutschen Landes- und Fraktionschefs der SPD
verabschieden in der sächsischen Hauptstadt ein Posi-
tionspapier zum Umgang mit der PDS, die »Dresdner
Erklärung der SPD: Die Chancen der Einheit endlich
nutzen«.
DOKUMENT 25 1

12. August
Thomas Kuczynski kritisiert das Bestreben der SPD,
eine ››neue nationale Front« rechts von der PDS zu
formieren, um zu verhindern, daß die PDS über drei
Direktmandate in den Bundestag ziehen kann, und
meint, dies schade nicht der PDS, sondern der SPD
selbst. Wenn die SPD die absolute Mehrheit der CDU/
CSU verhindern wolle, ››so muß sie sich im Wahlkampf
ein ganz anderes Betätigungsfeld suchen als die jetzi-
gen PDS-Wählerinnen und -Wähler, nämlich die ›Par-
tei< der Nichtwähler«. Damit, so Kuczynski, würde die
SPD der Demokratie einen Dienst erweisen. (››Freitag«
vom 12. August 1994. S. 5.)

13. August
Hans Modrow (PDS) gibt eine erste Erklärung zum
Dresdener Positionspapier der SPD ah, die im »Neuen
Deutschland« veröffentlicht wird.
DOKUMENT 26

14. August
Peer Horsching, Vorsitzender der sächsischen Jung-
sozialisten wendet sich gegen eine Kriminalisierung der
PDS und ihrer Mitglieder. Seiner Ansicht nach dürfe
sich die SPD einer Zusammenarbeit mit der PDS nicht
verschließen, wenn sozialdemokratische Ziele verwirk-
licht werden S0lleI1. (»Leipziger Volkszeitung« vom 15. Au-
gust 1994.)

15. August
Ein »Spiegel«-Beitrag thematisiert die gegensätzlichen
Standpunkte innerhalb der SPD zum Verhältnis der So-
zialdemokraten zur PDS.
DOKUMENT 27

Dem Leipziger Pfarrer MichaelMiiller (SPD) wird auf
einer Wahlkreiskonferenz sein bisheriges Direktman-
dat für die Bundestagswahl entzogen, weil er mehr-
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fach für eine vereinigte Linke plädierte, die neben der
SPD auch die PDS umfassen solle. (››Neues Deutschland«
vom 17. August 1994. S. 5.)

Mitte August
HelmutKohl bezeichnet die PDS auf seiner Wahlkampf-
tour im Osten Deutschlands wiederholt als ››rotlackierte
Faschisten«. Damit greift er Worte des ehemaligen SPD-
Vorsitzenden Kurt Schumacher auf, die dieser in seiner
Rede am 30. März 1930 auf einer Reichsbanner-Konfe-
renz in Eßlingen zur Titulierung der KPD gebrauchte.

19. August ._ .
Laut SPD-Bundesgeschäftsführer Günter Verheugen
lehne die SPD Absprachen mit der CDU, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen zur Verhinderung von PDS-
Mehrheiten bei den Bundestagswahlen ab. Damit rea-
giert er auf Überlegungen Joschka Fischers (Bündnis
90/Die Grünen), daß Kanzler Kohl samt Koalition im
Bundestag keine Mehrheit hätte, wenn die PDS nicht
in den Bundestag einzöge. Auch Ludger Vollmer (Bünd-
nis 90/Die Grünen) verwirft Fischers Überlegungen
als ››abSLlt'Clel'l Unslnn<<. (»Frankfurter Allgemeine Zeitung«
und »Leipziger Volkszeitung« vom 19. August 1994.) '

20. August
Gregor Gysi weist in einem Interview den Vorwurf der
SPD, daß PDS-Wähler indirekt Helmut Kohl wählen,
zurück.
DOKUMENT 28

21. August
Auf einer Klausurtagung der 32 PDS-Spitzenkandida-
ten für die Bundestagswahl in Bad Münstereifel wird
die Spekulation des SPD-Kanzlerkandidaten Rudolf
Scharping, der Versuch einer rot-grünen Regierung
nach den Wahlen am 16. Oktober könne scheitern,
zurückgewiesen. Die PDS werde einer solchen Regie-
rung nieht im Wege Stel1en.(››Frcitag« vom 22. August 1994.
s. 5.) t

23. August
Eine Gruppe sozialdemokratischer Politiker aus Ost-
deutschland und aus dem westdeutschen Gewerk-
schaftslager warnen vor einer Zusammenarbeit mit der
PDS. Die SPD-Gründungsmitglieder in_der ehemali-
gen DDR, Stefan Hilsberg und Gulzeit, verbreiten ei-
nen Appell unter dem Titel »Für ein klares Nein zur
PDS«. Darin heißt es: ››Die PDS ist eine post-totalitäre
Partei, die ihre totalitäre Vergangenheit weniger aufar-
beitet als Verletlgnet. (››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
24. August 1994. s. 2.)

25. August _
PDS-Abgeordnete des Brandenburger Landtages neh-
men Stellung zur »Dresdner Erklärung« der ostdeut-
schen Fraktions- und Landesvorsitzenden der SPD.
DOKUMENT 29

26. August ›
Die SPD führt eine Podiumsdiskussion unter dem The-
ma ››Auslaufmodell PDS - eine Standortbestimmung«
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durch. Die SPD-Bundestagsahgeordnete Angelika Bar-
be schärft zum Feindbild PDS ein: ››Wir müssen uns
den Vorstand der PDS ansehen, all diese Leute aus dem
Kommunistischen Bund, der DKP, die Trotzkisten und
kommunistische Plattform, und aufdecken was da ist.«
Diese Empfehlung stößt bei den Teilnehmern auf brei-
te Skepsis. Das Fazit der Veranstaltung: Die Schwä-
che der SPD ist eine.Stärke der PDS. (»Nettes Deutsch-
land« vom 29. August 1994. S. 5.)

Wolfgang Gehrcke, stellvertretender Vorsitzender
der PDS, teilt mit, seine Partei würde im Bundestag
für SPD-Chef Scharping stimmen, falls dieser als Kanz-
lerkandidat antreten sollte. Dies sei unabhängig davon,
Ob el' es WOlle Oder nieht. (››Frankfurter Allgemeine Zei-
tung« vom 27. August 1994. S. 1.)

27. August
Andre' Brie, PDS-Wahlkampfleiter, versichert gegen-
über dem »Neuen Deutschland«: ››Wir bekämpfen die
SPD nicht, sehen aber, daß sie das links-sozialistische
Spektrum freigegeben b8t.« (››Neues Deutschland« vom 27./
28. August 1994. s. 3.)

27./28. August ,
Der PDS-Vorsitzende\LotharBisky polemisiert auf dem
Wahlkongreß seiner Partei gegen die Gleichsetzung von
SED und NSDAP, PDS und Faschisten.
DOKUMENT 30

Anfang September
Der langjährige Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
sozialdemokratischer Juristen (1974 bis 1980) Rudolf
Wassermann sieht für das politische Spektrum links
von der SPD folgende Perspektive: »Nachdem das
Prinzip der antitotalitären Demokratie schon in den letz-
ten Jahren durchlöchert worden war (man denke an
die Kampagnen gegen die sogenannten Berufsverbo-
te), wird es nun vollends preisgegeben. Anseine Stelle
tritt eine Politik, die mit aller Schärfe gegen rechts vor-
geht, aber extreme Linke toleriert, ja ihr sogar das An-
sehen einer politikfähigen Partei verschafft. Es scheint,
wenn sich die derzeitigen Trends fortsetzen, nur noch
eine Frage der Zeit zu sein, bis ein linkes Lager for-
miert ist, das die SPD, die Grünen und die PDS um-
f2lßt.« (Mut. Forum für Kultur, Politik und Geschichte. Nr. 325,
1994.s.1sf)

Jürgen Reusch meint, die SPD sei daran interes-
siert, die PDS ››längerfristig durch Integration über-
flüssig Zu n'1aChel^l<<. (Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung.
Nr. 19, 1994. s. 10.)

1. September
MichaelMüller (SPD) begründet im »Neuen Deutsch-
land« seinen Vorschlag, mit der PDS zusammenzuar-
beiten. -
DOKUMENT 31

2./3. September
Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel führt in seiner Rede
auf dem CDU-Parteitag aus: Die SPD sei zu einer
››Volksfront mit den politischen Erben der SED bereit«.
Dies sei ››der schlimmste Bruch, den die SPD in ihrer

\
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mehr als 100jährigen Geschichte mit ihrer Identität voll-
zieht« und ››eine Schande für die SPD›› und ››eine
Schande für die Demokratie in Deutschland«. (»Bayern-
kurier« vom 10. September 1994. S. 18.)

5. September
Der Berater des SPD-Kanzlerkandidaten Rudolf Schar-
ping, JensReich, erklärt gegenüber dem ››Spiegel«, daß
er ››eine aggressive Ausgrenzungspolitik und einen
scharf polarisierten Wahlkampf gegenüber der PDS für
kontraproduktiv« halte. (»per spiegel« Nr. 36, 1994. s. 24.)

7. September ._ , "
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Hans-Ulrich Klose ver-
kündet im Bundestag, die SPD hegehe nicht den Feh-
ler, die PDS Wähler zu stigmatisieren, obwohlidie PDS
der Gegner der SPD auch nach den Wahlen bleiben
werde. Es sei nicht bewiesen, daß die PDS eine kom-
munistische Partei ist. (››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
s. september 1994. s. 9.) ` _

10. September ` _
Stefan Heym, Bundestagskandidat auf der offenen Li-
ste der PDS, nennt als einen Grund, warum er nicht bei
der SPD angeklopft habe: ››Das ist nicht die SPD, die
ich kannte und respektierte, nicht einmal mehr die Partei
Willy Bl'anClts«. (››Neues Deutschland« vom 10./11. September
1994.s.3)

11. September
In Brandenburg und Sachsen finden Landtagswahlen
Statt: _

Ergebnis der Landtagswahl in Brandenburg vom 11.Sept.1994

Parteı _ 1994 J
_ 1 :„_, _ lt -W _

19
90 _____ _

% Mandate 1 °/ Mandate
,

SPD l 54.1 ` 52 38 2
P05 j 13,7 te 13 4
CDU 1 18,7 18 29 4
Bündnis 90/Die Grünen 2,9 - 9 9
FDP l 2.2 - 6 6
Die Republikaner l 1.1 - 1 2
Bürgerbündnis 1 0 1 - -
Die Grauen 0 3 - -'
Freie Wähler 0.2 - _
DSU 0_2 - l 1 0
ÖDP 0.1 - ~'
sonstige 0,4 - 1 0.9
Wahlbeteiligung j ' 56.3 67.1

36
13
27

0'905

Ergebnis der Landtagswahl in Sachsen vom 11.Sept. 1994

Partei , 1994 teste
3/. ; WušeeeteiwiWW 7-/e Mandate

l Soziale Politik Sachsen t l

58,1 77 1 53.8
SPO 1 16.6 1 22 j 19.1
PDS ` 16.5 l 21 10.2
Bündnis 90/Die Grünen 4.1 ? - 5.6

CDU

FDP 1,7 - 5.3
Dıe Republikaner 1.3 - -
Neues, Forum Sachsen , 0,7 - -
DSU 0.6 1 - 3 6

tl Wahlbeteiligung
1 ._ _
j - 72.8

_, „ _„, 1 „ 1 _ _ l__ _ __

0,4
58,4

Q2
32
17
10
9

(Quelle: Meyers Jahresrcport 1994. Mannheim, Leipzig [u. a.] 1994.
s; [161].) e

SPD-KanzlerkandidatRudolfScharping weist die An-
sicht des ››Spiegels« zurück, Niedersachsens Minister-
präsident Schröder (SPD) habe Gregor Gysi angebo-
ten, Wohnungsbauminister in einer SPD-Regierung zu
werden. Laut ››Spiegel« soll Joschka Fischer (Bündnis
90/Die Grünen) gefordert haben, Gysi als Minister für
den Aufschwung Ost in eine Koalitionsregierung zu
berufen. („Nettes Dettteeıtıtuttı« vom 12. september 1994. s. 4.)

........_. ~e"'-

13. September
Sylvia-Yvonne Kaufmann (PDS) kommentiert in der
»jungen Welt«, die SPD habe in den letzten vier Jahren
versucht, eine »bessere CDU« zu sein und es könne
deshalb keinen »Blankoscheck« für ihre Politik geben:
››Ich habe immer den Eindruck gehabt, daß führende
SPD-Politiker versucht haben, die SPD durch Attak-
ken gegen die PDS bei der CDU hoffähig zu machen.«
(››junge Welt» vom 13. September 1994. S. 3.)

14. September
››Die Frankfurter Allgemeine Zeitung« gibt eine letzte
Trendmeldungen zu den Bundestagswahlen wieder. Die
CDU habe demnach an Wählergunst gewonnen, die
SPD dagegen weiter verloren. Erklärten in den Mona-
ten Februar/März noch 34% der Befragten im Westen
Deutschlands, die SPD gefalle ihr gut, so waren es
Anfang September nur noch 24%, im Osten sank die
Prozentzahl von 33 auf 27. (››Frankfurter Allgemeine Zei-
tung« vom 14. September 1994. S. 5.)

15. September
Zur Diffamierung der PDS-Mitglieder als ››rot1ackierte
Faschisten« durch Bundeskanzler Helmut Kohl schreibt
das »Neue Deutschland«: ››So tritt der Kanzler die SPD
gegen das Schienbein und schreckt sie mit dem Po-
panz der roten Gefahr der SED-Nachfolger PDS, im
Osten läßt die CDU-Nachfolgeorganisation CDU ge-
gen Andersdenkende verbal und mit Gummiknüppel
Ft'Ont m8Cl1en.›› (»Neues Deutschland« vom 15. September
1994. s. 5.)

16. September
Roland Claus, PDS-Landesvorsitzender in Sachsen-
Anhalt erläutert gegenüber dem »Neuen Deutschland«
die Haltung der PDS zur Rot-Grünen Minderheitsre-
gierung in Magdeburg. Die PDS werde trotz Tolerie-
rung einer solchen Regierung auf ihre eigene Politik nicht
verzichten.
DOKUMENT 32

19. September
Für Friedrich Schorlemmer (SPD) stellt der Anti-PDS-
Feldzug im Grunde eine Anti-SPD-Kampagne dar.
DOKUMENT 33

Der Fraktionschef von Bündnis 90/Die Grünen in Sach-
sen-Anhalt, Hans-Joachim Tschiche, erklärt in einem
Interview, daß auf Dauer für zwei Parteien links von
der SPD kein Platz sei. Er plädiert für ein enges Zu-
sammengehen mit der PDS und eine gemeinsame Dis-
kussion zu Reformprojekten einer linken Alternative.
(met spiegel... Nr. ss, 1994. s. 26/27.)

21. September - _
Der CDU-Generalsekretär Peter Hintze legt in einem
Interview mit der »Leipziger Volkszeitung« die Positi-
on der CDU zur Regierung in Sachsen-Anhalt dar. Dar-
in heißt es: »Unser Hauptgegner ist die SPD. Aber die
SPD hat den Konsens der Demokraten verlassen und
in Magdeburg ein wackliges Minderheitsbündnis ge-
zimmert, was sich auf die Unterstützung der PDS



stützt. Und bis Herr Scharping dieses rot-grüne Bünd-
nis nicht rückgängig macht, werden wir es der SPD
jeden Tag vorwerfen. Stellen Sie sich vor, die CDU
hätte mit den Republikanern zusammengearbeitet. Ein
berechtigter Aufschrei wäre durch das Land gegan-
gBn.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 21. September l994.)

23. September
Der PDS-Bundestagskandidat Klaus-Jürgen Warnick
sieht die Hauptschwierigkeit gegenwärtiger Politik nicht
in PDS, CDU oder FDP, sondern in der SPD. ››Das
Problem ist die seit zehn Jahren schwammige, nicht
zu fassende SPD. Es sieht so aus, als verhindere sie
einen Wechsel in Deutschland. Wir brauchen aber eine
programmatisch starke SPD für einen politischen Um-
SChWUng.« (››Märkisclıe Allgemeine« vom 23. September 1994.
s. 5.)

Bei Mitgliedern des Berliner Landesverbandes von
Bündnis 90./Die Grünen, die ehemals der Alternativen
Liste angehörten, findenÜberlegungen zu einem Bünd-
nis mit der PDS zunehmend Anklang. '

Drei ehemalige Berliner AL-Vorstandsmitglieder,
Vlfilli Brüggen, Jochen Esser und Andreas Schulze, le-
gen ein Strategiepapier vor, das sich mit den Möglich-
keiten eines linken Reformbündnisses unter Einschluß
der PDS bßfêlßi. (››Frankfurtcr Allgemeine Zeitung« vom 24.
September 1994. S. 4.)

SPD-Bundesgeschäftsführer Giiııteı' Verheugen ruft
die Mitglieder von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grü-
nen dazu auf, seine Partei dort zu wählen, wo die PDS
gute Aussichten hat, bei den Bundestagswahlen Direkt-
mandate zu gewinnen.

26. September
Bundesinnenminister Manfred Karıther (CDU) sieht
derzeit keinen Anlaß, die PDS als extremistische Partei
einzustufen. Bundeskanzler Helmut Kohl darf hinge-
gen weiter die Mitglieder der PDS ohne rechtliche Kon-
sequenzen als ››rot angestrichene Faschisten« bezeich-
nen. '

Wolfgang Templin (Bündnis 90/Die Grünen) erblickt
in der Diskussion über eine Zusammenarbeit mit der
PDS die Gefahr des Zerreißens seiner Partei: »Wenn
innerhalb der Grünen weiter auf ein Linksbündnis mit
der PDS spekuliert wird, ist der demokratische Kon-
sens zerstört, und es kommt zur Abspaltung. Dann
erleben wir eine Umschichtung des politischen Spek-
trums: Linke Grüne, politisch vitale Kräfte der PDS
und linke SPD-Leute werden sich in einem linken Sam-
melbecken treffen.« (»Der Spiegel« Nr. 39, 1994. S. 24.)

27. September i
Mehr als 150 Schriftsteller, Wissenschaftler, Journali-
sten und Politiker wenden sich in einem Appell gegen
eine Einbeziehung der PDS in politische Entscheidungs-
pı'0ZeSSe. (››Lcipziger Volkszeitung« vom 28. September 1994.
s. 2.)

28. September
Bei den Jungsozialisten nehmen die Auseinanderset-
zungen über eine eventuelle Zusammenarbeit mit der
PDS nach den Bundestagswahlen zu. Der Juso-Vor-
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sitzende Thomas Westphal stößt mit seiner Überlegung
auf Kritik, notfalls mit Tolerierung der PDS eine rot-
grüne Minderheitsregierung zu bilden. Der stellvertre-
tende Juso-Vorsitzende Arne Grimm und der Bundes-
geschäftsführer der Juso-Hochschulgruppen, Johan-
nes Wien, verlangen den sofortigen Rücktritt Westphals.
(››Neues Deutschland« vom 28. September 1994.)

29. September
Im »Berliner Appell: wehrt den Anfängen«, der in meh-
reren deutschen Tageszeitungen verbreitet wird, heißt
es: ››In Deutschland droht endgültig der antiautoritäre
Konsens zu zerbrechen, auf dem unsere Demokratie
beruht. Die Haltung weiter Teile der politischen Klasse
zum ›Fall Stolpe< und die Einbeziehung der PDS in
den politischen Entscheidungsprozeß sind deutliche
Signale für einen Verfall der politischen Kultur.« (»Neu-
es Deutschland« vom 29. September l994. S. 5.)

Die ››Wochenpost« veröffentlicht ein Streitgespräch
zwischen Mariamıe Birthler (Bündnis 90/Die Grünen),
die eine Zusammenarbeit mit der PDS ablehnt und PDS-
Vorsitzenden Lothar Bisky, in dem letzterer ausführt:
»Keine Partei ist heute schon in eine sichere Zukunft
abgeschickt worden. Die Zukunft der PDS wird sich
daran entscheiden, ob es gelingt, sich dauerhaft ein
Profil links von der SPD zu geben. Und wenn Parteien
überflüssig werden, dann werden sie halt überflüssig«
(››Wochenpost« vom 29. September 1994. S. 9.)

30. September
››Die Zeit« publiziert eine Studie zur Akzeptanz der PDS
unter der Bevölkerung im Osten Deutschlands. 71%
der Befragten halten die PDS für eine demokratische
Partei wie alle anderen im Bundestag vertretenen Par-
teien auch. 53% würden es begrüßen, wenn die PDS
wieder in den Bundestag einzöge. 88% meinen, daß
mit der PDS die Probleme im Osten in Bonn stärker
wahrgenommen würden. 84% der Befragten erwar-
ten von der PDS einen »frischen Wind« in der Bonner
Politik. (»Dte zeit« vom 30. september 1994. S. 15.)

Anfang Oktober
Michael Wandl legt in der Zeitschrift ››Sozialismus<<
aus der Analyse der aktuellen Diskussion zwei Gründe
für das absehbare Scheitern der SPD und eines Regie-
rungswechsels dar: erstens der Versuch der SPD, ei-
nen Machtwechsel durch die forcierte Anpassung an
den politischen Gegner zu erreichen und zweitens die
Ausgrenzung der PDS als Koalitionspartner. (Sozialis-
mus. Heft l0, l994. S. Zff.)

8. Oktober
.Der Verfassungsrechtler Ekkehard Lieberam bezeich-
net die Aufforderung Rudolf Scharpings an die CDU
und an Bündnis 90/Die Grünen, die Kandidaten seiner
Partei dort zu wählen, wo die PDS gute Aussichten
habe, bei den Wahlen zum Bundestag Direktmandate
zu erreichen, nicht nur als unmoralisch, sondern auch
als Rechtsmißbrauch. (»Neues Deutschland« vom 8./9. Ok-
tebet 1994. s. 5.)
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10. Oktober
Gregor Gysi, vertritt die Ansicht, daß Angriffe von
CDU/CSU die SPD daran hindern könne, sich von der
PDS als Regierungspartei tolerieren zu lassen. (»junge
Vllelt« vom 10. Oktober 1994. S. 12.)

12. Oktober
Der ehemalige SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel
äußert sich zur PDS: ››Das Gespenst ist nicht neu. Es
ist ehrwürdigen Alters.«
DOKUMENT 34

13. Oktober -. 1 .
In einem Interview plädieren Lothar Bisky und Gregor
Gysi für eine Normalisierung des Verhältnisses zwi-
schen SPD und PDS. ›.
DOKUMENT 35

14. Oktober ' 1
Der PDS-Vorsitzende in Mecklenburg-Vorpommern,
Helmut Holter und der PDS-Spitzenkandidat für die
Landtagswahlen, Johann Scheringer, schließen eine
Regierungsbeteiligung der PDS nicht aus. Nach dem
guten Abschneiden der PDS bei den Europa- und Kom-
munalwahlen mit jeweils etwa 25 % der Wählerstimmen
sei eine Koalition zwischen SPD und PDS durchaus
mÖgliCh. (››Freitag« vom 14. Oktober 1994. S. 5.)

Der 3. Landesparteitag der PDS in Mecklenburg-
Vorpommern beschloß auf seiner 4.Tagung 23 Schwer-
punkte für die Sondierungsgespräche mit der SPD.
DOKUMENT 36

16. Oktober
Die Wahlen zum 13. Deutschen Bundestag und Land-
tagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern und in Thü-
ringen finden statt:

1.

l Amtliches Ergebnis der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag vom 16. Okt. 1994 (Fortsetzung) 1
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Ergebnis der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern vom 16. Okt. 1994

18. Oktober
Eine Analyse der Bundestagswahlen verdeutlicht, daß
von der SPD zur PDS 235 000 und von der PDS zur
SPD 89 000 Wähler abwanderten.
(››Foeus«. Wahl-Spezial vom 18. Oktober 1994.)

20. Oktober
Der SPD-Landesvorsitzende in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Harald Ringstorff, kündigt Gespräche sowohl
mit der CDU als auch mit der PDS über eine Regie-
rungsbildung an. Die Absicht, auch mit der PDS zu
sprechen, stößt auf heftige Ablehnung seitens des SPD-
Vorsitzenden Rudolf Scharping. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende im Bundestag, Hans-Ulrich Klose, meint,
daß die Schweriner SPD nur aus taktischen Gründen
mit der PDS reden wolle, dies erweitere den Handlungs-
spielraum gegenüber der CDU. (››junge Welt«_vom 20.0k-
tei›et1994. s. 6.)

21. Oktober 1994
Rudolf Scharping stellt die Strategie seiner Partei in
der Opposition vor.
DOKUMENT 37

Die SPD-Führung in Mecklenburg-Vorpommern be-



harrt weiter auf Sondierungsgespräche mit der PDS,
obwohl die Bonner SPD-Zentrale sich massiv dagegen
ausspricht. Der Landtagsabgeordnete Claus Gerloffbe-
tont: ››Die Bonner Haltung ist parteischädigend für un-
seren Landesverband. Es entsteht ein spontaner Pro-
test gegen diese Fernsteuerung.« (»Sc|ıweriner Volks-
zeitung« 2l. Oktober 1994. S. l.)

22. Oktober
Ein Kommentar der »tageszeitung« bemerkt zur PDS-
Debatte in der SPD Mecklenburg-Vorpommerns, daß
nach den Gesprächen des SPD-Chefs, Harald Ring-
storff, mit der CDU-Spitze, die angekündigten Son-
dierungsgespräche mit der PDS nur noch taktischer
Natur seien. Mit ihnen solle auf die CDU Druck ausge-
übt, ihre Bereitschaft für Kompromisse erhöht wer-
den. ›››Magdeburg< ist der offensive, Schwerin der de-
fensive Versuch der SPD, aus dem PDS-Dilemma aus-
ZLlbTCCl"ı6n.“ (››tageszeitung« vom 22. Oktober 1994.)

`\

25. Oktober '
Die SPD in Mecklenburg-Vorpommern stellt an die PDS
in ihrem Vierpunktepapier »Notwendige Klarstellungen«
Bedingungen, falls es zu einer gemeinsamen Landes-
regierung bzw. zu einer von ihr tolerierten SPD-Min-
derheitsregieru ng kommen sollte. Als Forderungen wer-
den u. a. genannt: die Treue zum Grundgesetz, das
Bekenntnis zur Landesverfassung, eine Erklärung, daß
die ››Zwangsvereinigung« von SPD und KPD 1946 ein
Unrecht war.
DOKUMENT 38

26. Oktober
Der Vorsitzende der Bundestagsgruppe der PDS, Gre-
gor Gysi, wertet die Gespräche der Mecklenburg-Vor-
pommerschen SPD mit der PDS als einen ››Durch-
bruch« in den Beziehungen beider Parteien. Er ruft die
SPD in Schwerin auf, ihr Vorgehen gegen die Bonner
Parteispitze mutig zu verteidigen. (»Frankfurter Allge-
meine Zeitung« vom 27. Oktober 1994. S. 2.)

27. Oktober
Der Landesvorsitzende der PDS in Mecklenburg-Vor-
pommern, Helmut Halter, übergibt Harald Ringstorff,
SPD-Landes- und Fraktionsvorsitzender, die ››PDS-
Antwort auf Schweriner SPD-Papier«. Darin wird es
abgelehnt, die Vereinigung von SPD und KPD als
››Zwangsvereinigung« zu bezeichnen.
DOKUMENT 39

28. Oktober _
Die »Mecklenburger Morgenpost« veröffentlicht ein
Interview mit Egon Bahr (SPD) zum Verhältnis seiner
Partei zur PDS. Er betont, daß sich die SPD nicht über
den Wählerwillen einfach hinwegsetzen könne. Als Be-
dingungen für Kontakte mitder PDS fordert er von
ihr, sich von kommunistischen Grundauffassungen zu
trennen und ihre Vergangenheit nicht nur verbal ››zu
bedauern«.
DOKUMENT 40 i

SPD und PDS haben nach Brandenburg auch in Sach-
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sen-Anhalt eine Zusammenarbeit im Landtag verein-
bart. Der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Rein-
hard Höppner, erklärt zu seinem Gespräch mit der
PDS-Fraktionschefin Petra Sitte, es sei »sehr freund-
lich« verlaufen und gehöre zum »demokratischen All-
tag«. (››Hamburger Abendblatt« vom 28. Oktober 1994.)

30. Oktober
Der »Frankfurter Kreis«, ein loser Zusammenschluß der
SPD-Linken, diskutiert in Hannover über den Umgang
der SPD mit der PDS. Es wird deutlich, daß innerhalb
der SPD sehr unterschiedliche Auffassungen über ein
Zusammengehen mit der PDS herrschen und die Aus-
einandersetzungen sich weiter verschärfen.
DOKUMENT 41

Anfang November
Der Vorsitzende der PDS in Mecklenburg-Vorpommern,
Helmut Holler, sieht den Dialog mit der SPD trotz ver-
paßten Kurswechsels noch nicht beendet. ››Die SPD-
PDS-Gespräche sind eine Option auf die Zukunft. In
der Bevölkerung gibt es deutlich Mehrheiten, die Par-
teien links von der CDU und FDP wählen. Wir müssen
die Frage beantworten, ob und wie PDS, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen gemeinsam Politik gestalten
können, ob eines Tages stabile Linksregierungen mög-
lich sind.« Voraussetzung dafür sei, daß sich die PDS
als ››linkssozialistische Partei« weiter profiliere.
DOKUMENT 42

4. November
Markus Meckel, Mitbegründer der Ost-SPD und SPD-
Bundestagsabgeordneter, konstatiert, daß im Streit um
den Umgang mit der PDS ein Riß durch die SPD gehe,
weil er »strategische und sehr grundsätzliche« Fragen
berühre. Für Meckel verstoße eine Zusammenarbeit
mit der PDS gegen den »demokratischen Grundkon-
sens«. Der SPD-Vorsitzende RudolfScharping beharrt
auf seiner Position: Mit der PDS könne es keine Zusam-
menarbeit geben.
DOKUMENT 43/44

7. November
Laut einer Emnid-Umfrage für den »Spiegel« meinen
19% der SPD-Mitglieder, ihre Partei solle jeden Kon-
takt zur PDS vermeiden, 65% sind für eine politische
Auseinandersetzung mit der PDS, aber gegen eine Zu-
sammenarbeit und 14% sprechen sich für eine Zu-
sammenarbeit beider Parteien aus. Für SPD-Vorsitzen-
den Rudolf Scharping ist nicht klar, was an der PDS
links sein soll. Er kündigt einen »Beschluß über die
Unvereinbarkeit von SPD und PDS« (››Anti-PDS-Er-
laß<<) seiner Partei noch vor Jahresende an. SPD-Prä-
sidiumsmitglied Heidemarie Wieczorek-Zeul wünscht
ein Verschwinden der PDS, spricht sich aber gleich-
zeitig für die Aufnahme früherer SED-Mitglieder in die
SPD aus. (››1í>ei- spiegeıa Nr. 45, 1994. s. zzff.)

Der stellvertretende Vorsitzende der SPD, Wolfgang
Thierse, gibt dem ››Spiegel« ein Interview: ››Wir wer-
den Bautzen nicht vergessen«.
DOKUMENT 45 -
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S. November
Der stellvertretende Vorsitzende der PDS, Wolfgang
Gehrcke, sieht die SPD vor die Wahl gestellt, für einen
neokonservativen Umbau oder für radikale Reformen
einzutreten. Ein offener Meinungsstreit zwischen bei-
den Parteien könne auch dem SPD-Richtungsentscheid
konstruktive Impulse geben.
DOKUMENT 46

11. November
Michael Jäger bezeichnet die von Rudolf Scharping
geführte PDS-Debatte als eine Zumutung. Die SPD
unterschätze die soziale Verankerung der PDS in ihrer
Strategiedebatte. S ~
DOKUMENT 47

Der Historiker Heinrich August Winkler unterstellt der
PDS, bei dem Angebot, gemeinsam über die Geschichte
zu debattieren, den strategischen Versuch, die SPD zu
spahen. `
DOKUMENT 48

13. November 1
Der SPD-Regierungschef in Sachsen-Anhalt, Reinhard
Höppneı; erklärt im Deutschlandfunk, daß die SPD eine
neue Strategie zum Umgang mit der PDS brauche. Die
SPD müsse aufhören sich durch Abgrenzung und Aus-
grenzung zu definieren.

17. November
Der Landesvorstand der PDS Brandenburgs bestätigt
Thesen für die Diskussion im Landesverband zur Vor-
bereitung des 4. Landesparteitages der brandenburger
PDS Anfang 1995.
DOKUMENT 49 `

Peter von Oertzen unterstreicht, daß für eine demo-
kratische linkssozialistischen Partei jenseits von SPD
und Grünen noch Platz wäre, er bezweifle aber, daß
die PDS dieses Potential mobilisieren kann. SPD und
Grüne, die die PDS als lästige und unproduktive Kon-
kurrenz betrachten, sollten jedoch ins Auge fassen, daß
sich die PDS zu einer demokratischen Partei entwik-
kein könnte. (››Wochenpost«. Nr. 47, 1994. S. 9.)

19. November _~
Die Sozialdemokraten Sachsen-Anhalts halten ihren
Bernburger Parteitag ab, auf dem das Verhältnis zur
PDS im Mittelpunkt steht. Der Landes- und Fraktions-
vorsitzende, Riidiger Fikentscheı; verteidigt die parla-
mentarischen Kontakte zur PDS und hebt hervor, daß
die SPD nicht mit Erlassen regiert werde. Ministerpräsi-
dent Reinhard Höppner nennt als Bedingung für einen
Dialog mit der PDS die Distanzierung von der Kommu-
nistischen Plattform und eine kritische Analyse der
DDR-Geschichte. Bis dahin wolle er die Kontakte zur
PDS auf deren Vertreter im Magdeburger Landtag be-
SCl'lt`ät1i<6I1. (››Neues Deutschland« vom 21. November 1994.)

21. November I
Der »Spiegel« veröffentlicht ein Streitgespräch zwi-
schen Erhard Eppler und Lothar Bisky über die Kon-

kurrenz zwischen SPD und PDS.
DOKUMENT 50

23. November
In Weimar ist der Weg für eine offene Kooperation
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS im Stadt-
rat durch ein Tolerierungsabkommen frei. Das Koali-
tionsvorhaben von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
wird von der PDS unterstützt. Die Zusammenarbeit
mit der PDS schließt auch Personalfragen nicht aus.

Die brandenburgische SPD sorgt mit einem Grund-
satzpapier zum künftigen Umgang mit der PDS für
Aufsehen. Verfasser des Papiers sind der Landesge-
schäftsführer Martin Gorholt und der SPD-Referent
Klaus Ness. Nach Gorholts Analyse sei die PDS ››nicht
mehr die alte SED«, aber auch noch keine ››normale«
demokratische Partei; gefragt sei ein ››unverkrampftes«
Verhältnis zur PDS. Der Fraktionsvorsitzende Wolf-
gang Birthler vertritt die Ansicht, daß die Mehrheit
der brandenburgischen SPD eine punktuelle Zusam-
menarbeit mit der PDS nicht ausschließe.
(››Märkische Allgemeine« vom 23. November 1994. S. 3.)

24. November
Der brandenburgische SPD-Landesgeschäftsführer,
Martin Gorholt, plädiert für eine »punktuelle Zusam-
menarbeit« mit der PDS auf Landesebene und eine
»förmliche Zusammenarbeit« auf kommunaler Ebene.
Ziel sei vor allem ein stärkeres politisches Profil der
SPD im Osten.
(››Märkisclıe Allgemeine« vom 24. November 1994. S. 3.)

25. November
Der sächsische Bundesgeschäftsführer der SPD, Rolf
Schwanitz, distanziert sich vom brandenburger Thesen-
papier zum Umgang mit der PDS.

Anfang Dezember I
Joachim Raschke schätzt ein, daß eine ausgrenzend-
konfrontative Strategie die PDS längerfristig stabilisie-
ren wird. Er sieht die SPD aber nicht fähig, eine Kursän-
derung vorzunehmen. Ein Kurswechsel widerspräche
ihrem Selbstverständnis, die einzig legitime linke Par-
tei in Deutschland zu sein sowie ihrer mentalen Einstel-
lung, Risiko zu vermeiden. (Blätter für deutsche und interna-
tionale Politik. Heft I2, 1994. S. 1464.)

1. ,Dezember
Tolerierungsvereinbarung in Thüringen zwischen den
Fraktionen und Kreisverbänden von SPD und Bündnis
90/Die Grünen sowie der PDS Fraktion. -
DOKUMENT 51

3. Dezember
Auf der Jahreshauptversammlung der Sozialdemokrati-
schen Plattform in und bei der PDS in Leipzig wird
mitgeteilt, daß sie von 52 Personen aktiv unterstützt
wird. Zur SPD heißt es in ihrem »Aufruf zur Grün-
dung von Regionalverbänden«: ››Die SPD ist auf dem
Wege zu einer Volkspartei der Mitte, was immer das
sein mag, die politische Mitte. Sie ist kurz davor oder
schon dabei, das Sozialversicherungssystem in Frage



zu stellen, das sie einst gegen BISMARCK zusammen-
schweißte. Ihr Reformwille hatjeglichen revolutionä-
ren Elan verloren.«

4. Dezember
Die Nachrichtenagentur AP berichtet, daß das Positi-
onspapier Günter Verheugens zum Umgang der SPD
mit der PDS auf der SPD-Vorstandssitzung nicht vor-
gelegt werde, wie es ursprünglich geplant war. SPD-
Vorsitzender RudolfScharping äußert den Wunsch, am
Kurs der »klaren Abgrenzung in der Sache« festzuhal-
ten und keine Koalitionen mit der PDS zuzulassen.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 5. Dezember 1294. S. 5.)

5. Dezember
Das Vorhaben von SPD-ChefRudolfScharping, seine
Partei solle sich strikt von der PDS abgrenzen, stößt
auf Widerstand vor allem ostdeutscher Sozialdemokra-
len. -

Niedersachsens Ministerpräsident Gerhard Schrö-
der (SPD) hat sich dagegen ausgesprochen, daß die
SPD-Spitze der ostdeutschen SPD,Vorschriften über
ihren Umgang mit der PDS macht. Zwar könne es mit
der PDS auf Bundesebene keine Koalition geben, aber
der Rest sollte dort entschieden werden, wo die Fra-
gen konkret Stehen. (››Nctıes Deutsclıland« vom 5. Dezember
1994. s. 1.)

Brandenbürgs Ministerpräsident Manfred Stolpe
kritisiert eine mögliche Gesprächsblockade mit der PDS
und unterstreicht: »Mit Leuten nicht mehr zu reden,
fände ich einen Rückschritt in die Barbarei«. (»Leipziger
Volkszeitung« vom 5. Dezember 1994. S. l.)

Der SPD-Parteivorstand faßt einen Beschluß zur Stär-
kung der SPD in Ostdeutschland und zum Umgang
mit der PDS. Die SPD beabsichtige, bisherige PDS-
Wählerinnen und -Wähler auf ihre Seite zu ziehen. ››Die
SPD kann nicht zulassen, daß ihre Mehrheitsfähigkeit
durch die Existenz einer Partei beeinträchtigt wird, die
sich links von ihr in den Parlamenten etabliert.« Das
Papier wird von den Vorstandsmitgliedern Henning
Scherf und Christoph Zöpel wegen des Abgrenzungs-
kurses abgelehnt, während für die Vorstandsmitglie-
der Angelika Barbe und Norbert Gansel die Abgren-
zung nicht scharf genug vorgenommen worden sei.
DOKUMENT 52

6. Dezember
Die »Sächsische Zeitung« verbreitet die Ergebnisse ei-
ner Umfrage zum Verhältnis der Bürger in den neuen
Bundesländern zur Pos. Über s0% der 1 000 Befrag-
ten sehen die PDS als Partei wie »jede andere« bzw.
als ››demokratisch« und 41% befürworten sogar ein
Regieru l1gSbÜndI1iS. (»Sächsische Zeitung« vom 6. Dezember
1994. s. 4.) 1

Im »Neuen Deutschland« wird der Entwurf der
10 Thesen zum weiteren Weg der PDS publiziert, der
in Vorbereitung ihres Parteitages im Januar 1995 zur
Diskussion steht. Zur SPD wird vermerkt: ››Die SPD
ist dabei, ihren Platz als linke Volkspartei, die die Inter-
essen der sozial Schwachen und eine Reformpolitik
vertritt, weitgehend zu räumen.« Die PDS sei aber
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bereit, »bei aller Konkurrenz« zu SPD und Bündnis
90/Die Grünen, ››mit ihnen gemeinsam für Reformen
und eine Ablösung der CDU/CSU und FDP aus der
Regierungsverantwortung zu wirken<<. (››Neues Deutsch-
land« vom 6. Dezember 1994. S. 13/14.)

Der Berliner SPD-Vorstand votiert gegen eine Regie-
rungsbeteiligung der SPD nach der Abgeordnetenhaus-
wahl im kommenden Herbst, ››die in irgendeiner Wei-
se von den Stimmen der PDS abhängig ist«. (»Frankfur-
ter Allegemeine Zeitung« vom 7. Dezember 1994. S. 2.)

7. Dezember
Der vom Vorstand der SPD beschlossene Kurs der
Abgrenzung gegen die PDS wird von Landeschefs der
SPD in den neuen Bundesländern relativiert. Der
mecklenburg-vorpommersche SPD-Landeschef, Ha-
rald Ringstorffi betont, daß es sich dabei nur um eine
Richtschnur, keineswegs aber eine Vorschrift handle.
Für den SPD-Ministerpräsidenten von Sachsen Anhalt,
Reinhard Höppneı; gilt dieser Kurs des SPD-Partei-
vorstandes nur für den ››kommunistischen Teil« der
PDS. Der Wittenberger Pfarrer und SPD-Politiker,
Friedrich Schorlemmer, wendet sich gegen den Ab-
grenZLlngSbeSChlUß. (››Sächsische Zeitung« vom 7. Dezember
1994. s. 2.) -

Harald Ringstorff sieht die PDS als eine stark he-
terogene Partei, in der es ››sehr viel konservative Ele-
mente« gebe, und sie sei keinesfalls links von der SPD
einzuordnen. Er hoffe, daß die Reformer in der PDS
die Oberhand gewinnen, befürchte aber, daß die Partei
nicht bereit sei, sich von den ››Altlasten« zu trennen.
Für die ostdeutsche SPD könne die Aufnahme einiger
Sozialreformer durchaus eine Bereicherung sein. Im
übrigen müsse es das Ziel der Sozialdemokraten blei-
ben, die PDS ÜberflÜSSig Zu mâehen. (»Freie Presse« vom
7. Dezember 1994.)

8. Dezember _
Reinltard Höppner gibt der ››Wochenpost« ein Inter-
view zum erneuten Versuch der SPD, ihr Verhältnis
zur PDS zu klären.
DOKUMENT 53

9. Dezember
Michael Schneider hält einen Dialog über die Vergan-
genheit von SPD und PDS für dringend geboten. In
seinem im ››Freitag« veröffentlichten Artikel sieht er in
der Vermischung »zweier politischer Kulturen« die Mög-
lichkeit für die Entwicklung einer neuen, reichen poli-
tischen Kultur, auf die nicht verzichtet werden sollte.
DOKUMENT 54 t

9. Dezember '
Sachsens PDS-Vorsitzender, Peter Porsch, fordert in
einem »Offenen Brief« an die Delegierten des sächsi-
schen Parteitages der SPD in Plauen, die Gemeinsam-
keiten zwischen SPD und PDS trotz ihres Konflikts
nicht durch die «Kategorien der Gegnerschaft« zu ver-
decken. .
DOKUMENT 55

Der Bundesgeschäftsführer der SPD, Günter Verheu-
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gen, erklärt gegenüber der »Freien Presse«, daß die
SPD ihre Auseinandersetzung mit der PDS verstärken
wolle. Um das Ziel der Partei zu erreichen, stärkste
politische Kraft in Deutschland zu werden, müßten
Wählerpotentiale anderer Parteien erschlossen werden
- auch das der PDS. Die SPD schließe parlamentari-
sche Kontakte zur PDS allerdings nicht aus. (»FreiePres-
se« vom 9. Dezember 1994. S. 4.)

12. Dezember
Der SPD-Vorsitzende in Sachsen, Karl-Heinz Kunckel,
bemerkt, daß die Sozialdemokraten sich auch künftig
››nicht entmannen,-,wenn wir die Unterstützung-der
PDS brauchen«. Er könne im übrigen nicht erkennen,
daß die PDS eine linke Partei sei. Bündnisse mit ihr
schloß er prinzipiell aus. (››Sächsisclıc Zeitung« vom 12. De-
zember 1994. S. 6.) _

Die Fraktionsvorsitzende der PDS im thüringischen
Landtag, Ursula Fischeı; erklärt zur Koalition zwischen
CDU und SPD, die SPD habe sozialdemokratische
Prinzipien dem Interesse an Posten und ministeriellen
Einfluß geopfert. Die thüringische SPD habe durch ihre
Beteiligung an einer großen Koalition den Kurswechsel
Scharpings vorweggenommen. 1

15. Dezember
Schaffen Protest ruft die Aussage Manfred Stolpes,
SPD-Ministerpräsident in Brandenburg, bei der CDU
hervor, daß die »erstaunliche Entwicklung« im Osten
Deutschlands auch mit der »Unterstützung zahlreicher
Männer und Frauen der PDS« zustande gekommen
sei. Der CDU-Oppositionsführer Peter Wagner fordert
die SPD auf, sich von der PDS abzuwenden. Er schlie-
ße aber nicht aus, »geläuterte« Mitglieder der SED in
seine Partei aufzunehmen. (››Freie Presse« vom 15. Dezem-
eet- 1994. s. 3.)

17. Dezember
Der Bundesgeschäftsführer der Juso-Hochschulgrup-
pen, Johannes Wien, weist Vorwürfe zurück, dieluso-
Hoehschulgruppen würden ››ungeniert« mit PDS-
Hochsch ulgruppen zusammenarbeiten. (»Franı<furterA|le-
gemeine Zeitung« vom 17. Dezember 1994. S. 11.)

19. Dezember
Der Bundesgeschäftsführer der SPD, Günter: Verheu-
gen, schwor die SPD in Thüringen auf ihrem Weima-

rer Parteitag auf den Abgrenzungskurs zur PDS ein
und verlangte, mit der ››unfruehtbaren Debatte« über
das Verhältnis zur PDS aufzuhören. Die SPD wolle die
PDS nicht als einen »dauerhaften Faktor« sehen, sie
müsse deshalb als ››linke Partei« besser sein als die
PDS. (››Neues Deutschland« vom 19. Dezember 1994. S. 5.)

22. Dezember ›
Neun von zehn Führungskräften in der BRD sind einer
Erhebung des Instituts für Demoskopie zufolge lang-
fristig dagegen, daß die SPD im Bund oder in einzel-
nen Ländern eine Koalition mit der PDS eingehe. Diese
Auffassung teilen auch 85% der in Ostdeutschland tä-
tigen Politiker, Beamten und Wirtschaftsführer, die re-
gelmäßig im Auftrag der Zeitschrift ››Capital« um ihre
Meinung gebeten werden. Selbst bei den SPD-Anhän-
gern unter den etwa 600 Befragten sind nur zwölf Pro-
zent dafür, ein derartiges Regierungsbündnis zu wa-
gen.

Von den ostdeutschen Führungskräften sprechen
sich zwei Drittel, von den SPD-Anhängern unter den
west- und ostdeutschen Befragten sogar 79% für Ko-
operation mit der PDS in Gemeinden und Kreisen aus.
56% aller Führungskräfte prognostizieren, daß sich
SPD und PDS langfristig annähern werden; unter den
ostdeutschen Befragten meinen dies sogar 58%.

76% der SPD-Anhänger glauben, daß wegen der
Existenz der PDS die Linke geschwächt werde, wäh-
rend von der Gesamtgruppe der Befragten 42% an-
nehmen, daß die Linke durch das Nebeneinander der
sozialdemokratischen und der sozialistischen Partei
geSlät'kt Werde. (»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 23.
Dezember 1994. S. 6.)

27. Dezember
Nach Einschätzung des CDU-Generalsekretärs, Peter
Hintze, sei die SPD bereit, allen anderslautenden Be-
teuerungen zum Trotz, mit der PDS auf Bundesebene
zusammenzuarbeiten. Die Gefahr dieser Konstellation
werde bisher in der Öffentlichkeit unterschätzt. ››Ieh
bin fest davon überzeugt, daß die SPD bei künftigen
Wahlen auch im Bund zu einem Linksbündnis bereit
wäre, wenn die Zahlen es hergäben. Die einschlägigen
und gebetsmühlenhaften Versicherungen der SPD,
nicht mit der PDS zusammengehen zu wollen, verlie-
ren täglich an GlaubWÜrdigkeit.<< (»Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung« vom 28. Dezember 1994. S. 5.)
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Wir werden nie mit der PDS zusammenarbeiten. SPD-Vorsitzender Rudolf Scharping
uber die Stimmungslage vor der Bundestagswahl. In: »Neues Deutschland« vom 14
März 1994. S. 10.

Der SPD-Vorsitzende und rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Rudolf Scharping geht bei der Bundestagswahl am 16. Ok-
tober als Spitzenkandidat der SPD in Rheinland-Pfalz ins Ren-
nen ums Bundeskanzleramt. Erwartungsgemäß wurde er am
Sonnabend auf dem Landesparteitag der SPD in Ramstein bei '
Kaiserslautern ohne Gegenstimmen auf Platz 1 der Landesliste
bestätigt. Scharping betonte während seiner Rede vor den 210
Delegierten, daß die „Chancen eines klaren Wahlsieges der
SPD noch nie so deutlich waren, wie bei den kommenden Bun-
destagswahlen“. Und weiter: „Umfragen haben wir schon viele
gewonnen, jetzt gilt es die Wahl zu gewinnen“. Abschließend
mahnte der Kanzlerkandidat der SPD: „Wir müssen uns an-
strengen wie noch niel“ Uber das Stimmungsbild der Sozialde-
mokraten _ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl sprach
KLAUS ZOLLNER mit Rudolf Scharping.

v-.._ _

Herr Ministerpräsident, Sie
sind ohne Gegenstimmen ge-
wählt worden. Sechs ,Monate
vor dem Wahltag scheint die
Stimmung bei den Sozialde-
mokraten gut zu sein?

Ja, die Stimmung ist sehr
gut. Die SPD hat durch ihre
klare Konzentration auf die
Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, die Wiederherstellung
sozialer Gerechtigkeit und
den inneren Frieden in
Deutschland Konturen ge-
wonnen, Vertrauen gewonnen,
Kompetenz gewonnen und ich
bin sicher, wir haben eine sehr
gute Chance bei der Bundes-
tagswahl. _
Weniger gut scheint die ge-
genwärtige Stimmung bei der
Bevölkerung, .bei den Wählern
zu sein. Noch nie warso oft die
Rede von Politikverdrossen-
heit oder gar Wahlboykott_ _ _

Zunächst, die Politik muß so
handeln wie sie redet, die Po-
litiker müssen so reden wie sie
denken. Der Schaden am poli-
tischen Grundkapital, dem
Vertrauen nämlich, ist durch
die letzten Jahre und durch
viele haltlose Versprechen,
insbesondere mit der deut-
schen Einheít, sehr groß ge-
worden. Dennoch halte ich
manches in der öffentlichen
Debatte über Polítíkverdros-
senheit für übertrieben und
falsch. Ich weiß um viele jün-
gere und ältere Frauen und
Männer, die. sich sehr stark für
.Politik ínteressieren__ und auch
engagieren. Es gibt Arger über
politische Verhaltensweisen,
auch über politische Parteien.
Aber ich wage eine Prognose:
Die Wahlbeteiligung bei den
.Bundestagswahlen wird we-
sentlich höher sein als viele
glauben.
Stichwort Neue Bundeslän-
der. Im sogenannten Wieder-
vereinigungswahlkampf wur-
den hier die entscheidenden
Punkte gesammelt. Droht nun
von dort den etablierten Par-
teien das größte Verweige-

rungspotential, 'nachdem ge-
rade dort vieles Versprochene
kaum eingelöst wurde und an-
stelle Aufschwung vielerorts
Absturz zu verzeichnen ist?

Ich hoffe nicht! Gerade im
Hinblick auf den Osten
Deutschlands muß man sagen:
Wenn Menschen über viele
Jahrzehnte unter diktatori-
schen Verhältnissen gelebt ha-
ben und dann Freiheit und
Demokratie ~ erringen, muß
man mit der darin liegenden
Hoffnung besonders sorgfältig
und auch glaubwürdig umge-
hen. Es war ein grober Fehler,
im Jahr 1990 wegen des Wahl-
kampfes zu versprechen, man
werde die Einheit ohne Steu-
ererhöhungen bewältigen
können, und es war auch ein
grober Fehler, den Menschen
im Osten Deutschlands blü-
hende Landschaften zu ver-
sprechen. Beides muß in Ord-
nung gebracht werden_ Das
setzt aber voraus, daß die Po-
litik Ziele formuliert und daß
alle glaubwürdig daran arbei-
ten, nicht nur in der Politik,
auch in den Unternehmen,
auch in den Gewerkschaften.
Bündelung der Kräfte und
eine neue Hoffnung in
Deutschland, das scheint mir
ein erfolgversprechendes
Konzept für das Land und die
Menschen zu sein.
Stichwort PDS. In den neuen
Bundesländern hat die PDS
eine steigende Akzeptanz zu
verzeichnen. Wie ernst neh-
men die Sozialdemokraten die
Neue Linke?

Keine der radikalen Partei-
en, weder die PDS noch die
Republikaner, ist für die SPD
ein Partner. Im Gegenteil, die-
se. Parteien werden von uns
besonders energisch bekämpft
und alle Menschen im Osten
Deutschlands müssen wissen,
daß sozialer Fortschritt, inne-
re Stabilität, Gerechtigkeit in
Deutschland, die Beschaffung
von Arbeit, daß all dies bei der
Sozialdemokratie in den be-
sten Händen ist. Wer aus Ent-
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täuschung, aus Zorn, aus Pro-
test, die PDS wählen will, muß:
wissen, das ist der falsche
Weg. Wer wirksam etwas für
die innere Einheit Deutsch-
lands tun will, der sollte sich
der sozialen Demokratie zu-
wenden. Wer die PDS wählt,
wirft seine Stimme in den Pa-
pierkorb, denn diese Partei
wird an der Willensbildung
nicht beteiligt sein.
Habe ich Sie richtig verstan-
den, die PDS ist in Ihren Au-
gen also keine neue linke, de-
mokratische, sondern eine ra-
dıkale Partei?

Die PDS ist nahtloser Nach-
folger der SED, und die alten
Kräfte gewinnen ja dort auch
zunehmend an Boden. Nein,
die PDS ist für uns eine Partei,
mit der es aus prinzipiellen
Uberlegungen keine Zusam-
menarbeit geben kann und ge-
ben wird.
Ein klares Wort. Die PDS also
auch kein Gesprächspartner
für eine nötige Mehrheit in
Bonn?

Nein. Wir werden garantiert
nie mit der PDS oder anderen
Radikalen zusammenarbeiten,
und genauso garantiert Wer-
den wir keinen Wahlkampf
für eine Koalition führen, son-
dern dafür, daß díe SPD in
Deutschland die Politik und
die Bundesregierung .führen
kann. _ Ø
Abschließend noch ein aktuel-
les Stichwort: Pflegeversiche-
rung. Nachdem es so aussah,
daß es in dieser Legislaturpe-
riode in dieser Frage keine Ei-
nigung mehr geben könnte,
plötzlich aus heiterem Him-
mel eine Einigung. Verzeihen
Sie, aber das riecht nach
Wahlkampftaktik _ _ _ ~

Nein. Gestatten Sie mir eine
persönliche Bemerkung: Ich
habe mich seit dem Herbst
vergangenen Jahres persön-
lich intensiv darum geküm-
mert, daß die Pflegeversiche-
rung zustande kommt, habe
viel Zeit und viel Kraft inve-
stíert und ich bin zufrieden,
daß es jetzt endlich ein Ergeb-
nis gibt. Das hätte man früher
haben können, im Interesse
der betroffenen Menschen, die
Pflege brauchen. Für mich ist
das ein vernünftiges und ver-
tretbares Ergebnis, und es ist
ein Ergebnis, das mit Blick auf
das Ansehen der Parteien in
letzter Minute zustande ge-
kommen ist. Wír von der SPD
hätten uns das Gezerre über
Weitere Wochen oder. gar Mo-
nate nícht leisten können.
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Zukunftsgestaltung und Bürgerdialog. 28 SPD-Thesen zum selbstbewußten Umgang
mit der PDS. In: »Neues Deutschland« vom 28. April 1994. S. 8.

Vom 26. April 1994 datiert ein_Gemeinsames Arbeitspapier der SPD-Landesgescliäftsführer
Rudolf Hartung, Berlin, Martin Gorholt, Brandenburg, Nikolaus Voss, Mecklenburg-Vor-
pommern, Lutz Kätzel, Sachsen, Peter Mart, Sachsen-Anhalt, und Birgit Pelke, Tliiiringen.
.\=D dokumentiert das Papier redaktionell gekürzt.

1. Die Bundestagswahlen
'1994 werden in den neuen
Bundesländern entschieden.
Die SPD ist nach allen Umfra-
gen in den neuen Bundeslän-
dern, einschließlich Ost-Berlin,
stärkste Wählerpartei. Nur
Mandatserfolge der PDS könn-
ten verhindern, daß es im Bun-
destag eine Regierungsüber-
nahme durch die SPD gibt.

2.Wir machen das Angebot
an alle Bürgerinnen und Bürf
ger in Ostdeutschland, mit der
SPD über die Lösung der ge-
sellschaftlichen Probleme zu
diskutieren. Zukunftsgestal-
tung als Bürgerdialog mit de-
nen, die keiner Partei angehö-
ren, ist die Antwort der SPD
auf parteitaktisches Fingerha-
keln der PDS.

Die SPD macht Wirtschafts-,
Sozial- und Kulturpolitik für al-
le Bürger. Auch wer seine ge-
sellschaftliche Stellung im
staatlichen Sektor verloren
hat, der muß wissen, die SPD
baut Kindergärten auch für
sein Kind. Das schulpolitische
Angebot gilt auch für die Kin-
der der ehemaligen Angehöri-
gen der NVA. Jeder, der seine
Datsche rechtmäßig erworben
hat, der hat Anspruch auf
Schutz durch SPD-Politik. `

3. Identifikation mit der SPD
in Ostdeutschland ınuß offen-
siv und im Zusamınenhang ei-
nes _,gesellschaftspoltischen
Kbnzeptes gewonnen werden.

Viele, die über die Vereini-
gungskrise und die Fehler der
Bundesregierung enttäuscht
sind, werden sich nur dann aus
resignativer Enthaltung her-
ausholen oder von der Abgabe
wirkungsloser Proteststimmen
abhalten lassen, wenn es der
SPD gelingt, ein inhaltliches
Angebot im gesellschaftspoliti-
schen Bereich zu machen. das
für den Osten spezifische Er-
werbs-, Eigentums- und So-
zialstrukturen fördert.

Nur durch die Herstellung
von Gleichberechtigung 8 und
Anerkennung von Lebenslei-
stungen der Menschen kann
Vertrauen auf Dauer gesichert
und mögliche Negatividentifı-
kation mit der PDS zurückge-
drängt werden. _

4. Hauptziel sozialdemokra-
tischer Politik ist: Jeder soll
sein Einkommen durch eigene
Arbeit verdienen können. Von
diesem Ziel sozialdemokrati-
scher Politik ist die ostdeutsche

.Wirklichkeit vier-_, Jahre .nach
der deutschen Einheit weit ent-
fernt. Neue Paragraphen und
neue Systeme, auch wenn sie
bessere Leistungen init sich
bringen, haben oft Verunsi-
cherung geschaffen, und es
gibt die stä_nd_ig_negative Er-
fahrung mit Besser-Wessis.
Dies wegzureden nützt nur der
PDS. Ehrlicher Umgang mit
der Gegenwart, offene Diskus-
sion über ungelöste Probleme
und realistische Konzeptlö-
sungen sind der entscheidende
Unterschied- der Mehrheits-
und Volkspartei `-SPD im Ver-
gleich zur regionalen Protest-
partei PDS.

5. Die SPD ist die Partei, die
gerade zu den Themen, mit de-
nen die PDS populistisch auf
Stimmenfang zu gehen ver-
sucht, überzeugende Antwor-
ten als künftige Regierungs-
partei hat: Die SPD wird in ih-
ren Wahlkämpfen, die unter
dem Motto stehen „Sicherheit
statt Angst“, in besonderem
Maße die Bürgerinnen und
Bürger Ostdeutschlands an-
sprechen, clie Arbeitslosigkeit
erleben, persönliche und so-
ziale Katastrophen befürchten,
Angst haben vor Armut und
davor, sozial abzusteigen.

6. Im Mittelpunkt der SPD-
Politik stehen realisierhare
Konzepte, Arbeit zu schaffen,
zu sichern und intelligent zu
verteilen. Die SPD wird mit ei-
nem Aufbauprogramm Ost da-
für sorgen, daß die Anglei-
chung der Verhältnisse und
Chancen in Ost -und West in
einem überschaubaren Zeit-
raum vorankommt. _

Gegen Hoffnungslosigkeit
und gegen die Versuchungen
bloßer Protestwahl setzt die
SPD auf eine richtungsweisen-
de ostdeutsche Zukunftsent~
wicklung, die auf ostdeutscher
Selbständigkeit basiert.

7 .Die SPD hat gute Chancen,
die meisten Wahlkreise in Ost-
deutschland direkt zu -gewin-
nen, wenn sie einen bürger-
nahen Wahlkampf führt und
mehr als bisher nach außen
deutlich macht, daß die SPD-
Bundespartei auch die ost-
deutschen Interessen wirksam
vertritt. Die PDS wird bei hoher
Wahlbeteiligung kaum 5 Pro-
zent der Stimmen erreichen,
da sie im Westen mit 1 180
Mitgliedern von Ex-DKP bis
Ex-Maoist aufnatürliche Gren-

zen stößt. '
8. Der Wahlkampf der PDS

richtet sich in erster Linie ge-
gen die SPD. Vor allem in Ber-
lin - aber auch in anderen Be-
reichen soll verhindert wer-
den, daß die SPD Wahlkreise
direkt gewinnt, weil nur so die
PDS den Abstieg zur reinen Be-
gionalpartei verhindern kann.

Die PDS hat sich in keiner
Weise hinreichend erneuert,
als daß sie als Koalitionspart-
ner in Frage kommen wird.

Die PDS kommt weder auf
Bundes- noch auf Landesebene
für die Bildung einer Regierung
für die SPD in Frage.

9. Gregor Gysi ist in einem
Recht zu geben: Wenn die PDS
eine sozialdemokratische Par-
tei wäre, wäre sie überflüssig,
da sie es ıziclzt ist, ist sie poli-
tischer Gegner und Konkurrent
der SPD.

10. Die von der PDS veröf-
fentlichte Liste der angeblich
21 erfolgversprechenden
Wahlkreise geht weit über das
hinaus, was die PDS selbst für
möglich hält.

11.Die Westausdehnung der
PDS ist mit 1 180 Mitgliedern
höchstens ein Medienspektakel
und wenig real.

Hier liegt eine zentrale
Schwäche der PDS: In den
westdeutschen Bundesländern
bleibt die PDS im wesentlichen
auf- ~ das- Spektrum- -~ früherer--
DKP-Bündnispolitik be-
schränkt. .

12. Bei allen Versuchen in
Corporate Design und teurem
Outfit der PDS im Westen: Die
PDS ist, was die Mitgliedschaft
angeht, mehrheitlich die Partei
älterer SED-Mitglieder.

Mit Personalisierung auf Per-
sonen wie Stefan Heym und
Gregor Gysi wird so nebenbei
davon abgelenkt, daß die PDS
nach eigenen Angaben immer
noch 90 bis 95 Prozent alte
SED-Mitglieder hat. Die Pro-
pagandalinie der PDS „Gysis
bunte Truppe" lenkt davon ab,
daß die PDS mit ihren noch
131 406 Mitgliedern - trotz ju-
gendlichen Outfits - eine Partei
ist, in der nur 8 Prozent der
Mitglieder unter 30 sind und
die sich in den Städten und Ge-
meinden der neuen Länder
weitgehend auf die alten Kader
stützt. .

13. Die Entwicklung der ab-
soluten Stimmenzahlen der
PDS von den Wahlen 1990 bis

zu den Berliner Kommunal-
wahlen 1992 und den Bran-
denburgischen Koınmunal--
wahlen zeigt: Die PDS hat ei-
nen festen'- aber begrenzten
- Anteil mobilisierbarer PDS-
Stimmen.

Von daher entscheidet sich
die Erfolgsmöglichkeit der PDS
im wesentlichen an der Wahl-
beteiligung: hohe Wählermo-
bilisierung schwächt die PDS.

14.Die Chance zum Wechsel
in Bonn wird geschwächt,
wenn die PDS ihr taktisches
Ziel erreicht. Die PDS bietet
sich als Protestpartei an. ln
Wirklichkeit wissen die Wäh-
lerinnen und Wähler auch in
Ostdeutschland, daß auch in
der Bundespolitik nicht nur
Verweigerung und Protest,
sondern Mehrheiten für die
besseren und sozialen Kon-
zepte zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen, zur Sicherung
von Wolmraum g und zur
schrittweisen Angleichung der
Lebensverhältnisse in Ost- und
Westdeutschland notwendig
sind. Nur wem es gleichgültig
ist, ob Helmut Kohl weiter-
wurschtelt, kann am 16. Okto-
ber seine Stimme an die PDS
verschenken. Eines Teils ihrer
realistischen Anhänger, die
wirkliche Veränderung wollen,
kann sich deshalb die PDS
nicht sicher sein.

15. Wahlentscheidend für
die SPD ist, durch die prakti-
sche Arbeit und den Bundes-
tagswahlkampf auch nach
außen deutlicher zu machen,
daß die SPD auch für die ost-
deutsche Bevölkerung die ge-
rechte, soziale und demokrati-
sche Interessenvertretung bei
der Gestaltung der inneren
Einheit Deutschlands ist.

16.Auch innerhalb der Bun-
des-SPD muß für die Durch-
setzung ostdeutscher Interes-
sen gerungen werden. Die
Pıioritätensetzung für EKO-
Stahl geschieht in Interessen-
abwägung mit Stahlstandorten
in Bremen, Osnabrück oder
Duisburg. Dies führt auch zwi-
sclien SPD-Landesverbänden
zu Interessenkonf`likten.

Die ostdeutsche SPD bringt
ihre Interessen in die Bundes-
SPD ein. Das geschieht nicht
immer konfliktfrei, ist aber für
eine demokratisch organisierte
Partei wie die SPD selbstver-
ständlich.



Noch stehen den rund
130000 Mitgliedern der PDS
in Ostdeutschland 25 O00 ost-
deutsche SPD-Mitglieder ge-
genüber. Die PDS verliert kon-
tinuierlich Mitglieder.

Doch der Trend für die SPD
ist positiv: Mehr als 30 O00 ost-
deutsche Bürgerinnen und
Bürger haben sich seit Dezem-
ber gemeldet und wollen sich
an Veranstaltungen und am ln-
formationsangebot der SPD be-
teiligen. _

17. Der eigentliche ideologi-
sche und politische Gegner der
SED-Politbüros nach 1946 war
die Sozialdemokratie. Die Aus-
schaltung und Verfolgung von
Sozialdemokraten nach Grün-
dung der SED, die Unterdrük-
kung des Arbeiteraufstandes
aın 17. Juni 1953 und die sv-
stematische, innerparteiliche
und gesellschaftliche Bekämp-
fung des „Sozialdemokratis-
mus" in der gesamten DDR5
Zeit sind Tatsachen, denen die
PDS ausweicht.

18.Die SPD vertritt ihre frei-
heitlichen, sozialen und ökolo-
gischen Grundwerte selbstbe-
wußt auch in der Auseinan-
dersetzung mit der PDS.

Die SPD ist die Partei des de-
mokratischen und freiheitli-
chen Sozialismus und der so-
zialen Demokratie in Deutsch-
land. Gerade wenn die PDS
weiterhin mehr als 80 Prozent
ihrer Programmtexte sinnge-
ınäß bei der SPD ausleihen
sollte, gibt es doch keinen
Grund für die SPD, der politi-
schen und ideologischen Aus-
einandersetzung mit Positio-
nen der PDS auszuweichen.
Wie bei den Vorzeigekandida-
turen zu den Europa- und Bun-
destagswahlen („Bismarck-En-
kel“] wird die PDS auch beiden
bevorstehenden Kommunal-
und Landtagswahlen versu-
öhen, einzelne Mitglieder bei
der SPD abzuwerben oder
auch in.Fortführung der KPD/
SED-Tradition die Linke in der
SPD zu spalten. '

19. Solange die PDS insge-
saınt ihr Verhältnis zum Un-
terdrückungsapparat der Stasi
nicht eindeutig und glaubwür-
dig geklärt hat, so lange ist sie
kein glaubwürdiger politischer
Partner. Dies bedeutet keine
Pauschalverurteilung von Men-
schen, doch das, was gewesen
ist, .muß kritisch und differen-
ziert aufgearbeitet werdenj Ei-
ne demokratische und frei-
heitliche Volkspartei wie die
SPD hat es iın'Gegensatz zur
PDS nicht nötig, die Vergan-
genheit der DDR umzuinter-
pretieren oder sich über die
SED-Geschichte hinwegzumo-
geln.

20.lVlit Polit-Bla-Bla und lee-
ren Versprechungen sind in
Ostdeutschland keine Wahlen
zu gewinnen. Gefragt sind auf

Dauer nicht die Politiker mit
den modernsten Werbeplaka-
ten, gefragt wird, was die Par-
teien wirklich im Bundestag
und in einer künftigen Bun-
desregierung bewegen kön-
nen.

21. Mit Recht wehren sich
die Ostdeutschen gegen Bes-
ser-Wessis und gegen die Bf;-_
hauptung, früher sei alles bes-
ser gewesen.

Die SPD ist für die kritische
und differenzierte Aufarbei-
tung des Alltags in der DDR-
Zeit. Nur eine Minderheit von
PDS-Wählern will die DDR mit
ihrer Unfreiheit zurüekhaben,
so wie sie einmal war.

Die SPD macht deutlich, daß
ihr Projekt eines sozialen, mo-
dernen, friedlichen untl ökolo-
gischen Deutschlands auch die
Chance für eine gerechte und
soziale Angleichung der Le-
bensverhältnisse in Ost und
West in einem demokratischen
Prozeß ist.

22. Die SPD hat seit 1990
ein Drittel an Wählern hinzu-
gewonnen. Die neue Unter-
stützung für die SPD kommt
aus unterschiedlichen Wähler-
bereichen: von CDU und De-
mokratischem Aufbruch von
der FDP und vom Neuen Fo-
rum. Wenn uns Kiinst.ler und
Sportlerinnen, Menschen aus
der Bürgerbetvegung und sol-
che, die aus Uberzeugung mit
ihrer Vergangenheit öffentlich
gebrochen haben, unterstüt-
zen, so hilft uns dies deutlich
zu machen, woruın es iın Kern
bei der harten Auseinander-
setzung zwischen PDS und SPD
bei den Bundestagswahlen
1994 geht. Ob die SPD mit Ru-
dolf Scharping die Chance er-
hält, eine soziale Wende in der
Bundesrepublik herbeizufüh-
ren, oder ob Stimmenzersplit-
terung durch die PDS gelingt.
Wer PDS wählt, stärkt indirekt
die Kohl-Koalition.

23. Neue Mitglieder stärken
die ostdeutsche SPD auch in
der Auseinandersetzung mit
der PDS. Wir sind offen für alle,
die mit uns glaubwürdig für
die Grundwerte der SPD, für
unsere freiheitlichen und so-
zialen Ziele eintreten wollen.

Die Ortsvereine der SPD wer-
ben um neue Mitglieder: sie
entscheiden eigenständig dar-
über, wer als Mitglied der SPD
aufgenommen wird.

24. Die SPD macht eine bür-
gernahe Politik. Bürgerdialog
heißt, die berechtigten Inter-
essen und die Erfalirungen von
Bürgerinnen und Bürgern auf-
zunehmen.

25. Die SPD stärkt ihr wirt-
schafts- und sozialpolitisches
Profil. Wir weichen der sachli-
chen Diskussion mit der PDS
nicht aus, d.h. aber auch, daß
wir uns zu unseren sozialde-
mokratischen Traditionen und
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selbstbewußt zur Bürgerbewe-
gung bekennen, daß wir so-
zialdemokratische Grundwerte
diskutieren und vermitteln so-
wie eíne daran orientierte
glaubwürdige Politik betrei-
ben. Nicht mehr versprechen,
als man hält und das zu halten,
was man verspricht, ist Grund-
voraussetzung sozialdemokra-
tischer Politik und glaubwür-
diges Gegenbild zur PDS-Pro-
paganda des „Jedem alles Ver-
sprechens“.

26.Dies gilt auch für weitere
politische Themen, die den
Bürgerinnen und Bürgern in
Qstdeutscliland auf_dei_i,N_ägelıi
brennen. Di`ë"SP`D'-fiat klare
programmatische Vorstellun-
gen.

27. Die Politiklinie: Arbeit -
Standort/Zukunft - Stärkung
von Selbständigkeit, Eigenin-
itiative und Erwerbschancen
für die Leistungswilligen - Hilfe
und mehr Chancen - Gerech-
tigkeit für die Benachteiligten
zeigt exemplarisch, wie Bun-
tlespolitik der SPD, Landespo-
litik und kommunale Verant-
wortung miteinander verbun-
den sein müssen.

28. Wer die Bundesrepublik
real verändern will, muß die
SPD wählen, Stimmenzersplít-
terung durch die PDS behin-
dert nur den notwendigen
Machtwechsel in Bonn.
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Dokument 3
Das fehlende SPD-Selbstbewußtsein. Eine Replik von Horst Dietzel und Wolfgang
Gehrcke auf die 28 SPD-Thesen zum Umgang mit der PDS. In: »Neues Deutsch-
land« vom 28.April 1994. S. 8.
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Die 28 Thesen zum selbstbewußten Umgang mit der PDS .
sind ein über weite Strecken sachliehes Papier - insofern
hebt es sich von bisherigen Außerungen der SPD gegenüber
der PDS ab. Gleichzeitig fällt auf, daß es sich in Wahltaktik,
Zahlenspielen und bekannten Schlagworten gegenüber der
PDS verliert. Eine inhaltliche Auseinandersetzung? Fehlan-
zeige! Deshalb wohl meinte ein Journalist auf der Presse-
kgnferenz, das Papier hätte eher den Titel tragen müssen:
„Uber den Umgang der SPD mit sich selbst“.

„Die SPD ist die Partei, die ge-
rade zu den Themen, mit de-
nen die PDS populistisch auf
Stimmenfang zu gehen ver-
sucht, i'ıberzeugende«Antwor-
ten als künftige Regierungs-
partei“ gibt, urteilen die The-
sen. Liest man .den Diskus-
sionsentwurf des SPD-Regie-
rungsprogramms und die Pres-
sestimmen dazu, dann fällt auf:
Dies ist eine Mischung von sehr
allgemeinen Positionen und
ebenso allgemeinen Verspre-
chungen. Die weniger Verdie-
nenden sollen steuerlich entla-
stet und sozial besser gestellt
werden, die Besserverdienen-
den sollen aber nur wenig
mehr belastet werden. Rudolf
Scharping meint, daß seinem
Vorschlag entsprechend nur
eine Mehrbelastung von 23 DM
monatlich bei einem zu ver-
steuernden Einkommen von
ca. 100 000 DM im Jahr zu
verzeichnen wäre. An das
große Geld will die SPD über-
haupt nicht mehr ran. Die SPD
versucht die Quadratatur des
Kreises zu lösen: striktes Spa-
ren, Senkung der Lohnneben-
kosten, keine nennenswerte
Belastung der Besser- und
Großverdiener, Anhebung des
Kindergeldes usw. Seriöse
Zahlen fehlen.

Die PDS dagegen hat in ih-
rem Wahlprogramm nicht nur
die weitergehenden Vorstel-
lungen über die Schaffung von
Arbeitsplätzen, die sich nicht
nur in der traditionellen Wirt-
schaftspolitik verlieren, son-
dern einen `Umbau des Ar-
beitssystems und eine gerech-
tere Verteilung der vorhande-
nen Erwerbsarbeit einfordern;
sie hat auch wesentlich kon-
kretere Vorstellungen entwik-
kelt, übrigens auch zur Finan-
zierung. Die Stichworte sind
u.a.: Einführung einer Investi-
tionshilfeabgabe westdeut-
scher Unternehmen zur För-
derung arbeitsplatzschaffen-
der, umweltfreundlicher Inve-
stitionen in Ostdeutschland so-
wie einer Zwangsanleihe der
Banken und Versicherungen,

Lastenausgleich durch Erhe-
bung einer einmaligen Abgabe
auf alle Großvermögen, Be-
steuerung von Spekulationsge-
winnen aller Art, Anhebung
der Spitzensätze für Einkom-
mens- und Körperschaftssteu-
ern bei geringerer Besteuerung
der für die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze, eingesetzten Ge-
winne, Einführung einer Ar-
beitsmarktabgabe für Minister,
Abgeordnete, höhere Beamte
und andere Großverdiener,
Senkung des bürokratischen
Aufwandes für Parlament, Re-
gierung, Aınter..., Senkung des
Verteidigungshaushalts uın
jährlich 10 Prozent. Diese Auf-
zählung soll nur verdeutlichen,
daß die PDS wohl ein Wahl-
programm besitzt, das wirkli-
che und machbare Alternati-
ven aufzeigt. Wir sagen auch,
wem wir etwas wegnehmen
wollen. Außerdem sind da
nicht wenige Positionen dabei,
die die SPD vor kurzem selbst
eingenommen hat.

Die Politik der PDS war zum
Beispiel bei der Bundestags-
gruppe der PDS antipopuli-
stisch: Die PDS hat sich nicht
dem Druck fiir die Abschaffung
des Asylrechts, des „Großen
Lauschangriffs“, der weltwei-
ten Bundeswehreinsätze, des
„Wirtschaftsstandortes
Deutschland“ und zu anderen
Fragen gebeugt. Wie sieht das
bei der SPD aus?

SPD aıs die Partei
der Ostdeutschen?
Die Autorinnen der Thesen
schreiben, daß die SPD gute
Chancen hat, die meisten
Wahlkreise in Ostdeutschland
zu gewinnen, wenn sie nach
außen deutlich macht, daß sie
ostdeutsche Interessen wirk-
sam vertritt. Die SPD, die ei-
gentliche Ostpartei? Hier blei-
ben die Thesen widersprüch-
lich: Auf der einen Seite wird
behauptet, die SPD sei gegen-
über der PDS die Partei, die
wirksamer Ostinteressen ver-

tritt, auf der anderen Seite'
wird festgestellt, daß „auch in-,I
nerhalb der Bundes-SPD... für
die Durchsetzung ostdeutscher
Interessen gerungen werden“
müsse. Das SPD-Regierungs-
progratnm bleibt allgemein:
„Wir wollen ostdeutsche Bio-
graphien' anerkennen“. Aber
wie konkret? Wird mit den Be-
rufsverboten und Ausgrenzun-
gen wirklich Schluß gemacht?-
Zur inneren Einheit gehöre
„ein gerechter Lastenaus-
gleich, an dem sich jeder nach
seinen Möglichkeiten betei-
ligt“. Wie soll dieser Lasten-
ausgleich konkret aussehen?
Pauschaldiskriminierungen
seien zurückzuweisen, politi-
scher Irrtum und Anpassung
seien nicht nur ostdeutsche
Verhaltensweisen... Richtig,
aber schafft eine SPD-geführte
Regierung das Rentenstraf-
recht wirklich ab? Die The-
senautorlnnen wollen noch ei-
nen Schritt weiter gehen: „Das
schulpolitische Angebot gilt
auch für Kinder der ehemali-
gen Angehörigen der NVA.“
Das garantiert auch die CDU.
„Jeder, der seine Datsche
rechtmäßig erworben hat, der
hat Anspruch auf Schutz durch
SPD-Politik.“ Was ist nach
SPD-Meinung „rechtmäßig“?
Die Antwort fehlt in den The-
sen. Das Wahlprogramm und
der politische Wille der PDS
sind hier wesentlich konkreter:
„Die Renten-, Eigentums- und
Nutzungrechte aus der DDR
müssen gewährleistet wer-
den... die juristische und so-
ziale Ausgrenzung von Hun-
derttausenden Menschen, der
Mißbrauch des Arbeits-, So-
zial- und Rentenrechts als 'po-
litisches Strafrecht' und die Be-
rufsverbotepraxis müssen auf
schnellstem Wege beendet
werden“ usw. Natürlich
stimmt es, daß die PDS im We-
sten Probleme hat. Sie hat ihre
Positionen vor allem im Osten.
Wieso soll das nicht gerade da-
für sprechen, daß sie glaub-
würdig Ostinteressen vertritt?

Q
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Ist es nicht nötig, daıß in den
Parlamenten '..0-Ton gespro-
chen wird? '

Wer PDS wählt
wählt Kohl?
„Nur wem es gleichgültig ist,
ob Helmut Kohl weiterwursch-
telt, kann am 16.0ktober seine
Stimme an die PDS verschen-
ken.“ Die SPD und andere woll-
ten keine Koalition mit der
PDS, also fallt die PDS nicht
ins Gewicht, so die Argumen'-_
tation. Wörtlich heißt es: „Wer
die Bundesrepublik real ver-
ändern will, muß SPD wählen,
Stimmensplitterung durch die
PDS behindert nur den not-
wendigen .\Iachtwechsel in
Bonn." Zunächst haben Gregor
Gysi und andere PDS-Politike-
rlnnen ınehrfach deutlich ge-
macht: Eine Bundestagsfrak-
tion der PDS wird natürlich mit
ihren Stimmen einen Regie-
rungswechsel in Bonn mit her-
beiführen helfen. Insofern ist
die Aussage der Thesen-Auto-
rlnnen sachlich falsch. Ob al-
lerdings die These stimmt, daß
eine Wahl der SPD die Bun-
desrepublik verändert, bleibt
sehr zweifelhaft. Das schon an-
gesproche Regíerungspro-
gramm und die Aussagen des
SPD-Vorsitzenden sprechen
eher dagegen. Kann es nicht
sein, daß mit einem Bundes-
kanzler Scharping eine gemil-
derte.Kehl-Politik auf uns zu
kommt? Von einem Reform-
aufbruch wie 1969 ist jeden-
falls nichts zu spüren. Wieso
schätzen die SPD-Autorinnen
die Opposition so gering ein?
Opposition ist doch nicht nur
eine Regierung im Wartestand.
Zum Wesensgehalt von Deıno-
kratie gehört die reale Unter-
schiedlichkeit von Parteien.
Wer das wegdrücken will, be-
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fördert, Politikverdrossenheit.
Die jetzt ablaufende Wahlperi-
ode lıat die Verschiedenheit
von PDS und SPD deutlich ge-
macht, übrigens nicht nur im
Bundestag. Das ist „normal".
Es ist deshalb schon etwas selt-
sam, wenn die Autorinnen der
Thesen die Begriffe „Konkur-
rent“ und „politischer Haupt-
gegner“ verwechseln. Für die
PDS ist natürlich diejetzige Re-
gierung, vor allem die CDU/
CSU, der hauptsächliche poli-
tische Gegner. Das 'ändert
nichts an der Tatsache, daß
PDS und SPD vor allem im
Osten um ähnliche Wähler-
schichten konkurrieren. Sollen
doch die Wählerlnnen ihre
Wahlentscheidung selbst tref-
fen. Offenbar geht aber die SPD
von einem Alleinvertretungs-
anspruch auf unzufriedene
„Ostwählerlnnen“ aus. Sie
möchte die PDS aus dem poli-
tischen Leben verbannen.

Interessant ist, daß sich die
SPD in den Thesen nicht nur
als Partei d-er sozialen Demo-
kratie (parteioffizielle Lesart),
sondern auch als Partei des

n

„demokratischen und freiheit-
lichen» Sozialismus“ definiert.
Der Sozialismusbegriff war für
die SPD spätestens seit dem
Zerfall des Realsozialismus
passe. Nun taucht er wieder
auf. Vielleicht ist der Begriff
des demokratischen Sozialis-
mus doch nicht so negativ be-
setzt? Warurn nicht sachlich
über den demokratischen und
freiheitlichen Sozialismus
streiten? Hoffentlich nehmen
die Thesenautoren ihren Satz
ernst, daß es keinen Grund
gibt, „der politischen und ideo-
logischen Auseinandersetzung
mit Positionen der PDS auszu-
weichen“. Nur gibt das The-
senpapier leider wenig für die
inhaltliche Auseinanderset-
zung her. Es soll den Aktivi-
stlnnen der SPD im Osten Mut
zur Auseinandersetzung mit
der PDScmachen. Wir werden
einer solchen Auseinanderset-
zung nicht ausweichen. Mal se-
hen, ob die (Ost)-Geschäfts
führerlnnen nicht nur schrei-
ben, sondern ob sie auch Auf-
geschriebenes in Rede und Ge-
genrede diskutieren.
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Dokument 4
Keine Angst vor der PDS. Thomas Krüger (SPD), Berliner Jugendsenator, zur Strate-
gie seiner Partei gegenüber der PDS. ln: ››tageszeitung<< vom 17. Juni 1994 S 10

taz: Herr Krüger, hat die' SPD nach den Wahlen vom letzten
Wochenende jetzt ihren Angstgegner entdeckt - die PDS?

Thomas Krüger: Schock und Idee liegen immer dicht beieinander. Angst
vor der PDS wäre jetzt mit Sicherheit die falsche Reaktion. Es ist imıner noch
besser, die Leute .wählen eine PDS mit einem sozialdeınokratischen Programm,
als daß sie ihrem Strukturkonservatismus Ausdruck geben und rechts wählen. -

Das hört sich schon fast wie eine Vereinnalımuııg an. Seit wann hat die
PDS ein sozialdemokratísclıes Programm?

Die PDS hat in vieleneinzelnen Sachfragen die Programınatik der SPD für
sich übernommen. Das kann man als schlechtes Gewissen über ihre
Vorgeschichte interpretieren. Das kann man aber auch begreifen als ein Signal
dafür, daß die sozialdemokratische Programmatik der Vollendung der Einheit
aus der Perspektive der neuen Bundesländer durchaus angemessen ist.

Dann ist ja die PDS programmatisch gesehen für kommende Koalitionen
schon reif? `

Eine Koalition mit der PDS kommt nicht in Frage. Aber man kann natürlich
vor allem in den Kommunen die PDS nicht aus der Verantwortung entlassen
und sollte von allen Parteien ein vernünftiges Miteinander verlangen._Wer die
PDS nur an ihrer Vergangenheit ınißt, übersieht, daß man sie auch hinsichtlich
der Politikgestaltung beim Weit nehmen muß. Es hat sich auch in den
Kommunen gezeigt: Wenn man die PDS bei ihrer Verantwortung nimmt, sieht
sie ziemlich blaß aus.

Nach den Walılergebııisseıı vom Woclıenende sieht es danach aus, als ob
melırlzeitsfälıige Konstellationen in den östlichen Ländern nur noch mit
der Union oder der PDS zustande kommen.

Ich glaube, daß die SPD, wenn sie in den neuen Bundesländern oder
überhaupt als regierungsfahige Partei überleben will, die Polarisierung
gegenüber der CDU verstärken und die gegenüber der PDS beibehalten muß.
Gegenüber der CDU muß man sein Profil als reformerische Partei schärfen,
gegenüber der PDS ınuß man deutlich machen, daß eine Vereinnahmungstaktik
à la nationale Front mit der SPD nicht in Frage kommt. Der Orgaıiisationsgrad
der SPD ist in den neuen Bundesländern unverhältnismäßig schwächer als der
der PDS. Die Gefahr einer. Vereinnahmung durch die PDS wärebei einer
Zusammenarbeit nicht von der Hand zu weisen.

In der Alternative PDS/SPD oder Große Koalition ist die Große Koalition
für die SPD das kleinere Übel?

Ich würde der SPD nicht raten, eine-Absage an die Koalition mit der PDS mit
einer möglichen Zusage an eine Große Koalition zu verbinden. Für die SPD
muß es Programm werden, die Thematik der Einheit mit einem reforınerischen
Anspruch zu verbinden. Diese beiden Punkte können eine Stärke der SPD
werden, wenn man sich den richtigen Koalitionspartner aussucht. Der ist .wohl
weder die CDU no_ch die PDS. .

Es gibt Politikerlmıen in der SPD, die sich für eine Zusammenarbeit mit
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Dokumente 37

Wo liegt der Hund begraben, Herr Thierse und Herr Zwerenz? Streitgespräch zwi-
schen dem stellvertretenden SPD-Chef und einem parteilosen PDS-Wahlkandidaten.
In: »Neues Deutschland« vom 22. Juni 1994. S. 3.

Herr Thierse, die Eppel-
mann-Kommission hat im
Bıındestag eine Art ab-
schließendes Urteil über die
DDR gegeben. War die DDR
so, wie sie skizziert wurde?

THIERSE: Ich sehe kein ab-
schließendes Urteil; bestenfalls
den Versuch, mit großen An-
strengungen, unter Beteiligung
'ziernlich vieler Leute einen er-
sten wichtigen Schritt zur kri-
tischen Aufarbeitung der DDR-
Geschichte zu. tun. Unter-
schiedlich Betroffene kamen zu
Wort. Ich fand diese Veran-
staltung da am aufregendsten,
wo Opfer von Unrechtshand-
lungen das Wort erhielten und
endlich, nach soviel Schwei-
gen, ihre Geschichte und ihre
Unterdrückungserfahrungen
haben erzählen können.

Daß" die Geschichte der DDR
mit viel Unrecht verbunden ge-
wesen ist - insgesaınt auch ei-
ne Diktatur war -, wird ja wohl
keiner mehr mit Recht be-
streiten wollen. Aber die DDR
war auch etwas anderes, was
sich nicht unter dem Stichwort
Unrechtsregime oder SED-Dik-
tatur zusammenfassen“ läßt.
Sie war-lebendige Lebenszeit
der Menschen, mit normalem,
vielfältigem, differenziertem
Leben. Das sollten wir nicht
vergessen.
Herr Zwerenz, Sie haben die
DDR auf dem Fluchtwege
verlassen und dann in der
Bundesrepublik eine Initiati-
ve „Anerkemıung der DDR“
ins Leben gerufen. Wollten
Sie wirklich die Anerkennung
dieses „Unrechtsregiınes“?

- ZWEBENZ: Das ist kompli-
ziert, wie die Verhältnisse der
Entwicklung der beiden deut-
schen Staaten kompliziert ge-
wesen sind und wie sie heute
nach der Veruneinigung noch
komplizierter geworden sind.
Noch bevor Egon Bahr von ei-
ner neuen Ostpolitik sprach,
war ich Anfang der 60er Jahre
im Westen zu der Meinung ge-
kommen, daß die Kalte-Kriegs-
Kategorien nicht mehr taugen,
daß man die DDR erst einmal
anerkennen mußte, damit man
zu einer Auseinandersetzung,
zu einer Konfliktlösung kom-
men konnte.
Versöhnung braucht Wahr-
heit - ein Wort von Ihnen,
Herr Thierse. Braucht Wahr-
heit auch Versöhnung?

THIEBSE: Sicherlich. gelten
beide Sätze, ich hab' nur etwas
dagegen, wenn auf eine sehr
undifferenzierte Weise von
Versöhnung gesprochen wird.
Selbstkritischer Umgang, auch
Scham ist ein Moment unserer
Würde. Wenn wir Ostdeut-
schen nicht dazu beitragen,
differenziert, kritisch, gerecht,
schonungslos, mit unserer Ver-
gangenheit umzugehen, wer-
den andere mit ihren Pau-
schalurteilen obsiegen. ~

ZWERENZ: Ich möchte lie-
ber fragen: Wohin soll der Weg
der Linken g in dieser ver-
größerten Bundesrepublik nun
gehen? Die PDS ist hier in die-
ser Ex-DDR doch 'immer noch
die „stärkste der Parteien“. Im
Westen wird sie eine der
schwächsten der Parteien blei-
ben. Es muß nicht immer so
sein, aber es ist so. Und da liegt
der Hund begraben.

Ich frage mich, ob wir weiter
so im Konflikt, im Schützen-
grabenzustand verharren wol-
len, oder ob wir nicht im Sinne
einer pluralistischen deut-
schen Linken alles an Konflikt
vernachlässigen, was .tatsäch-
lich als sekundär angesehen
werden kann.
Herr Thierse, wir p kommen
darauf zurück. Vorher: Wäre
es nicht im Geist der Enque-
te-Kommission gewesen,
wenn Herr Stolpe im Bran-
denburger Landtag zumin-
dest die Vertrauensfrage ge-
stellt hätte? Hat es ihm die
SPD-Spitze aus Wahlkampf-
gründen untersagt?

THIERSE: Eine solche Vor-
stellung von der SPD ist verrä-
terisch. Es unterstellt ein biß-
chen den Stil der SED. Das
SPD-Präsidium ist kein Polit-
büro, wir haben im Präsidium
überhaupt nicht über diese
Entscheidung geredet.

ZWERENZ: Aber, Herr
Thierse, es gibt doch noch an-
dere Kommunikationswege als
unbedingt von diesem Partei-
präsidium herab.

THIERSE: Es gibt eine sol-
che Weisung nicht.`Und die
Überlegung, die Manfred Stol-
pe angestellt haben mag, die
kann man politisch nachvoll-
ziehen, man muß sie dann im-
mer noch nicht teilen.
Herr Tlıierse, viele Menschen
waren überrascht, daß noch
am Wahlabeııd - am 12. Juni
- Ihr Parteivorsitzender in
der PDS die Schuldige für die

\

Wahlniederlage der SPD aus-
gemacht hat.

THIERSE: Die SPD hat nicht
einfach verloren, sie hat bei
den Kommunalwahlen im
Osten Deutschlands zwischen
fünf und 12 Prozent gewonnen.
Und sie hat auch bei den Eu-
1'.Qpa„W,&l11en. einiges gewonnen,
und ich finde, das kann man
n_ic_ht unter Niederlage sub-
summıeren; - ~ -

Zur PDS: Demokratie . hat
auch mit Zahlen-Verhältnissen
zu tun, und die Erfolge der PDS
werden mit einergewissen Ge-
nugtuung von der CDU wahr-
genommen. Weil sie zu Lasten
der SPD gehen. Wer einen Be-
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gierungs- und Politikwechsel in
Bonn will, wird ihn nur da-
durch erreichen, daß er, dazu
beiträgt, daß die SPD stärkste
Partei wird.
Was stört Sie dann aber an
der PDS? Warum wollen Sie
gerade ihr Stimmen abja-
gen?

THIEBSE: Sie tut doch das-
selbe, sie kämpft um Wähler,
das ist doch der Sinn von Par-
teien irn Wahlkampf, und sie
tritt 'genau da an, wo die SPD
bei den bisherigen Wahlen
stark war, um sie jetzt zu
schwächen. .

ZWEBENZ: Ich habe das
Bonner Parlament jahrzehnte-
lang erlebt - zwangsläufig nä-
her als Sie, und mir immer öf-
ter gewünscht, daß esin die-
sem Parlament eine Opposition
gibt. Zu meinem großen Be-
dauern mußte ich feststellen,
daß die SPD immer weniger
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Ã Opposition geworden ist.
Als diese Wende begann, da

habe ich gemeint, die SPD
'müsse so stark, so stabil, so
modern sein, daß sie sich re-
volutionär nach innen und
außen ausweitet - und allen
SED-Leuten. die es wollen, die
Möglichkeit gibt, zu dieser SPD
zu stoßen.

Heute 'wünsche ich der PDS
und ' der SPD, daß sie viele
Wähler bekommen, aber feh-
lende Mitglieder, Herr Thierse,
sind die Folge der mangelnden
Courage zur richtigen Zeit.

THIERSE: Eine erstaunliche
Bemerkung. Die SPD ist im
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Osten Deutschlands als erste
neue Partei gegründet worden.
lm Oktober 1989. Damals noch
verfolgt vom MES. Im Dezem-
ber 1989 - ich war noch nicht
Mitglied dieser neugegründe-
ten Partei - saß ich bei einer
Veranstaltung einem Professor
gegenüber, der zu den Befor-
merıi der SED gehörte. Ich ha-
be ihn aufgefordert beizutra-
gen, daß sich diese SED auflöst
und aus ihr die beiden Parteien
hervorgehen, die in unter-
schiedlicher Stärke in ihr im-
mer schon vorhanden waren.
Dies ist verhindert worden,
übrigens durch Hans Modrow
und Gregor Gysi, bei dem be-
rühınten Parteitag Ende 1989.
Aber damals habe ich gesagt,
dieses wäre eine Chance für
eine neue erfolgreiche linke de-
mokratische Partei gewesen.
Iierr Thierse, wie wohl war
Ihnen, als Sie von der Idee
Günter Grass' hörten, für Ih-
ren Wahlkreis hier in Berlin
einen Thierse-Schutzbuıid
ins Leben zu rufen, auf daß
Sie in den Bundestag komm-
men, was ohnehin nie in Fra-
ge Stand? :

THIERSE: Warum diese ab-
schätzige Bezeichnung für eine
Wählerinitiative, die vor allem
aus prominenten Ostdeutschen
besteht? Ich betrachte sie als
Ermunterung. Die Tatsache,
daß die PDS Stefan Heym zur
Kandidatur bittet und in diesen
Wahlkreis bringt, ist ja nicht
unbedingt eine Atıffoıfderung
zur Kooperation. `
Herr Zwereiız, wiebewerten
Sie denn die Aufstellung Ste-
fan I-Ieyms im Prenzlauer
Berg? j

ZWEBENZ: Ich wohne im
Taunus 700 Meter hoch und
kann solche Dinge nicht so
furchtbar ernst nehmen, ich
betrachte diese Wahlkämpfe
mehr sportlich. Ich habe mich
gefreut, daß Stefan Heym hier
Wahlkampf machen wird und
freue mich, wenn er gewählt
wird. Vor allem deshalb, weil
er dann Alterspräsident wird.

THIERSE:Gelegentlich ist es
nicht ganz unwichtig, wie je-
mand in den Bundestag
kommt. Ich bin Vorsitzender
der ostdeutschen sozialdemo-
kratischen Partei gewesen, in
dieser Eigenschaft bin ich ja
zweifacher Stellvertreter in
Bonn geworden: Als Vertreter
der ostdeutschen Sozialdemo-
kraten, als einer der ganz we-
nigen ostdeutschen Politiker,
denen die in Bonn überhaupt
noch zuhören. Ich bin nicht si-
cher, ob das für unser ge-
meinsames lnteresse wirklich
gut ist- ich hoffe es gibt noch
ein paar gemeinsame Interes-
sen -, wenn da einem Politiker
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geschadet wird, der wie nicht
ganz so viele in Bonn sein Maul
aufgerissen hat. -

ZWERENZ: Aber das scliät-
zen wir doch an Ihnen! Da sind
Sie doch ein weißer Babe. Aber
diese andere Partei, die wir
versuchen in einen Miiiderliei-
ten-Status zu drängen, streckt
doch auch ihre Fühler aus. Auf
meiner I-ierfahrt habe ich ein
Buch annonciert gesehen „Und
_der Zukunft. zugewandt“ von
Wolfgang Schäuble. Daß also
jetzt Schäuble den Johannes
R. Becher plündert. und die
DDR-l\lat.ionalhymmne...
TI-IIERSE: Sie müssen aller-
dings in das Buch 'reingucken.
Unter diesem Titel wird ein
stramm national-konservati-
ves Programm für das einige
Deutschland entwickelt, das
niir liimmelaiigst macht.
Wäre das, was Sie gerade sa-
gen, Herr Thierse, nicht
Grund für 'einejPartei wie die
SPD, die im Osten und eine
Partei wie die PDS, die im
Westen nicht auf die Beine
kommt, endlich etwas ernst-
hafter darüber nachzuden-
ken, wie man in vernünftiger
Weise sachlich zusammenar-
beiten könnte? Trotz aller
Berührungs- und Vorwurfs-
ängste bei SPD wie PDS?

THIERSE: Es gibt ein paar
Probleme, die dagegen spre-
chen. Erstens eine. 40jährige
Vorgeschichte. Die der PDS vor
allem. Und die der Ost-SPD, 'die
nun wahrlich kein Verein von
Helden und Märtyrern ist, aber
iii der eine Menge Leute Er-
fahrungen von Benachteili-
gungen aus der Vergangenheit
mitbringen. Denen fällt es
schwer, das zu vergessen und
zu sagen: Wir kooperieren mit
einer Partei, die aus dieser
Vergangenheit sehr unmittel-
bar hervorgegangen ist.

Zweitens wirbt die PDS ja
wohl damit, daß sie in die Op-
position gehen und keine Ge-
staltungsmehrheit haben will.
Mit der SPD habe ich das lei-
denschaftliche Iiiteresse, daß
wir endlich eine andere Regie-
rung. 1.›el.<ømrfr-tn. und eine. an.-

fdere_`Polit'ik betr`eiben,` ' `
.~ Drittens: Es hilft nichts, es
wird einen Regierungswechsel
nur dann geben, wenn die SPD
stärkste Partei ist. Alles, was
daran hindert, wird iesenRe-
gierungswechsel nicht beför-
dern.

ZWERENZ: Herr Thierse,
der Unterschied zwischen der
hiesigen SPD und der PDS ist
der: Wenn die PDS appelliert,
Opposition sei ihre zukünftige
Politik, daß sie damit gegen-
über der SPD einfach reali-
tätsnäher ist.

THIEBSE; Damit sagen Sie
aber, daß es eigentlich gar kei-
ne Aussicht auf einen Begie-
rungswechsel gibt.

ZWEBENZ: Ja. So wie die
SPD sich jetzt gebettet hat, se-
he ich keinen Chance für sie,
einen Regierungswechsel zu
bekommen. Aber das Problem,
worum es geht, ist, daß dieser
SPD, - wie übrigens auchder
PDS, aber die ist erst in zweiter
Linie gefragt ~ ein wirkliches
Konzept der Ablösung fehlt. Es
gibt einfach Dinge, über die wir
normalerweise nicht sprechen,
über die wir auch hier sehr
schwer sprechen können, weil
Sie da sofort für llire Partei
sprechen müssen, während ich
ja immer noch parteilos bin.
Es fehlt in diesem Land seit
langem an einer intellektuellen
Alternative. Das ist ein Ar-
niutszeugiiis für uns alle.

Das einzige, was dem Füh-
rungspersonal der SPD jetzt
einfällt ist, wenn es auf eine
Wahl zugeht, aus dieser SPD
eine Art Kasernenhofdisziplin-
Regiment zu machen. Da
kommt Scharping und sagt,
jetzt sind alle mal still, damit
wir die Wahlen gewinnen. Die
gewinnen Sie damit überha.upt
nicht, sondern Sie schwächen
llire eigene Partei mit Ihrer Po-
litik. _

THIERSE: Also Herr Zwe-
renz, das ist schon eine er-
staunliche Beobachtung. All-
gemein klagen alle möglicheii
Leute darüber, daß die SPD so
zerstritten ist, und Sie werfen
uns jetzt vor, da herrsche Ka-
sernenhofdisziplin. Absurd.
Lassen Sie mich noch einmal
klar sagen: Die PDS-Wähler
werden ihren Teil von Verant-
wortung tragen, wenn es im
Oktober zu keineın Regie-
rungswechsel kommt.
Herr Thierse, das läuft im
Kern darauf hinaus, der PDS
das Recht zu bestreiten,
überhaupt zu kaiıdidieren.

THIERSE: Wenn man öf-
fentlich argumentiert, was die
Wirkungen von Wahlverhalten
sind, dann ist das die normal-
ste Form von Wahlkampf. Kei-
ner bestreitet der PDS zu kan-
didiereii, sie hat alle Chancen
in diesem Rechtsstaat.

ZWEBENZ: Viele haben
ganz erhebliche Zweifel daran,
Herr Thierse, daß Ihre Partei
die Wahlen wirklich gewinnen
will, vor allem hier im Osten.
Aktivitäten der CDU zum Bei-
spiel laufen darauf hinaus, frü-
her „Staatsnahe“ für__ sich .zu
gewinnen; Jüngste Außerun-
gen, von__ Ministerpräsidenten
Bergner (CDU) aus Sachsen-
Anhalt belegen das, während
Ihre Partei, Herr Thierse, im
Osten immer noch mit der Sta-

si-Klatsche hantiert. Werden
Sie damit den Anliegen der Os-
sis gerecht, deren Fürsprecher
Sie doch sein wollen?

THIEBSE Wann soll denn
die SPD die Stasi-Klatsche her-
vorgeholt haben? Ich habe seit
1990 immer ausdrücklich dar-
auf hingewiesen, daß 2,3 Mil-
lionen Mitglieder der SED
höchst unterschiedliche Leute
waren. Die SPD hat immer ge-
sagt, wir sind offen für Mit-
glieder der ehemaligen SED.

Die CDU verfáhrt da, wie ich
finde, heuchlerisch. Sie sagt-
das eine in Walilkampfzeiten
und tut das andere. Gucken Sie
mal hin, was sie für Renten-
rechte durchgesetzt hat, was
für eine Entschädigungsrege-
lung es gibt. Sie können uns
nicht für alles verantwortlich
machen, was im Bundestag mit
der Mehrheit des Bundestages
verabschiedet wird. Für mich
und die Sozialdemokraten ist
in diesem Wahlkampfjahr und
auch über die Jahre hin ganz
eindeutig die CDU der politi-
sche Hauptgegner. Das bleibt
so. i
Die SPD ist im Begriff, ihren
Wahlkampf im Osten zu än-
dern. Wie soll die neue Stra-
tegie aussehen?

THIEBSE: Dies war in der
ersten Bunde ein Europawahl-
kampf, wo gelegentlich aus
ganz guten Gründen die Un-
terschiede zvvischen den Par-
teien nicht so erheblich sind.
Dies wird sich ändern.

ZWERENZ:Herr 'l`hierse hat
davon gesprochen, daß es wel-
che gibt, die in der DDR sehr
gelitten haben und deshalb
Vorbehalte gegenüber einer
Annäherung zwischen SPD
und PDS bestehen. Das ist ver-
ständlich, das ist so. Aber das
ist überwindbar. ' Wenn man
will, insbesondere wenn man
sich auf das Christentum be-
sinnt und beruft. Sehen Sie
nach Südafrika oder nach Is-
rael und Palästina! Da soll es
nicht möglich sein, zu einer
Annäherung zwischen SPD
und PDS zu kommen? Ich spre-
che lediglich von einer Annä-
herung.
*_ Moderiert und notiert von.-

HELFRIED LIEBSCH.
_ REINER OSCHMANN



Dokument 6
Klaus Hartung: Sozis im Dilemma. Die SPD findet keinen Weg, der Konkurrenz von
links zu entgehen. In: ››Die Zeit« vom 24.Juni 1994. S. 10. [Auszug]
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Alle sozialdemokratischen Strategiepapiere
über die :PDS zeigen: Wenn die PDS als Gegner
ernst genommen -wird, führt die kritische Analyse
sofort ins Zentrum sozialdemokratischer Wider-
sprüche, nämlich das ungeklärte Verhältnis zwi-
schen der SPD-Ost und der SPD-West und das
heikle Problem der Vollendung der Einheit. Q

Die PDS kann sich da selbstzufrieden zurück-
lehnen. Der PDS-Vorsitzende Lothar Bisky er-
klärt suimnarisch, man habe kein Problem mit der
SPD. „Uns fallen keine 28 Thesen ein“ zur Klä-
rung des Verhältnisses zu den Sozialdemokraten.-
Da das Thema Koalition nicht auf der Agenda
stehe, sei man - zugegebenermaßen - in „einer
beneidenswerten Lage“. Das Gerede über eine
große Koalition, sagt Bisky, „treibt uns die Wäh-
ler in die Arme“. Genauso, wenn „uns Scharping
nach der Europawahl zum Hauptfeind erklärt“.
Ein Anti-PDS-Kartell, wie es jetzt in Bonn bei
SPD und CDU diskutiert wird, würde der PDS
wohl noch mehr Wähler zutreiben.

Das sozialdemokratische Dilemma hat Ge-
schichte. Der brandenburgische Bundestagsabge-
ordnete Stephan Hilsbcrg, Gründungsmitglied der
ostdeutschen Sozialdemokraten, wirft seiner Par-
tei vor, ,sie habe die PDS als „Auslaufmodell“ drei
Jahre lang sträflich „unterschätzt“. Für Tilman
Fichter, 'den Referenten für politische Bildung
beim Parteivorstand, liegen die Gründe für dieses
Versagen in der unbearbeiteten Parteigeschichte
vor 1989: „Einst war man intimer Partner in der
Friedenspolitik, und [jetzt : erklärt .man die-~ PDS
zum Tabu.“ Er bezweifelt, daß die Juso-Genera-
tion und die früheren Komplizen des Status quo
überhaupt fähig zur Auseinandersetzung sind.

Große Hilflosigkeit konstatiert Fichter ange-

1›f¬in<.._
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siehts der „semantischen Raubzüget der-PDS“ in
sozialdemokratischen, grünen und feministischen
Programmen. Inder Tat klagen die Sozialdemo-
kraten init routinierter Larmoyanz, daß die PDS
abschreibe und auf alle sozialpolitischen Forde-
rungskataloge nur draufsattele. Fichter befürchtet,
daß die SPD ihre „strategischen Potentiale“ nicht
nur an die Grünen und an die :Sozialausschüsse,
sondem in Zukunft an eine populistische Volks-
partei wie die PDS verlierenwerde.

Das sozialdemokratische Paradox ist, daß ge-
rade das zentrale. Wahlkampfthema Arbeitslosig-
keit das politische Profil der Ost-SPD eher be-
schädigt hat. Und zwar nicht nur, weil die PDS
noch blühendere Arbeitslandschaften verspricht.
Vielmehr ignoriert die SPD im Wahlkampf die
bestehende Ost-West-Spaltung Deutschlands und
spricht unterschiedslos alle Deutschen als glei-
chermaßen von der Arbeitslosigkeit Betroffene
an. Ein Steilpaß für die PDS, die den Anspruch
erhebt, vor allem authentische Stimme des Ostens
zu sein. Daß der Schriftsteller Stefan Heym am
Prenzlauer Berg in Berlin gegen Wolfgang
Thierse antritt, ist Strategie. Die sozialdemokrati-
sche Stimme des Ostens soll verstummen. Nicht
nur hier: In vier anderen Berliner Wahlkreisen be-
fürchten SPD-Analytiker die Eroberung von Di-
rektmandaten durch die PDS. "

Das andere Dilemma betrifft die 'Frage der Ein-
heit: „Die PDS lebt von der nicht vollendeten
Einheit“, kritisiert der Berliner Senator Thomas
Krüger. Er fordertals Antwort eine Politik, in der
„die Vollendung der Einheit mit gesellschaftlichen
Reformen ' verknüpft“ werde - eine hochge-
schraubte Forderung, für die die real existierende
SPD kaum Hoffnung weckt. Klaus Hartung
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Dokument 7
››We1chenstellung für die Bundestagswahl«. Der stellvertretende SPD-Vorsitzende
Wolfgang Thierse zu Rot-Grün in Magdeburg. Der Beweis, daß Alternativen zur jetzi-
gen Regierung durchsetzbar sind. In: ››tageszeitung« vom 30. Juni 1994 S 3

taz: Warum ist die Regierungsbildung von Magdeburgfür Ihre Partei so
wichtig? r

Thierse: In Sachsen-Anhalt wird die SPD durch die Existenz der PDS und
die öffentliche Demagogie entweder gezwungen, sich in eine Große Koalition
,unter Führung der CDU zu begeben, oder wir beweisen, daß andere politische
Optionen, Alternativen gegenüber der jetzigen Regierung, möglich und
durchsetzbar sind.

Das gelingt aber nur dank der Tolerierung durch die PDS.
Das ist sachlich falsch. Die sachsen-anhaltinische Verfassung sieht vor, daß

spätestens im dritten Wahlgang eine einfache Mehrheit zur Wahl des
Ministerpräsidenten reicht. Rot-grün hat 41 Mandate, die CDU 37 Mandate. Ich
empfehle Reinhard Höppner und der SPD, mit den Grünen eine sachliche
Grundlage für die Zusammenarbeit zu finden, die dann erlaubt, ihre Anliegen
durchzusetzen und sich nicht dadurch beirren zu lassen, ob die PDS zustimmt
oder ablehnt. Eine rot-grüne Regierung in Sachsen-Anhalt muß sich nicht von
der Zustimmung der PDS abhängig machen. Im übrigen gilt auch die Einladung
an die CDU, sachlich mit einer solchen Regierung zusammenzuarbeiten.

Ihr grüner Partner in Magdeburg erklärt seit dem Wahlsonntag, in
Sachfragen stimme er mehr mit der PDS übereín als mit der CDU. Gefällt
Ihnen das?

Über solche Erklärungen bin ich nicht froh, sie besagen aber nicht allzuviel.
Das Sachprogramm der PDS ist größtenteils von der SPD abgeschrieben und
wird nur noch verziert durch radikale und finanziell- unrealistische Forderungen
populistischer Art. Über die Realisierbarkeit der PDS-Forderungen dürfte doch
zwischen Rot und Grün Einigkeit herrschen.

Die konservativen Leitartikler schäumen vor Wut. Wie wollen Sie denn
der Kampagne begegnen, in Magdeburg werde eine "Volksfrontregierung"
gebildet? .

^ Den Volksfrontvorwurf nenne ich heuchlerische Demagogie. Ich lasse ihn
ınir nicht von Vertretern einer Partei gefallen, die mit zwei Blockparteien aus
DDR-Zeiten fusioniert hat -› mit der Ost-CDU und der Bauernpaıtei, die 40
Jahre lang aufs innigste mit der SED zusammengearbeitet haben. Wer mit ihnen
fusioniert, hat das moralische und politische Recht verloren, anderen Vorwürfe
zu machen, wie sie mit einer postkommunistischen Partei umgehen sollen. Ich
stelle für die SPD klar: Es wird mit der PDS keine Koalitionen, keine'
Bündnisse, keine Tolerierungsabkommen geben.

Was macht Sie so sicher, daß Ihr Vorwurfziehen wird?
Dieses Argument bewegt sich auf derselben Ebene wie der

Volksfrontvorwurf. Nicht mehr und nicht weniger. Was wir sehen, ist ein
Zusammenspiel PDS und CDU. Das gemeinsame Ziel liegt darin, ein
Reformbündnis jenseits der CDU, das auf Veränderung zielt, zu verhindern. Da
müssen wir diesen riskanten Versuch einer rot- grünen Minderheitsregierung
schon einmal wagen.

Bedeutet eine rot-grüne Regierung in Magdeburg für die
Bundestagswahl nur ein Signal oder auclı eine Weichenstellung?

Es ist auch eine Weichenstellung. Wir zeigen den Wählern in Deutschland,
daß die SPD das Wahlergebnis von Sachsen-Anhalt emst nimmt: 60 Prozent
wollen dort eineiandere Regierung. Der Versuch einer rot-grünen Regierung ist
auch notwendig, um den Bürgern im Herbst 1994 eine grundlegende
Entscheidung zwischen dem "Weiter so" und einer neuen reformorientierten
Mehrheit aufzuzeigen, deren wichtigste Ziele sind: Bekämpfiıng der
Massenarbeitslosigkeit, ökologische Reform der Industriegesellschaft, mehr
soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit sowie weitere Schritte bei der
Demokratisierung unserer Gesellschaft. Wir müssen deutlich machen, daß es
realistische, machbare Alternativen gibt. Große Koalitionen müssen und dürfen
kein unabwendbares Schicksal sein, das die PDS über uns verhängt.
Interview: Hans Monath, Bonn
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der PDS aufkommunaler Ebene aussprechen. Wo ist denn der Unterschied
zwischen der Kommunal- und Landesebene? Warum soll aufLandesebene
nicht möglich sein, was aufkommunaler Ebene gefordert wird?

Ich glaube, daß es wichtig ist, einen bestimmten Anteil der Wähler nicht
einfach auszugrenzen lediglich mit dem Hinweis auf die Vergangenheit. Wer
die PDS wählt und damit Mandatsträger in die Kommunalparlaınente schickt,
der muß auch verlangen können, daß diese Leute gemessen werden an den
Leistungen, die sie dann bringen. Der PDS muß der Nimbus der
Unberührbarkeit genommen werden. Das kriegt man nur hin, indem man vor
Ort entscheidet, was für die.Kommune jeweils der richtige Weg ist. Auf der
Landesebene sind Koalitionen mit der PDS aber der falsche Weg, weil die SPD
die Polarisierung gegen beide Seiten, Union und PDS, vorantreiben muß. Sie
wird in jedem 'Fall in Schwierigkeiten kommen, wenn sie sich der einen oder
anderen Seite unterwirft. Man muß davon ausgehen, daß die SPD stark genug
ist,mit ihrer eigenen Prograınmatik uın Wähler zu werben.

Die bislzerige Strategie ist allerdings von den Wählern in den neuen
Ländern nicht sonderlich honoriert worden.

 Gegenüber der bisherigen Strategie muß es zwei Präzisierungen geben. Zum
einen bedarf es eines schärferen Profils der SPD als Alternative zur
Bundesregierung. Die SPD muß eine sozialdemokratische und alternative
Programmatik konturenschärfeı' als bisher entwickeln. Zweitens, die PDS darf
nicht nach ihrer Vergangenheit beurteilt werden, sondern muß an der
Gcgcıi\\~'aı't und cler 7.ukunl`t gemessen werden. Der Antikommunismus darf
nicht einziges Kriterium für den Umgang ınit der PDS sein. Man ınuß die PDS
bei ihren unrealistischen, populistischen politischen Forderungen anpacken.
Darin liegen die Chancen der SPD, nicht in einer vorauseilenden
Unterwürfıgkeit für irgendwelche Koalitionspartner.

Stich wort'Bundestagswahlen. Drei Direktmandate reichen der PDS, um
in den Bundestag zu ziehen. Es hat Absprachen gegeben oder Versuche
von Absprachen zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen, gemeinsam
diese Direktmandate der PDS zu verhindern.

In meineın Wahlkreis hat es keine Absprachen gegeben. Wir brauchen keine
nationale Front gegen die PDS, sondern? starke alternative Konzepte zur
bisherigen Politik, sowohl der PDS als auch der Bundesregierung. Wir dürfen
keine Angst vor der PDS haben, sondern müssen uns offensiv mit ihr
auseinandersetzen.

Muß eine Partei im Bundestag reprfisefıtiert sein, die regional 20 bis 30
Prozent der Wähler erreicht?

Die CSU ist auch im deutschen Bundestag, und möglicherweise übernimmt
die PDS ähnliche Funktionen für die neuen Bundesländer. Regionalpaıteien
haben sehr viel mit Strukturkonservatismus zu tun.

Wenn die Perspektive der PDS für den. Osten diejenige der CSU in
Bayern ist, dann sehen die Aussichten der SPD aber ziemlich düster ans.

Wenn man der PDS den Nimbus des Märtyrers nimmt und sie an dem ınißt,
was sie vor Ort an Politik macht, dann wird sie sich bald als eine Art Fata
Morgana herausstellen. Sie macht Politik aus dem Bauch. Wenn SPD und
Grüne die offensive Auseinandersetzung mit der PDS nicht scheuen, werden sie
bald in das Wählerterrain vorstoßen, das bislang noch von der PDS besetzt wird.

Interview: Matthias Geis



i „__ _ "'¬"¬
' ' " "" --_-›~ ~„.&,@~±...~sV_\w.n..r. .

Js.tu

Dokument 8

Dokumente

Geheimdiplomatie mit der SPD lehnen wir ab. Sachsen-Anhalts PDS-Spitzenkandi-
datin Petra Sitte kündigt Opposition gegen Regierung Höppner an. In: »Neues Deutsch-
iEl1'1(i<< VOI11 5. Juli 1994. S. 5.

l\`nclıdem Sachsen-Anhalts SPD-Chef Reinhard Höppner das
Angebot der PDS, eine rot-grüne Minderheitsregierung zu
tolerieren, zurückgewiesen hat, beriet am Wochenende die
Landes-PDS über ihr weiteres Vorgehen. Mit der Spitzen-
kandidatin und Fraktionsvorsitzenden der PDS im Landtag,
Pl-I'|`RA SITTE, sprach ANNETTE SCHNEIDER.

Wie geht's nun weiter?
Das Tolerierungsangebot ist

vorn Tisch. Nicht vom Tisch ist
unser politischer Wille zu ver-
hiınlern, daß die CDU in die-
seııı Land regiert.
Eine sclıizophrene Situation?

Scliizophren finde ich, daß
llr-rr Höppner gesagt hat: Wür-
de die SPD das Tolerierungs-
aııgebot der PDS hinnehmen,
wíire es gleichzusetzen mit ei-
ner Koalition. Das kommt nicht
in Frage. Wenn aber die SPD
mit der CDU über Tolerierung
sprechen will, kann man sich
eigentlich auch gleich ins große
lšnalitionsbett legen. Das Pro-
blem ist, daß eine Politik
„\\':ısch mich, aber mach mich
nit-lıt naß" herauskommt. Ich
liınle es tragisch, daß in einer
eııisclieidenden politischen Si-
tuııtion vor den Bundestags-
wrılılen die SPD wieder Zei-
chen aussendet: Wir kämpfen
narlı links, aber nicht nach
1`t*t'lılS.

\\`oı-in sehen Sie die Gründe?
\\`as Herrn Höppner betrifft,

halte ich ihn für einen Mann
ohne Profil. Er hat sich den
gaıızen Wahlabend über von'
.lmırnalisten festlegen lassen
auf eine große Koalition und
ist am nächsten Tag mit dem
Angebot Rot-grün gekommen,
weil er in der Nacht von der
Basis den Hintern so vollge-
kriegt hat, daß er die große
Koalition nicht durchsteht. Die
L`ı°.<:ıclie liegt im fehlenden ei-
genen Programm. Die _SPD
wird in sich brüchig, weil sie
zur Zeit taktiert, gegen die PDS.
Dabei wäre der Effekt viel
schíirfer, wenn sie versuchen
wiirde, die PDS einzubinden
in ihre Minderheitsregierung.
Es ist immer schwieriger,
wenn Versuche unternommen
wenlen, die PDS zu verein-
nahmen anstatt sie offen zu be-
kämpfen, weil das eine Um-
gangsform ist, auf die PDS
überhaupt nicht eingerichtet
ist. Eine Geheimdiplomatie
zwischen SPD und PDS, ver-
mittelt durch Bündnis 90/Grü-
ne, lehnen wir ganz klar ab.

Inwieweit ist eine Zusam-
menarbeit mit einer rot-grü-
nen Regierung nun über-
haupt noch möglich?

Herr Höppner hat gesagt, er
sei bereit, mit der PDS parla-
mentarisch zusammenzuar-
beiten. Dazu waren wir immer
bereit. und umgekehrt blieb
auch der SPD nichts anderes
übrig. Das hat mit der gegen-
wärtigen Konstellation über-
haupt nichts zutun und ist kein
Angebot, sondern sowieso
Prinzip parlamentarischer Ar-
beit.
Die Minderheitsreg'ierung
wird im parlamentarischen
Alltag angewiesen sein auf
die Stimmen der PDS...

› Das ist das Verlogene. Auf
der einen Seite will Herr Höpp-
ner die stillschweigende Tole-
rierung. Er erwartet von uns.
daß wir uns so still verhalten,
daß wir unser eigenes Profil
verlieren. Wer aber die Stim-
men der PDS will, muß damit
leben, auch in der Offentlich-
keit. Von uns wird es ganz kla-
re sachbezogene Entscheidun-
gen wie bisher geben. Es gibt
kein Stillhalteabkommen, und
insofern muß er sich auf Op-
position von zwei Seiten ein-
richten. Wir werden mit der
SPD keine Verhandlungen hin-
ter den Kulissen mehr führen.
Wir haben unser Angebot vor
der Regierungsbildung unter-
breitet, um auch politische Ga-
rantien für unsere Wahlaussa-
gen zu erhalten. Das war
schwierig genug, weil das
leicht so erscheinen kann, als
ob man seine Oppositionshal-

tung aufgibt. Das ist allerdings
nicht der Fall.
Wo liegt denn nun der Un-
terschied zwischen Tolerie-
rung einer rot-grünen Re-
gierung und einer konse-
quenten Opposition?

Eine Tolerierungsvereinba-
rung wäre nur ein anderer
Weg gewesen, um eigene
Wahlaussagen, eigene politi-
sche Positionen umzusetzen.
Wenn wir beispielsweise mehr
Fördermittel für sozialen Woh-
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nungsbau' gefordert hätten,
hätte unsere Forderung von
vornherein berücksichtigt wer-
den ınüssen von der Regie-
rung. Ohne 'l`olerierungsver-
eínbarung dagegen müssen
wir unsere Forderung im
Landtag aufmachen.
Worüber sind Sie bereit, mit
der SPD zu reden?

Wir waren weit offen. Die
SPD kannte. unser Wahlpro-
gramm, wir kannten ihres. Un-
sere Abgeordneten sollten sich
in den Arbeitskreisen einen
Uberblíck verschaffen, wo sich
die Positionen von SPD und
PDS so nahe sind. daß man
verhandeln kann. Wir wollten
der SPD realistische Positionen
antragen, damit sie nicht wie-
der das Argument in die Hand
bekommt-, die PDS gehe mit
völligen Illusionen in die Ge-
spräche und will von vornher-
ein, daß sie scheitern. Unter
den gegebenen tagespoliti-
schen Anforderungen hätten
wir auch unseren grundsätzli-
chen, visionären Ansatz zu-
rückgestellt.
In welchen konkreten Saclı-
lgebıeten gibt es dennoch
ie.

Das wären Fragen wie Woh-
nen und Mieten, des Woh-
nungsbaus und der Förder-
programme, Fragen, was sich
umsetzen läßt von der Ar-
beitsmarktinitiative der PDS,

f .~. ;-.† =- ----=§...f"" _ı'

Fragen des' ökologischen "Um"-
baus, Bildungsfragen. Es hätte
vermutlich auch Ubereinstim-
mung gegeben, _daß die Ent-
scheidung zurückgenommen
wird, an Asylbewerber nur
Sachleistungen auszugeben.

,Also ziehen Sie sich jetzt
inicht in die Sclımollecke zu-
rück? _.

Nein. Das hätten wir dann
schon vor vier Jahren machen
müssen. Wir haben so viel er-
lebt in den vier Jahren, es sind
so viele Grabesreden gehalten
worden, uns wurden zu grund-
sätzliche, zu illusionäre Hal-
tungen nachgesagt, man hat
Angebote von uns einseitig in-
terpretiert, hat sie zum Teil
ignoriert undimmer wieder
behauptet, wir hätten keine Al-
ternativen. Gerade jetzt ist es
unheimlich wichtig, aktiv am
Ball zu bleiben. Man merkt
auch an Reaktionen draußen,
-daß die Leute auf einen zuge-
hen. Daraus .kann man durch-
aus politischen Mut schöpfen.
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Ringstorff: Keine SPD-Austritte. In: »Neues Deutschland« vom 6. Juli 1994. S. 3.
Der l/orsítzende des SPD-Parteirates und Landes-
vorsitzende Mecklenburg-Vorpomınerns. Dr. HA-
RALD Ü/NG-5T0RFF(54}. Spricht ,. von teilweise kon-
struktiver Politik der PDS in den Kommunen In
einem Telefonat mit ND äußerte er sich gestern
auch zu einigen anderen Fragen.

Sehen Sie für llır Land saclısen-anlıaltinische
Verlıältnisse nach dem 16. Oktober?
_ Eine hypothetische Frage. lch glaube, wir haben
in__Mecklenburg-Vorpommern eine größere Chance,
starkste Partei zu werden. Wie Höppner, bin ich
Jedoch der Meinung, daß wir eine Große Koalition
mit der CDU vermeiden müssen.
Der Volksfrontvorwurf wegen möglicher punktu-
eller Zusammenarbeit SPD-PDS macht Sie of-
fenkundig nicht nervös.

Nein. Ich sehe auch keine Volksfront in Sachsen-
Anhalt. Ich sehe jedoch einige punktuelle Gemein-
samkeiten mit deriPDS. Zum Beispiel bei unserem
Einsatz für die Bodenreform. Ich halte auch nichts
davon, den politischen Gegner mit Geheimdiensten
bekampfen zu wollen. Das ist altes SED-Denken.
Gibt es Beispiele, wo SPD-Leute, die sich für Zu-
sammenarbeit mit PDS ausgesprochen haben,
gemaßregelt oder gar ausgeschlossen werden
sollen?

Das ist mir nicht bekannt. Es gibt auch keine
Austritte. Bei der CDU dagegen sind Maßnahmen
angedroht, falls es zu einer Zusammenarbeit zwi-
schen PDS und CDU kommen sollte. Wenn das nicht
wieder Heuchelei sein sollte, müßte sich die CDU
von der l-lälfte ihrer kommunalen Basis trennen.
Denn die CDU in Mecklenburg-Vorpommern bringt
mit l-lill`e der PDS reihenweise ihre Bürgermeister
durch. Übrigens verliert dadurch auch die PDS er-
heblich an Glaubwürdigkeit.
Sie haben unlängst erklärt, unter bestimmten
Bedingungen stellte sich die Zusammenarbeit
SPD-PDS auch bundesweit ııetı?

Wenn sich die PDS von der Kommunistischen
Plattform und ihren stalinistischen Altkadern
trennt, dann gibt es sicherlich Kooperationsansiitze.
Ich erwarte von der PDS weiter, daß sie erklärt,
wie sie ihre populistischen '/.iele erreichen will. Mir
ist auch völlig unklar, was die PDS unter Sozialis-
mus versteht undvvvelche Wirtschaftsordnung sie
anstrebt. Ich fürchte, das weiß sie selber nicht.

Dokument 10
Das Falsche wollen. Klaus vonDohnanyi über Rot-Grün und die Folgen von Sach-
sen-Anhalt. In: ››Der Spiegel« vom 11. Juli 1994. S. 26/27.

Dohnanyi, 66, war von 1981 bis 1988
Erster Bürgermeister in Hamburg. Seit
1990 ist der sozialdemokratische Ju-
rist Aufsichtsratsvorsitzender der Leip-
ziger Schwermaschirıenbau Takraf AG.

ie Gremien der SPD in Bonn und
DMagdeburg haben den Weg frei-

gegeben für eine rot-grüne Koali-
tion in Sachsen-Anhalt. Noch sind die
Weichen nicht endgültig gestellt. Klare
Worte sind jetzt notwendig, um diesen
schwerwiegenden Fehler zu vermeiden.

Die These, man werde in Sachsen-
Anhalt rot-grün regieren können ohne
„Gespräche_, Vereinbarungen, Ver-
handlungen“ mit der PDS, ist eine Illu-
sion. Offenbar hat niemand an den Be-
ratungen der Parteigremien der SPD
teilgenommen, der schon selber einmal
eine Minderheiten-Regierung geführt
hat. Ich mußte das zweimal in Hamburg
tun. Es kann gar nicht ausbleiben, daß
eine rot-grüne.Regicrung in Magdeburg
Parlamentsvorlagen machen wird, für
die es eine CDU-Zustimmung nicht
gibt, und zwar auch dort nicht, wo die
CDU eigentlich zustimmen könnte.

Vielleicht hätte Renate Schmidt hin-
ter verschlossenen Türen noch einmal
Opposition erklären und sagen können.
wie oft die SPD im Münchner Landtag

gegen Stoiber-Vorlagen stimmt, ob-
wohl die SPD als Regierung häufig
auch nicht viel anders handeln könnte;
so ist das im parlamentarischen Prozeß.

Und dann? Dann soll die SPD-Frak-
tion allen .,Gesprächen. Vereinbarun-
gen, Verhandlungen“ mit der PDS aus
dem Weggehen. obwohl diese ..mit nur
wenigen Anderungen“ der SPD-Vorla-
ge zustimmen würde?

Wer so argumentiert. versteht wenig
vom politischen Handwerk. Ich habe
damals in Hamburg alle (i) Flügel der
SPD-Fraktion nur mit großer Anstren-
gung vor Techtelmechteln mit der GAL
„im Einzelfall“ bewahren können. Die-
se Kraft hat Reinhard Höppner kaum.
Rot-Grün in Magdeburg heißt deswe-
gen de facto doch: Rot-Grün mit PDS-
Einfluß. Da führt kein Weg vorbei.

Absprachen mit der PDS sind nicht
in erster Linie ein Demokratie-Pro-
blem. Die sicherlich noch totalitär-lasti-
ge PDS ist für mich auch nicht in erster
Linie ein politisches Anstands-Tabu.
Da bin ich für mehr Geduld: Die PDS
wird Demokratie schon lernen. Aber
Rot-Grün mit PDS-Einfluß führt Sach-
sen-Anhalt politisch in die falsche Rich-
tung.

Denn das zentrale Problem Ost-
deutschlands (und des ganzen Deutsch-

land in den nächsten Jahren) ist die Ver-
teidigung und Gewinnung von Märkten.
Man kann nachrechnen, daß unserem
Arbeitsmarkt und dem durch die Wie-
dervereinigung größer gewordenen Pro-
duktíonspotential heute Märkte von et-
wa 200 bis 300 Milliarden Mark fehlen:
mehr sind bedroht. Märkte aber erobert
man durch funktionsfähige Unterneh-
men, unternehmerische Unternehmer.
erstklassige Manager und eine gut aus-
gebildete Belegschaft.

Die Wirtschaftspolitik muß also vor-
rangig auf die Wettbewerbsfähigkeit der
Unternehmen und auf diese Faktoren
ausgerichtet sein. Auch Sozial- und Um-
weltpolitik können nur so finanziert
werden. Kurz. wir brauchen besonders
für Ostdeutschland eher eine Standort-
politik. wie sie kürzlich Gerhard Schrö-
der an Franz Josef Strauß und der CSU
gelobt hat.

Und dafür soll ein rot-grünes Bündnis
mit PDS~Korsett taugen? Würde Ba-
den-Württemberg die Umstrukturie-
rung seiner autolastigen Industriestruk-
tur einer solchen Koalition anvertrauen?
Aber für Ostdeutschland soll das gehen,
nur weil verwirrte Trotzwähler der PDS
ihre Stimme geben?

Sachsen-Anhalt, das Chemiedreieck.
der bodenständige Maschinenbau und
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der wirtschaftliche Fleiß der Region dür-
fen nicht mit einer Regierung abgespeist
werden. die nicht einmal eine Postreform
zustande brächte. Rot-Grün mit PDS-
Einlluß führt Ostdeutschland und damit
Deutschland in die falsche Richtung.

So werden es insbesondere viele West-
deutsche sehen. Das hat dann nichts mit
Ausgrenzung der PDS-Wähler zu tun:
Kräfte. die das Falsche wollen. hält man
in der Opposition und beteiligt sie nicht
an der Verantwortung. So funktioniert
Demokratie. Rot-Grün mit PDS in Mag-
deburg wird deswegen die Bereitschaft
zum gegenseitigen Verstehen
in Deutschland nichtfördern. e

Der Schritt wäre also auch
deutschlandpolitisch fatal.

Rot-Grün in Magdeburg
mit PDS auf dem Hintersitz
macht zudem die SPD als
Ganzes unberechenbar. Os-
kar Lafontaine hatte erst kürz-.
lich ein brillantes 20-Punkte-
Programm der Wirtschafts-
und Finanzpolitik veröffent-
licht. Sehr viel davon könnte

meiste vermutlich auch mit
Kohl und Waigel. aber keine
zehn Prozent mit Gysi ver-
wirklichen.

Die SPD-Führung über-
schätzt sich. wenn sie meint:
Wenn wir Wirtschaft. Finan-
zen und die Richtlinien-Kom-
petenz haben. kann uns nichts
passieren. Ist denn niemand
mehr da, der die Debatte mit
l-Ielmut Schmidt 1981/82 in
der Bundestagsfraktion erin-
nert?

Damals zog die FDP-Koali-
tion die Gewichte in Richtung
Wirtschaft. Diesmal. würde
die Koalition in Richtung Versorgungs-
staat zerren. Wer soll da der SPD noch
glauben? Und ein Mißerfolg der Regie-
rung Höppner wäre weiterer Rücken-
wind für die PDS. Wie sagt man? Nur
die allerdümmsten . . .

Die Befürworter von Rot-Grün sa-
gen. Sachsen-Anhalt habe den Wechsel
gewählt. Wirklich? Sagen nicht diesel-
ben Stimmen. daß SPD und CDU (lei-
der) zum Verwechseln ähnlich gewor-
den seien?

An diesem Argument ist viel dran: i,
Die wirtschaftlichen Verhältnisse ver-
langen klare Antworten, und diese kön-
nen schon aus Wettbewerbsgründen in
zentralen Fragen so verschieden nicht
mehr sein: siehe Lafontaine-Papier.

er mit Kurt Biedenkopf, das
"'l

.'ı

Wenn aber CDU und SPD in Wirt-
schaftsfragen so ähnlich geworden
sind, dann haben 70 Prozent der Wäh-
ler in Sachsen-Anhalt diese Politik ge-
wählt. Sie wollen nicht 25 Prozent
Grün-PDS als Nebenkutscher auf dem
Bock.

Die SPD-Führung denkt aber auch
kleinmütig, wenn sie die von ihr als
richtig erkannte wirtschaftspolitische
Richtung preisgibt, nur weil ihr die
Mehrheit für diese Richtung nicht
schmeckt. Was ist denn an der Großen
Koalition so fatal? Offenbar hat im
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SPD-Kritiker Dohnanyi

Bonner .Parteivorstand niemand mit
den verantwortlichen Gewerkschafts-
führern aus Baden-Württemberg ge-
sprochen, die sehr wohl bereit wären
zu bekunden, welche Fortschritte dort
die konzertierte Wirtschaftspolitik der
Großen Koalition heute ermöglicht.
Warum will das die Macht am Rhein
den Bürgern in Sachsen-Anhalt nicht
gönnen?

Rot-Grün in Magdeburg mit Schiel-
blick auf die PDS ist weniger eine de-
mokratische Sünde als eine politische.
Fatal für Sachsen-Anhalt; als Perspek-
tive unerträglich für Deutschland.
Kommt sie zustande, werden in der
Bundestagswahl nicht nur ganze Blök-
ke von verunsicherten SPD-Sympathi-

santen abgesprengt werden. Der Riß
wird auch in die Mitgliedschaft rei-
chen.

Schließlich ist man zwar das ganze
Jahr über ein Freund der eigenen Par-
tei: Aber am Wahltag ist die erste Ver-
antwortung doch die des Bürgers. EI

ı
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»Gysi ist ein Demagoge.« Angela Merkel (CDU) und Harald Ringstorff (SPD) über
die PDS. In: ››Der Spiegel« vom 11.Juli 1994. S. 28-32.

SPIEGEL: Frau Merkel, die jüngsten
Wahlen zeigen: Im Osten Deutschlands
haben inzwischen vielerorts SPD, Bünd-
nis 90/Grüne und PDS zusammen eine
Mehrheit vor der CDU. Fordern Sie poli-
tische Quarantäne für die SED-Nachfol-
gerin. weil Sie um die Macht der Union
fürchten? _
Merkel: Darum brauchen wir nicht zu
fürchten. Aber was mich wundert: Nach-
dem es vier Jahre lang auf kommunaler
Ebene keinerlei Probleme zwischen
CDU und SPD gegeben hat, soll es damit
jetzt vorbei sein. Plötzlich wird sugge-
riert, die Gemeinsamkeiten der SPD mit
Bündnis 90/Grünen und PDS seien grö-
ßer als mit uns. Es mag kleine Orte geben,
da kommt man an der PDS wahrschein-
lich nicht vorbei. Ich bin aber strikt dage-
gen, daß die demokratischen Parteien
die PDS generell als tolerabel, bündnis-
fähig oder gar als Partner ansehen.
SPIEGEL: Herr Ringstorff, Sie reden zu-
mindest einer Zusammenarbeit mit der
PDS in den Kommunen das Wort. Sie
wollen SPD-Bürgermeister und -Land-
räte auch mit PDS-Hilfe wählen lassen.
Ringstorff: Wir brechen kein Tabu. Die
Zusammenarbeit von Sozial- und
Christdemokraten mit der PDS begann
schon 1990, wobei sich die SPD wesent-
lich mehr zurückgehalten hat als die
CDU. Ich erinnere an die Stadt Gü-
strow, wo an der SPD als stärkster Frak-
tion vorbei ein CDU-Bürgermeister mit
den Stimmen der PDS gewählt wurde.
In der Hansestadt Wismar hat ein CDU-
Mann zusammen mit einem PDS-Mann
in einem SPD-geführten Senat gesessen.
Auch sonst hat die CDU wenig Berüh-
rungsängste zum alten Regime gezeigt.
Im Rostocker Koalitionssenat hat uns
die CDU einen Stadtrat zugemutet. der
früher im SED-Staat für Agitation und
Propaganda zuständig war. Und im
Landtag sitzt der CDU-Abgeordnete
Hermann Külme. der 22 Jahre als
Blockflöte in der Volkskammer die
Hand gehoben und den Schießbefehl
mitgetragen-hat.
Merkel: Das sind teils alte Beispiele.
und auch die ändern sich jetzt. Die Auf-
arbeitung der Vergangenheit ist in der
CDU vorangekommen. Sie dürfeg das
Verhältnis von SED und CDU auch
nicht verkehren. Die CDU war ja nicht
des Teufels in der früheren DDR.
Ringstorff: Für die Mitglieder mag das
stimmen, aber nicht für die Funktionä-
re. Gerade die Blockflöten. die jetzt
noch in Ihrer Partei eine Rolle spielen,
waren oft besonders eilfertig und bot-
mäßig . . .
Merkel: Die spielen doch kaum noch ei-
ne Rolle.
Ringstorff: _ _ . die haben die SED links
zu überholen versucht. Und dann hat

sich die CDU auch noch die Bauernpar-
tei einverleibt, die in manchem noch
schlimmer war als die SED. Ich meine,
man sollte fairerweise auch die PDS
nicht als homogenen Block betrachten.
Es gibt zwar die „Kommunistische Platt-
forrn“ mit den unverbesserlichen Alten.
Aber in vielen PDS-Gremien wird viel
offener diskutiert. als ich das in der
CDU für möglich halte.
Merkel: Tun Sie doch nicht so. als hätte
eigentlich die CDU die DDR regiert
und die SED wäre so was wie eine Re-
formpartei gewesen. Richtig ist: Es gab
nach der Wende bedauerliche Kontakte
auch der CDU zur PDS. Aber die SPD
will jetzt etwas ganz anderes, nach der
Melodie: Wir holen uns die Mehrheiten,
wo wir sie kriegen können. Das ist eine
Trendwende. Die CDU hat jetzt einen
Beschluß gefaßt. daß wir uns unsere
Mehrheiten künftig auf keinen Fall mit
Hilfe der PDS suchen.
Ringstorff: Die Realität sieht anders
aus. Bei den Bürgermeisterwahlen in
Mecklenburg-Vorpommern vor vier
Wochen weiß ich schon jetzt von einem
Fall, wo die alte Nationale Front aus
CDU. PDS und Liberalen unseren Kan-
didaten verhindert hat. Gewählt wurde
ein CDU~Bürgermeister und als erster
Stellvertreter ein PDS-Mann.
Merkel: Das ist die Ausnahme. Selbst
wenn die CDU Fehler gemacht hat.
rechtfertigt das, daß sich die SPD nun
mit der PDS verbündet. um an die
Macht zu kommen? Sie müssen doch
erst mal fragen: Was will die PDS?
Ringstorff: Gegenfrage: Kann man 20
oder 25 Prozent der Wähler ausgren-
zen? Können wir so tun, als wenn sich
nichts verändert hätte in Deutschland?
Es ist falsch, die PDS mit Hilfe des Ver-
fassungsschutzes kleinzukriegen. Es gibt
zwar in der PDS noch Stalinisten. aber
es ist nicht so, daß sich dort nur ein
Häuflein Unverbesserlicher zusammen-
gefunden hätte.
SPIEGEL: Frau Merkel, wie wollen Sie
denn mit der PDS umspıingen?
Merkel: Ich will mit ihr nichts zu tun ha-
ben. Die PDS ist eine linke. sozialistisch
orientierte. internationalistische Partei.
die ihre Fernziele heute nicht verwirkli-
chen kann. Das können Sie in der Wahl-
kampfstrategie der PDS nachlesen. Was
das Fernziel ist. hat der PDS-Vorsit-
zende von 'Mecklenburg-Vorpommern_
Helmut Holter. klar gesagt: Abschaf-
fung des Rechtsstaates, so wie er ist. Da
die PDS das allein zur Zeit nicht schafft.
versucht sie, Bündnispartner zu finden.
wo immer Konflikte in dieser Gesell-
schaft.Hebel dafür bieten.
Ringstorff: Sie machen es sich zu ein-
fach. wenn Sie der PDS pauschal unter-
stellen. sie wolle den Rechtsstaat besei-
tigen. ln den Führungspositionen der

Partei sitzen eine Reihe Unternehmer.
Glauben Sie. die wollten die Marktwirt-
schaft abschaffen?
Merkel: Die entscheidenden Leute in
der PDS sind Andre Brie, Gregor Gysi
und Lothar Bisky. und die wollen eine
andere Gesellschaft. Wann immer Gysi
gefragt wird, ob er privates oder gesell-
schaftliches Eigentum bevorzuge, heißt
seine Antwort: gesellschaftliches Eigen-
tum.
Ringstorff: Aber er weiß doch, daß das
Utopie ist. Ich wiederhole, wir müssen
uns politisch mit dieser Partei auseinan-
dersetzen. Der Ruf nach Verfassungs-
schutz und Staatsgewalt stempelt diese
Leute nur zu Märtyrern.
Merkel: Der Kommunist Lenin ist auch
an die Macht gekommen, weil die Men-
schewiki ihn unterschätzt haben.
Ringstorff: Ihr Glaube an diese Republik
ist ziemlich schwach, wenn Sie eine Par-
tei, die bundesweit deutlich unterfünf
Prozent liegt, für so gefährlich halten.
Merkel: So deutlich war der Abstand bei
der Europawahl nicht mehr.
Ringstorff: Glauben Sie denn allen Ern-
stes, daß díe PDS in der Lage ist, diesen
Staat umzukrempeln, selbst wenn sie in
den Bundestag kommt?
Merkel: Es ist ein großer Irrglaube. daß
die Demokratie in Deutschland schon
unerschütterlich sei. Siehe das Anwach-
sen des Rechtsradikalisınus. Wenn die
Sozialdemokraten der PDS zur Salonfä-
higkeit verhelfen. dann mache ich mir in
der Tat Sorgen um diese Demokratie.
SPIEGEL: Salonfähig macht die PDS in
erster Linie eine offenbar wachsende
Zahl von Wählern.
Ringstorff: Genau.
Merkel: Herr Ringstorff, ist eine von der
PDS tolerierte Landesregierung, wie sie
sich in Sachsen-Anhalt abzeichnet, für
Sie ein Zukunftsmodell?
Ringstorff: Ich weiß nicht. ob es ein Zu-
kunftsmodell ist. Auf jeden Fall würde
eine Große Koalition in Sachsen-Anhalt
der PDS noch mehr Wähler in die Arme
treiben.
Merkel: In Sachsen-Anhalt haben 70
Prozent die beiden großen Parteien ge-
wählt.
Ringstorff: Das Wahlergebnis für die
CDU lehrt aber: Die Menschen wollen
eine andere Landesregierung. Die Re-
gierung in Sachsen-Anhalt ist abgewählt
worden. 15 Prozent minus.
Merkel: Deshalb wollen' die Leute aber
noch lange nicht Ihr sogenanntes Re-
formbündnis. das nur 39 Prozent der
Stimmen hat. Es gibt eine Menge Men-
-schen, die mit der deutschen Einheit
nicht klarkommen und offenbar deshalb
zur PDS laufen. Das ist nicht nur ein
Problem der CDU. Im SPD-Land Bran-
denburg ist der PDS-Anteil etwa gleich
hoch wie in Sachsen-Anhalt oder Meck-
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lenburg-V0rp0mmem_ trotz des pgputä- SPIEGEL: Herr Ringstorff. Niedersach-
ren Manfred Stolpe sens Ministerpräsident Gerhard Schrö-

„_ der plädiert dafür. die PDS zum Offen-
im ii . barungseid zu zwingen. indem die SPD

„Auf Landesebene wırd sie in politische Verantwortung einbin-
det. Teilen Sie diese Einschätzung?es keine Koalition

mit der PDS geben“
Ringstorff: Die Menschen laufen zur
PDS. weil die vom Westen dominierten
Großparteien sie ihnen regelrecht in die
Arme getrieben haben. Durch die Pri-
vatisierungspolitik der Treuhand zum
Beispiel oder die Mißachtung ostdeut-
scher Biographien. Die Lehrer iın
Osten hatten keine Chance. andere Ab-
schlüsse zu machen. Aber obwohl sie
bewiesen haben. daß sie sehr wohl Kin-
der erziehen können. werden sie als
Lehrer zweiter Klasse behandelt. Ein
fataler Fehler ist auch. jeden Ostdeut-
schen. der in den Offentlicliën Dienst
will. erst mal als Sicherheitsrisiko zu
behandeln.
Merkel: Wer früher von den Macht-
Strukturen profitiert hat. ist heute nicht
der Vorkämpfer der neuen Gesell-
schaftsordnung. Aber es stimmt. daß
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mit den ostdeutschen Biographien nicht
sehr sensibel umgegangen wird." Wir
müssen uns vor allem Sorgen machen.
wenn junge Leute zur PDS rennen.
SPIEGEL: Frau Merkel, steht der Unter-
gang der Republik bevor, wenn die PDS
nach der Bundestagswahl in Bonn zum
Zünglein an der Mehrheitswaage wird?
Merkel: Ich glaube nicht, daß die Mehr-
heit der SPD-Wähler sich eine solche
Konstellation wünscht. Ich glaube, daß
die SPD falsch liegt, wenn sie meint, sie
müsse die PDS nur míssionieren, dann
würde die schon sozialdemokratisch.
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Ringstorff: Ja. ich glaube. in den Kom-
munen ist das der richtige Weg. die PDS
zu entzaubern.
SPIEGEL: Und auf Landesebene?
Ringstorff: Auf der Landesebene wird
es keine Koalition mit der PDS geben.
Noch gibt es in der PDS die ..Kommuni-
stische Plattform“. Kommunisten sind
keine Demokraten.
SPIEGEL: Aber das Zugpferd der PDS,
Gregor Gysi. ist nach eigener Einschät-
zung kein Kommunist.
Merkel: Ich halte Herrn Gysi für einen
Demagogen, leider einen nicht uner-
folgreichen.
Ringstorff: Er ist ein geistreicher Popu-
list. der es verstanden hat. seine Partei
populär zu machen. Ich weiß nicht. ob
Gysi mit seinen lockeren Sprüchen noch
durchkommt, wenn er politische Ver-
antwortung übernehmen muß.
Merkel: Die gibt Gysi erst auf. wenn er
Bundeskanzler ist. Dann hat er erge-
schafft. _
SPIEGEL: Frau' Merkel. Herr Ringstorff,
wir danken Ihnen für dieses Ge-
spräch. Ü
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ach den verheerenden Wahlverlusten der
NCDU-FDP-Regierung in Sachsen-Anhalt

und der Ankündigung der SPD, eine Rot-
Grüne-Minderheitsregierung zu versuchen, hat
plötzlich ein verblichener Begriff' Konjunktur:
„Volksfrontl“ r_ufen Konservative, da eine Min-
derheitsregierung unter Umständen auf die Tole-
rierung durch die PDS angewiesen ist. CDU-Ge-
neralsekretär Hintze und der parlamentarische
Geschäftsführer Rüttgers malten ein „SPD/PDS-
Volksfrontbündnis“ als Gefahr an die Wand.
Finanzminister Waigel von der CSU setzte noch
eins drauf und entdeckte eine neue Keule für den
Bundestagswahlkampf.. Die „Alternative von
CDU/CSU“ sei die „_Volksfront in Deutschland“.

Seither geistert die .,Volksfront“ durch den
politischen Streitiund durch die Medien, obwohl
ihre Ursprünge und ihre Geschichte heute weithin
unbekannt sind und mit der Realität wenig zu tun
haben. Allerdings ist die Anschuldigung gegen
Sozialdemokraten. sie erstrebten eine Volksfront
mit Kommunisten. von Konservativen nach dem
Zweiten Weltkrieg schon des öfteren erhoben
worden. Geven die Deutschlandpolitik der SPD/_D

FDP-Regierung wurde etwa 1976/77 damit ope-
riert, Franz Josef Strauß' griff im Wahlkampf
gegen die SPD zu diesem Terminus. Auch die
Links-Regierung Mitterrand in Frankreich wurde
nach 1973 so gekennzeichnet.

Lediglich die Erfinder des Begriffs, die Kom-
munisten, hielten sich zurück. Für sie war die
Volksfront keineswegs eine zeitweilige Koopera-
tion mit Sozialisten oder Sozialdemokraten, son-
dern die darüber hinausgehende Strategie des
Widerstands auch mit bürgerlichen Kreisen gegen
den Faschismus. „Zusammenarbeit“ mit Sozialde-
mokraten - aber eigentlich deren Zersetzung -
signalisierte die viel ältere Parole der „Einheits-
front“. Beim Blick auf die Entstehung und die
Realität beider Losungen zeigt sich, wie sehr War-
nungen vor derVolksfront heute deplaziert und
nur Schlagworte aktueller Politik sind.

Die Kommunisten wollten nachdem Ersten
Weltkrieg mit ihrer „Weltpartei der Revolution“,
der Kommunistischen Internationale (Komin-
tern), überall die Macht erringen und nach dem
Modell Rußlands die Räte-Herrschaft aufbauen.
Da sich die enttäuschten Massen 1919 und 1920 in
Europa radikalisierten, setzten die Kommunisten
auf eine rasche Weltrevolution. Sie bekämpften
vor allem die Sozialisten, die die parlamentarische
Demokratie verteidigten. Der Trend nach linksau-
ßen schien allgemein, der chiliastische Enthusias-
mus der Komintern übte eine ebenso große
Anziehungskraft auf viele Arbeiter und Intellek-
tuelle aus wie die russische Revolution. .

.Doch schon 1921 war erkennbar, daß die Masse
der Arbeiter in Europa den Sozialisten und nicht
den Kommunisten folgte. Die Hoffnung der
Komintern auf die Weltrevolution erwies sich als
illusorisch, die Macht der Kommunisten blieb auf
Rußland beschränkt. Um aus der Isolierung her-
auszukommen, änderte die Komintern ihre Strate-
gie. Statt der frontalen Bekämpfung verkündete
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sie Ende 1921 in „Leitsätzen“, sie wolle mit
Sozialdemokraten (und auch Gewerkschaften,
Syndikalisten und so weiter) eine „Einheitsfront“
bilden. Die „Einheitsfronttaktik“ sollte angeblich
gemeinsamen Aktionen zugunsten von Alltagsin-
teressen der Arbeiter dienen. Deren Ziel defi-
nierte der Kominternführer Karl Radek indes
recht eindeutig: „Der Weg der Einheitsfront ist
ein viel schwierigerer als das, was wir taktisch im
Jahre 1919 sagten: ,Haut alles zusammen“
Aber wenn man die Kraft dazu nicht hat und die-
ser Weg [der Einheitsfront] notwendig ist, muß
man ihn wandern mit dem Bewußtsein, daß dieser
Weg nicht uns, sondern der Sozialdemokratie zum
Schaden gereicht.“ j P

Da die Kommunisten keinen Hehl daraus
machten. mit der „Einheitsfront“ nun „schneller
die Massen auf die Seite des Kommunismus her-
überzuziehen“ (so die Komintern), war deren
Mißlingen programmiert. Auf diese Taktik ließen
sich die Sozialisten und Sozialdemokraten nicht
ein. Ohnehin lehnten sie die Kommunisten grund-
sätzlich ab, da diese Anhänger einer totalitären
Diktatur und Vertreter der sowjetischen Interes-
sen waren. Die Sozialisten verwarfen die „Ein-
heitsfront“ als Versuch, die Sozialdemokratie zu
spalten, ihre Anhänger abzuwerben und die sozia-
listischenParteien zu zersetzen.

Waren die Koınmunisten zunächst noch bereit
gewesen, auch mit den Führern der Sozialdemo-
kraten zu kooperieren, also eine „Einheitsfront
von oben“ zu bilden, so propagierten sie von 1928
an nur noch die „Einheitsfront von unten“, die auf
Zersetzung der sozialistischen Parteien hinauslief.
Inzwischen hatte sich der Kommunismus gewan-
c_l_elt, aus der revolutionären Bewegung der Lenin-
Ara war die diktatorische Willkürherrschaft Sta-
lins geworden. _ = I

Die Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1933 brachte
allerdings zahlreichen kommunistischen Parteien
einen großen Aufschwung, die Komintern-Füh-
rung erwartete eine kommunistische Revolution.
Sie praktizierte eine ultralinke Politik und
behauptete, daß zwischen Faschismus oder Natio-
nalsozialismus einerseits und der Sozialdemokra-
tie andererseits keine nennenswerten Unter-
schiede bestünden. Die Sozialdemokraten, als
„Sozialfaschisten“ diffamiert, galten als „Haupt-
stütze“ der Bourgeoisie und damit als „Haupt-
feind“ der Kommunisten. Noch im September
1932, wenige Monate vor Hitlers Machtüber-
nahmein Deutschland, bewies eine Resolution
der Komintern-Exekutive, was die Kommunisten
inzwischen mit der Taktik der „Einheitsfront von
unten“ bezweckten: „Nur wenn der Hauptschlag
gegen die Sozialdemokratie - diese soziale Haupt-
stütze der Bourgeoisie - gerichtet wird, kann man
den I-Iauptklassenfeind des Proletariats, die Bour-
geoisie, mit Erfolg schlagen und zerschlagen.“

Die Absicht, mit der „Einheitsfront“ die soziali-
stischen Parteien zu zersetzen und zu spalten,
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hatte - zusammen mit der Stalinschen Parole vom
„Sozialfaschismus“ - besonders in Deutschland
eine unheilvolle Wirkung: Sie trug entscheidend
dazu bei, die Widerstandskraft der Arbeiterbewe-
gung gegen den Faschismus zu schwächen. _

Nach dem Sieg Hitlers 1933 hielt die Komintern
weiter an dieser Politik fest. Erst im Juni 1934
erwog der neue Generalsekretär der Komintern,
Dimitroff, zu prüfen, ob es richtig sei, die Sozial-
demokratie „in Bausch und Bogen als Sozialfa-
schismus abzuqualifizieren“ und die linken Sozia-
listen als „Hauptgefahr“ hinzustellen. Etwa zur
gleichen Zeit starteten kommunistische Parteien
in verschiedenen Ländern eine Serie von Einheits-
frontangeboten. '

Nach Provokationen von Rechtsextremisten im
Februar 1934 in Paris, die eine faschistische
Gefahr auch für Frankreich signalisierten, schlos-
sen dort Sozialisten und Kommunisten im Juli
1934 ein Abkommen. Damit wurde die Wendung
der Kominternpolitik eingeleitet. Auf dem VII.
Weltkongreß im Juli 1935 proklamierte Dimitroff
dann die neue Generallinie der Komintern, die
Einheits- und Volksfrontpolitik. Dimitroff for-
derte, die Kommunisten müßten angesichts der
faschistischen Gefahren nunmehr „jeden Fußbreit
der demokratischen Errungenschaften verteidi-
gen“. Zur Sicherung der Demokratie wollte die
Komintern jetzt nicht nur eine Einheitsfront mit
Sozialisten, sondern auch eine Volksfront mit bür-
gerlichen, demokratischen-Parteien schaffen. Von
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nun an wurde der neue Begriff Volksfront propa-
gıert.

Die Volksfront war mehr als die erstrebte
Zusammenarbeit von Sozialisten und Kommuni-
sten. Mit ihr sollte ein breites Bündnis zur
Bekämpfung des Faschismus geschaffen werden.

In Frankreich vereinten sich im Juli 1935, ein
Jahr nach dem Einheitsabkommen, Sozialisten,
liberale Radikalsozialisten, Kommunisten, Ge-
werkschaften, die Liga für Menschenrechte und
andere Organisationen zur Volksfront. Im Januar
1936 schlossen Sozialisten, Radikalsozialisten und
Kommunisten ein Wahlbündnis und einigten sich
auf ein gemeinsames Programm. Daraufhin
konnte die Volksfront bei den Wahlen im April
1936 die absolute Mehrheit der Mandate im fran-
zösischen Parlament erobern. An der Volksfront-
regierung unter dem Sozialisten Leon Blum betei-
ligten sich Kommunisten allerdings nicht. Sie
wollten die „Freiheit der Kritik“ nicht aufgeben,
unterstützten aber die Regierung, die das Haupt-
ziel der Volksfront erreichte: die Verhinderung
des Faschismus in Frankreich.

Die Kommunisten schwankten in der für sie
neuen Rolle als „staatstragende“ Partei. Einer
ihrer Führgr, Jaques Duclos, hatte zwar vor den
Wahlen versichert, die Kommunisten würden die
Volksfront immer „offen und ehrlich“ unterstüt-
zen. die Realität aber sah anders aus." Die Kom-
munisten hatten ihre Wählerschaft verdoppeln
und zahlreiche neue Mitglieder gewinnen können,
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Schon zur Bundestagswahl 1953
arbeiteten die Parteien

mit dem Schreckgespenst
„Volksfront“
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mußten aber ihre Gewerkschaften in die Einheits-
gewerkschaft überführen, wo sie kaum Einfluß
besaßen. Rasch war erkennbar. daß die Politik der
französischen Kommunisten nach wie vor wesent-
lich von den politischen Interessen der Sowjet-
union bestimmt wurde. Die Volksfrontpolitik
sollte der neuen Linie der UdSSR, die im Septem-
ber 1934 dem Völkerbund beigetreten war, eine
Massenbasis in den demokratischen Ländern
schaffen.

Dieses Motiv zeigte sich noch klarer in Spanien.
Dort hatten im Januar 1936 Sozialisten, Republi-
kaner, katalonische Autonomisten und Kommuni-
sten einen Volksfrontpakt geschlossen und
errangen einen großen Sieg bei den Wahlen im
Februar 1936. Als dann im Juli General Franco
gegen die spanische Republik putschte, kam es
zum Kampf gegen die Faschisten. lm Bürgerkrieg
bremsten die Kommunisten (die zunächst recht
schwach waren) den revolutionären Elan, und
auch die Sowjetunion blieb bei ihrer Unterstüt-
zung darauf bedacht, ihre Politik der „kollektiven
Sicherheit“ nicht zu stören. Deutlicher noch als in
Frankreich erwies sich in Spanien, was „Volks-
front“ für Kommunisten bedeutete: Nach Ansicht
des ehemaligen Sekretärs der Sozialistischen
Internationale, Julius Braunthal, schlug der
ursprüngliche Kampf zwischen Faschismus und
Demokratie um in einen „erbarmungslosen Krieg
der Stalinisten gegen Trotzkisten, Anarchisten
und Sozialisten“. `

In Spanien verlor die Volksfront bereits vor
dem Sieg der Franco-Faschisten ihre Bedeutung,
in Frankreich ging sie mit der Ablösung Leon
Blums zu Ende. Offensichtlich war es den Kom-
munisten bei ihrer damaligen Strategie der Volks-
front hauptsächlich um ihre parteipolitischen
Ziele und um die Interessen der Sowjetunion
gegangen und erst in zweiter Linie um den gleich-
berechtigten Kampf aller Antifaschisten. Die
Instrumentalisierung der Volksfront durch Stalin
veranlaßte sowohl die Sozialisten als auch die bür-
gerlichen Bündnispartner, sich zu distanzieren.
Uber die Gründe schrieb Willy Münzenberg, einst
führender Kommunist und Mitinitiator einer kurz-
lebigen deutschen ,Volksfront, im Pariser Exil
nach seinem Bruch mit der KPD im Jahre 1939:

„Die widerspruchsvolle Politik der Partei, die
nur in leeren Worten auf neue Aufgaben hin-
weist . _ ., ihre Unklarheit in der Zielsetzung, die
die ,demokratische Volksrepublik“ fordert, ohne
daß auf eine Einpartei-Diktatur verzichtet würde,
das zwiespältige Verhalten in der Einheitsfront-
taktik . . _, all das hat verhindert, in den sozialisti-
schen und demokratischen Kreisen jenes Ver-
trauen für die Partei zu schaffen, ohne das eine
Einheit nicht möglich ist.“

Schließlich trugen die Moskauer Prozesse von
1936 bis 1938 und 'die terroristischen Säuberungen
der Stalinisten (die ja bis auf Spanien übergriffen)
zum Untergang der Einheits- wie der Volksfront
bei. Die sozialistische Kritik am totalitären Stali-
nismus führte zu wütender Replik der Kommuni-
sten. Bereits Ende 193'/'_ griff Dimitroff wieder zur
alten Stalinschen Formel: „Es ist unmöglich, mit
dem Kapitalismus Schluß zu machen, wenn man
nicht mit dem Sozialdemokratismus Schluß
macht.“

Dies bestätigte die Sozialisten in ihrer Meinung:
In Frankreich hat die Volksfront den Faschismus
verhindert und damit eine wichtige Aufgabe
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erfüllt, aber sie war insgesamt doch eine kommu-
nistische Strategie, die nicht zu wiederholen ist.
Julius Braunthal erklärte dazu:

„In Wahrheit betrachtete die [französische]
Kommunistische Partei die Einheitsfront mit der
Sozialistischen Partei trotz aller gegenteiligen
Beteuerungen als ein Manöver... Moskau hatte
sie auch nicht gefordert, um die Bedrohung der
französischen Arbeiterbewegung durch den
Faschismus abzuwehren, sondern um dem rus-
sisch-französischen Bündnis eine Massenbasis zu
schaffen. Hätte sich Hitler nicht im Herbst 1933
vom Rapallo-Kurs abgewendet, so hätte Stalin
die Arbeiterbewegung in Frankreich ebenso wie
die Arbeiterbewegung Deutschlands ihrem
Schicksal überlassen. Solange er noch zu hoffen
glaubte - bis zum Frühjahr 1934 -, sich mit Hit-
ler zu verständigen, war von einer ,Einheitsfront
von oben* keine Rede, weder in Moskau noch in
Paris. Und als er sich mit Hitler im Sommer
1939 tatsächlich verständigte, brach die Lüge der
Einheitsfront zusammen. Moskau denunzierte
Frankreichs Krieg gegen das faschistische
Deutschland als einen imperialistischen Erobe-
rungskrieg . _ .“

In der politischen Praxis war schon damals die
Kluft zwischen Sozialisten und Kommunisten
trotz gleicher Tñditionslinie immer tiefer gewor-
den. Zielsetzung und politisches Handeln beider
Bewegungen entwickelten sich in diametral entge-
gengesetzter Richtung. Vor allem in der Stalin-
Ara rückte der Kommunismus gänzlich ab von
den sozialistischen Quellen. Damit verlor die
gemeinsame Herkunft ihre Bedeutung, dieselben
Begriffe, etwa Sozialismus, wurden für völlig
andere Vorstellungen verwendet. «

Bereits unter Stalin wurde die Einheitsfront auf
den Versuch reduziert, die sozialistischen Parteien
zu vernichten. In der Volksfront konnte diese
Strategie zwar durch den gemeinsamen Kampf
gegen den Faschismus zeitweise überdeckt wer-
den, aber auch die Volksfront diente letztlich als
ein Instrument stalinistischer Parteipolitik. Sozial-
demokraten und Sozialisten lehnten diese Instru-
mentalisierung ab, wurden Gegner jeder Einheits-
und Volksfront.

. Daher ist die Volksfront nurmehr Vergangen-
heit, sie ist tot, eine geschichtliche Episode. Dieser
historische Aspekt wird verschleiert, wenn in der
Bundesrepublik jetzt im Wahljahr das Schlagwort
Volksfront erneut - diesmal als konservativer
Kampfbegriff - instrumentalisiert wird. Vor allem
bleibt dabei die antifaschistische Stoßrichtung der
damaligen Volksfront unerwähnt'

Wohlweislich haben die Kommunisten nach
1945 den Begriff Volksfront vermieden, die
Instrumentalisierung war noch in Erinnerung. Es
Bundesrepublik jetzt im Wahljahr das Schlagwort
Volksfront erneut ~ diesmal als konservativer
Kampfbegriff - instrumentalisiert wird. Vor allem
bleibt dabei die antifaschistische Stoßrichtung der
damaligen Volksfront unerwähnt." _

Wohlweislich haben die Kommunisten nach
1945 den Begriff Volksfront vermieden, die
Instrumentalisierung war noch in Erinnerung. Es
ist ihnen aber gelungen, mit Hilfe der Sowjetunion
in Osteuropa ihre Hegemonie durchzusetzen. Und
dabei konnten sie etwa in der sowjetischen Besat-
zungszone und dann der DDR eine „Einheitsfront
der antifaschistisch-demokratischen Parteien“ her-
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stellen. In diesen sogenannten Block, wie später in
der „Nationalen Front“, wurden auch die Christ-
und Liberaldemokraten eingebunden und zu will-
fährigen Mitläufern der Kommunisten umgewan-
delt, die die SED-Diktatur aktiv stützten. Da die
CDU 1989 zwei „Blockflöten“-Parteien - neben
der Ost-CDU sogar die von der SED 1948 initi-
ierte und direkt gelenkte Bauernpartei - über-
nahm, kann die SPD ihrerseits den Volksfront-
Vorwurf mit dem Hinweis auf diese unaufgearbei-
tete Erblast der CDU kontern. Die Polarisierung
geht weiter. _

Heute sind die Kommunisten keine bedeutende
politische Kraft mehr - sieht man von den hofier-
ten chinesischen Kommunisten ab. Die PDS ist
'/.war eine starke Rcgionalpartei in Ostdeutsch-
land, doch sic ist kein Partner einer Volksfront,
schließlich gibt es mit ihr keinerlei Absprachen.
Die Volksfront dient also jetzt nurmehr als
Schreckgespenst im Wahlkampf. Die Kampagne
mit den „Stinkbomben“ (so Hildegard Hamm-
Brücher) aus den Arsenalen der Stasi und der
SED, mit denen (e`_t_wa anhand des „Falles Weh-
ner“) das „geistige Uberlaufen“ der SPD zur SED
(Helmut Kohl) bewiesen werden sollte, ist wie
eine Seifenblase zer latzt; nun wird das Phantom

teien unterschiedliche Interessen vertreten, müs-
sen die Gegensätze öffentlich ausgetragen werden.
Das dumme Wort vom „Parteiengezänk“ ver-
deckt, daß ohne Parteiendemokratie Diktatur
herrscht. p

Es ist aber Wasser auf die Mühle der vielzitier-
ten Parteienverdrossenheit, wenn Wahlkämpfe zu
Schlammschlachten verkommen, Diffamierung
zivilisierten Disput ersetzt. Und genau das passiert
mit der Behauptung: entweder CDU/CSU oder
Volksfront. Den Historiker erinnert das an die
sogenannten Hottentottenwahlen von 1907.
Damals haben die Konservativen die SPD als
Vaterlandsverräter beschimpft, weil diese - natür-
lich zu Recht, wie heute alle sagen - die Kolonial-
politik ablehnten. Setzen die Konservativen 1994
etwa wieder auf einen Sieg durch „Hottentotten-
wahlen“, mit Verdächtigungen diesmal aus der
Mottenkiste der Geschichte, mit der Volksfront-
Story?

Welche politische Konstellation aufgrund des
Wählervotums in Sachsen-Anhalt und später in
Bonn zur Regierungsbildung führt, ist eine Sache
der Politiker. Eine rot-grüne-Minderheitsregie-
rung heute jedoch zur Gefahr einer Volksfront
hochzustilisieren ist historische Dummheit oderP

Volksfront bemüht. kleinkarierte Geschichtsfälschung.
Wahlkampf und harte Kontroversen gehören

zur. parlamentarischen Demokratie: Da die Par-
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Der Autor ist Professor für Geschichte am Zentrum
für Europäische Sozialforschung der Universität `
Mannheim

››Enthemmter Frust«. Der ostdeutsche Theologe und SPD-Politiker Richard Schröder
zum Umgang mit der PDS. In: ››WirtschaftsWoche<< vom 15

I Herr Schröder, als Repräsentant der
evangelischen Kirche hatten Sie zu
DDR-Zeiten unter dem Regime zu lei-
den. Jetzt macht die SPD in Sachsen-_
Anhalt die SED-Nachfolgepartei PDS
wieder hoffähig. Was fühlen Sie dabei?
Schröder: Sowohl der Parteivorsitzen-
de Rudolf Scharping als auch der Spit-
zenkandidat in Sachsen-Anhalt, Rein-
hard Höppner, haben erklärt, daß sie
sich von der PDS nicht abhängig ma-
chen wollen. Scharping hat auch erklärt,
daß Magdeburg kein Modell für Bonn
ist - und darauf lege ich allergrößten
Wert. _
I Wenn die SPD regieren will, -läßt
sich das Paktieren mit der PDS aber
kaum verhindern. -
Schröder: Nach der Wahl des Minister-
präsidenten kommt es darauf an, daß die
Sachfragen Priorität bekommen. Und
dann könnte es ja auch sein, daß der
Wille zur Lösung der im Osten anste-
henden" Probleme die Paıteigrenzen
überspringt.

I Ist die PDS ein verläßlicher Partner?
Schröder: Die PDS wirkt wie ein ver-
schworener Haufen, in dem viele ihre
wahren Gedanken zuriickhalten, weil sie
zuerst aus der Konkursgefahr heraus-
kommen wollen. Ob sich die PDS zu ei-
ner marxistischen Partei oder zu einer
Kaderpartei früheren Stils zurückent-
wickelt, wemi der Kampf um Anerken-
nung erst einmal vorbei ist, ist heute
noch offen.
I Sollte Höppner lieber in die Opposi-
tion gehen, als sich von der PDS tolerie-
ren zu lassen?
Schröder: Ratschläge, gebe ich lieber
im persönlichen Gespräch. Ich hätte es
für besser gehalten, die Entscheidung
nicht so schnell zu treffen und die Mög-
lichkeit einer großen Koalition mit be-
sonderem Profil auszuloten.
I Was verstehen Sie darunter? .
Schröder: Zum Beispiel eine Koalition
mit altemierenden Ministerpräsidenten
oder die Verständigung auf ein Kabinett
mit vielen parteilosen Ministern, um so

Jun 1994. s. 23.
deutlich zu machen, daß CDU und SPD
keine natürlichen Partner sind. Denn
große Koalitionen sollten wirklich nur
der letzte Ausweg bleiben. Aber das Ar-
gument vom Konsens der Demokraten
hat in meinen Augen viel für sich.
I Liegt es an einer besonderen Aver-
sion zwischen CDU und SPD in Sach-
sen-Anhalt, daß es diesen Konsens nicht
geben kann?
Schröder: Nicht unbedingt. Die Partei-
en und Wählerbindungen im Osten sind
ja noch nicht so traditionell gefestigt
wie im Westen. Ohne Frage ist der aus
dem Westen importierte CDU-Minister-
präsident besonders schlecht angekom-
men. Sein Nachfolger Christoph Berg-
ner und Höppner verbindet dagegen ei-
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ne gemeinsame DDR-Ver-
gangenheit in der Studen-
tengemeinde. Möglicher- '
weise kommen sie jetzt
nicht zusammen, weil die
Union in Magdeburg vom
Adenauer-Haus in Bonn
aus regiert wird, und die
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Verkennt die SPD-Zen-
trale in Bonn die Gefahr ei-
ner Aufwertung der PDS?
Schröder: _ Die Meinung
des niedeı'siielısisclıeıı Mi-
nisterpräsidenten Gerhard -~íig¬
Schröder, man könne mit
der PDS schon deshalb zu-
sammenarbeiten, weil deren
sozialen Forderungen auch
der SPD nahestehen wür-
den, halte ich fiir verkehrt.
Die Kommunisten haben
natiirlich immer Wohlstand
und soziale Sicherheit auf
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dafiir verschwiegen. Der hieß Redu-
zierung der persönlichen Freiheit. So-
lange nicht sicher ist, daß 'die PDS das
Programm „soziale Sicherheit auf Ko-
sten der Freiheit“ nicht wiederbelebt.
solange würde ich sehr vorsichtig sein
mit der Behauptung, es gebe eine pro-
grammatische Nähe zwischen SPD und
PDS.
E Warum kann die SPD in den neuen
Bundesländern den verbreiteten Frust
nicht in Wählerstimmen ummünzen?
Schröder: Die SPD muß rationaler ar-
gumentieren, als aufgebrachte Leute es
hören wollen. Wir versprechen nur, was
sich auch erfüllen läßt, weil wir ständig
mit dem Ernstfall der Regierungsüber-
nahme rechnen. SPD - und das gilt
auch für die Union - müssen darüber
hinaus den Kompromiß zwischen Ost-
und Westinteressen schon in der eige-
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nen Partei finden. Deshalb können sie
nie zum Sprachrohr der Enthemmten
werden. Das ist der Punkt, an dem die
PDS abkassiert.
E Sehen Sie die Gefahndaß eine Min-
derheitsregierung in Magdeburg mit
Duldung durch die PDS im Westen als
Linksrutsch der SPD gewertet wird?
Schröder: Dies ist ein Problem - aber
ich weiß nieht, wie es sich vermeiden
läßt. Sollte sich der Eindruck verstär-
ken, daß das Wohlverhalten der PDS
diese Minderheitsregierung ermöglicht,
wird das nicht im Osten, aber im We-
sten Wählerstirnmen kosten. Die deut-
sche Einheit hathier eben zu einer Kon-
stellation gefiihrt, die sich mit den be-
währten westdeutschen Erklärungsmu-
stern nicht begreifen läßt.

Konrad Handschuc/1/fö'iedrz`c/1 T/teien

1 den Bundestag Er zahlt zu den Grun-

en Wahlen SPD-Fraktıonsvorsıtzen
__der__iı`_1N_çler Volkskammer
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Ob die PDS gebraucht wird, entscheidet die CDU. Wolfgang Thierse (SPD) für ent-
schiedene Auseinandersetzung mit einer ››hinderlichen<< Partei. In: »Neues Deutsch-
land« vom 15.Juli 1994. S. 5.

In der SPD halten die Auseinandersetzungen über das künf-
tige Verhältnis zur PDS an. Während 'I-Iarald Ringstorff, Vor-
sitzender des Parteirats, bemerkte, nach seiner Beobachtung
sei die PDS auf dem Weg der Erneuerung weiter als die Ost-
CDU. kommen vom reclıten Flügel der Partei wie voıı Ver-
tretern der ()st-SPD immer wieder Aufforderungen zu koıı-
sequenter Ahrenzııng von der PDS. l-Iier artikulierl sich auch
Kritik an WOLFGANG TI-IIERSE, dem stellvertretenden Vor-
sitzenden der SPD. Mit ilım sprach PETER RICHTER.

Manche iıı der SPD neıınen
Sie sclıon „U-Boot der PDS".
Sehen Sie sich so? _

Dieser Vorwurf ist ınir noch
nicht ins Gesicht gesagt w`or-
den. Ich betrachte mich nicht
so und muß darüber schlicht
lachen.
Was ist Ihre Position im Streit
um die PDS? I

Ich bin gegen die Dämoni-
sierung der PDS. Ich bin dage-
gen, PDS-Wähler, PDS-Mitglie-
der, PDS-hflanclatsträger wie
Aussätzigc zu behandeln und
aus der politischen Kultur die-
ser deutschen Demokratie aus-
zuschließen. lch bin zugleich
für sachliche und entschiedene
politische Auseinandersetzung
mit der PDS, die in den Formen
normalen deınokratischen An-
stands stattfinden soll, in der
aber klar bleibt, daß es Koali-
tionen und Bündnisse zwi-
schen SPD und PDS nicht ge-
ben wird. --
In Sachsen-Anhalt peilt man
Modelle unterhalb dessen an.
Wie stehen Sie dazu? .

In Sachsen-Anhalt hat die
bisherige Koalition erdrutsch-
artig verloren. Zwei Drittel der
Wähler haben mitgeteilt, daß
sie. diese Regierung nicht mehr
wollen. Deswegen unternimmt
die SPD den Versuch einer rot-
grünen Minderheitsregierung,
weil - auch nach meiner Uber-
zeugung - mit der PDS zusam-
men in Deutschland nicht re-
giert werden kann. Eine Min-
derheitsregierung muß immer
andere zu sachlicher Zusam-
menarbeit einladen. Diese Ein-
ladung geht aber nicht auto-
matisch an die PDS. Ob und in
welchem Ausmaß sie ge-
braucht wird, das entscheidet
die CDU. Die CDU muß an ihre
staatsbürgerliche Verantwor-
tung erinnert werden - gerade
weil sie jetzt eine erbar-
mungslose Hetzkampagne be-
gonnen hat, eine Angstkampa-
gne. Damit nimmt sie eine Ver-
antwortung aufsich, für deren
Folgen sie auch einstohen ınuß
- nämlich die neuerliche Spal-
tung des Volkes.

Kann man es nicht dennoch
mit der PDS versuchen?

Ich beurteile die PDS erheb-
lich skep_tis_cher und kritischer
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Foto: Burkhard Lange
als Harald Ringstorff. Ich
möchte das in drei Punkten
verdeutlichen: Nach meiner
Beobachtung hat die Mehrheit
der PDS-Mitglieder die Bun-
desrepublik und ihre Deıno-
kratie nicht gewollt. Daher
muß die PDS ihr .la zur Demo-
kratie erst noch unter Beweis
stellen. Zweitens müssen wir
ganz nüchtern die Angst-ernst
nehmen, die die PDS als ost-
deutsche Regionalpartei im
Westen erzeugt- und die spal-
tende Wirkung, die dadurch
von ihr ausgeht. Und drittens
verhindert die PDS eindeutige,
handlungsfähige Reformmehr-
heiten in Deutschland. Die
Bundesrepublik als Gesamt-
staat ist ınit einer Minder-
heitsregierung nicht zu regie-
ren. Das vtiiire ein unverant-
wortliches Abenteuer. Wer al-
so in Deutschland einen Re-
gierungs- und Politikwechsel
will, muß die SPD zur stärksten
Partei machen. Die PDS ist
durch ihre Struktur, ihr politi-
sches -Angebot und ihre Vor-
geschichte dabei nur hinder-
lich.
Zeigt ııiclıt der Wählerzulauf
zur PDS, daß Bedarf an einer
konsequent linken Opposi-
tioıı - vor allem in den östli-
chen Liinderıı - besteht?

Das ist eine Selbstsuggestion
der PDS. Die Existenz der PDS
im Bundestag hat absolut
nichts bewirkt. Wenn man in
diesem Lande etwas ändern
will, muß man in die Regierung
wollen, muß man konsensfa-
hige Mehrheiten erzeugen wol-
len, die in der Lage sind, an-
dere vom eigenen Weg zu
überzeugen und nicht vorran-
gig Abwehr und Angst hervor-
zurufen.
Nach deıı letzten Wahlergeb-
nissen wurdeıı einige der ge-
rade für Ostdeutsche wiclıti-
ge Gesetze noclı einmal gc-
iindert . _ .

Was erreicht werden ist,
wurde erreicht durch mühseli-
ge und immer auch kompro-
mißbereite Arbeit der Opposi-
tionspartei SPD, nicht durch
die PDS. Und wenn die CDU
sich hier bewegt hat, dann
nicht wegen der PDS, sondern
um der SPD zentrale Wahl-
kampfthemen wegzunehmen.
ln Wirklichkeit sieht die CDU
die PDS-Erfolge mit großer Ge-
lassenheit und klammheimli-
cher Freude, weil sie der SPD
schaden. Dieses Wahlergebnis
hatte nur die drastische Wir-
kung der I-Ietzkampagne der
CDU. Ob daraus angesichts
dessen, wie tief der-Antikom-
munismus auch nach dem Un-
tergang des kommunistischen
Systems noch bei den West-
deutschen sitzt, ein Erfolg für
die CDU wird, werden wir se-
hen. Träte das ein, wäre einer
der Väter dieses Erfolgs das
Wahlergebnis der PDS.
Meinen Sie also, die SPD tut
genug, um im Osten die Wäh-
ler überzeugen zu können?

Die inhaltlich-programmati-
schen Vorstellungen der SPD
für den Aufbau in Ostdeutsch-
land sind realistisch und reali-
sierbar. Sie sind unbefriedi-
gend hinsíchtlich der ver-
ständlichen Wut und Enttäu-
schung vieler Ostdeutscher, ih-
res Anti-Wessi-Ressentiments
und der ungeduldigen Erwar-
tung, daß alles viel schneller
viel besser werden würde. Wer
aber verpricht, diese dringen-
de Erwartung schnell befriedi-
gen zu können, der ist populi-
stiseh und macht nur Verspre-
chungen - so ähnlich wie es
Helmut Kohl 1990 tat und jetzt
wieder tut.
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Das fossile Ärgernis. Erhard Eppler über deutsche Wende-Kommunisten, die Sozial-
demokraten und das Höppner-Modell. In: ››Der Spiegel« vom 18. Juli 1994. S. 33-35.

Eppler, 67, gehörte bis 1991 dem Vor-
stand der SPD an. Er leitete die Grund-
werte-Kommission seiner Partei, die
1987 ein gemeinsames Papier mit der
SED erarbeitete. _

ls sich Bill Clinton vor dem polni-
schenSejm bemühte, Hoffnung zu
wecken, ohne verbindlich zu wer-

den, sprach er zu einem Parlament, in
dem die Postkommunisten eine satte
Mehrheit haben. Der Regierungschef,
der Clinton drängte, Polen bald in die
Nato aufzunehmen, stammt aus einer
der alten Blockparteien, viele seiner Mi-
nister waren einmal Kommunisten.

Als Clinton in Riga die baltischen
Präsidenten begrüßte, war darunter ei-
ner, der litauische, der als Postkommu-
nist in freier Wahl dcn antikoımntınisti-
sclıcn Licgcııltııınlidtıteıı geschlagen hal-
te. Und wäre Clinton nach Budapest
weitergereist, so hätte ihn ein Mann be-
grüßt, der sich l956 bei der Niederschla-
gung des ungarischen Aufstandes ausge-
zeichnet hatte.

Wer uns solches vor vier Jahren pro-
phezeit hätte, wäre nicht ernst genom-
men worden. Wir hätten uns auch nicht
vorstellen können, wie wenig die westli-
che Welt sich darüber erregt. „

Dafür gibt es gute Gründe. Was än-
dert sieh in Polen durch die postkommu-
nistische Mehrheit? Vielleicht das Tem-
po des Übergangs in die Marktwirt-
schaft.

Den frischgebackenen I Sozialisten
oder gar Sozialdemokraten geht es nicht
mehr um Demokratie oder Diktatur,
Marktwirtschaft oder Planwirtschaft, es
geht um Akzente wie anderswo auch.

Das System, das die Kommunisten er-
richtet hatten, ist gescheitert, es ist tot,
mausetot. Heute mögen manche Vete-
ranen damit Erinnerungen verknüpfen,
aber wer möchte schon ein System noch
einmal probieren, das einfach nicht
funktioniert? Die Postkommunisten
profitieren von den Fehlern ihrer Nach-
folger, aber auch von den Träumen ih-
rer Landsleute, die gerne die Wohltaten
des Kapitalismus zusammen mit denen
des Kommunismus gehabt hätten.

Da die DDR der Bundesrepublik bei-
trat, mußten die Menschen dort nicht
nach einer neuen Ordnung suchen, sie
wurde ihnen - den meisten keineswegs
gegen ihren Willen - verpaßt. Und wenn
jemand einwenden wollte, da passe et-
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Sozialdemokrat Eppler
„Niemand will mit der PDS regieren“

was nicht, dann war, wie weiland beim
Kommiß, nicht der Helm zu groß, son-
dem der Kopf zu klein.

Die Demütigung auch für Menschen.
die nichts mit der SED zu tun haben
wollten, hätte nur vermieden werden
können, hätte Deutschland eine politi-
sche Führung gehabt. Es macht einen
gewaltigen Unterschied. ob ich 16 Mil-
lionen Menschen signalisiere, nun hät-
ten sie sich gefälligst anzupassen, oder
ob ich sie auffordere, gemeinsam mit
60 Millionen anderen etwas Neues zu
schaffen.

Für ein gemeinsames Ziel hätten
auch rechtzeitig die nötigen Opfer ver-
langt werden können. Wer sich heute
darüber beklagt, daß die Deutschen im
Osten uns die Hunderte von Milliarden
Mark nicht dankten, für die wir uns bis
über die Ohren verschuldet haben. und
schnöde die PDS wählten, dem sei ge-
sagt: Beides war, wenigstens zum grö-
ßeren Teil, vermeidbar - die Über-
schuldung und das Ressentiment. Aber
politische Phantasie ist nicht die Sache
von Leuten, die nur ganz wach wer-

, ..-...I _ "›'-Ä.

den, wenn es um ihre Macht
gehß

Die PDS, die von alledem
profitiert, ist als Oppositions-
partei konstruiert. Niemand
will mit ihr zusammen regie-
ren. Also braucht sie auchkei-
ne Angst zu haben, sie müsse
ihre Versprechungen einlösen.
Undsie kann an Errungen-
schaften der DDR erinnern,
wohlwissend, daß die meisten
von ihnen die angenehme
Kehrseite jener Ineffizienz wa-
ren, an der die DDR zugrunde
ging.

Was in anderen Ländern des
alten Ostblocks ohne große
Einwände hingenommen wur-
de. wirkt in Deutschland gro-
tcsk: daß nämlich Kommuni-
sten, für die es 70 Jahre lang
kein gemeineres Vergehen gab

- ls den Sozialdemokratismus,
_ n plötzlich selbst sein wol-
, n, was sie über zwei Genera-

ionen verteufelt haben. In
- Deutschland, wo eine große
:I sozialdemokratische Volkspar-

tei sich auf eine Tradition von
131 Jahren beruft, müssen die
Postkommunisten erklären,

wie sie dazu kommen, plötzlich demo-
kratischen Sozialismus für sich in An-
spruch zu nehmen und trotzdem ganz
anders sein zu wollen als die SPD.

Noch 1987 war alles klar. In jenem
Papier über den „Streit der Ideologien
und die gemeinsame Sicherheit“, über
das man um so unbefangener lästern
kann, je weniger man davon gelesen

RENHAROYGEL
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„Wer die PDS ganz
 abseits stellt,
gibt ihr 'mehrEinfluß“

hat, haben die beiden Seiten ihren fun-
damentalen Gegensatz festgeschrieben,
wobei jede Seite sich selbst darstellen
durfte:

Die Sozialdemokraten verstehen sich
als Teil der westlichen Demokratie. Für
sie ist pluralistisch organisierte Demo-
kratie mit ihren vielfältigen Formen von
Gewaltenteilung und Machtkontrolle
der verbindliche und notfalls unter Op-
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fern verteidigte Rahmen, innerhalb
dessen sie ihre Vorstellungen von de-
mokratischem Sozialismus verwirkli-
chen wollen _ _ _ Für Marxisten-Leninl-
sten ist 'Demokratie als Form der
Machtausübung in ihrem Wesen durch
die Eigentumsverhältnisse an den ent-
scheidenden Produktionsmitteln und
damit verbundenen politischen Macht
geprägt. Daher ist für sie die Überfüh-
rung der wichtigsten Produktionsmittel
in Gemeineigentum und die politische
Macht der Arbeiterklasse im Bündnis
mit anderen Werktätigen das Funda-
ment umfassender demokratischer
Rechte. Der Streit über diese Grundfra-
gen wird weitergehen, auch die Hinwei-
se darauf, wo auf der einen oder ande-
ren Seite Theorie und Praxis nichtüber-
einstimmen. _

Nun ist der Streit zu Ende, einfach,
weil es die eine Position nicht mehr gibt.
Aber die Partei, die für diese Position
stand. gibt es noch. Sie hat _
ihre Raison d`être iiber-
lebt. Und das ist ein Arger-
nis. Als ich gefragt wurde,
warum die SPD-Gründ-
werte-Kommission mit der
PDS keine Grundsatzge-
spräche führe, war meine
Antwort: ,.Woriiber? Uber
die Frage, ob die PDS auch
meine, was sie neuerdings
sagt? Wer in der PDS es
meine, wer nicht?"

Es gibt nur eine ein-
leuchtende Begründung für
die Existenz der PDS: daß I
in einer Gesellschaft, in _
welcher der Antikommu- _
nismus den Kommunismus 3
überlebt hat, ehemalige
Kommunisten Anlaß ha-
ben, sich gemeinsam ihrer
Haut zu wehren. Daß sie
sich dabei der Freiheitsrechte bedienen.
die sie verachtet und anderen verweigert
haben, müssen sie sich oft genug sagen
lassen.

Manche von ihnen wissen inzwischen,
daß diese Grundrechte, die freiheitliche
Demokratie überhaupt, etwas für sich
haben, und die anderen, die nichts dazu-
gelernt haben, schweigen. Parteidiszi-
plin haben sie lange genug eingeübt. So
funktioniert zwar keine demokratische
Partei, aber die meist schweigenden Be-
tonköpfe sind eher ein Fossil als eine
Gefahr.

Etwa jeder sechste Bewohner der
DDR - Kinder eingerechnet - war Mit-
glied der SED. Natürlich ist es Aufgabe
vernünftiger Politik, die meisten dieser
Menschen in eine demokratische Gesell-
schaft zu integrieren. _

Die PDS erschwert diese Re-Integra-
tion. Nicht nur, weil nun die konkurrie-
renden Parteien den Postkommunisten
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immer aufs neue die Nase in die Jau-
chekübel ihrer Vergangenheit stoßen,
damit sie ihren spezifischen Geruch
nicht verlieren.

Schlimmer ist der Geburtsfehler der
PDS: Sie will ganz anders sein als die
SED. aber sie will als Nachfolgepartei
die Kontinuität wahren. Und das ist
ärgerlich. Hätte die SED sich aufge-
löst. hätten einige Wochen oder Mona-
te danach - möglicherweise mit der zu-
treffenden Begründung. die anderen
Parteien wollten sie nicht haben - eini-
ge Refortnkommunisten eine ganz
neue Partei gegründet, vielleicht gäbe
es heute eine Partei links von der
SPD,

So' gibt es nur eine Partei. die Un-
vereinbares vereinbaren will und da-
durch einen Antikommunismus am Le-
ben erhält, der. zumal wo er Kommu-
nisten und Nazis in einen Topf wirft.
jede Re-Integration blockiert und so-
gar Menschen beleidigt, die mit den

Kommunisten nie viel iın Sinn gehabt
haben.

Nein, die PDS ist nicht links. nicht
einmal linksradikal. Sie hat keine spezi-
fischen Ziele (mehr), an die sie (noch)
glaubt, nur eine spezifische Vergangen-
heit. I

Daher ist sie, anders als die „Republi-
kaner“, auch außenpolitisch kein The-
ma. Daß, was in Osteuropa geschieht.
die Wiederkehr der einstigen Herren.
Ostdeutschland nicht unberührt lassen
kann. leuchtet in Paris oder London so-
fort ein. Wenn die Deutschen in allem
so zuverlässig wären wie in ihrer Ableh-
nung des Kommunismus. sie hätten es
leichter bei ihren Nachbarn.

Wer die PDS ganz abseits stellen will.
gibt ihr mehr Einfluß, als ihr zusteht. Er

* Live-Diskussion 1987 mit dem SED-ldeologen
Rolf Reißig. Otto Reinhold vom ZK der SED und
den Sozialdemokraten Erhard Eppl_er und Thomas
Meyer.
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erlaubt ihr, in den meisten der ostdeut-
schen Länder große Koalitionen zu er-
zwingen und sich dagegen als Oppositi-
on zu etablieren. Das wäre für die PDS
die beste der denkbaren Welten: Sie
könnte wachsen ohne die geringste Ver-
antwortung_

_ Dagegen ist das Höppner-Modell für
Sachsen-Anhalt das geringere Ubel. Si-
cher, es stimmt nicht, daß es einer rot-
grünen Koalition gleichgültig sein könn-
te, wie die PDS abstimmt. Die PDS kä-
me ins politische Spiel. aber nicht so
weit, daß sie auf den Kurs der Regie-
rung einwirken kann. Ihrem Einfluß wä-
ren Grenzen gesetzt, auch ihrer Dem-
agogie.

Was Reinhard Höppner will, wäre
auch ein Signal an die PDS: Es ist nicht
ganz gleichgültig. wie ihr euch verhaltet.
Eine Partei, die seriöser argumentiert,
wird auch ernster genommen. Einer
Partei ohne „Kommunistische Platt-
form“ werden Bekenntnisse zur Demo-

ISED-Politiker, Sozialdemokraten im DDR3-Fernsehen*: „Die eine Position gibt es nicht mehr“

kratie eher geglaubt. Es ist nicht verbo-
ten. dazuzulernen. Es lohnt sich sogar.

Die CDU Kohls, für die der Anti-
kommunismus über vier Jahrzehnte der
Kitt war. der die gegensätzlichen Inter-
essen verband, freut sich auf einen Bun-
destagswahlkampf nach Adenauers
Motto: ..Alle Wege des Marxismus füh-
ren nach Moskaul“ Nur, in Moskau sitzt
jetzt Boris Jelzin.

Wie der Antisemitismus keine Juden
braucht. so braucht eine bestimmte Ver-
sion des Antikommunismus auch keine
Kommunisten.

Einem Mann wie Reinhard Höppner
allerdings könnte bei seiner Biographie
niemand übelnehmen, wenn er seinen
riskanten Versuch auch so begründete:
Ich möchte mich nicht freiwillig einem
Ministerpräsidenten unterordnen, der
sich 18 Jahre lang als Mitglied der
Block-CDU freiwillig der SED unterge-
ordnet hat. El

NER
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K
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Neues kann man ohne Risiko nicht haben. Reinhard Höppner über Gefahren und
Chancen der rot-grünen Minderheitsregierung. In: »Frankfurter Rundschau« vom 20.
Juli 1994. S. 7. [Auszug ]

Reinhard Höppner steht an der Schwelle
zur Macht. Am Donnerstag soll der So-
zialdemokrat zum Regierungschef eines
rot-grünen Minderheitskabinetts in Sach-
sen-Anhalt gewählt werden. Ein Novum
in der parlamentarischen Gesclıichte der
Bundesrepublik. Entsprechend heftig ist
die Gegenwehr aus konservativen Krei-
sen: Mal ist Höppner ein „Traumtänzer“,
mal ein „Triebtäter“, mal steht er einer
„Volksfront“, mal einer „Linksfront“ vor.
Ein Naivling, der „runde Tische“ aufle-
ben lassen will, ein Machtstratege -- oder
ein Mann mit Visionen? Uber Chancen
und Risiken von Rot-Grün, das Verhält-
nis zur PDS und die Vorbehalte aus der
SPD sprachen mit ihm in Magdeburg In-
ge Günther und Axel Vornbäumen.

FR: Herr Höppner, am Donnerstag wer-
den Sie in die Geschichtsbücher eingehen.
Reinhard Höppner: Das weiß ich nicht.
Aber ein Stück Geschichte Sachsen-An-
halts wird es schon werden.
Vielleicht auch ein Stück deutsche Ge-
schichte. Sie werden der Mann sein, der
fünf Jahre nach Zusammenbruch des
SED-Regimes die Kommunisten wieder
hoffähig macht.
Wenn jemand die PDS hofiähig gemacht
hat, dann waren es fast 20 Prozent der
Wähler. Die kann man nicht_beschimpfen
oder diskriminieren. Man muß ihre Stim-
men ernst nehmen. Problematisch ist
aber die „Kommunistische Plattform“ in
der Partei, im übrigen auch fiír die PDS
selbst.
Vier Jahre Tolerierung Ihrer Regierung
durch die PDS -- daß dies eine Aufiııer-
tung der Partei ist, das sehen Sie schon?
Ich bin vor allem gespannt, wie sich
die PDS in diesem Prozeß verändern
wird. Sie hat bisher allein auf Opposi-
tion gesetzt, ohne daß sie bedacht
hat, welche Verantwortung sie für
das Land übernehmen muß. Ihre Stimme
ist jetzt nicht mehr beliebig oder
wirkungslos.
Der Vorwurfder Zusammenarbeit mit den
Kommunisten trifit sie sogar aus der eige-
nen Partei -- nicht nur aus dem Westen,
sondem auch aus dem Osten, besonders
von den Mitbegründern der SPD, Martin
Gutzeit und Stefan Hilsberg.
Ich verstehe ihre Bedenken als Stimmen
einer gelernten Opposition. Ihnen ist die
Abgrenzung zur PDS wichtiger als die
Übernahme von Verantwortung für dieses
Land. Ich sehe das anders. Viereinhalb
Jahre nach der Wende müssen wir bereit
sein, uns den neuen Herausforderungen

_zu,stellei:ı- .. J

daß aufgrund des „Volksfront“-Geredes
der CSU ihre eigenen Wahlchancen
schwinden.
Da kann ich keine Rücksicht darauf neh-
men. Wir müssen hier eine Politik ma-
chen, díe nach bestem Wissen und Gewis-
sen dem Land Sachsen-Anhalt dient. Wir
tragen damit nicht gleichzeitig alle Ver-
antwortung, was daraus in der Bundesre-
publik an Diskussionen entsteht. Beden-
ken aus dem Westen kommen vor allem
von denjenigen, die den Osten nicht so gut
kennen..
Bedenken gibt es genug. Spüren Sie bei
alldem eigentlich auch so etwas wie eine
Aufbruchstimmung, den starken Wunsch
nach Reformen? Aus dem Wahlergebnis
läßt sich dasja nicht unbedingt ableiten.
Die bisherige Koalition hat statt 62 nur
noch 37 Sitze. Es gibt hier in Sachsen-An-
halt den deutlich erkennbaren Willen,
Veränderungen herbeizuführen. Das zei-
gen die vielen Zuschriften, die ich erhalte.
Auch hätte ich es vor der Wahl nicht für
möglich gehalten, daß so viel Bereitschaft
besteht, sich in Sachentscheidungen auf
das Gespräch mit der PDS einzulassen.
Ich muß mich inzwischen im Lande häufi-
ger mit der Frage auseinandersetzen,
warum ich nicht gleich mit der PDS rich-
tige Verhandlungen aufgenommen habe.
Überdies ist allen klar: So geht es nicht
weiter, sonst bleibt die eigene Identität,
unser eigenes Wollen aufder Strecke.
Vor der Wahl hat man dies so aus Ihrem
Munde noch nicht gehört. Wann sind Sie
eigentlich konvertiert?
Erst in der Wahlnacht. Vorher gab es kei-
ne derartigen Planspiele. Unsere eigene
Parteibasis habe ich da in ihrer Beweg-
lichkeit unterschätzt. Sogar konservati-
vere Naturen haben mir zugeredet: bloß
keine große Koalition. Ich muß aber geste-
hen, die Frage: „geht das überhaupt“ hat
mich sogar noch während der Koalitions-
verhandlungen beschäftigt. Dabei ist mir
klargeworden, mit dem wirklich intensi-
ven Vertrauensverhältnis zum Bünd-
nis 90 ist das möglich. Da ist fast auszu-
schließen, daß Wir Koalitionsstreitigkei-
ten im klassischen Sinne haben werden.
Verstehen Sie sich als Protagonist für ein
rot-grünes Bündnis in Bonn - oder gera-
de nicht?
Unsere Konstellation hier ist in keiner
Weise ein Vorbild für Bonn. Schon das
Zahlenverhältnis ist ein anderes, selbst
wenn die PDS in den Bundestag kommen
sollte. Hier in Sachsen-Anhalt deckt sie
einen großen Anteil der Wählerschicht ab.
In Bonn darf eine weitaus schwächere
PDS auf keinen Fall das Zünglein ander

Aber' auch img Westen sind einige Ihrer „Wáäšè Vefäéñi M
Parteifieunde in heller Aufregung. Renate Trotz allem: Ihr Regierungsbündnis in
Schmidt etwa fürchtet in Bayern schon, Magdeburg hat alle nur denkbaren Han-

dicaps zu bewältigen, die sich die bundes-
deutsche Offentlichkeit vorstellen kann:
Weder Rot-Grün noch eine Minderheitsre-
gierung mit vagabundierenden Mehrhei-
ten gelten als politisch seriös. Dazu die
PDS als Geburtshelfer und eine starke
Wirtschaftslobby als Gegenspieler. Was ist
für Sie denn das Hauptproblem?
Nach den Beispielen aus Hessen und Nie-
dersachsen sind Bedenken gegen Rot-
Grün Bedenken aus der Mottenkiste. Was
das Minderheitsmodell angeht, so wird
das von außen tragischer gesehen, als es
wirklich ist. Im übrigen habe ich inzwi-
schen auch gute Unterstützung von Herrn
Biedenkopf in Sachsen, der dort ebenfalls
eine handlungsfähige Minderheitsregie-
rung nicht mehr ausschließt. Wenn man
zudem weiß, mit welchen Parlamenta-
riern wir hier im Osten zu tun haben,
sieht die Sache weit weniger kompliziert
aus. Auch die CDU in Sachsen-Anhalt
wird auf Dauer nicht in einer Verweige-
rungshaltung verharren können. Und im
Parlament wird es dann ein bißchen le-
bendiger. Der eine kann nicht mehr allein
deshalb nein sagen, weil der andere ja ge-
sagt hat.
Jetzt haben Sie die Wirtschaft ausgespart.
Es ist bei hochrangigen Leuten aus der
Wirtschaft, die zwei, drei Jahre im Osten
gewesen sind, ein großes Verständnis für
unser Modell da.
In der Öffentlichkeit hat man von diesem
Wandel noch nicht viel gemerkt, findet die
Annäherung hinter geschlossenen Türen
statt? -
Die zentrale Angst bei der Wirtschaft in
diesem Lande ist schon: Ist diese Regie-
rung wirklich stabil? Man will keine Hän-
gepartie in wichtigen Entscheidungen.
Ein Vorwurf, der sich nur durch die Tat
ausräumen läßt. Neues kann man ohne
Risiko nicht bekommen -- und an Risiko-
bereitschaft hat es in der Bundesrepublik
in den letzten Jahren wahrlich gefehlt,
übrigens auch in der Wirtschaft.
Ihr Risiko ist immerhin rekordverdächtig.
In der Bonner CDU-Zentrale ist schon
vom „größten anzunehmenden Glücksfall“
die Rede.
Für den Westen kann ich das nicht ein-
schätzen. Iın Osten wird die Kampagne
„Volksfront“ oder '„Linksfront“ nicht ver-
fangen, .
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»Ich würde lieber sagen: zur Oppositionsrolle erhe-ben<<. PDS-Vorsitzender Lothar
Bısky ım ND-Interview über Parteizentralen hinterm Mond, politischen Käsehandel
und faule Kompromisse. In: »Neues Deutschland« vom 23./24. Juli 1994. S. 3.

Seit ein paar Wochen ist die
PDS Dauerthema in den Me-
dien, häufiger alsjede andere
Partei. Wird sie da nicht
überschätzt? ,

Das würde ich nicht sagen.
Die anderen Parteien sind
fürchterlich erschrocken nach
unseren Wahlergebnissen. Das
zeugt davon, wie manche Par-
teizentralen hinterm Mond le-
ben. Deshalb beginnt jetzt ihre
Auseinandersetzung mit der
PDS. Aber diese Auseinander-
setzung ist nícht sehr sachlich.
Was sachlichen Umgang mit
der PDS betrifft, gibt es nach
wie vor Nachholebedarf.
Die CDU will damit vor allem
die SPD unter Druck setzen.

Sicher, aber das beruhigt
mich nicht. Für mich ist das
Verfahren bemerkenswert. Da
legt die Adenauer-Stiftung eine
mit Steuergeldern finanzierte
Studie vor, in der Presseartikel
über die PDS analysiert wer-
den. Denen liegen nicht selten
Aussagen von CDU-Politikern
zugrunde. So werden Vorur-
teile für den Wahlkampf re-
produziert. Auch der Verfas-
sungsschutz droht in einigen
Ländern zum Wahlkampfın-
strument der CDU zu verkom-
men. Auch wieder auf Kosten
der Steuerzahler. Es ist doch
ein unerhörter Vorgang, wenn
in Thüringen der Verfassungs-
schutz dcr CDU-Fraktion Ar-
gumente gegen die PDS liefert.
Trotz allem, die PDS ist ein
heißes Medienthema. Fürch-
ten Sie nicht, daß dieses Auf-
sehen manchem in der PDS
zu Kopfe steigt?

Das fürchte ich schon. Und
ich kann nur dringend raten,
bescheiden zu bleiben. Was
uns bisher zum Erfolg geführt
hat, ist solide Arbeit in den
Kommunen - zuhören, politi-
sche handlungsfähig sein, auf
dem 'Teppich bleiben. Wer
glaubt, man könne sich ausru-
hen, sollte die Europawahl
nicht vergessen. Durch Ausru-
he'n'sind die fehlenden'0,3 Pró-'
zent nicht _zu` schaffen. ,Die
Wähler haben uns' manches'
verziehen, auch manches aus
der Vergangenheit. Mit unse-
rem Stimmenanteil nicht das
Maximum an politisch Er-
reichbarem herausholen, das
würden sie uns nicht verzei-
hen. - .

!
1
l

In Sachsen-Anhalt wurde
Reinhard Höppner zum Mi-
nisterpräsidenten gewählt -
offenbar auch mit PDS-Stim-
men. Was lıalten Sie von sei-
ner Vorstellung, nicht mit der
PDS zu reden, aber mit ihren
Abgeordneten?

Ich halte das für eine ab-
struse Argumentation. Er wird
merken, daß die Abgeordneten
der PDS eben PDS sind. Es
wird für Herrn Höppner kein
Weg um Gespräche mit der
PDS-Fraktion führen. Ich bin
sicher, nach dem 16. Oktober
wird er das tun. 1
Die PDS will im Magdeburger
Landtag von Fall zu Fall ent-
scheiden, ob sie Vorschlägen
der Minderheitsregierung
zustimmt. Wo endet da Op-
position, wo beginnt Macht-
beteiligung?

Wir bleiben bei unserer
Wahlaussage „Veränderung
beginnt mit Opposition“. Aber
Opposition bedeutet ja nicht,
als Njet-Maschine zu funktio-
nieren. Man kann, man muß
sogar konstruktiv ınitarbeiten;
eigene Vorstellungen einbrin-
gen und versuchen. sie durch-
zusetzen. Aber wir streben kei-
ne Regierungsbeteiligung im
Sinne von Koalitionsabsprache
und Postenverteilung an.
Ist der Eindruck richtig,' daß
der 'Wahlslogan „Verände-
rung beginnt ınit Opposition“
in letzter Zeit neu interpre-
tiert wird - mit Betonung auf
dem Wörtchen „beginnt“?

Das wird unterschiedlich in-
terpretiert. Tatsache ist jeden-
falls, daß wir in eine -neue Si-
tuation gewählt wurden. Wäh-
ler hier im Osten wollen, daß
wir kräftiger vertreten sind in
Parlamenten. Wenn die näch-
sten Landtagswahlen im Osten
und die Bundestagswahl clie-
sen“ Trend bestätigen, dann
müssen, -wir - uns' natürlich -
vielleicht auf einem 'Parteitag
- mit einigen Akzenten der Po-
litik neu beschäftigen.
Es gibt Stimmen auch in der
PDS, die das Tolerierungsan-
gebot von Magdeburg als Zei-
chen für den Drang zur
Macht bzw. für Naivität hal-
ten. .

Das war kein solches Zei-
chen. Wenn Bündnis 90/Grüne
und SPD sagen, Stimmen für
die PDS würden Kohl nutzen,

muß man öffentlich deutlich
machen, daß die PDS in diesem
Jahr vor allem an der Abwahl
cler Regierung Kohl interessiert
ist und Rot-Grün an ihr nicht
scheitert. Aber das Tolerie-
rungsangebot istja wieder vom
Tisch, weil niemand darauf
reagierte.
Dennoch: Kann man unbe-
fangen handeln, wenn man
weiß, daß von der Ablehnung
in einer wichtigen Frage das
Schicksal der rot-grünen Re-
gierung abhängen könnte?

Ach doch, man kann unbe-
fangen handeln. Wir müssen
bloß aufpassen, daß die ande-
ren uns nicht einerseits igno-
rieren und uns andererseits als
Argument für die große Koali-
tion benutzen. Mancher wartet
nur auf eine Gelegenheit, uns
als die großen Verhinderer
darzustellen. Eine bedin-
gungslose Tolerierung war
übrigens nie beabsichtigt.
Welchen Preis verlangt denn
die PDS für eine Unterstüt-
zung von Rot-Grün? t

Das ist dieses Denken aus
den Boımer Parteizentra`l'en,
als wärein der Politik alles wie
beim Käsehandel. Was wir be-
anspruchen, ist eine Behand-
lung als normale, demokra-
tisch gewählte Partei. Das fm-
det in einer Reihe von Kom-
munen statt, und zwar in SPD-
und in CDU-regierten. Wenn
die CDU jetzt im Wahlkampf
gegen jede Zusammenarbeit
mit uns auftritt, ist das die pure
Heuchelei. Würde sie es ehr-
lich meinen, müßte sie sofort
etliche Landräte und Bürger-
njıeister zurückziehen, die,_mit
PDS-Stimmen" ge_'_wäl_ilt wur-
den". C ` " '_
Wie lange kann siclı die PDS
bei anhaltend guten Wahler-
gebnissen glaubwürdig auf
die Oppositionsrolle zurück-
ziehen?

Auf die Oppositionsrolle zu-
rückziehen - das kann ich
nicht akzeptieren. Ich würde
lieber sagen: auf die Opposi-
tionsrolle erheben. Opposition
ist auf Bundes- und Landes-
ebene dringend nötig.
Gut, wo beginnen Sie, übers
Regieren nachzudenken? Ab
51 Prozent? _

Ich habeja schon gesagt, 'daß
wir neu nachdenken müssen,

wenn wir in eine neue Situa-
tion gewählt werden. Aber die
Hauptfrage jetzt ist, die Wahl-
ergebnisse zu stabilisieren
und, wenn es geht, zu verbes-
sern. Daß die PDS in Größen-
ordnungen gewollt wird, ist in-
zwischen sicher, und da müs-
sen wir aufpassen, daß wir die
Wähler nicht enttäuschen - al-
so wo immer es geht kon-
struktive Opposition betrei-
ben.
SPD-Vize Wolfgang Thierse
fällt allerdings ein vernich-
tendes Urteilüber die Onbo-
sitionspolitik der PDS - sie
habe in vier Jahren Bundes-
tag absolut nichts bewirkt.

Wenn laut einer Umfrage 71`
Prozent der Ostdeutschen die
PDS wieder im Bundestag se-
hen möchten, dann zeigt das
doch, daß ihr Auftreten dort
von der Offentlichkeit sehr
wohl wahrgenommen wird.
Das heißt, es ist bemerkt wor-
den, .daß bei einer Reihe von
Themen die PDS eigenständige
Positionen eingebracht hat, vor
alleın bei Ostthemen. Daß sie
nichts bewirkt haben soll. ist
völliger Unsinn.
Die PDS versteht sich als sy-
stemkritische Partei und ver-
sichert gleichzeitig ihre Ver-
fassungstreue. Wie verein-
bart sich das?

Die Verfassung anzuerken-
nen ist etwas anderes, als sich
regierungstreu , zu _. verhalten.
Die CDU/CSU erklärt jeden fast
zum Staatsfeind, .der irgendet-
was am Grundgesetz kritisiert;
Sie wollen doch im Grunde ge-
nommen damit ein lakaien-
haftes Applaudieren für die Re-
gierung produzieren. Das ist
mit uns nicht zu machen.
Das ist ein Punkt, an dem die
Dcmokratíefähigkeit der PDS
bezweifelt wird. Auch Thier-
se meint, die PDS müsse ihr
Ja zur Demokratie erst noch
beweisen.

Wenn Herr Thierse oder die
SPD-Führung sich in der Bolle
eines Oberlehrers aufspielen
wollen, der entscheidet, wann
die PDS reif ist, dann erliegen
sie Illusionen. Wir haben einen
schwierigen Entwicklungspro-
zeß hinter uns gebracht, sind
stark basisdemokratisch orien-
tiert, und eben weil wir uns
mit der Geschichte auseinan-



dergesetzt haben. ist das Be-
kenntnis zur demokratischen
Veränderung in der Partei und
außerhalb der Partei glaub-
würdig. Auch für die Wähler,
wie man sieht.
Mancher sagt, Gysi und Bisky
sindja ganz nette Leute, aber
dahinter steht etwas Un-
durchschaubares, Bedrohli-
ches.

Jaja, erst war es nur Gysi,
dann kaın Bisky dazu, jetzt
noch andere. Da ist der Kutz-
mutz, jetzt der Brähmig in Hoy-
erswerda, Petra Sitte in Mag-
deburg, Roland Claus, Holter
in Mecklenburg-Vorpommern
- wir haben inzwischen eine
größere Auswahl an Frauen
und Männern, die im Territo-
rium oder auf zentraler Ebene
bekannt sind. Iın übrigen kön-
nen diese einzelnen Persön-
lichkeiten überhaupt nichts be-`
wirken, wenn die Partei nicht
mitspielt.

Das Konzept der Offenen Li-
ste führt dazu, daß Außenste-
hende die PDS besser kennen-
gelernt haben. Es sind Tau-
sende, die nicht Mitglieder der
PDS sind, die sich mit uns zu-
sammen engagieren. Die ha-
ben gesehen, daß die Realität
weit entfernt ist von den Scha-
blonen, mit»denen_Bonner Par-¬
teizentral'en"arbe_i“ten. _f'”";
In' 'diešën'_~,Zen't'raIen 1-':'ı"'eiii't
man, die PDS erziele spalte-
rische Wirkung und erzeuge
damit im Westen Angst. .

lm Westen hat das Drehen
mit der bolschewistischen Ge-
fahr, das ja seitlahrzehnten
stattfindet und jetzt nahtlos auf
die PDS, übertragen wird,
schon Wirkung. Aber die Ak-
zeptanzim Osten zeigt, daß
man sich mit dieser PDS aus-l
einandergesetzt hat, daß sie
neue Glaubwürdigkeit gewon-
nen hat. Die spalterische Wir-
kung wird häufig damit be-
gründet; daß wir so viele Ost-
themen“ aufgreifen. Daß die
Wahlergebnisse der PDS für
die Ostthemen nützlich sind,
hat sich ja gezeigt. Die SPD hat
auf dern« Hallenser Parteitag
ein .Hundert-Tage-Programm
speziellfür den Osten vorge-
legt. Wir sind da mehr für vier
mal 365 Tage, aber immerhin.
Alle Ostthemen der PDS wer-
den auch von der SPD aufge-
griffen, wenngleich weniger
konsequent.

Wenn man jetztdie alte bel-
schewistische Gefahr wieder
rausholt, dann sehe ich dahin-
ter, daß man die Wähler im
Osten aufgegeben hat. Mit der
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~„..Kompromißloser Ausgrenzung bis zu
Entzauberung durch Einbeziehung

' reichen die Vorstellungen der
. politischen Kontrahenten, zwischen .

konsequenter Opposition und
Regie-renlernen schwanken die
Meinungen in der langsam
beginnenden PDS-internen Debatte.

Freiheit-stateLinksfront-Devi-
se will man die Wähler im We-
sten, die die Mehrheit stellen,
gewinnen. Denn im Osten wird
dieses ,Argument nicht mas-
senhaft ziehen.
Wie erklären Sie sicli, daß die
PDS zumindest im Osten von
Verlierern ebenso wie von
Gewinnern der Einheit ge-
wälılt wird?

Tatsächlich, uns wählen
Leute, die viel verloren haben,
die ausgegrenzt werden, und
andererseits Menschen, denen
es wesentlich besser geht als
früher, die aber eine Politik
wollen, die ein menschenwiir-
diges Leben für alle ermöglicht.
Deshalb wählen sie PDS. Im
übrigen werden wir langsam
für Handwerker und ınittel-
ständische Unternehmen in-
teressant werden, weil auch sie
die Auswirkungen der falschen
Regierungsp.eli_tik $iJii_ı_°en; - ;
Das -fä'llt¶' einem' _b'eim›“Sticli'-fi
wort „Ii'nk`e Pa'rt'e`i'“ niclit un-`
bedingt ein.

Man kann das eben nicht
nach Maßstäben von vor 20,
30 oder 50 Jahren definieren.
Die ewigen Weisheiten - das
haben wir ja bitter erfahren -
bringen nichts, wenn die Welt
sich verändert. Wir sind gut
beraten, zu den Problemen in
dieser Gesellschaft alternative
Politikansätze zu entwickeln.
Das verstehe ich unter links.
Mancher in der PDS fürchtet
die Gefahr, bei konstruktiver
Zusammenarbeit mit den Re-
gierenden korrumpiert zu

werden.
Die Gefahr ist da, natürlich.

Man kann sich dem auf zwei-
erlei Weise stellen. Man kann
erstens sagen, wir wollen über-
haupt nichts mit all dem zu tun
haben. Die eiserne Konse-
quenz' wäre allerdings, gar
nicht ins Parlamente zu gehen.
Wenn man aber in Parlamente
will, dann muß man Kompro-
misse suchen. Die Grenze ist
für mich der faule Kompromiß
- wenn man wichtige Positio-
nen preisgibt, um irgendwel-
che Vorteile zu erlangen oder
Posten zu erjagen.
Das können wir jetzt schön
theoretisch festlegeıı. ln der
Praxis kann jeder zweite Fall
zum Grenzfall werden.

Wir haben in der Praxis, und
das sollte man nicht vergessen,
viele Erfahrungen aus den letz-
ten vier Jahren. Es gibt etliche
PDS-Bürgermeister, wir sind in
den östlichen Landtagen. Wo
ist denn eine Politik der An-
passung betrieben worden?
Beispielsweise wurde PDS-
Kommunalpolitikern verge-
worfen, sich bei der Behand-
lung von Asylbewerhern treu
und brav nach den restrikti-
ven Gesetzen gerichtet und
nicht den Mut aufgebracht zu
haben, dagegen zu protestie-
ren: Das Gesetz ist se, aber
ich finde es nicht in Ordnung,
es ist uııwiirdig.

Wenn es in bestimmten Fra-
gen mehr Möglichkeiten gibt,
als ein PDS-Aıntsmann nutzt,
dann muß man darüber reden.
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Fiir mich steht dahinter die
Selbstverpflichtung, daß wir in
der PDS beständig zu den Wäh-
lern zurückgehen und uns ih-
rer Kritik stellen. Wenn das ge-
lingt, ist die Gefahr, daß von
uns nominierte Amtsinhaber
sich verselbständigen, nicht
groß. Wenn es nicht gelingt.
schaden wir uns selbst aın mei-
sten.
In der PDS hört man nun, die
Partei dürfe sich ihre Oppo-
sitionspositionen nicht „zu-
gunsten der sogenannten
Maclıbarkeiff kleinarbeiten.
Ist das nicht Flucht vor der
Realität? `

Selbstverständlich müssen
wir unsere alternativen Ent-
würfe ernst nehmen. Man
kann allerdings nicht in die Pe-
litik gehen, um von ihr unbe-
rührt zu bleiben. Auf irgendei-
ne Weise wird man politisch
herausgefordert und ist dann
im _Widerspruch zwischen
prinzipieller Opposition und
teilweiser Mitgestaltung.

Glaubviriirdigkeit“ nur wieder-
erlangen, wenn sie nicht hinter
verschlossenen Türen verhan-
delt, sondern sich kritisch in
die öffentliche Auseinander-
setzung einbringt und sich an
ihren Angeboten und Fähig-
keiten messen läßt. Wenn das
dann Entzauberung ist - ein-
verstanden.
Haben Sie nicht manchmal
Angst, daß der gegenwärtige
Höhenflug nur ein schöner
Traum ist, dem unverhofft
ein ernüchterndes Erwachen
folgen kann? A

Nein. Wir haben uns in ziem-
lich schwierigen Jahren ge-
mausert. Wir können zwar
nicht für jedes Problem fertige
Konzepte vorlegen. Die Wähler
honorieren aber offenbar, was
wir an Vorstellungen und an
Persönlichkeiten einbringen.
Wenn wir das in glaubwürdige
Politik übersetzen und eine Al-
ternative zu anderen Parteien
bleiben, auch und ganz deut-
lich zur SPD, dann habe ich
keine Bange. Anscheinend
'kann die PDS eine dauerhafte
Kraft werden.

- Inte_g'view.-
WOLFGANG HUBNER

'Diei PDS kann, '-undída hat?
sie _sich ja Miihe lgegeben,
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Robert Leicht: Scharfer Streit. Minderheitsregierung in Magdeburg: Rot-Grün regiert,
die PDS toleriert, die CDU protestiert. Was bedeutet der Tabubruch von Sachsen-
Anhalt für den weiteren Bundestagswahlkampf? Eine Zwischenbilanz zur Sommer-
pause. In: ››Die Zeit« vom 29.Juli 1994. S. 3.

er würde sich, das war die Frage der po-
litischen Auguren seit Monaten, in wel-

- " cher Verfassung in die Sommerpause
verabschieden - vor dem Endspurt zum Wahl-
kampf? Wieıdie Regierung, wie die Opposition?

Die Bundespräsidentenwahl am 23. Mai - ein
dicker Punkt für die Bonner Koalition. Die Euro-
pawahl - ein Nackenschlag für die SPD, übrigens
mehr in der öffentlichen Wahrnehmung als in der
genaueren Analyse des Resultats. Blieb also nur
noch die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt. Der
Sieger von Magdeburg, so sah es aus, würde mit
dem gelben Trikot in die Ferien radeln.

Doch nun kam alles ganz anders. Kein Sieg,
dafür ein Symbol: Sachsen-Anhalt hat die Wider-
sprüche der Politik offengelegt. Die Konflikte
zwischen Land und Bund, zwischen Ost und
West, rechts und links. Die Dramatik des Vor-
gangs liegt darin, daß der PDS, den Erben der
SED, zum ersten Mal bewußt eine strategische
Position in der Landespolitik eingeräumt wurde.
Ubrigens eine äußerst bequeme Position: Die
neue Landesregierung hängt von der PDS ab, die
Partei des duldenden Sozialismus kann das Min-
.derheitskabinett Höppner jederzeit populistisch
vor sich hertreiben, getreu dem eigenen Motto:
Veränderung fängt mit
der Opposition an.

Von den drei Risiken,
auf die sich Reinhard
Höppner am vorigen
Freitag mit seiner Wahl
zum Ministerpräsidenten
gleichzeitig einließ - Min-
derheitsregierung, rotgrü-
nes Kabinett und Dul-
dung durch die PDS -,
war die Tolerierung gewiß das größte und zudem
ein eklatanter Bruch mit allen Erwartungen und
Versprechungen. Schließlich war er'es gewesen,
der sich noch vor wenigen Monaten weigerte, den
vormaligen Ministerpräsidenten Werner Münch
zu stürzen: „Mit einer solchen Minderheitsregie-
rung bin ich stets auf die Stimmen der PDS ange-
wiesen, das wäre politisch tödlich für mich.“ Und
noch kurz vor der Wahl hatte Höppner behauptet:
„Die Tolerierung einer Minderheitsregierung,
durch welche Partei auch immer, birgt zu viele
Unsicherheiten in sich: Eine verläßliche Regie-
rungsarbeit ist so nicht möglich.“Jemand, der sich
dem westlichen Politikgehabe so überlegen dünkt,
muß sich schon fragen lassen: Warum galt das al-
les auf einmal nicht mehr? Nur weil um ein knap-
pes Prozent der Stimmen die Illusion platzte, die
SPD könne als größere Partei in einer großen
Koalition mit der CDU den Ministerpräsidenten
stellen?

Daß die Union in dieser Lage alle Register zie-
hen würde, war ebenso abzusehen wie ins Kalkül
einzubeziehen. In diesem homerischen Schlach-
tenlärm sind allerdings die vielen wichtiger zu
nehmenden Bedenken untergegangen, die Sozial-

demokraten selber und wichtige Bündnisgrüne ge-
gen den Magdeburger Bund hegen. In der SPD
waren es schließlich nicht nur die „Rechten“ vom
Seeheimer Kreis, die protestierten. Auch die
bayerische Spitzenkandidatin Renate -Schmidt
wurde kategorisch: „Es ist politisch-moralisch
nicht zu verantworten, sich an einem einzigen
Punkt von der PDS abhängig zu machen.“_ Chef
Rudolf Scharping bezeichnete die PDS gar als
„undemokratische Partei“; auf dem SPD-Parteitag
in Halle hatte er noch ausgerufen: „Wer glaubt,
daß sich in Deutschland irgend etwas verändern
und verbessern läßt mit der PDS, der ist auf dem
Holzweg. Das wird nicht geschehen.“

Stephan Hilsberg schließlich, im Jahr 1989
Gründungsmitglied und erster Sprecher der neuen
ostdeutschen SDP, verteidigt den moralischen An-
spruch der Bürgerbewegung gegen die Erben des
Regimes: „ln der Tat wird bei der Tolerierung
durch die PDS ein Tabu verletzt: In die Abhängig-
keit von einer Partei, die für den ökonomischen
und moralischen Bankrott der DDR verantwort-
lich ist, aus dieser Vergangenheit nichts gelernt
hat und heute weiterhin ihre sozialistischen Luft-
schlösser anbietet, begibt man sich einfach nicht.
Ein Bankrott reicht.“ „

Nicht weniger heftig die Kritik bei den Bünd-
nisgrünen. Ihre Spitzenfrau Marianne Birthler
sieht allein schon in einer Minderheitsregierung
lauter Gefahren für das rotgrüne Projekt. Im übri-
gen spreche vieles dafür, daß die PDS aller Pro-
grammatik und ihrem äußeren Erscheinungsbild
zum Trotz nach wie vor die Partei sei, die in der
Tradition der SED stehe, inhaltlich und personell.
Und Werner Schulz, der sächsische Spitzenkandi-
dat der Bündnisgrünen, sekundierte: „Eine rot-
grüne Koalition - abhängig von der PDS. Für
mich ist das abenteuerlich.“

Wenn sich Reinhard Höppner mit Rückendek-
kung und unter Druck aus Bonn dennoch über
seinen eigenen Aussagen und die inneren Zweifel
seiner Bündnispartner hinweggesetzt hat, dann ist
dafür nicht nur eine gewisse örtliche Autesugge-
stion maßgeblich. Die SPD hatte nach diesem
Wahlergebnis und im.Blick auf die Bundestags-
wahl. nur die Wahl zwischen verschiedenen Pro-
blemen. Sie hat sich in diesem Dilemma allerdings
so ungeschickt verhalten wie eben möglich.

Natürlich konnte die SPD Magdeburg nicht mir
nichts, dir nichts als Juniorpartner in eine große
Koalition eintreten, nachdem sie eben zuvor in
Halle noch gefordert hatte, Helmut Kohl müsse
abgelöst werden. Wenn sie aber schon auf wackli-
ger Grundlage eine Minderheitsregierung an-
strebte, weshalb hat sie sich dann nicht mit den
Bündnisgrünen verabredet, um anschließend erst
einmal mit der CDU gründlich und zäh über eine
Tolerierung zu verhandeln? Keiner weiß, was da-
bei herausgekommen wäre. Eines allerdings gewiß
nicht: daß sich die SPD jetzt nachsagen lassen
muß, die Duldung durch die PDS sei ihre erste
Priorität gewesen.



Mag die Union auch mit ihrer Kampagne gegen
die „roten Socken“ in Ostdeutschland einen Flop
gelandet haben: Sie befindet sich propagandistisch
in der Offensive, sie hat ein polarisierendes
Thema gefunden, während die SPD in einem
schwer einzulösenden Rechtfertigungszwang und
in der Defensive steckt. Ob die Magdeburger De-
monstration des puren Machtwillens dieses Risiko
wert war?

Auchin der Endphase des Bundestagswahl-
kampfes wird die SPD von ihren Zwickmühlen
umstellt bleiben. Schiebt man die große Koalition
als Ultima ratio einmal beiseite, so verfügt die
Union nur über einen denkbaren Koalitionspart-
ner: die Liberalen (so sie denn im Parlament ver;
treten sind), die Sozialdemokraten aber deren
zwei: die Liberalen und die Grünen; und in Mag-
deburg hat sie sich nun mit einem neuen, einem
vorerst stillen Teilhaber gezeigt: der PDS. Doch
diese vergleichsweise vielen Möglichkeiten sind

keine starken Optionen
Zum einen ist die SPD
selber nicht kräftig genug,
als daß sie allein mit
einem Partner in die
Nähe einer ' absoluten
Mehrheit kommen
könnte; wer allerdings
mehr als einen Partner
benötigt, sitzt schnell zwi-
schen allen Stühlen. Zum

anderen ist die SPD nicht geschlossen genug, und
so bringt jeder ihrer Versuche, ihr Verhältnis zu
den Grünen und zur PDS offensiv zu bestimmen,
eigene Identitätsprobleme zum Vorschein, weil
der immer wieder mit Kompromissen vertagte
Streit um die wahre ökologische Partei, die eigent-
lich linke Politik jedes Malaufs neue aufbricht.

Wie die Sozialdemokraten diese S a atübun
unter den Bedingungen einer von derpP%)S tolå
rierten Minderheitsregierung in Magdeburg lange
überstehen wollen, kann bisher niemand absehen.
Ein ähnlicher Tabubruch in Bonn ist vorerst un-
denkbar. Da gilt immer noch Scharpings Aussage:
„Es bleibt völlig klar und unzweideutig: Eine
Konstellation wie im Landtag Sachsen-Anhalt
würde im Deutschen Bundestag bedeuten, daß ich
nicht zum Kanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land gewählt werden kann.“

Wie sich diese gespaltene Position - in Magde-
burg ja, ın Bonn nein - im innerlich zerrissenen
Deutschland durchhalten läßt, wird eine der takti-
schen Fragen dieses Wahlkampfes sein. Ähnliches
gilt umgekehrt auch für die Union: Die wüste
Kampagne gegen die „Volksfront“, die schon aus
historischer Perspektive völlig pervertiert angelegt
war, auch die Wahlplakate mit dem Sockenmotiv
- all das mag ja zur „moralischen Aufrüstung“
Westdeutscher' Wahlkämpfer geeignet sein. Die
ostdeutschen CDU-Politiker sehen darin nur eine
Hilfe für die PDS, weil deren Wählerpotentiale
damit aufs trefflichste mobilisiert werden.

Die Magdeburger Malaise verweist auf die drei
wirklichen strategischen Probleme des gegenwär-
tigen Wahlkampfes und der künftigen Politik:

Erstens: Zwar findet die Wahl in einem inner-
lich noch geteilten Land statt; aber die Macht zwi-
schen den Wahlgebieten ist ungleich verteilt.
Zweitens: Weder die Union noch die Sozialde-

mokraten haben eine produktive Vorstellung da-
von, wie man mit dem Phänomen PDS umgehen
soll, das doch ihrer beider Problem ist.
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Drittens: Jeder Versuch, das Problem der PDS
im politischen Wettbewerb zu bewältigen, muß
scheitern, solange man nicht selber seine Position
zum deutsch-deutschen Einigungsprozeß geklärt
hat.

Eine Wahl in zwei Gesellschaften: Wer abends
die Wetterkarte betrachtet, mag immer noch er-
staunt sein, welch großes „Beitrittsgebiet“ der
Bundesrepublik da zugewachsen ist. Doch Wähler
zählen pro Kopf. Und so gesehen bringen die fünf
neuen Länder (Ostberlin eingeschlossen) weniger
Einfluß auf die Waage als allein das Land Nord-
rhein-Westfalen. Oder anders ausgedrückt: Wer
ein Prozent der westdeutschen Wähler gewonnen
hat, hat so viel eingeworben wie vier Prozent der
ostdeutschen Wähler., Es mag schon sein, daß die
Union mit ihrer Sockenchose manchen Wähler im
Osten verprellt - was aber, wenn sie um so mehr
Wähler im Westen anspricht? Es mag ja sein, daß
das Magdeburger Signal einige SPD-Wähler im
Osten ermuntert - aber wenn es proportional ge-
nauso viele im Westen verstört, dann sind dies ab-
solut einfach sehr viel mehr.

Nicht nur daß alle „westdeutschen“ Parteien
sich an eine gesellschaftlich gespaltene Wähler-

schaft wenden müssen (und sich aus Glaub-
würdigkeitsgründen keinen doppelmundi-

gen Wahlkampf leisten können) - sie
müssen dies auch noch im Bewußtsein
tun, daß jeder westdeutsche Prozent-
punkt wohl oder übel vierfach zählt.

Allein die PDS kann sich - und muß
_ sich deshalb _ einen „typisch“ ostdeut-
schen Wahlkampf leisten, auch wenn sie

so in der westdeutschen Gesellschaft nie
eine Rolle spielen wird. Dieses regionale

Monopol kann ihr keine Partei streitig ma-
chen, weil schlechthin jeder Versuch einer al-

ternativen ostdeutschen Parteigründung ziem-
lich schnell in die Nähe „westdeutscher“ Parteien
geriete. Man mag diese Rollenverteilung zwischen
Ost und West bedauern, ändern läßt sie sich nicht.

Das Phänomen der PDS: Hier gilt es, sich vor
Mythen zu schützen. Es trifft zu, daß die PDS nur
in Ostdeutschland eine
ernstzunehmende Partei
ist. Aber das heißt noch
lange nicht, daß sie die
ostdeutsche Partei wäre.
Selbst wenn zwanzig Pro-
zent der Ostdeutschen die
PDS wählten, würde dies
immer noch heißen: Vier
yon' fünf Ostdeutschen
wählen nicht PDS. Mit
anderen Worten: Ohne die PDS kann man Ost-
deutschland nicht verstehen; mit ihr allein aber
erst recht nicht.

Die PDS ist ein politischer .Machtfaktor nicht
etwa, weil sie die Politik auch nur in Ostdeutsch-
land insgesamt dominierte, sondern weil sie die
Politik häufig blockiert. Erst wenn man sich diese
Proportionen 'des Pfeblems einmal bewußtge-
macht hat, findet man zu Lösungsansätzen. t

Sonst bleibt alles in der Hilflosigkeit von For-
meln stecken: Man dürfe die PDS nicht ausgren-
zen; man wolle mit der Partei nicht verhandeln,
aber mit ihren Mandatsträgern sprechen; man
habe nichts gegen ihre Wähler, wohl aber etwas
gegen ihre Funktionäre; man wolle nicht mit der
PDS koalieren, sich aber von ihrtolerieren lassen.

, Etwas übertrieben ausgedrückt, läßt sich in der
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ostdeutschen Parteienlandschaft ein ungereimtes
Verhältnis zum politischen Wettbewerb und auch
zur politischen Gegnerschaft feststellen. Wie
könnte es anders sein, daß nur der PDS das Prıvı-
leg zugewachsen ist, nicht ausgegrenzt werden zu
dürfen? Müssen CDU, SPD und FDP mit der
PDS nachsichtiger umgehen als untereinander?
Woher diese Fixierung auf die frühere Regie-
rungspartei? Wird da immer noch die merkwürdig
nacheilende Bewunderung deutlich, die Männer
wie Lothar de Maizière und Manfred Stolpe mit
dem Blick auf die 1990 demokratisch gewählte
Volkskammer sagen ließ, über die besten, erfah-
rensten Kräfte verfüge halt doch die PDS?

Wer heute der PDS politisch das Wasser abgra-
ben will, kann dies nur tun, wenn er den früheren
Mitgliedern der SED die Möglichkeit gibt, in den
anderen Parteien aufgenommen zu werden - so-
fern sie sich zu deren Programm bekennen und
nicht durch Menschenrechtsverletzungen belastet
sind. Wer aber früheren Genossen jedes politische
Leben jenseits der SED_ und PDS verweigert,
kann letztlich auch nicht die Wähler und die Ka-
der der PDS auseinanderdividieren.

Die SPD hat vor einer solchen Individualisie-
rung des Problems zurückgescheut, natürlich weil
sie die polemischen Angriffe der Union scheute.
Dafür hat sie es nun kollektiviert am`Bein, in der
Form der Tolerierung. Aber auch die CDU müßte
sich schon aus eigenem Interesse in dieser Weise
öffnen. Daß sie eine ganze Blockpartei integrieren
kann, hat sie ebenso wacker gezeigt wie die Libe-
ralen. Doch so systemnah die Blockparteien auch
gewesen sein mögen - die tatsächlichen Funkti-
onseliten saßen zumeist in der SED, und zwar
nicht nur aus ideologischen Gründen. Viele traten
nur ein, weil ihr berufliches Engagement davon
abhing. Man mag dies Opportunismus nennen -
wenn man selber noch nie im Glashaus gesessen
hat.

Wenn also die demokratischen Parteien es ernst
meinen mit ihrer Sorge über das Wachstum der
PDS, müßten sie sich auf diese Individualisierung
des politischen Problems verständigen: keine kol-
lektiven Freisprüche, keine kollektive Verdamm-
nis - statt dessen eine-Einzelfallprüfung ohne ge-
genseitige Aufrechnung.

Erst danach läßt sich dann mit der und gegen
die PDS politisch offensiv streiten, läßt sich diffe-
renzieren zwischen ihrem hemmungslos links-po-

pulistischen . Programm
und den nachdenklichen
Personen. Erst dann läßt
sich mit wirkungsvollen
Unterscheidungen reden
über Propaganda, Kader,
Mitglieder und Wähler

_ der Partei. Man kann nur
vor dem Kollektiv war-
nen, wenn man auch um

- seine Mitglieder wirbt.
Selbst dann wird alles noch sehr schwierig blei-

ben. In der Formulierung von tiefsitzenden Res-
sentiments 'wie von hochgreifenden Versprechun-
gen kann die PDS niemand übertreffen. Und
niemand kann die PDS zwingen (oder gar dazu
einladen), ihre populistischen Phrasen, von denen
ihr Programm nur so strotzt, jemals wahr-machen
zu müssen. Gerhard Schröder, der niedersächsi-
sche Ministerpräsident, hat im Streit um die Tole-
rierung gesagt, die PDS stehe in vielen sozialen

Fragen der SPD näher als der CDU. Das mag ja
so sein. Aber falls die SPD jemals den Eindruck
erwecken sollte, sie-selber stehe der PDS in sol-
chen und anderen Fragen näher als der Union,
wäre es schnell um sie geschehen. Es macht der
SPD schon genug zu schaffen, daß sie-sich auf
dem Gebiet der Okologie als die blassere Version
der Grünen präsentieren muß. Die SPD muß sich
gegenüber der PDS schlicht als das andere, nicht
bloß als das weniger „linke“ darstellen.

Die Stellung zum Einigııngsproze/3.' Der zu-
gleich befreiende und traumatische Einschnitt von
1989 mußte zwangsläufig zu einer Polarisierung in
der ostdeutschen Gesellschaft führen, auch zwi-
schen Gewinnern und Verlierern der Einheit. Die-
ser Eintritt der Konkurrenz in die von oben egali-
sierte Gesellschaft mußte um so schockierender
wirken, als die neuen Chancen häufig schicksal-
haft und keineswegs nach Sinn und Verstand ver-
teilt wurden. Auch die groben Fehler sind inzwi-
schen nicht zu übersehen. (Wer weiß freilich,
welche Fehler bei jedem anderen Vorgehen unter-
laufen wären?) Da mag es für manchen nahelie-
gen, den Prozeß insgesamt zu verurteilen - und
nicht nur die Fehler, die in seinem Verlauf ge-
macht wurden.

Wer aber den Zusammenbruch der ostdeut-
schen Wirtschaft und Gesellschaft auf den Eini-
gungsprozeß zurückführt, anstatt zu erklären, wie
die kommunistische Diktatur zum Zusammen-
bruch und deshalb zur Einigung geführt hat, un-
terwirft sich einer fatalen Perspektivenverzerrung,
die ihn wehrlos macht in der Auseinandersetzung
mit der PDS. Wer so an die Auseinandersetzun-
gen in Ostdeutschland herangeht, überläßt die
Gewinner des Einigungsprozesses kampflos den
Konservativen und die mit den Jahren nachlas-
sende Zahl der Verlierer aussichtslos der PDS.
Für die Sozialdemokraten heißt dies zugespitzt:
Nur in dem Maß, in dem sie sich mit der westli-
chen Gesellschaft identifizieren, werden sie auch
in Ostdeutschland identitätsstiftend wirken
können. - -

Jeder Versuch, eine ostdeutsche Gesellschaft zu
konservieren oder eine Welt jenseits von Ost und
West zu konstruieren (als habe der Einigungspro-
zeß in Wahrheit zu einer gänzlich neuen Gesell-
schaft geführt), mag sich im Augenblick einfühl-
sam ausnehmen und politisch verführerisch sein.
Aber schon auf mittlere Sicht, im Blick auf die
Gewichtsverhältnisse im vereinigten Deutschland
und angesichts der vorauszusehenden gesellschaft-
lichen Dynamik, führt eine solcher Verlust an
Selbstbewußtsein in die Sackgasse. Und eben in
dieser Perspektive liegt letztlich die Problematik
des Magdeburger Modells.

Doch vor der Zukunft kommt erst einmal die
Bundestagswahl. Wenn nicht alles täuscht, führt
der Streit um Magdeburg zu einer_Polarisierung
zwischen Ost und West wie zwischen rechts und
links: Die Union gewinnt Schwung im Westen, die
PDS im Osten - und die SPD läßt hier wie dort
Federn. Die Paradoxie dabei: Je mehr die PDS
vom Schlachtenlärm profitiert, desto größer ihre
Chance, sowohl der- Union und den Liberalen als
auch der SPD und den Grünen den Griff zur
Mehrheit zu erschweren.
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››Ich bin kein Trickser.« Gregor Gysi über das Bonner Unverstandnıs fur die
Ostdeutschen und den Aufschwung der PDS. In: ››Der Spiegel« vom 1. August 1994
S. 25-27. [Auszüge]

SPIEGEL: Erhard Eppler sagt es ganz ge-
lassen: Die PDS ist keine linke Partei,
sie ist auch keinelinkssozialistische Par-
tei. Sie hat kein spezifisches Programm,
sie hat nur eine spezifische Vergangen-
heit.
Gysi: Das ist nicht richtig. Wer das so
sieht. begibt sich schon wieder in die
Gefahr, uns zu unterschätzen. Das ist
dann, so glaube ich. der nächste Fehler.
In keiner Partei wird so hart program-
matisch gearbeitet und nachgedacht wie
in der PDS.
SPIEGEL: Geht es nach der CDU-Zen-
trale in Bonn, ist die PDS ein Fall für
den Verfassungsschutz. Dazu tragen Sie
selber bei, weil Sie sich nicht von der
Kommunistischen Plattform trennen, ei-
nem leninistischen Veteranenverein in-
nerhalb Ihrer Partei.
Gysi: Die Mitglieder dieser Plattform
sind sehr unterschiedlich. Sie hat nicht
nur ältere, sondern auch jüngere Mit-
gheden
SPIEGEL: Warum befreit sich die PDS
nicht von diesem Traditionsklub?
Gysi: Wir werden uns von keiner Platt-
form trennen, auch nicht von einer kom-
munistischen. Die PDS darf alles mögli-
che werden, aber nicht antikommuni-
stisch. _
SPIEGEL: Dann bleibt die PDS anrüehig.
Gysi: Ich finde, die Plattform wird
künstlich aufgewertet und dient dazu,
uns öffentlich unter Druck zu setzen und
zu testen. Es gibt Mitglieder der Kom-
munistischen Plattform zwisclten 50 und
60 Jahren, die völlig chancenlos sind.
Wenn Sie ML-Professor an einer Be-
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„Die PDS darf alles
mögliche sein, aber nicht
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zirksparteischule oder etwas Ähnliches
waren, und wenn Sie jetzt 53 Jahre alt
sind, dann gibt es für Sie keine Zukunft.
Diese Leute begehen nicht selten einen
Fehler: Sie denken, ihre Situation ist die
Situation aller Bürgerinnen und Bürger
in den neuen Bundesländern. Aber in der
PDS sind engagierte Gewerkschafter,
fünf Prozent sehr erfolgreiche Unterneh-
merinnen und Unternehmer, Tausende
von Intellektuellen, die durchaus in Be-
schäftigung sind, Studentinnen und Stu-
denten, die noch ihr ganzes Leben vor
sich haben, mit Perspektive.
SPIEGEL: Sie vertrauen auf eine biologi-
sche Lösung?
Gysi: Quatsch, eine Trennung wäre poli-
tisch falsch, denn das hieße, die Ausein-
andersetzungen zu verlagern. Wir müs-
sen sie doch sowieso führen. Es gibt in-
haltliche Fragen, die die PDS entschie-
den hat und solche, die sie entscheiden
wird. Wichtig ist: Was setzt sich in einer
Partei durch?
SPIEGEL: Herr Gysi, zum Klärungspro-
zeß dürfte das Magdeburger Modell und
die Volksfront-Kampagne der CDU
mehr beitragen. Gilt auch hier für die
PDS: Ein bißchen verfemt zu sein, ist
nützlich?
Gysi: Die Volksfront-Kampagne hat ihre
Tücken, auch für die PDS. Die CDU will
den Leuten angst machen, sich zu uns zu
bekennen. Sie sollen das Gefühl bekom-
men, wer uns wählt, tut fast etwas Illega-
les. Das bleibt bei dem deutschen Gemüt
nicht ohne Wirkung. Andererseits trägt
die Kampagne dazu bei, den von uns an-
gestrebten Ruf der nichtetablierten Op-
positionspartei zu stärken. ~
SPIEGEL: Wie wird sich die PDS in Sach-
sen-Anhalt konkret verhalten - entwik-
kelt sie sich hin zur Regierungspartei, wie
das etliche Ihrer Parteifreunde schon öf-
fentlich ausgesprochen haben? Oder zu-
rück zur Opposition?
Gysi: Ich bin für Duldung, weil wir damit
ein.Wahlversprechen erfüllen. Wir haben
in Sachsen-Anhalt gesagt, wir gehen in
die _Opposition, aber an uns scheitert kei-
ne Regierung aus SPD und Bündnis
90/DieGrünen:dasistinMagdeburgjetzt
erst einmal so passiert. Ich kann mir sehr
gut eine Zeit vorstellen - sie wird wahr-
scheinlich schneller kommen, als ich es
gut finde -,_ in der wir in die Lage kom-
men, uns an Landesregierungen zu betei-
ligen.
SPIEGEL: Die PDS in Sachsen-Anhalt hat
den Beschluß gefaßt, daß die Oppositi-
onsrolle mit einem Gestaltungsanspruch
verbunden werden soll. Werden Sie
Höppner Bedingungen für die Duldung
setzen?
Gysi: Jetzt müssen Gespräche geführt
werden. Dann wird man sehen, was zu-
sammen geht. Die SPD und die Grünen
müssen fü rjeden Beschluß eine Mehrheit
entweder nach rechts oder nach links su-
chen,
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` „Üie SPD will nach
dem 16. Oktober eine

Große Koalition“

SPiEGEL: Wird die PDS dem Landes-
haushalt zustimmen?
Gysi: Ohne Gespräche geht nichts,
aber Gespräche finden ja ohnehin in
den Ausschüssen statt. Ich wame die
PDS nur vor Kungelei. Wenn Gesprä-
che geführt worden sind. dann muß sie
zu den Ergebnissen öffentlich stehen
und Kompromisse erklären können.
SPIEGEL: Läßt sich das Magdeburger
Modell auf Bonn übertragen?
Gysi: Dazu müßte ich etwas wissen,
was ich nicht weiß: Ob die SPD der
Minderheitsregierung in Sachsen-An-
halt nur deshalb die Zustimmung gege-
ben hat, weil sie Angst hatte, daß ihr
gegenwärtig eine Große Koalition
mehr schadet, da alle denken, daß sie
eine Große Koalition auch in Bonn an-
strebt.
SPIEGEL: So ähnlich ist es wohl.
Gysi: Dann wäre klar, daß die SPD
nach dem 16. Oktober in eine Große
Koalition gehen will. Und dabei fühlt
sich Scharping auch wohler.
SPIEGEL: Sie würden einem Tolerie-
rungsmodell in Bonn nachtrauern?
Gysi: Ja, natürlich. Eine rot-grüne Re-
gierung wird nicht zustande kommen,
weil erstens das gesellschaftliche Klima
dafür nicht vorhanden ist und weil es
zweitens auf allen Ebenen Strategen
gibt. Diese Strategen haben sich über-
legt. daß Rot-Grün für Bonn die letzte
Variante sein muß, wenn es zu wirkli-
chen Ertıptionen kommt. Man muß
wie nach 1968 etwas anbieten können,
was noch nie da war. In einer Markt-
wirtschaft ist es immer problematisch,
wenn man keine Reserve mehr hat.
SPIEGEL: I-Ierr Gysi, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch. Ü

Ä
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Dokument 20
»Bundestagswahl wird Richtungsentscheidung« Wolfgang Schäuble, Chef der CDU/
CSU-Fraktion, warnt vor ››Heimsuchung<< durch Linksbündnis. In: »Neues Deutsch-
land« vom 1. August 1994. S. 12. [Auszüge]

Im Brief des Vorsitzenden der
CDU/CSU-Buzzdesta.gsfra.ktion,
Dr. Wolfgang Schäuble, an die
Mitglieder seiner Fraktion -
ND berichtete kurz in seiner
Samstagsausgabe - heißt es
unter cmderem- ' T

_ Einen
Tag, nachdem wir der Männer
und Frauen des 20. Juli .und
ihres Vermächtnisses für
Deutschland und die“ Deıno-
kratie gedacht haben, bricht
die SPD ihr Wort, mit der PDS
nicht zusammenzuarbeiten.
Sie paktiert mit den Erben je-
ner, die Kurt Schumacher rich-
tig ,rot lackierte Faschisten' ge-
nannt hat, und Schumacher
wußte, wovon er sprach.

Weiß die SPD heute nicht
mehr, mit wem sie sich da ein-
läßt? Daß sie sich mit einer
Partei gemein macht, die un-
verfroren genug ist, noch 1993
ein Programm zu verabschie-
den, in dem die Auswirkungen
der kommunistischen Okto-
berrevolution in Rußland auf
das 20. Jahrhundert gepriesen
werden? _

Ich fürchte, daß die SPD dies
alles nicht nur weiß, sondern
auch billigend in Kauf nimmt
um der Macht willen. Denn
was in Sachsen-Anhalt ge-
schehen ist, ist beileibe keine
regionale Angelegenheit. Ru-
dolf Scharping hätte zwar ger-
ne, wenn die Offentlichkeit ihm
diese Version abnähme. Aber
die Fakten sprechen eine an-
dere Sprache. Nichts, aber
auch gar nichts hätte die SPD
in Sachsen-Anhalt davon ab-
gehalten, zusammen mit der
CDU als stärkster Fraktion eine
stabile Mehrheitsregierung zu
bilden. Statt dessen haben die
Sozialdemokraten, ohne Not
mit den Grünen zielstrebig ein
Minderheitskabinett gezim-
mert, das nur regieren kann,
wenn die PDS als stiller und
mitbestimmender Teilhaber
mit am Tisch sitzt. Da helfen
dann alle Ausílüchte von
Scharping und Verheugen
nichts: Solch ein vermeidbares
Abenteuer macht nur Sinn.
wenn es die Probe auf das
Exempel Bonn sein soll.
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Die Fakten ınachen auch alle
Rechenspielchen über Mehr-
heiten zur Farce: Die SPD hat
Reinhard Höppner wie selbst-
verständlich von der PDS in
das Amt des Ministerpräsi-
denten mitwählen lassen. Und
das war gut organisiert: Der
Ablauf, der Wahlgänge, ,die-
paßgenaue Zahl von 48 Ja-
Stimmen bei 95 abgegebenen
im dritten Wahlgang zeigt, wie
präzise das Komplott zu Lasten
der Demokratie zwischen SPD
und PDS funktioniert hat. Allen
Eventualitäten war vorge-
beugt. Die SPD›hat sich so in
einen Pakt mit den Erben des
Totalitarismus begeben. Dies
alles wird nicht besser, wenn
als Begründung herhalten
muß, man könne ein Fünftel
der Wähler nicht ignorieren,
müsse ihre Repräsentanten in
die Verantwortung einbinden.
Warum dann nicht gleich ein
PDS-Ministerpräsident? Mich
erinnert dieses Denkmuster
nicht nur an die Naivität jener,
die in den frühen 30er Jahren
eine totalitäre Partei an der Re-
gierung beteiligten, um sie ver-
meintlich in die Verantwortung
zu nehmen. Mich erinnert dies
auch an die Politik der Sozial-
deınokraten, Wandel durch

cou-Pmpaganaisı Hintze, Ãñnıens-Pıakafe

I
..ı

.Anbiederung an die SED be-
treiben zu wollen. ,

Nein, die Erben von Ulbricht
und l-lonecker, von Mauer-
schützen und Geiängnisscher-
gen, die Erben jener, die Fa-
milien auseinandergerissen
und Menschen ,totgeschossen
haben, die nichts weiter woll-
ten als ihrem Gefängnis zu ent-
kommen, sie haben in der
deutschen Politik an verant-
wortlicher Stelle nichts, aber
auch gar nichts zu suchen. Ihre
Wähler müssen für die Demo-
kratie gewonnen werden, so-
weit das möglich ist. Dabei hat
die SPD versagt, ihre Kapitu-
lation vor der PDS ist zugleich
die Aufkündigung des demo-
kratischen Konsenses in der
Bundesrepublik, sich mit radi-
kalen Kräften nicht einzulas-
sen. Indem er dies alles zuläßt,
hat Rudolf Scharping nicht nur
eine Hemmschwelle gesenkt,
sondern diese 'bereits über-
schritten. Ich fordere uns alle
auf, nicht müde zu werden,
dies den Wählern- immer und
immer wieder zu sagen. Denn
wer solchen Anfängen nicht
wehrt, läßt zu, daß diese Bun-
desrepublik Deutschland in ih-
rem Fundament verändert
wird.
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Dokument 21 -
Statt der großen Schwesterjetzt die kleine mit den Pickeln? In: »junge Welt« vom 2.
August 1994. S. 2.

erhard Zwerenz, mit 19
sind Sie von der faschi-
stischen Wehrmacht zur

Roten Armee desertiert, haben
dann bei Ernst Bloch in Leipzig
studiert, I 956 zur Opposition in
der SED gehcljrt und sind 1957,
nach der Verttrteilttng Wolf-
gang Harichs und Ihrem Partei-

* ausschluß in den Westen gegan-
gen. Jetzt haben Sie sich bei der
PDS engagiert. Ich erinnere
mich, in den sechziger, siebzi-
ger Jahren Ihren Namen neben
denen anderer Schriftsteller
und Kiinstler tnztertingeziilılten
Aufrufen gelesen zu haben: fiir
die Osternıiirsche, gegen Atom-
waffen, die Notstandsgesetze,
den Vietnam-Krieg, die Große
Koalition. Alles das ist ja nur
wenig oder gar nicht politisch
effektiv gewesen. Sie werden int
nachsten Jahr siebzig, sind Sie
noch nichtfniide geworden?

Diese Aufrufe, die immer
von Abendroth bis Zwerenz
oder von Augstein bis Zwerenz
gingen", waren in der Tat häufig
olme praktische Ergebnisse,
und jeder von uns, der unter-
schrieben hat, hat auch immer
wieder die Nase voll davon ge-
habt. Aber als wir uns eines Ta-
ges .entschlossen hatten, für

_ nichts oder gegen nichts mehr
aufzurufen, da haben die, die
uns vorher professionelle Pro-
testanten geschimpft haben,
verwundert gefragt, warum
sich die Schriftsteller __und
Künstler nicht mehr in die gro-
ßen politischen Auseinander-
setzungen einmischten. .Also
sind wir im Bewußtsein der
Leute mitunseren öffentlichen
Appellen doch so etwas wie ein
moralisches Rückgrat der da-
maligen oppositionellen Be-
wegung gewesen. Nein, ich bin
noch nichtmüde. ' 1

Noch im letzten Jahr haben
Sie in Ihrem Buch »Links und
lahm« den Standpunkt vertre-
ten, ich zitiere aus einer Rezeii-
sion der jungen Welt, »mit der
SPD ließe sich in -Deutschland
noch ein Blumentopf gewin-
nen«. Jetzt kandidieren Sie im
Westen auf der Liste der PDS
fiir den Bundestag. Was hatsich
verändert?

Ich habe, wie viele' meiner
Schriftstellerkollegen, lange

Zeit für die SPD Wahlkampf
gemacht, trotz der Schwierig-
keiten,die_ich mitdieser Partei
hatte. Eine andere linke Partei
gab es ja nicht. Für die DKP,
die die Feindschaft der SED
gegen mich _weiterbetrieben'
hat, warich ein Klassenfeind,
den sie bekämpfte. Die kam
also nicht in Frage. Deswegen
bin ich froh, daß jetzt mit der
PDS links von der SPD eine
Partei entstanden ist.

Ihre _ eigentliche Liebe aber
gilt doch immernoch derSPD?

Was ich wollte, war stets eine
Sozialdemokratie, die als so-
zialistische Partei Politik
macht. Die Sozialdeınokratie,
die wir haben, tut das nicht
mehr, sie hat auch ihren linken
Flügel, dem ich immer nahe-
stand, längst eingebüßt. Das
Wahlprogramm der SPD ist auf
die Mitte gerichtet. Eine Mitte,
die weit rechter steht als noch
vor einigen Jahren. Die SPD
hat sich nach der Vereinigung,
die ja eine Veruneinígung war,
den nationalen'Parolen nicht
entzogen. Dies alles halte ich
für lebensgefährlich - beson-
ders in Deutschland. Die SPD
macht wieder ınit, wie zur Zeit
des 1. Weltkrieges,'als` sie mit
der Bewilligung der Kriegskre-
dite die imperialistische Politik
.unterstützte. Und mit so einer
SPD habe ich nicht das Gering-
ste an der Mütze. Also muß
manetwasdagegenstellen.

~ Die mit dem großen Busen
entzieht sich Ihnen, deswegen
geben Sie sich zufrieden mit der
flachbrilstigen Schwester, die
noch dazu eine Menge SED-
Pickel hat? Oder hoffen Sie,
vielleicht doch noch an die gro-
ßeSchwesterranzukonırnen?

.Der Vergleich gefällt mir,
stimmt aber nicht. Natürlich
könnte man sagen, der Zwe-
renz benutzt die PDS, um die
SPD zu rcvitalisieren. Ich hatte
gehofft, die SPD würde aus den
neuen Bundesländern Impulse
aufnehmen, um sich zu erneu-
ern. Das war eine Fehleín-

fschätzung. .Die SPD ist eine
Mitte-Rechts-Partei geblie-
ben. Deswegen »bekommt die
PDS jetzt eine ganz eigenstän-
dige Funktion-nichtnurin den
neuen Ländern. Und wenn die
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PDS es schafft, sich so zu hal-.
ten, wie bei den letzten Wah-
len, dann bin ich fest über-
zeugt, daß sie die deutsche
-Linkspartei werden wird. ,

Ich höre da aber immer noch
zwei _Optionen heraus: Einmal
verstehen Sie die PDS als In-
strument, um die SPD unter
Druck zu setzen, und zum an-
deren sehen Sie in der PDS die
sozialistische Partei der Zu-
kunft... ' .

Das ist in gewisser Weise
richtig. Der Gang der Ereignis-
se in Deutschland, die Rechts-
verschiebung, erfordert aber
-eine Opposition auf allen Ebe-
nen. Gegen den deutschen Na-
tionalismus brauchen wir eine
pluralistische Linke, die nicht
mehr lahmt. Und der SPD
traue ich das nicht mehr zu. Sie
braucht links von sich_e_ine star-
ke Konkurrenz.

Dann bewegt sich nach der
Regierungsbildung in Sachsen-
Anhalt offensichtlich schon
was bei den Sozialdentıokraten?

Es tut sich in der Tat was
Neues. Die Ost-SPD, wie übri-
gens auch die Ost-CDU, wei-
gert sich zunehmend, die west-
deutschen Denk- und Hand-
lungsmodelle zu übernehmen.
Ich glaube auch, daß das nach-
wachsende Bewußtsein im
Osten dafür sorgen wird, daß -
wenn man die Demokratie
nicht abschaffen will- die Exi-
stenz der PDS als politische
Kraft akzeptiert und als Selbst-
verständlichkeit ansehen wird.

' Die Leser des Neuen
Deutschland können also da-
mit rechnen, daß irgendwann
ihr' friihes pornograplıisches
Werk als Fortsetzungsroman
erscheint? - `

Wenn ich es wieder freige-
ben würde, würde ich es mir als
Ehre anrechnen, wenn es im
Neuenf Deutschland abge-
druckt würde. Dakippten aber
'wohl die braven`Genossen aus
ihren. roten Socken, die mir
aberallemalliebersindals ?
braune Kniestrümpfe. -
Interview: Klaus Behnken 0
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Dokument 22
Offener Brief von Michael Müller, Vorsitzender des SPD-Ortsvereins Leipzig-Mitte,
an alle Mitglieder der SPD und PDS in Deutschland vom 2. August 1994. In: ››Leip-
zigs Neue« vom 12.August 1994. S. 4.
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an alle Mitglieder der SPD und PDS in Deutschland
von Michael Müller, Direktkandidat im Wahlkreis 309 (Leipzig l) für den Deutschen Bundestag

Liebe Genossinnen und Ge-
nossen der SPD und PDS,

die Form dieses Briefes habe
ich gewählt, weil wir die offc-
ne und öffentliche Diskussion
brauchen, unser Verhältnis
zueinander und miteinander
auf neue Füße zu stellen.

Dazu braucht es mutige
Genossinnen und Genossen in
beiden Parteien, die einen lan-
gen Atem haben und sich mit
diesem Anliegen gegebenen-
falls auch gegen ihre eigenen
Gremien durchzusetzen ver-
stehen.

Neun Gründe für das*
Zusammengehen von

SPD und PDS

I. Das politisch linke Spek-
trum in Deutschland ist seit
Ende des 1. Weltkrieges heil-
los zerstritten. Die Klärung
und Bcfricdung dieses Kon-
fliktes wurde, wie jeder weiß,
während der Weimarer Repu-
blik nicht herbeigefiihrt, wäh-
rend der Nazi-Diktatur ge-
waltsam verhindert und ınit
der Gründung der SED im
April 1946 trotz der ideologi-
schen Propaganda der Kom-
munisten unter Ulbricht eher
verschleiert und gegen alle
Beteuerungen bis in die Zeit
der Wende hinein sachlich nie
geklärt.
2. Die Menschen - besonders
im Osten des vereinten
Deutschlands - erwarten an-
gesichts ihrer Probleme und
Sorgen, die der bisherige Ver-
einigungsprozeß mit sich ge-
bracht hat, eine vereinte, lin-
ke, politische Kraft, die der
Politik der Konservativen in
unserem Lande Entscheiden-
des entgegenzusetzen hat.
„Links“ hat sich für ganz
Deutschland als vcrläßlich,
alternativ und mehrheitlich
wählbar zu erweisen.
3. Wir haben uns in der SPD
endgültig von der Vorstellung
zu distanzieren, als wären alle
ehemaligen Mitglieder der
SED und der alten DDR-Par-
teien von vornherein von un-
demokratischer oder verbre-
chcrischer Gesinnung. Uber-
lasscn wir solche undiffcrcn-
zierten Reden den Wahl-
kampfparolen dcr Konserva-
tiven. ln ihren eigenen Rei-
hen sind nicht nur die Mit-
glieder alter DDR-Parteien,

sondem auch sehr viele ehema-
lige Genossinnen und Genossen
der SED wiederzufinden. Die
Konservativen strafen sich mit
solchen Parolen selber Lügen.
4. Folgten und folgen nicht die
Menschen im Osten wie auch
im Westen Deutschlands schon
immer den gleichen Opportuni-
täten im politisch-gesellschaft-
lichen Leben, um in der Gesell-
schaft dazuzugchörcn, nicht
ausgeschlossen zu sein, um da-
mit auch an ihren Vorteilen teil-
haben zu können? Wenn dies
für uns alle galt und gilt, so laßt
uns in der SPD alle Vorurtei`.e
und mißbräuchlichen Verdäch-
tigungen gegenüber den Genos-
sinnen und Genossen der PDS
und ehemaliger Mitglieder der
alten DDR-Parteien ablegen.
Wir wollen nach der äußeren,
formalen, politischen Einheit
den Prozeß der inneren Einheit
um der Menschen Willen vor-
antreiben. Das Zusammengehen
von SPD und PDS wäre das
richtige Signal für die Menschen
vor allem im Osten Deutsch-
lands auf diese von allen erwar-
tete, innere Einheit zu!
5. Auch die Genossinnen und
Genossen der PDS stehen auf
dem Weg der. inneren Einheit
Deutschlands vor entscheiden-
den Herausforderungen. Die
Gunst der Wähler aufgrund 'des
sich angestauten Protestcs über
Jahre hinweg zu stabilisieren,
wird sich auf Dauer als Trug-
schluß erweisen. Der Erfolg bei
den letzten Wahlen im Juni wird
weniger auf die programmati-
schen Aussagen der PDS zu-
rückzuführen sein, als auf das
Gefühl des Ausgeschlossenscins
und Nichtmitbestimmendürfens
dcs durch die Konservativen ge-
stalteten Vereinigungsprozesses
in Deutschland. Sollte z. B. der
Koalition in Sachsen-Anhalt
jetzt der Erfolg wohlmöglich
und ausgerechnet durch ınacht-
politisches Verhalten der PDS
versagt bleiben, werden die
Wähler in Deutschland trotz al-
ler zu erwartenden gegenteili-
gen Beteuerungen zu der Er-
kenntnis kommen: „Links ist
vorerst nicht wählbarl“ Die PDS
wäre ihnen ein zu unsicherer
Faktor.
6. Machtspiele von Parteien mö-
gen zwar ihr Selbstwertgefühl
steigern helfen; nützen tun sie
nicınandem! Einzig und allein
befördern sie Arger und Un-
glaubwürdigkcit über die Par-

teien in der Bevölkerung zum
Schaden der den Politikem von
den Wählern übertragenen Ver-
antwortung, die sie am laufen-
den Band auch versprechen zu
übernelnnenı['?). Das sage ich
bewußt auch an die Adresse
meiner eigenen Partei.
7. Der über 75 Jahre unberei-
nigtc Konflikt der politischen
Linken in Deutschland und die
vor uns stehende Aufgabe der
politischen Gestaltung des wic-
der vereinten Deutschlands gibt
uns die Chanceund legt uns zu-
gleich um der Menschen Willen
die Verpflichtung auf, die Ein-
heit der Linken in Deutschland
mit Geschick, Mut und Kraft
endlich 'wieder zu verwirkli-
chcn„

Wir brauchen uns gegensei-
tig; sonst werden wir nicht mehr
gebraucht! Laßt uns darum der
„alten Dame“ SPD das ihr wür-
digc, gesamtdeutsche Profil ge-
ben. ldeologische Unterschiede
oder gar Streitereien haben noch
keinen Menschen satt werden
lassen, doch kluge und verant-
wortungsvolle Politik für mehr
Gerechtigkeit in der Gesell-
schaft jedem einzelnen spürbar
mehr Chancen eingeräumt.
8. Gewiß ist die anstehende Ver-
einigung bis zu den Bundestags-
wahlen im Oktober organisato-
risch nicht zu erreichen. Fest ste-
hen sollte allerdings, daß die
Einheit der Linken nun auf der
.Tagesordnung steht. Bis zu ih-
rer Verwirklichung sollte ein
breiter Meinungsprozeß in der
Offentlichkeit und besonders
unter den Genossinnen und Ge-
nossen beider Parteien stattfin-
den. Beide Seiten sollten sich
gegenseitig die Gelegenheiten
zu Begegnungen, Gesprächen
und zur Uberwindung unserer
Berührungsängste geben. Wir
sollten dabei alle Interessierten
einladen und mit in diesen Pro-
.zeß einbeziehen. Das wird unse-
re Gremien zur Einheít in Be-
wegung setzen und beauftragen.
Der Prozeß muß von „unten“
her stattfinden. '
9. Die Initiative der SPD zur
Einheit der Linken kann nur
durch die Mitglieder ihrer östli-
chen Landesverbände ergriffen
werden. lhrc volle Bereitschaft
zur Einheit bedarf des Konsens
in der ganzen Partei. Mein ein-
deutiges Signal an die PDS
kommt einerseits für viele ver-
ständlicherweise zu früh, aber
andererseits für manche auch

schon wieder fast zu spät.
Darum haben wirjetzt in SPD
und PDS unter unseren Mit-
gliedem im Westen wie im
Osten Deutschlands eindring-
lichst für die Einheit der Lin-
ken zu werben. Der Zeitpunkt
spricht für uns. Der Prozeß
wird sich u. U. sehr schwierig
gestalten, aber lohnend, span-
nend und zugleich Kräfte
freisetzend sein. Wenn wir
uns aber - egal auf welcher
Seite - der Einheit der Linken
verschließen, werden wir eine
historische Chance ungenutzt
verstreichen lassen. Das wür-
de in der Zukunft an den
Wahlcrgcbnissen ablesbar
sein.

Unsere Einheit
befördert die Einheit

Deutschlands!!!

Für alle Interessenten: Der
Ortsverein Leipzig-Mitte der
SPD tagtjeden 1. Dienstag im
Monat um 19.00 Uhr im Café
Senior im Altenheim in der
Waldstraße. Uns sind jeder-
zeit Gäste willkommen! Das
sind gute Gelegenheiten, sich
kennenzulernen und auch zu
diesen angesprochenen Fra-
gen miteinander zu reden.

Am 16. Oktober zur Bun-
destagswahl gilt es, die Kon-
servativen nach l4jähriger
Regierungszeit abzulösen!
Wir können es schaffen! Eine
vereinte Linke wird der inne-
ren Einheit unseres Landes
starke Impulse geben.

Die Wählcrinncn und Wäh-
ler des Wahlkreises 309
(Leipzig I) werden dann auch
über meine Ziele mit ihrer
Erststimme ihr Urteil abge-
ben. Das Ergebnis ihres
mehrheitlichen Abstim-
mungsverhaltens wird für
mich der Gradmesser meines
zukünftigen, aktiven, politi-
schen Engagements in der an-
gestrebten Einheit der linken
demokratischen Kräfte für
Deutschland bedeuten.
„Jetzt muß zusammen-
wachsen, was zusam-

men gehörtl“
(VVilly Brandt)

Mit freundlichen Grüßen

gez. Michael Müller
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:Zur Geschichte der Grünen gehört
eine Auseinandersetzung, die im we

sentlichen zwisehen SPD und CDU/CSU
stattfand, wie man mit ihnen umgehen
solle. Die Union war der Auffassung,
daß eine so undemokratische Partei am
besten durch Nichtbeachtung, jedenfalls
lsolierung „erledigt“ werden kann. Die
SPD war der Auffassung, daß nran die
Grünen dem Prozeß unterziehen sollte,
ob sie parlamentarisch zu deınokrati-
scher Verantwortung gebracht werden
könnten. "

Die CDU übcrzog die SPD mit Ver-
dächtigungen und Verunglimpfungen,
wohl auch ihrem legitimen Interesse ent-
sprechend, daß ein Wachstum der Grii-
nen zu Lasten der Sozialdemokraten gc-
hen würde.

Diese Auseinandeı'setzung_ ist weitge-
hend entschieden. Es ist praktisch unbe-
stritten, daß die Grünen bis auf die Län-
derebene demokratische Verantwortung,
einschließlich der Koalitionsfähigkeit, er-
reicht haben. Auf Bundesebene steht die-
ser Nachweis' aus, solange sie in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik auf ihrer un-
seriösen Beschlußlage beharren.

Zu dieser Entwicklung gibt es eine
Analogie bei der PDS. Die Tatsache, daß
diese Partei in Ostdeutschland so stark
werden konnte, ist ein Zeichen, wie weit
das Ziel der inneren Einheit bisher ver-
fehlt wurde. Ebenso skandalös wie gro-
tesk ist, daß einige Westdeutsche Parteien
durch die Art, in der sie sich damit be-
schäftigen, kostenlose Werbung für die
PDS treiben.

Als Demokraten haben wir ein Wäh-
lervotum in Ostdeutschland zu respektie-
ren. Als Sozialdemokraten haben wir ein
Interesse, keine zusätzliche Solidarisie-
rung zwischen der PDS und ihren Wäh-
Ãern zu bewirken. Die Union mag wie vor
zehn Jahren ein Interesse daran haben,
wenn sich links von der SPD eine Partei
etabliert, die die Sozialdemokraten
schwächt, jedenfalls verhält sie sich so.

Als Demokraten haben wir ein lnteres-
se, durch Aussöhnung, so wie sie der Bun-
deskanzler in seiner Regierungserklärung
1990 gefordert hat, die innere Einheit zu
erreichen. Das bedeutet praktisch, die Ur-
sachen zu beseitigen, die der PDS 20 Pro-
zent gebracht haben, also die Fehler zu
korrigieren,_die Westdeutschland seit 1990
gemacht hat.

Die Rote Socke symbolisiert die Speku-
lation der Union, mit den Unterschieden
zwischen Ost und. West iın Oktober zu ge-
winnen. Wenn der Ministerpräsident von
Mecklenburg-Vorpommern, Seite, sagt,
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was iın Westen gut und richtig sei, lasse
sich nicht automatisch als Rezept für den
Osten verschreiben, heißt das: lm Westen
noch einmal Wahlkaınpf mit Mobilisie-
rung der Angst vor einem Kommunis-
ınus, den es gar nicht mehr gibt, im Osten
geht das nicht, weil die Leute dort nicht
so blöd sind, daß man ihnen Angst vor
dem Kommunismus machen könnte. Die
Rote Socke ist also nicht nur die Hoff-
nung auf die Dummheit der Wähler im
Westen, sondern die Instrumentalisierung
fortgcsetzter Unterschiede zwischen Ossis
und Wessis. Die Union setzt auf Rcssenti-
ments statt auf Aussöhnung.

Die SPD darf sich nicht davon abbrin-
gcn lassen, die PDS dern demokratischen
Weg der Parlamcntarisicrung zu unterzie-
hen, den sie sehon bei den Grünen einmal
erfolgreich eingeschlagen hat. Dieser Pro-
zeß hat bei den Grünen dazu geführt, daß
sie Vertreter extremer und fundamentali-
st-ischer Orientierung verloren haben. Alle
Lebenserfahrung spricht dafür, daß es der
PDS nicht anders gehen wird. Sie wird in
einem für sie sclnnerzhaften Prozeß Ver-
treter der kommunistischen Plattform
und unbelehrbare Extremisten verlieren.
Dieser Prozeß wird für ihre Wähler orien-
tierend sein, zumal sie als Opposition
durch Abstimmungsverhalten im Prinzip
der gleichen Verantwortungs~Glaubwür-
digkeit unterzogen werden wird wie die
CDU. Das heißt -eben übrigens auch, daß
man die Wähler der PDS nicht weniger
ernst nimmt als die Wähler der CDU und
damit ein Stück innerer Einheit vollzieht.

Wer Volkspartei sein will, darf das
Volk nicht vernachlässigen. Das hat die
Union, gar nicht pingelig, bewiesenfals
sie sich der Blockparteien annahın. Das
hat die SPD bisher zum Schaden für sich
'wie für das Land versäumt, als sie sich aus
vielerlei Gründen schwertat, die Men-
schen zu gewinnen und politischzu inte-
grieren, die aus vielerlei Gründen Mitglie-
der der SED gewesen und politisch hei-
matlos geworden sind. Wenn es um die
innere Einheit geht, ist das eine Aufgabe,
die gerade die SPD leisten muß.

Ein Versagen vor dieser Aufgabe, aus
welch ehrenvollen Motiven auch immer,
würde nicht nur die SPD bezahlen. Unser
Land würde es insgesamt schwerer haben,
denn solange die PDS in Ostdeutschland
stark genug bleibt, um in den Bundestag
zu kommen, werden Aussöhnung und in-
nere Einheit schwerer und teurer. Auch
deshalb ist Magdeburg erınutigend.
Der SPD-Politiker hat in verschiedenen Ämtern maß-
gcbend die Ostpolitik der soziallibcralen Koalition
gestaltet.
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rühzeitig schienen die
Ftkfahleii gelaufen. Seit der

Erholung der Union als
stärkste politische Kraft in
Deutschland deutete für den
Oktober alles auf eine Große
Koalition mit der Sozialdemo-
kratie als Juniorpartner hin.
Doch die Wähler haben derar-
tigen Kalkülen einen Strich
durch die Rechnung gemacht.
Die politische Logik im verei-
nigten Deutschland ist- eben
nicht nur die Verlängerung
Westdeutscher Optionen. ln
Sachsen-Anhalt wurde der
neokonservative Block abge-
wählt. Die politische Linke re-
präsentiert die Mehrheit der
Wähler. Nachdem sich SPD
und Bündnis 90/Die Grünen zu
einer Minderheitsregierung
entschlossen haben, ist erst-
'mals eine alternative Entwick-
lungsrichtung in der bundes-
deutschen Politik in den Be-
reich des Möglichen gerückt.

l\/lan kann nicht die
„Schmuddelkinder“
in die Ecke stellen

„Volksfront“ gehört noch zu
den harmloseren Etiketten, die
der organisierte Konservatis-
mus einer von der PDS tole-
rierten rot-grünen Regierung
anheftet. Doch auch in der So-
zialdemokratie hat die Debatte,
ob die PDS eine „demokrati-
sche Partei“ oder bloß eine
„Partei der Demokratie“ (Ri-
chard Schröder) ist, neue
Sprengkraft erhalten. Man
kann sie nicht dadurch umge-
hen, indem man die .,Schmud-
delkinder" in die umzäunte Ek-
ke stellt. Die Tolerierung einer
Reformregierung durch die
PDS könnte neue Lösungsan-
sätze für drückende gesell-
schaftliche Probleıne - Be-
kämpfung der Massenarbeits-
losigkeit, ökologischer Umbau
der Industrie, eine Wende in
der Energie-, Verkehrs- und
Abfallpolitik usw. - eröffnen.
Ob diese Chance genutzt wird,
ist in erster Linie eine Frage
an die SPD und Bünd-
nis 90/Grüne. Sie müssen sich
entscheiden, ob tatsächliche
Reformen angegangen werden
sollen, oder ob mit einer mo-
difizierten Anpassungspolitik
Mae-hi;-ljie_i_teı1 auf der anderen
Sieiteiá j.d_es- politischen __~Spek_-
ti°i'i'fiiš"`”`ge's”i1chtwerdenf"

Zumindest in den ostdeut-
schen Bundesländern geht oh-
ne eine Gestaltung ausder Op-
position seitens der PDS nichts.
Aber auch für die Republik ins-
gesamt hat der Gedanke
durchaus Charme, es könnte
mehr als eine zeitweilige Mil-
derung der neokonservativen
Strategie der Zwei-Drittel-Ga
sellschaft geben. ist also doch
Reformpolitik durchsetzbar
und praktizierbar?

Mit dem Ausbruch der Krise
Anfang der 90er Jahre war
endgültig gewiß: Die über ein
Jahrzehnt verfolgte neokon-
servative Strategie ist geschei-
tert. In der Umbruchsituation
in der Bundesrepublik mischen
sich Elemente der „Vereini-
gungskrise“, einer schweren
Wirtschaftskrise 'mit der tief-
greifenden Umwälzung der
fordistischen Arbeits- und Le-
bensweise, die den Kapitalis-
mus der vergangenen Jahr-
zehnte prägte. Diese dreifache
Krisenkonstellation hat weit-
reichende soziale und politi-
sche Veränderungen gebracht.
Die neokonservative Politik des
Sparens, der Privatisierung
und Deregulierung führte und
führt zu einer deutlichen Ver-
schärfung der Verteilungskon-
flikte. Die Absenkung der Ar-
beitseinkommen erzeugt aller-
dings nur eine noch größere
Labilität in der Realwirtschaft.

Die neokense_rvativen Par-
teien gehen von der falschen
Uberlegung aus, sie hätten es
'ledi lich mit einer Bloekierun8 8
der Wachstumsdynamik durch
überborclende Ansprüche der
lolm- bzw. sozialstaatsabhän-
gigen Klassen zu tun. lm Ver-
laufder 80er Jahre hat sich
jedoch herausgestellt, daß In-
dividualisierung auf der
Grundlage einer nicht mehr
prosperierenden Wirtschaft
und fortschreitender Demon-
tage sozialer Sicherheit kei-
neswegs für alle mehr Freiheit
und Autonomie bringt, son-
dern für immer mehr Men-
schen in unsicheren und pre-
kären Lebensverhältnissen
mündet. Der Kapitalismuskri-
tik der Linken wurde so nicht
nur durch die enorme Zuspit-
zung der globalen Probleme,
sondern auch durch die innere
Entwicklung der westlichen In-
clustriegesellschaft bestätigt.

Angesichts der wachsenden
Wahl- und Politikabstinenz

werden Forderungen, nach
Uber-windung der Zersplitte-
rung und Konkurrenz im bür-
gerlichen Parteienspektrum in
den Vordergrund gerückt. Die
Erneuerung der Politik in der
Bundesrepublik soll über eine
Erneuerung der Christlich-De-
mokratischen Union erfolgen.
Die Erneuerung der politischen
Konzeption der ,Partei der Mit-
te', im wesentlichen über das
Führungspersonal in den Me-
dien verbreitet, wird zugleich
als eine Voraussetzung für eine
Erneuerung der für die län-
gerfristige hegemoniale Per-
spektive wichtigen Felder der
Erziehung und Kultur angese-
hen. .

Der konservative Historiker
Arnulf Baring will angesichts
der vorherrschenden lnkonse-
quenz und der illusionären
Einstellung der politischen
Klasse nicht ausschließen,
„daß die Geschichte der Bun-
desrepublik mit einem Mißer-
folg endet.“ (FAZ, 21. 2. 1994)
Die von ihm diagnostizierte
Sklerose der Bundesrepublik
wirft die Frage nach der Zu-
kunft der Republik auf: Ist das
politische System überhaupt
noch flexibel genug, um _mit
den Problemen der Gegenwart
fertig zu werden?

Ist das Zeitalter
der Sozialdemokratie

zu Ende?
....›...~ı ,.'_~ V; ;›. ø. ›..„.~ ,„..„~.f- „_-. .-› -., ›-_.„-.¬_,.›.;-,.., .,1; ._- ,-;„;›.›- «L _,_...-›„'..- _; -, -.- - -«.-,ı in

Wie kann angesichts- der
großen Katastrophen unseres
Jahrhunderts - zwei Weltkrie-
ge, Faschismus, Stalinismus,
die großen Wirtschaftskrisen
und die neuen Existenzbedro-
hungen (Umwelt und Hochrü-
stung) - vom „Ende des sozial-
demokratischen Zeitalters“
(Ralf Dahrendori] gesprochen
werden? Diesen großen Wi-
derspruch hat Willy Brandt der
SPD in seiner Abschiedsrede
als Parteivorsitzender 1987 als
'zu lösende Aufgabein das
Pflichtenheft geschrieben. Seit-
dem ist der Niedergangspro-
zeß der westeuropäischen So-
zialdemokratie keineswegs ge-
stoppt worden, sondern weiter
vorangesehritten: Das Ende
der Sozialistischen Partei Ita-
liens ist nur die (mafıöse) Spit-
ze des Eisbergs. Auch in den
einstigen staatssozialistischen

Ländern ist die Resonanz der
sozialdemokratischen Parteien
schwach; und auch die ost-
deutsche Sozialdemokratie
klagt über unzureichende so-
ziale Verankerung und mani-
feste organisatorische Proble-
me.

Das kann nicht verwundern,
denn heute ist unklarer als je
zuvor, wie soziale Bürgerrech-
te, Chancengleichheit und de-
mokratische Beteiligung in ei-
ner Zeit der Massenarbeitslo-
sigkeit, wachsender sozialer
Gegensätze und maßloser Be-
reicherung der Besitzenden
herzustellen sind. Auf dem
SPD-Parteitag in Wiesbaden
wies Oskar Lafontaine ein-
dringlich auf die in sozialde-
mokratischer Perspektive un-
gelösten Probleme von Mas-
senarbeitslosigkeit und Wirt-
schaftskrise hin: „Wir dürfen
nicht leichtfertig darüber hin-
wegsehen, daß sozialdemo-
kratische Regierungen im ge-
samten Europa. mit diesem Ziel
angetreten sind und an diesem
Ziel gescheitert oder beinahe
gescheitert sind.“

Ein Blick auf die west- und
nordeuropäischen Verhältnis-
se zeigt, daß die Politik der Ab-
schottung durch eine massive
Beschneidung des Asylrechtes,
die Zustimmung zur Militari-
sierung der Außenpolitik, der
Verzicht auf die Forderung
nach Vollbeschäftigung und
die Beteiligung am Abbau des
Sozialstaates kein Privileg der
deutschen Sozialdemokratie
sind. 'Es wäre allerdings ein
schwerer politischer Fehler,
die Sozialdemokratie gleich-
sam ins neokonservative Lager
abzuschreiben. Jeder weitere
Schritt der sozialen Demontage
Lind der Einschränkung von
demokratischen Rechten stellt
eine starke Belastungsprobe
für die sozialdemokratische
Partei und ihr' gesellschaftli-
ches Umfeld dar.

Die sozialdemokratische
Orientierung hat an Anzie-
hungskraft eingebüßt, an
Wirksamkeit und Energie ver-
loren. Der Verzicht auf Ein-

J

griffe in den kapitalistischen
Akkumulatiensprozeß und die
Beschränkung auf eine Politik
der gesellschaftlichen Nach-
fragesteuerung (Fiskal- und
Umverteilungspolitik] wesent-
lich zwischen den verschiede-
nen Schichten der Lohnab-



hängigen eröffnet keine Per-
spektive mehr auf eine neue
Prosperitätskonstellation mit
sozialen Fortschritten in der
Breite der Gesellschaft. Die Re-
aktivierung einer schwach do-
sierten antizyklischen Nach-
fragepolitik auf europäischer
Ebene, wie sie von Teilen der
westeuropäischen Sozialde-
mokratie gefordert wird, wird
eher Enttäuschung hervorru-
fen, denn effektive Fortschritte
bei der Lösung der Beschäfti-
gungsnot bringen.

Die europäische ,Sozialde-
mokratie hat keine Konzeption
für die Rekonstruktion von
Okonomie und sozialer' Sicher-
heit; sie hat sich auf die Un-
terstützung eines Spar- und
Konsolidierungskurses einge-
lassen. Entgegen dem einsti-
gen- ~Versprechen-~- „Mehr s De-
mokratie wagen“ sind die so-
zialdemokratischen Parteien
längst auf dem Weg, Teil der
Koalition zur Beschränkung
sozialer und individueller
Rechte zu werden.

Die PDS muß den
Brückenschlag zur

SPD versuchen
Die PDS hat sich nicht inner-
halb eines kapitalistischen
I-lauptlandes herausgebildet,
sondern auf dem Boden des
untergehenden Staatssozialis-
mus der DDR. Sie war und ist
dadurch in besonderer Weise
zu einer tiefgehenden und
selbstkritischen Auseinander-
setzung mit dem geschichtli-
chen Erbe der sozialistischen
und kommunistischen Bewe-
gung veranlaßt worden. Die
PDS muß sich innerhalb des
Parteiensystems eines hoch-
entwickelten kapitalistischen
Industrielandes behaupten,
gleichwohl verweist ihre Ent-
stehung auf Krise und Zerfall
der staatssozialistischen Ge-
sellschaftskonzeption. Auf-
grund ihrer geschichtlichen
Herkunft und der Spezifık ihres
Tranformationsprozesses ver-
körpert die PDS die Chance.
daß eine politische Formation
der kapitalistischen Metropole
Deutschland konstruktive Be-
ziehungen zu anderen reform-
sozialistischen Parteien der
einstigen staatssozialistischen
Länder aufbauen kann.

Der Zusammenbruch des
Staatssozialismus hat nicht zu
einer Sozialdemokratisierung
Ostdeutschlands' und Osteuro-
pas geführt. Die Erwartung, im
Gefolge der kritischen Verar-
beitung des ' Scheiterns des
„Realsozialismus“ werde sich
eine Aufhebung jener histori-

schen Spaltung von Sozialisten
und Kommunisten durch eine
Demokratisierung des kom-
munistischen Flügels und eine
Stärkung der sozialdemokrati-
schen Parteilinken einstellen,
hat sich als Illusion erwiesen.
Statt dessen antwortet die So-
zialdemokratie besonders in
Deutschland auf den schwieri-
gen Demokratisierungsprozeß
der ehemaligen sozialistischen
Staatspartei mit weitgehender
Abgrenzung. Von seiten tradi-
-tioneller -V ~ -~kommunistischer~
Kräfte wird dieser ,Prozeß da-
gegen mit dem Vorwurf be-
gleitet, die PDS bewege sich in
sozialdemokratischem Fahr-
wasser. lm Interesse einer wir-
kungsvollen sozialistischen Op-
position gegen den Kurs des
konservativen Blocks, der auf
eine Destruktion erreichter so-
zialer, demokratischer und
rechtsstaatlicher Standards
und auf eine Renaissance
äußerer Machtpolitik gerichtet
ist, muß die PDS den Brücken-
schlag zur einflußreichen So-
zialdemokratie versuchen und
zugleich den Dialog mit ande-
ren demokratisch orientierten
sozialistischen und kommuni-
stischen Kräften forcieren.

Konkurrenz um eine
Klientel wird zum
inneren Problem .

Wie die Reaktionen auf die zu-
nehmende öffentliche Akzep-
tanz der PDS, die insbesondere
in den Ergebnissen der Europa
-, Kommunal- und Landtags-
wahlen in den neuen Bundes-
ländern zum Ausdruck kommt,
zeigen, sieht die' SPD in der
PDS vor allem eine „illegitiıne“
Konkurrenz. Zudem ist sie für
sie auch ein „inneres“ Pro-
blem.

Die PDS spricht -jedenfalls
zum erheblichen Teil - eine
Klientel an, die die SPD für sich
beansprucht. .Die PDS artiku-
liert politische Positionen, die
durchaus auch innerhalb der
SPD vertreten werden, wenn
sie auch dort in der Regel nicht
mehrheitsfähig sind. Im Klar-
text: Die sozialdemokratische
Parteiführung hat Grundposi-
tionen im Asyl- und Auslän-
derrecht, für den Einsatz der
Bundeswehr im Ausland, in
der Verteidigung der Privat-
sphäre (Unverletztlichkeit der
Wohnung, „großer Lauschan-
griff`“] und in der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik geräumt, um
regierungsfähig zu werden.

Politisch-sachlich gibt es hin-
sichtlich vieler Positionen der
PDS und der linken Minder-
heitenpositionen in der SPD
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Übereinstimmungen. Auch die
sozialdemokratische Linke will
eine Erneuerung von Wirt-
schaft und Okologie durchset-
zen, denn die Politik des So-
-zialabbaus führt letztlich -zur
Deformation zivilgesellschaft-
licher und demokratischer
Strukturen. Auch für die SPD-
Linke ist eine einschneidende
Korrektur der ungerechten
Einkommens- und Vertei-
lungsverhältnisse unverzicht-
bar; aber die Strukturprobleme
in allen Bereichen der Gesell-
schaft sind letztlich nur durch
eine Reorganisation wert-
schöpfender Arbeit zu lösen.
Massenarbeitslosigkeit, Ver-
teilungskonflikte, Zuspitzung
ökologischer Katastrophen
und Explosion öffentlicher
Schulden sind auch für sie Fa-
cetten eines Zusammenhan-
ges; die Alternative heißt: ge-
sellschaftliche Steuerung und
Regulierung. '

Die Tatsache einer Überein-
stimmung mit Programm und
Politik der SPD-Linken ist nicht
zuletzt Ausdruck der demo-
kratischen Erneuerung in der
PDS und sie könnte Ausgangs-
punkt für eine Bündelung des
linksdemokratischen Potenti-
als unabhängig von seiner or-
ganisatorischen Verankerung
sein.

Der Mehrheit in der SPD er-
scheint-eine solche Sichtweise
jedoch politisch verfehlt. Sie ist
weder daran interessiert, den
„linken Stachel“ in ihren eige-
nen Reihen zu stärken, noch
eine linkssozialistische Partei
als politischen Partner zu ak-
zeptieren. Dies würde sie einer
inneren Zerreißprobe ausset-
zen. Denn das Konzept der
„Großen Volkspartei“, dem
sich die Mehrheit der SPD ver-
pflichtet fühlt, ist - zumal unter
den gegenwärtigen Bedingun-
gen - nur aufrecht zu erhalten,
wenn die SPD eine scharfe Po-
larisierung vermeidet, d. h. ge-
genüber deın konservativen
Block nicht als eindeutige linke
Alternative in Erscheinung
tritt. Diese „Vermeidungsstra-
tegie“ zielt wahltaktisch auf
Akzeptanzgewinn bei breiten
bürgerlichen Schichten West-
deutschlands, die sich nach
dem Desaster der Kohl-Regie-
rung umorientieren.

~ Zugleich versucht die SPD
durch eine starke Betonung so-
zialer Themen ihre traditio-
nellen Wählerschichten neu zu
mobilisieren und damit vor al-
lem im Osten einen Durch-
bruch zu erreichen. Eine star-
ke PDS bewirkt -hingegen, daß
das wahlstrategische Konzept
des Brückenschlages von der
bürgerlichen Mitte bis zu den
sozialen Unterschichten nicht
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aufgeht. Deshalb wird die PDS
als „populistisch“ attackiert -
als Partei der inkompetenten
Demagogen, die alles ver-
spricht, weil sie nichts halten
muß. Doch das fruchtet nicht:
Die bisherigen Wahlen haben
gezeigt, daß die PDS gezielt
aufgrund ihrer inhaltlichen Po-
sitionen und Alternativen ge-
wählt wird. Die SPD hat sich
in der Sache - von der Asylpo-
litik bis hin zur Wirtschaftspo-
litik - immer stärker neokon-
servativen Positionen genä-
hert.

Während die SPD in der Ab-
grenzung v,o`n der PDS und ih-
rer Bekämpfung eine zentrale
Aufgabe im Interesse der Er-
weiterung ihres Einflusses und
der Durchsetzung ihres An-
spruchs als Volkspartei sieht,
hat der ,'k0eS1@'r.\'e'tivè_' .B1i<›.<?lí<í

`1t1.i.t` <l`.<~>1.nI `fåli'.<21.<` auf ~O$id é.UtS<2l.1-lin-na _' 'längst bèganasfi,'*si=o
und PDS zu addieren („Volks-
front“). Die scharfen Angriffe
aus diesem Lager sollen das
öffentliche Bild der PDS in ei-
nem solchen Maße diskredi-
tieren, daß sie für die SPD ein
Tabu bleibt.

Während die führenden Po-
litiker des konservativen
Blocks die PDS als stalinisti-
sche, gewaltg-eneigte und ver-
fassungsfeindliche Rest-SED
(Schäuble) oder schlicht als
„Partei des Schreckens“ (Hint-
ze) zu diffamieren versuchen,
behandeln sie sie unter der
l-land als SPD Nr. 2. Ihr Pro-
blem ist, daß eine starke PDS
einerseits die SPD im Osten
stützen und sie andererseits
zur deutlichen linken Profilie-
rung bewegen könnte. Auf
nichts reagieren die konserva-
tiven Wortführer daher aller-
gischer als auf Zeichen der
Entkrampfung und auf auf
Sachfragen gestützte Normali-
sierung des Verhältnisses von
SPD und PDS. Die Tabuisie-
rung der PDS muß aus ihrer
Sicht aufrechterhalten bleiben
- auch über den Umweg einer
historischen Diffamierungs-
kampagne gegen SPD-Politi-
ker, die eine Normalisierung
der Beziehungen zur .PDS-Vor-
gängerpartei SED als Bestand-
teil politischer Entspannungs-
bemühungen versuchten.

Ein Prozeß der Normalisie-
rung der Beziehungen zwi-
schen SPD und PDS und zwi-
schen PDS und anderen Grup-
pierungen und unabhängigen
Persönlichkeiten der demo-
kratischen Linken würde eine
deutliche Steigerung des ge-
sellschaftlichen Einflusses
linkssozialistischer Positionen
bedeuten und langfristige stra-
tegische Optionen des konser-
vativen Blocks ernsthaft ge-
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fährderı. Ungeachtet aller Wi-
dersprüche in den konkreten
politischen Ansätzen laufen
diese daraufhinaus, nach dem
Untergang des Staatssozialis-
mus den Weg der sozialstaat-
lichen Regulierung der gesell-
schaftlichen Konflikte endgül-
tig zuzumauern. Die Abwehr
dieser längst eingeleiteten Ent-
wicklung (samt ihrem außen-,
innen- und rechtspolitischen
Beiwerk und Begleiterschei-
nungen) ist die zentrale politi-
sche Frage, die entscheidende
Herausforderung für die SPD
und alle linksdemokratischen
Kräfte.

Wohin der Zug schließlich
fa.hren wird, ist offen. Wie auch
immer man die Chancen zur
Profilierung einer Reformpar-
tei' angesichts neuer wirt-
schaftlicher und politischer
Herausforderungen beurteilen
mag: Es kann keiner politi-
schen Strömung der Linken
gleichgültig sein, in welche
Richtung sich die deutsche So-
zialdemokratie weiterentwik-
kelt. '

Die westeuropäische Sozial-
demokratie wird sich dem Um-
bruch der gesellschaftlichen
Betriebsweise und den Zerstö-
rungstendenzen des Sozial-
staates stellen müssen. Un-
strittig ist, daß eine Politik der
Vollbeschäftigung und der
Ausgestaltung sozialer Sicher-
heit ohne tiefgreifende Refor-
men nicht zu gewährleisten ist.
Unter diesem Blickwinkel ist
die SPD - realistisch gesehen
- eine der wichtigsten politi-
schen Kräfte, ınit der sich die
Frage einer umfassenden Er-
neuerung oder des neokonser-
vativen Umbaus des Sozialsta-
tes entscheidet. Ohne Mitwir-
kung der Sozialdemokratie läßt
sich diet", Tendenz zu einer
Zweidrittel-Gesellschaft und
zur Einschränkung der indivi-
duelen und sozialen Bürgerin-
nenrechte nicht zurückdrän-
gen.

Ohne Illusionen
als wichtige Kraft

ernst nehmen
Wir plädieren dafür, die real-
existierende Sozialdemokratie
als wichtige Kraft ernst zu neh-
men. Wir haben dabei keiner-
lei Illusionen über eine Verän-
derung von Programmatik und
Charakter der Sozialdemokra-
tie. Der Hinweis auf vielfach
negative geschichtliche Erfah-
rungen ist wenig hilfreich,
wenn er nicht mit konkreten
Vorschlägen zur Beeinflussung
und Veränderung der politi-
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schen Kräfteveıhältnisse ver-
knüpft wird. Wer die Politik der
Sozialdemokratie immer nur
als lineare Fortsetzung ihrer
Vergangenheit sieht, verzichtet
letztlich auf eine realistische
Bewertung der bestehenden
Kräfteverhältnisse und eine
politische Strategie zu ihrer
Veränderung. ,

Die PDS steht vor der Auf-
gabe, ihren Beitrag zur Bewäl-
tigung dieser Herausforderung
zu leisten. Dieser Beitrag - und
um mehr als einen Beitrag
kann es angesichts der politi-
schen Kräfteverhältnisse in
diesem Land nicht gehen -
wird paralysiert, wenn sie die-
ser zentralen Frage nicht alle
weiteren politischen Ambitio-
nen strikt unterordnet und
wenn sie es insbesondere nicht
versteht, ihre notwendige Kri-
tik an der SPD mit dem stän-
digen Bemühen um Gemein-
samkeitin der zentralen Frage
der politischen Auseinander-
setzung .in Deutschland zu ver-
binden. Wenn sie sich von die-
sen Bemühungen durch Ent-
täuschungen und Rückschläge
abbringen läßt, ignoriert sie
entscheidende geschichtliche
Lehren und verliert letztlich ih-
re politische Daseinsberechti-,
8UH8~ I,

Zurecht hat Günter Gaus auf
den positiven Effekt der Er-
neuerung der politischen Kul-
tur durch eine parlamentarisch
vertretene sozialistische Partei
gerade in Deutschland hinge-
wiesen: „Wäre es nicht nütz-
lich zu Haus und kleidsam aus-
wärts, wenn im parlamentari-
schen System des vereinigten
Deutschland ein linker Stachel
(links von Scharping) steckte,
der die öffentliche Meinung
nach einiger Zeit doch zwingen
würde, konkret zu differenzie-
ren zwischen der PDS, die eher
langweilig und gewiß nicht ex-
tremistisch ist, und Extremen,
die heute nur von rechts ins
Parlament drängen? Würden
wir damit nicht endlich wieder
Anschluß an eine europäische
Normalität gewinnen, zu der
außerhalb Ländern wie
Deutschland seit siebzig Jah-
ren auch eine Stimme links von
der gemäßigten Sozialdemo-
kratie gehört? Ich habe mit der
PDS inhaltlich wenig im Sinn,
aber ich fühle mich wohler im
Land seit ihrem brandenbur-
gischen Wahlergebnis.“ (Frei-
tag;10.12.1993)
Joachim Bischoff und Michael
Schumann sind Mitglieder des
Bundesvorstands der PDS. Der
vorstehende, redaktionell ge-
kürzte Beitrag erschien unter
der Uberschrift: „Alternativen
zu Kohl“ in der Zeitschrift „So-
zialismus Nr. 8/94

„-
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Die ostdeutschen Landes- und Frak-
tionsehefs der SPD haben am gestrigen
Donnerstag eine „Dresdner Erklärung
verabschiedet. Sie hat folgenden Wort-
laut:

1. Die.CDU hat mit ihrer wirtschaftlichund
sozial unverantwortlichen Politik aus dem
Glücksfall der deutschen Einheit für Millio-
nen Menschen Arbeitslosigkeit, Angst um
die Wohnung und bittere soziale Unge-
rechtigkeitengemacht. Sie ist verantwort-
lich fürdie höchste Arbeitslosigkeit, die
höchste Staatsverschuldung, die höchste
Kriminalitätund die höchste Steuerbela-
stung. Davon versucht die Union mit ihrer
„Volksfront“- und „Rote-Socken-Ka.mpa-
gne“ abzulenken. Da.s ist ein wahltaktiseh
durehsichtiges und gefährliches Spiel. Da-
mit kann aber nicht überdeckt werden, daß
die Bundesregierung die Menschen- in Ost-
deutschland jahrelang mit ihren sozialen
und- wirtschaftlichen Problemen alleinge-
lassen hat. So wird der Graben zwischen
Ost- und Westdeutschen weiter' vertieft.
Diese Politik führt nicht zusammen, sie
spaltet. Die CDU-Kampagne ist durch und
durch verlegen, weil sich die Union aus
purer Machtgier gleich zwei Blockparteien
vereinnahmt hat und sich bis heute um des
-puren Machterhaltes willen alter DDR-Ka-
der bedient. Die CDU-geführten Landesre-
gierungen haben sich an dieser Politik .be-
teiligt und damit die unsoziale Bonner Po-
litik unterstützt und verlängert.

2. Seit der deutschen Einheit tritt die SPD
dafür ein, durch eine aktive Politik die An-
gleichung der Lebensverhältnisse in Ost-
und Westdeutschland zu erreichen und da-
durch die Gräben zu überwinden. Mit un-
serem 16-Punkte-Sofortprogramm für „Ar-
beit und Gerechtigkeit“_ legen wir ein reali-
stisches und zukunftsfähiges Programm für
Ostdeutschland vor. Wer bezahlbaren
Wohnraum, zukunftssichere Arbeitsplätze,
die Sicherung ostdeutscher Nutzungs- und
Eigentumsrechte an Datschen, Grundstük-
ken und landwirtschaftlichen Nutzflächen,
wer gerechte Renten und eine angemessene
Würdigung seiner ostdeutschen Biographie
im öffentlichen Leben wie im Beruf errei-
chen möchte, der findet dafür Unterstüt-
zung und Umsetzung im Regierungsban-
deln nur bei der SPD.
3. In Brandenburg und.. in Sachsen-Anhalt
werden die Richtlinien der Politik von der
Sozialdemokratischen Partei bestimmt. In
Berlin arbeitet eine große Koalition unter
Beteiligung der SPD. Voraussetzung für ei-
ne neue Politikder wirtschaftlichen Re-
strukturierung, der ökologischen Moderni-
sierung und der sozialen Gerechtigkeit in
ganz Ostdeutschland ist es, daß die Wähle-
rínnen und Wähler dafür sorgen, daß künf-
tig auch in Mecklenburg-Vorpommern,
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Sachsen und Thüringen die SPD Regie-
rungsverantwortung übernimmt. Eine sol-
che Politik ist nur möglich mit der aktiven
und engagierten Beteiligung der Menschen
selbst. Die SPD war immer die Partei der
demokratischen Selbstbestimmung der
Bürgerinnen und Bürger, die Partei der so-
zialen Demokratie. Aber noch immer ste-
hen vıele Menschen im Osten Deutschlands
im Abseits.

i

4. Viele drücken ihre Wut. Enttäuschung
und Resignation angesichts dieser Ent-
wicklung durch Protestwahl vor allem
durch Wahl der PDS aus. So verständlich
es ist, wenn «sich Wut und Enttäuschung
im Protest ihr Ventil suchen, so.sehr ap-
pellıeren wir doch an unsere ostdeutschen
Mitbürgerinnen und Mitbürger, weniger
auf die größtmögliche Lautstärke des Pro-
testes als auf die größtmögliche Chance zur
Realisierung der rechtmäßigen Forderun-
gen und Wünsche- der Ostdeutschen zu
schauen.

5. Wir setzen auf aktive Gestaltung. Die
PDS setzt allein auf Opposition. Die PDS ist
die Partei der folgenlosen populistischen
Versprechen. Die SPD ist die Partei des so-
zial gerechten, ökologisch verantwortlichen
und wirtschaftlich modernen Handelns. Die
PDS ist vor allem die veraltete und überal-
terte~Partei der ehemaligen Staatsfunktio-
näre, die keinen sauberen Trennungsstrich
zu ihrer SED-Vergangenheit gezogen hat
und die bis heute nicht offenlegen will, wo-
hin die i Milliardensummen ehemaligen
„Volksvermög)ens“ verschoben wurden. Die
SPD ist - ne en der Partei Bündnis 90 -
die Partei der friedlichen Revolution von
1989, des demokratischenNeuanfangs. Es
bleibt dabei: Die PDS ist ein politischer Kon-
kurrent und Gegner der SPD. Eine Zusam-
menarbeit mit ihr kommt für uns nicht in
Frage. Dies muß jeder wissen, der den po-
litischen Wechsel in Schwerin, in Dresden,
in Erfurt und Bonn will. Die Ablösung der
CDU-geführten Regierungen. ist mit Stirn-
men für die PDS nicht zu erreichen. Selbst
wenn es der einzelne Wähler nicht will:
PDS-Stimmen halten die Regierung Kohl
im Amt. t
6. Zu wenige unterstützen heute den de-
mokratischen Neuanfang durch ihre Mit-
gliedschaft_und ihr Engagement in einer
demokratischen Partei. Dies gilt auch für
die _SPD, deren Mitgliederzahl im Vergleich
aller Parteien alleinig - wenn auch nur sehr
langsam - im Steigen begriffen- ist. Dies
hat - nicht nur, aber auch - damit zu tun,
daß viele Menschen in Ostdeutschland un-
sicher sind, obsie mit ihrem Leben und
ihren Erfahrungen aus der Zeit der DDR
jetzt in diesem neuen, größeren Deutsch-
land wirklich gewollt sind und akzeptiert
werden.  `
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7. Nahezu fünf Jahre nach dem Fall der
Mauer und in einer Zeit fortdauernder Aus-
einandersetzung- um die Vergangenheit
möchten wir deshalb heute ein Signal der
Versöhnung setzen. Es darf nicht sein, daß
das Leben in der DDR für die Menschen in
den neuen Bundesländern zu einem Kains-
mal wird. Demokratie bedeutet immer die
Chance zur Korrektur, zur Umkehr", zu ei-
nem Neuanfang, ja zur Versöhnung.
8. Wir erneuern deshalb den Appell, der
1989 bei der Gründung der Sozialdemo-
kratischen Partei in der DDR (SPD) in
Schwante auch an den Wurzeln unserer
Partei in den neuen Bundesländern stand:
„Zuletzt -' und das heißt an gewichtigster
Stelle - rufen wir alle Bürger der DDR auf,
zu prüfen, ob sie sich mit unseren Zielen
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Hans Modrow: Vereinigung ist zum Anschluß verkommen. Kritik an »Dresdner Erkla-
rung« der SPD. In: »Neues Deutschland« vom 18. August 1994. S. 5.

Vereinigung
ist zum
Anschluß
verkommen
V0n HANS MODROW

Die Dresdner Erklärung der
SPD' muß Aufmerksamkeit
erfahren, aber keinesfalls
Zustimmung. Dafür wären
mehrere Gründe zu benen-
nen.

. 1. Die CDU bekommt von
der SPD Schelte, aber der po-
litische Gegner ist für sie die .
PDS. Für die PDS bleibt die
CDU der politische Gegner,
und mit der SPD werden wir
uns weiter politisch ausein-

- andersetzen. s
2. Wut, Enttäuschung und

Resignation würden 'Ost-
deutsche die PDS wählen las-
sen. Geht es nicht vielmehr
darum, daß Vernunft aus Er-
fahrungen und Erkenntnis-
sen bei ostdeutschen Bür-
gern erwächst. Die CDU, die
wir als politischen Gegner
sehen, hat eine Politik be-
trieben, die das Land spaltet,
und diese Spaltung vertieft
sich ständig. Hier können
wir auch der SPD in ihren '
Wertungen zustimmen. Die
SPD, die in ihrer Politik im- Z
mer mehr Angepaßtheit
zeigt, erweckt Zweifel bei
nicht wenigen Bürgerinnen
und Bürgern, die vielleicht
bereit wären, sie zu wählen-,

.die aber nun erkennen, daß
'ihre Erwartungen vor allem
von der PDS vertreten wer-
den.

identifizieren können und mit uns für sie
arbeiten möchten. Wir laden alledazu ein.
Ohne eine breite Zustimmung und die en-
gagierte Mitarbeit vieler werden wir sie
nicht erreichen können. Wer sich nicht mit
unseren Zielen einverstanden erklären
kann, bestimme seine eigene' demokrati-
sche Perspektive. Wir suchen ein Bündnis
mit allen, die an einer grundlegenden De-
mokratisierung unseres Landes mitarbei-
ten wollen. Jeder, der daran mitarbeitet,
ist Teil der Hoffnung für dieses Landl“
Rudolf Scharping, Detlef Dzembritzki, Rü-
diger Fikentscher. Reinhard Höppner.
Wolfgang Klein, Karl-Heinz Kunckel, Stef-
fen Reiche, Harald Ringstorjjfi Volker
Schemmel, Gerhard Schuchardt, Manfred
Stolpe, Wolfgang Thierse ~ ~ _

.K'1i†il< an ›_›DfeSd'¬ef lšL*<lëfU'¬9Ãf.9ef.. .$_P....D....

3. Die Einheit als Glücks-
fall der Geschichte zu be-
zeichnen, bedeutet offen-
sichtlich, daß die SPD ihre
einst betriebene neue Ost-_
politik selbst nicht mehr
wahrhaben will. Die Verei-
nigung der beiden deutschen
Staaten ist nun einmal aus
politischen Prozessen und
aus gesellschaftlichen Ent-
wicklungen hervorgegan-
gen.

o

4. Der Bezug auf die Grün-
dungserklärung der SDP in
Schwante ist zunächst histo-
risch ein Bezug auf eine noch
existierende Deutsche De-
mokratische Republik, und
die Bezugnahme auf „unser
Land“ bedeutet also das Ein-
treten für die DDR. Das ist
eine historische Tatsache. So
ist die Sozialdemokratie
auch in der DDR gegründet
worden. In dieser Tradition
steht sie also auch heute,
und Erwartungen, die einst
Bürgerinnen und Bürger
vielleicht auch mit der SPD
verbunden haben, wurden
mehr als enttäuscht. Die PDS
hatte Probleme mit einer Er- .
klärung, die von mir als Mi-
nisterpräsident der DDR am
1. Februar 1990 zur Verei-
nigungtder beiden deutschen .
Staaten abgegeben wurde.
Heute ist jedoch klar, daß
diese Vereinigung zu einem
Anschluß der DDR verkom-
men ist, und genau hier lie-
gen die Probleme der Ge-
genwart, und hier sind es die
Erfahrungen und Erkennt-
nisse der Menschen, die sie
PDS wählen lassen. `
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nde. Die SPD ist gespalten: Kuschelkurs oder Konfrontation” D P
teivorsitzende Rudolf Schaıping und die West-SPD setzen auf einen a ressi eífänziiμ
PDS-Wahlkampf. Die Ost-Genossen suchen die Nähe zur Gysi-T{(išL%rppe.`líI:1››Deir
Spiegel« Vom 15. August 1994. S. 20-22.

dolf Scharping wenige Minuten
nach seiner Wahl zum SPD-Vorsit-

zenden. „Lieber Rudolf“, stand auf dem
ihm zugesteckten Zettel. „der Gysi will
mit Dir reden. Gruß Stolpe.“

Das Papier mit der Notiz des branden-
burgischen SPD-Ministerpräsidenten
landete wenig später zerknüllt auf dem
Fußboden der Essener Grugahalle. Der
im Juni l993 gewählte SPD-Chef wollte
partout nicht mit dem Star der SED-
Nachfolgepartei ins Gespräch kommen -
jetzt nicht und nicht später. Scharpings
Begründung: ..Ich hab` persönlich nichts
gegen Gysi. aber politisch geht das
nicht.“

In der vergangenen Woche wurde
Scharpings Sturheit zur Strategie der
SPD erklärt. Mit aggressivem Anti-PDS-
Wahlkampf will der Kohl-Herausforde-
rer vor allem bei Wechselwählcrn der
Mitte. die von der ..Rote-Socken-Kaın-
pagne“ der CDU aufgeschreckt sind,
Eindruck schinden.

„Der Hauptfeind der SED war der So-
zialdemokratismus“. tönte Scharping in
der vergangenen Woche auf Funktio-
närskonferenzen in Bonn, Potsdam .uncl
Dresden. Und dann richtig mit Schwung:
„Wir vergessen nichts."

Die Schroffheiten gegenüber Gysi und
seiner Truppe treffen den richtigen Ton -
aber nur den der Westler. lm deutschen
Osten klingt solche Rhetorik nach Be-
satzermentalität.

Viele Neubundesbürger verstehen
Scharpings Ausfälle als Beleidigung ihrer
Biographie. Gregor Gysi spielt schon
Teufel gegen Beelzebub aus: „Der Kohl
weiß, was Balsam für die ostdeutschen
Seelen ist, Scharping hat dafiir offenbar
kein Gefühl.“

So empfindet es auch eine Mehrheit
unter den Landesftirsten der ostdeut-
schen SPD. Die Genossen. die in den fünf
Ländern allein nirgendwo regieren kön-
nen, fürchten, Scharping werde ihnen das
Stigma der Wessi-Partei aufdrücken und
so die Wähler vergraulen.

Was immer der Bonner Vorsitzende
erklärt. die Lokalgrößen halten neuer-
dings gegen. Die Wähler sind,je nach Ge-
mütslage. belustigt, zornig oder verwirrt.

Scharping nennt die PDS ,.undemokra-
tisch“: Manfred Stolpe erwidert: „Es ist
politisch törieht, die PDS als undemokra-
tische Partei abzutun.“ ,_

Scharping findet es ganz ..normal“,
daß Verfassungsschützer die PDS beob-
achten; Harald Ringstorff, SPD-Chef in
Mecklenburg-Vorpommern, nennt sol-
che Aufforderungen zur Spitzelei „al-
tes SED-Denken“. In Stolpes Branden-

D ie diskrete Botschaft erreichte Ru-

\

burg ist das Bespitzeln der Gysi-Partei
verboten.

Scharping lehnt politische Kontakte
mit den Spitzen der SED-Nachfolgerin
kategorisch ab: in Ostdeutschland wird
munter angebandelt. Steffen Reiche,
Mitbegründer der Ost-SPD, nennt Gysi
demonstrativ „meinen Freund“.

Es seien, beharrt Bonn, die falschen
Freunde. „Wir haben keine Gemein-
samkeiten mit der PDS“, behauptet
Bundesgeschäftsführer Günter Verheu-
gen im Parteiblatt Vorıw`irts.

Doch Sachsens SPD-Chef Karl-Heinz
Kunckel will von Fall zu Fall im Parla-
ment mit der PDS gemeinsam abstim-
men: „lch kann mich doch nicht selbst
kastrieren.“

Schröder H
Am vergangenen Mittwoch. beim in-

ternen Strategietreff ostdeutscher SPD-
Bundestagskandidaten im Potsdamer
Palais am Nauener Tor. prallten die Ge-
gensätze hart aufeinander. Eine Zusaın-
menarbeit mit der Gysi-Partei komme
für die SPD nicht in Frage, „in keiner
Form“. Sagte Scharping.

Die Ostler widersprachen. „Diese
Ausgrenzungspolitik“. klagte Berlins
SPD-Jugendsenator Thomas Krüger.
„weist keinen Weg raus aus der Opposi-
tion.“ Die ostdeutsche SPD müsse end-
lich zum Akteur werden und sich ..die
Mehrheiten zum Regieren suchen".

„Dieses Thema will ich nicht“, wehrte
Scharping energisch ab. Mit „drohen-
dem Unterton“ (so ein Teilnehmer)
drängte er auf ein Ende der für ihn
schädlichen Debatte: Die Partei müsse
endlich „das aufglimmende Feuer der
PDS-Diskussion löschen“.

Doch Richard Schröder feuerte nach.
„Ich will mal festhalten". so der Mentor
der ostdeutschen SPD. der dank eines
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sicheren Listenplatzes' dem nächsten
Bundestag angehören-wird, „daß die
Wahrnehmung der PDS in Ost und
West ganz unterschiedlich ist.“ Schrö-
ders energisch vorgetragene " Bitte:
„Rudolf, nenn die PDS nicht mehr un-
demokratisch, nenn sie meinetwegen
unsolide.“

Beim anschließenden Pressegespräch
verbissen sich die Ostler jede kritische
Bemerkung. Doch Brandenburgs Lan-
desgeschäftsführer Martin Gorholt, ein
Mann mit Sinn für kleine Bosheiten, lei-
stete stummen Widerstand. Er verzich-
tete darauf, die mit scharfen Attacken
gespickte Presseerklärung Scharpings zu
verteilen.

Tags darauf im Dresdner Landtag
ging es dem Kandidaten kaum besser.
Beim Treffen mit den ostdeutschen
Fraktions- und Parteispitzen der SPD.
die Scharping ebenfalls auf seinen Kurs
einschwören wollte. war der Widerwil-
len überall spürbar.

Nach der Bundestagswahl
wird der Riß quer

durch die SPD deutlich
Aus der von der Parteiführung aufge-

setzten „Dresdner Erklärung", die auch
das Verhältnis SPD/PDS klären sollte,
waren schon vorab die Spitzen gestri-
chen worden. Dennoch dauerte die De-
batte hinter verschlossener Tür noch
mal zwei Stunden.

ımf' "

Rmfišštorff
Am Ende des Feilschens, bei dem es

auch darum ging, ob die PDS in Gänze
oder nur „vor allem“ eine Partei der
Altkader sei, gelang ein mühsamer
Kompromiß. Scharping konnte seinen
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Kernsatz retten: ..Eine Zusammenarbeit
mit ihr kommt für uns nicht in Frage.“
Reiche. als Freund einer Annäherungs-
politik bekannt. meldete ebenfalls einen
Erfolg: „Das Wort undemokratisch wird
Scharping nicht mehr wiederholen.“

Mit der Dresdner Erklärung ist die
PDS-Debatte nicht beendet ~ nur ver-
tagt. Das Papier ist ein Stillhalteabkom-
men zwischen den Genossen in Ost und
West. Scharping mußte den um ihre
Wahlchancen Besorgten versprechen,
das Thema nach der Bundestagswahl
..mit Zeit, Geduld und Ausdauer“ neu
zu diskutieren. _

Spätestens nach der Bundestagswahl
wird der Riß, der schon heute durch die
SPD geht, für alle erkennbar sein. Mit
Formelkompromissen lassen sich die un-
terschiedlichen Positionen in Ost und
West nicht länger übertönen.

ln Westdeutschland ist die PDS prak-
tisch nicht existent. Im deutschen Osten
dagegen kann die SPD gegen sie kaum
regieren. Dank meist zweistelliger
Wahlergebnisse ist die Socken-Partei in
allen ostdeutschen Landesparlamenten
vertreten. In etlichen Städten wurde sie
bei der Europawahl zur stärksten Partei,
so in Halle. Neubrandenburg und Ost-
Berlin.

Ohne die 130 000 Gysi-Genossen,
fünfmal so zahlreich wie die SPD-Basis,
läuft auch außerhalb der Parlamente
nicht viel. „In allen Vorfeldorganisatio-
nen vom Mieterbund bis zum Angler-
verein haben PDS-Leute das Sagen“,
klagt Brandenburgs Finanzminister
Klaus-Dieter Kühbacher.

Nicht nur in Sachsen-Anhalt setzt Mi-
nisterpräsident Reinhold Höppner auf
das Wohlwollen der Linkssozialisten. In
Brandenburg wirbt das Minderheiten-
Kabinett Stolpe seit dem Bruch ınit dem
Bürgerbündnis ebenfalls um PDS-Stim-
men.

Mehr als ein Dutzend Gesetze hat
Stolpes SPD-FDP-Koalition, der regel-
mäßig fünf Stimmen zur Mehrheit feh-
len, tdurchgebracht, seit die Bürger-
rechtler das Regierungsbündnis verlas-
sen' haben. Mal stimmte die, CDU zu,
mal die PDS, oft beide. „Wir können uns
hier beim besten Willen nicht abschot-
ten“, sagt Kühbacher.

In Sachsen, Thüringen und Mecklen-
burg-Vorpommern, alle von CDU-Mini-
sterpräsidenten regiert, bietet das Zu-
sammenrücken von SPD und PDS noch
am ehesten die Chance zum Machtwech-
sel. Das Modell aus Magdeburg - Rot-
Grün mit PDS-Duldung - gilt den Ge-
nossen als Zauberformel. _

Sollten die Sachsen bei der Landtags-
wahl am 11.September ähnlich votieren
wie die Wähler in Sachsen-Anhalt, will
Kunckel regieren - egal wie. „Heute ha-
ben wir eine Klammer am Arsch - rechts
die CDU, links die PDS“. diagnostiziert
er. In einem „Befreiungsschlag“ à la
Magdeburg hofft Kunckel die Klammer
zu lösen.

Skeptiker sucht der Genosse durch
den Griff in die I-Iistorie zu beruhigen:
„In Sachsen hat es in der Weimarer Zeit
schon oft sozialdemokratische Minder-
heitsregierungen gegeben.“ Kunckel
weiß: Allein kann er den christdemokra-
tischen Sachsen-Premier Kurt Bieden-
kopf nicht kippen.

Nur zu gern würde auch Harald
Ringstorff aus Mecklenburg-Vorpom-
mern seinen CDU-Ministerpräsidenten
Berndt Seite ablösen. Vor allem in der
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sieht er
durchaus „Berührungspunkte“ mit der
PDS.. Eben erst wurden in Mecklenburg
fünf SPD-Landräte gewählt - der PDS
sei Dank.

Längst wird im Gysi-Land auch über
Koalitionen zwischen SPD und PDS
nachgedacht. Der Dresdner SPD-Land-
tagskandidat Uwe-Eckart Böttger ver-
breitete ein Strategiepapier mit der Auf-
forderung an die Genossen, sie sollten
„unvoreingenommen die Frage prüfen,
ob, wann und unter welchen Bedingun-
gen Koalitionen mit der PDS sinnvoll er-
scheinen“. Seine vorläufige Antwort:
_Nic_ht „zum gegenw_'änig_e§_ı Zeitrunkt“.
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Der Kieselwitzer Kreis. zu dem sich re-
gelmäßig SPD-Promis wie der Berliner
Senator Krüger, Richard Schröder,
Sachsens SPD-Kunckel, Ringstorff und
der Magdeburger Regierungschef Rein-
hard Höppner treffen, geht noch weiter.
Zumindest in der internen Debatte ist
nichts mehr tabu.

Wer sich allerdings zu offen zur PDS
bekennt, muß auch im Osten mit Diszi-
plinierung rechnen. Am Montag dieser
Woche tritt in Leipzig auf Antrag des
sächsischen Landesvorstands eine SPD-
Versarnmlung zusammen, die dem Di-
rektkandidaten für den Wahlkreis 309,
Michael Müller, das Vertrauen entzie-
hen soll; Der Theologe hatte in einem of-
fenen Brief an alle Mitglieder der SPD
und PDS „neun Gründe für das Zusam-
mengehen“ der beiden Parteien genannt.

Doch selbst Brandenburgs Justizmini-
ster Hans Otto Bräutigam, einst Ständi-

ger Vertreter der Bundesrepublik in
Ost-Berlin und schon deshalb der Kom-
munistenliebe unverdächtig, rät zu mehr
Behutsamkeit im Umgang mit PDS-
Sympathisanten. Die PDSsei ..voller
Ressentiments gegenüber dieser Bun-
desrepublik“, und er wolle von ihr „auf
keinen Fall abhängig sein“. Und den-
noch: ,.Die PDS muß in die Demokratie
einbezogen werden.“

Unterstützt wird Bräutigam vom Ost-
Experten der SPD, Egon Bahr. Die
SPD müsse nach der Wahl „endlich ihre
Feigheit ablegen“ und den Ost-Protest
integrieren. wettert der. Scharping müs-
se die gleiche Integrationsfähigkeit zei-
gen wie Kohl: „Der war mit den Block-
flöten auch nicht so pingelig.“

Doch die Bonner SPD-Zentrale
macht gegenüber solchen Argumenten
dicht. Der Wirtschaftsflügel der Partei
formuliert schon an antikommunisti-
schen Pamphleten.

Hamburgs Ex-Bürgermeister Klaus
von Dohnanyi fordert gar die Unterneh-
mer zum Widerstand gegen jede Form
der Zusammenarbeit mit der PDS auf.
Der SPD-Mann: „Es wird Zeit, daß die
Wirtschaft klar sagt: so nicht.`Und: so
nicht mit uns.“

Der Vorsitzende Scharping sieht seine
Partei offenbar schon vor einer histori-
schen Bewährungsprobe. Wie standhaft
er von Anfang an allen Annäherungs-
versuchen der SED-Nachfolger wider-
standen hat. will er sogar für die
Annalen der Parteigeschichte bele-
gen. W

Denn den zerknüllten Zettel von Stol-
pe hat der frisch gewählte Vorsitzende
damals vom Boden wieder aufgesam-
melt. Der weitsichtige Scharping: „Viel-
leicht bekommt der ja mal historische
Bedeutung.“ Ü
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>>Wäh1t› Wer Gysi wählt, nur Kohl?<< Gregor Gysi, Chef der Bundestagsgruppe der
PDS/Linken Liste: Mit Fraktionsstärke ins Parlament. In: »Neues Deutschland« vom
20./21. August 1994. S. 5.

llerr Gysi, Sie haben sich ınit
32 Kandidatinnen und Kan-
didaten der PDS getroffen,
wieviel voıı ihnen werden Sie
im Bundestag wiedersehen?

/\llc - und mohr. lch hol`fc,
wir ziehen wenigstens mit
l~`ı'akLionsstärko in_ den Bun-
destag cin. Ein sehr gutes fir-
gobnis wären 40 Abgeordnete.
Politiker der CDU, SPD und
von Biindnis 9_()/Dic Grünen
haben vorgeschlagen, mit
Walılabspraclıcn zur Verhin-
derung von PDS-Abgeordne-
ten iın Bundestag in den
Wahlkampf Ost zu gehen.
Von den Partcispitzcn ist das
erst einnıal abgeschmcttcrt
worden. Glauben Sic, daß es
doch noch dazu kommt?
lch glaube, daß die anderen
Parteien vor nichts zurück-
sclirockcn. lm konkreten Falle
wird es davon abhängen, ob
sic meinen, daß Wahlabspra-
chen der PDS wirklich schaden
oder nutzen. Da scheiden sich
dio /\ul`fassungon in den Par-
toinıı solhst.

hn i`ıl'›ı'igou zeigt das Ansin-
nen, da.ß sich die Parteien aus-
tauschbar finden, sich für
kaum alternativ halten.
Schlimm ist, dio Wählcrinnon
und Wähler für so manipulier-
baı' zu-halton,_daß man ihnen
vorgeben kann, welche Kandi-
datin. welchen Kandidaten sie
zu wählen haben - von dcr an-
dorcn Partei. Wahlabsprachen
gchon an den Wählorinnen
und Wählern vorbei.
Bis zur Stunde gibt es keine
Stcllungnalıme des PDS-Vor-
standcs oder dcr Bundes-
tagsgruppe zur „Dresdner
líı'kläı'uııg“ der osttleutsclıcıı
l.antlosclıcl`s uııd liraktions-
vorsitzcnden der SPD. Hat
das Papier der PDS die Spra-
che vorschlagen?

Lothar Bisky und Michael
Schumann werden mit einer
l-`.i°klärung a.n die Offentlichkeit
gehen. Das wär's dann auch.
Die SPD hat doch alle Grund-
lagen für die jetzige fatale Ent-
wicklung in den neuen Bun-
desländern mit geschaffen. Die
Währungsunion ist sogar eine
Erfindung von Ingrid Mat-
thäus-Maicr, der SPD-Finanz-
cxpertin; später wurde dieldec
von Kohl aufgenommen. Ahn-
liches gilt für den Einigungs-
vortrag, das Prinzip „Rückgabe
vor Entschädigung", den „So-
lidarpakt“ ınit seinem Sozial-
abbau. Erst nach den Wahler-

folgen der PDS nimmt sich die
SPD der Interessen der Ost-
deutschen an. Daß dio anderen
Parteien ihre Politik in- Bezug
auf die neuen l.ii.ndcı° ändern,
ist ein Wahlorfolg der PDS.
l-labcn Sie Rudolf Scharping
ein Gcspräclısaıigebot ge-
macht?
Nach seiner Wahl zum SPD-
Vorsitzcndcn habe ich ihm ein
Angebot. gemacht. lit' hat es
aber nicht angenommcn.` lch
rede mit allen. Past allen.
Gysi und andere Prominente
füllen iın Westen bei Veran-
staltungen dic Säle, aber bei
den lšuropawalılon zum Bei-
spiel lıat die PDS dort nur
100 O00 Stimmen bekommen.
Ein crııiiclıterııdes Resultat.
Wie will denn die PDS selbst
dafür sorgen, daß aus Zu-
stimmung iın Westen am 16.
Oktober dann Stimmen ` für
die demokratischen Soziali-
sten worden? .
Es gibt da wirklich eine große
Schwierigkeit -- im Westen ist
dio PDS eine Osl.paı*|.t~.i. lıu
Osten gibt es örtliche Struktu-
ren, die Menschen erleben die
PDS konkret, ihren Erneue-
rungsprozeß, sie können sich
cin Bild machen. Es wächst die
Akzeptanz.

Die Menschen in den alten
Ländern kennen uns nur aus
den Medien. Sie haben keine
Erfahrung. Dasıwird sich än-
dern, wenn wir in den Bun-
destag wieder einziehen. Es
wächst daım sicher auch dic
Bereitschaft, mit uns zusam-
ınen Strukturen. aufzubauen.
lm Vergleich zur Europawahl
werden wir am 16. Oktober zu-
legen - weil bei den Europa-
wahlen klar .geworden ist, daß
es sich lohnt, PDS zu wählen. T
Kanzler Helmut lKohl uııd
Herausforderer ' Rudolf
Scharping haben sich - wohl
nicht ganz zu unrecht - go-
gcnscitig beschuldigt, Wahl-
kampf füı' die demokrati-
schen Sozialisten zu machen.
Wählt, - wie es die SPD sagt
-, wer Gysi wählt, Kohl?

_Zunächst ınal, wer Gysi
wählt, wählt nicht Kohl. Zwi-
schen uns beiden bestehen po-
litisch und physiologisch be-
achtliche Unterschiede...

Abermal ganz konkret.. Er-
stens, angenommen SPD.
Bündnis 90/Grüne und PDS
hätten im Bundestag eine
Mehrheit. CDU und PDP wür-
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den dennoch vorsclilagen, Hel-
mut Kohl zu wählen - dann
ganz bestimmt nicht mit den
Stimmen der PDS. Wenn ihn
dann a.uch die SPD nicht wählt,
kann Kohl nicht wieder Kanz-
ler werden.

Zweitens. Politiklälıigkoit
heißt doch auch, die liordo-
rungen der PDS und der SPD
zu vergleichen. Scharpin g sagt,
er will mehr sozia.lc Gerechtig-
keit. Sich von uns nicht tole-
rieren zu lassen., bedeutet
doch, daraufzu verzichten. Mit.
wem ist denn mehr soziale Go-
rechtigkeit licrztıstcllon?

Sollte die SPD eine g'ı°Ößoı'o
Nähe zur CDU festsl.ell,on. bo-
dcutct das eben Verzicht auf
ökologische Umgosmltuııg,
Verzicht auf mehr Gleichstel-
lung, auf besagte soziale Go-
roclitigkcit..

Drittens gibt es historische
Beispiele. Die Grünen der alten
Bundesländer sind bei dcr
Wahl am 2. Dezember "l 990 an
dor l"i`nıl'-Prozent.-llürdc go-
sclıoiıml.. Auch dank SPD, Wo-
zu lıat das gol`i`ıhı'l.? Die Kon-
servativen wurden stärker. Die
grünen Stimmen fehlten der
SPD. Züge die PDS nicht in den
Bundestag ein, wäre ein kon-
servative l\flehrheit sicher. Das
ist die Wahrheit..
„Veräııtloı°ııııg beginnt mit
()pposition“ - mit diesem Slo-
gan ist die PDS in den Walıl-
kampf gegangen. Nun disku-
tiert die PDS, jedenfalls in
den östlichen l.andesvoı'bän-
den, heiß dic Veränderung
ihrcı' tlppositioıısrollc. Oppo-
nieren, 'l`olcı'icrcn, Koalic-
rcn? Stimmt denn, weı_'.l`iir;
die PDS stimmt, einem Eti-
kcttensclıvvindcl zu?

Der Spruch verdeutlicht,
welchen Stellenwert; Opposi-
tion fiiı' uns hat. Einen sehr
hohen. Voräntlerung beginnt
damit, daß verscliiodono The-
ıncn niclit. von der parlamen-
tarischen oder außcrparla-
montarisclicn -Bildfläche vor-
schwindon. Diskussion über
/\ltornativon bıfaucht man so-
lzııtıgc. bis sie eine Akzeptanz
gefunden haben, durchgesetzt
zu worden.

/\uch ltogierungspolitik ver-
ändert sich. Die Regierung in
Bonn. dio schließlich das Ron-
tenüberleitungsgesetz leicht
verändert hat, ist dieselbe, die
es erst beschloß. Auch den Ei-
gentümern und Nutzern von
Grundstücken in den neuen

Ländern mußte dicse_ Regie-
rung zu guter Letzt etwas ent-
gegcnkommcn.

Veränderung beginnt also
ganz praktisch mit Opposition.
Wir haben gemeinsam ınit ge-
sellschaftlichen Kräften, Vor-
bänden und Vereinigungen in
einem Maße darauf gcdrun-
gon, daß die Bundesregierung
nicht mehr anders konnte. Ge-
holfen hat uns natürlich das
Wahlergebnis in Brandenburg,
die Regierung meinte danach,
sie müsse ein Stück nachge-
ben, sonst verändere sich der
Osten in Gänze. `

Was die Tolerierung angeht
- wir haben sie iınmer ange-
kündigt. Wir gehen gegenwär-
tig nicht in eine Landes- oder
Bunclesrogierung, aber an uns
wird eine rot-grüne Regierung
nicht scheitern.

Opposition ist auch Verant-
wortung. Dle Verantwortung
der PDS in Sachsen-Anhalt ist
besonders hoch. Sie wird ihre
Themen auf dic 'lagosordnung
bringen, 'abcr sie wird auch
den Vorhaben der ltogicrung
zustimınen, wenn sie iın Inter-
esse der Menschen des Landes
sind.

Sicher könnte eine Zeit kom-
men. wo wir uns am Regieren
beteiligen. Das setzt aber vor-
aus, den Wählorinnen und
Wählern .klar zu sagen, was
sich in den nächsten vier Jah-
ren konkret zu ihren Gunsten
verändern wird. Sich wie jetzt
Bündnis 90/Grüne jodor Rc-
gierung anzubieten, unabhän-
gig davon, ob auch inhaltlich
was-horauskommt, ist für uns
indiskutabol. Wenn sich Josch-
ka Pischer vorstellen _kann, ei-
nc Ampelkoalition mit der PDP
zu machen, die derart markt-
radikal ist, den Manchester-
Kapitalismus injeder Hinsicht
einführen will, die sich als Par-
tei' der Besserverdienenden
versteht, dann heißt das: lie-
gieren um jeden Preis.
Was will denn, um am'Ende
wieder auf Bad Münstereifel
zu kommen, die PDS im
Schlußspurt des Wettbe-
werbs 'um Wählerstimmen
anders machen als bisher?
Ganz klar, wir wollen wesent-
lich besser als bisher unsere
politischen lnhalte 'rübcrbrin-
gen. Es wird zwarviel über
die PDS diskutiert, aber nur in
Form von Wahlarithmetik, von
moralischer Bewertung der
PDS in Vergangenheit und Ge-
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genwart.
Wir wollen einen Wahl-

kampf, der unsere Konzepte
zur lšekåimpfung der Massen-
arl_›eii.slesigkeit. zum Abbau
tler linıizııtlıtciligiııig tler ()sl.-
rleutsclıen, zu einer Steuerre- _.
form, zur /\bschalTung (les__l”a- ~
ragrapIien2_l_8, zur (iewalw-
leistung des /\s_vlreclits, '/.ur _
líinl`i`ıhrung eines \fVahIrecIi1.s ,1-
I`i`ır /\usIši.ndorinnen und Aus- .. .
lâinclor, '/.ur Stellung von .lt_ı- I
gentllichon und Kindern...
Ilit_tı~. nicht das g:ı_ıı'ı.e Wahl- _
pı'ı›gı':ı.ıııııı! ' _ ı

, ` . .

...vı›ı'.~¬.'l.ı:lll.. (ıı:\»v;ılıll. wıııwluıı
wir nur dort, wo Leute he-
stimınte politische Inhalte mit
uns verbinden.

Dokument 29
Versöhnung oder Verhöhnung? PDS-Abgeordnete des Brandenburger Landtages zur
»Dresdner Erklärung« der ostdeutschen Fraktions- und Landesvorsitzenden der SPD
ln: »Neues Deutschland« vom 25 . August 1994. S. 5.

Wie schon im ND vom Sonnabend
angekündigt, haben PDS-Abge-
or nete des Brandenburger Land-
tags zur Dresdner Erklärung der
ostdeutschen Fraktions- und Lan-
desvorsitzenden der SPD Stellung
genommen. Die von Prof. Dr. Lo-
thar Bisky, Dr. Helmuth Markov,
Prof. Dr. Michael Schumann und
Heinz Vietze unterschriebene Er-
widerung lıat folgenden Wortlaut:
Die SPD will die Vorherrschaft der
CDU in Bonn und Schwerin, in Dres-
den und in Erfurt brechen. Im Osten
gibt es dafür einen sicheren Weg.
Er verlangt allerdings die Entschei-
dung einer Alternative: Entweder
verzichtet die SPD auf jeden ernst-
haften Versuch, die CDU aus den
Regierungssätteln zu heben, oder sie
verzichtet darauf, ihre Energien ge-
gen die PDS zu lenken. Einen „Zwei-
frontenkrieg“ iın Osten verliert sie.

Das ist die Lage. Und sie ist so
offenbar, daß sie auch den SPD-Obe-
ren nicht verborgen geblieben sein
kann. Daß sie 'sie ignorieren, kann
nur einen Grund haben: Sie wollen
nicht unbedingt gewinnen. Die
Macht der CDU, die aus diesem Ge-
tiimmel unzweifelhaft neu erstehen
wird, ist ihnen das geringere Ubel.
Die eigenen Verluste an Einfluß und
Ansehen bei den Ostdeutschen er-I
scheinen ihnen verschmerzbar. Der
Verlust an Reputation bei den Kon-
servativen, wenn die eigenen Haufen
zusammen mit den unappetitlichen
Herden der PDS gesichtet werden,
ist ihnen dagegen ein Horror.

_ Das weiß die CDU und darauf setzt
SIG.

Die SPD-Oberen haben sich in die
Klemme manövriert. Und wie das
bei führenden Staatsparteien_so ist:
Man kann nicht zugeben, daß man
in der Klemme sitzt. Wer die Blöße
benennt, fliegt raus. Wir kennen das.

Statt dessen redet man um den
heißen Brei herum, geht der ernst-
haften Analyse aus dem Wege und
sucht sein Heil in nötigender Über-
redung. Das Ergebnis ist - die
Dresdner Erklärung. Noch nie ist auf
so engem Raum von maßgebenden
SPD-Autoren so viel über ostdeut-
sche Rechte, Gerechtigkeit für Ost-
deutsche, Würdigung ostdeutscher
Biographien, Verständnis für Ost-
deutsche (selbst dafür, daß sie ein-
mal PDS gewählt haben) zu Papier
gebracht worden, wie in dieser Er-
klärung. Diese Inflation des Ost-
deutschen ist ein klares Indiz dafür,
daß die SPD-Spitzen der neuen Bun-
desländer dem Rudolf Scharping
eingebleut haben: Die SPD gräbt sich
im Osten selbst das Wasser ab, wenn
sie sich nicht entschieden stärker
den ostdeutschen Interessen und Be-
iindlichkeiten zuwendet, wenn sie
es als westdeutsch dominierte Bun-
despartei nicht zugleich versteht,
sich als Partei der Ostdeutschen dar-
zustellen. Ein klares Bekenntnis zu
den Ostdeutschen war verlangt! Kein
Wort in dem ganzen Papier vom
Ausgleich ostdeutscher mit west-
deutschen Interessen als dem bei je-
der sonstigen Gelegenheit gepriese-
nen spezifischen Vermögen der SPD.
Die Leute denken simpel. Alles Wenn
und Aber verwirrt nur. Aber sind
sie auch vergeßlich? Sie müßten mit
Alzheimer geschlagen sein, um den
unverfrorenen Populismus zu über-
sehen, der die Erklärung trägt:
„Wer bezahlbaren Wohnraum...
möchte, der flndet dafür Unterstüt-
zung und Umsetzung im Regie-
rungshandeln nur bei der SPD. “

Was ist die Ursache des Problems?
Warum sind im Osten die Mieten
(einschließlich der Mietnebenko-
sten) um das 7- bis 10fache seit 1990

gestiegen? Weil die vier Millionen
volkseigenen bzw. genossenschaftli-
chen Wohnungen durch den'Eini-
gungsvertrag den freifınanzierten
Wohnungen nach bundesdeutschem
Mietrecht gleichgestellt worden sind,
obwohl sie den Status von Sozial-
wohnungen hätten erhalten müssen.
Das hätte dem Interesse der großen
Mehrzahl der Ostdeutschen ent-
sprochen. Wer hat dem Einigungs-
vertrag so zugestimmt? Die SPD.

„Wer zukunftssichere Arbeits-
plätze... möchte, der findet dafür
Unterstützung und Umsetzung im
Regierungshandeln nur bei der
SPD.“

Wo blieb die große politische ln-
itiative der-SPD, um die für den
Osten iın wahrsten Sinne des Wortes
verheerende Treuhandpolitik zu
stoppen, durch die mehr als die Hälf-
te aller Vollarbeitsplätze von 1989
liquidiert wurde?

„Wer die Sicherung ostdeutscher
Nutzungs-und Eigentumsrechte...
möchte, der findet dafür Unterstüt-
zung und Umsetzung im Regie-
rungshandeln nur bei der SPD. "

Jedes Kind weiß, daß die Ursache
einer massenhaften Enteignung Ost-
deutscher das unselige Prinzip
„Rückübertragung vor Entschädi-
gung“ ist, das im Einigungsvertrag
festgeschrieben wurde. Mit Zustim-
mung der SPD. Und sie hütet sich,
für den Fall ihres Wahlsieges den
Sturz dieses Prinzips zu verkünden.

„Wer gerechte Renten... möchte.
der findet dafür Unterstützung und
Umsetzung im Regierungshandeln
nur bei der SPD. "

Ist das Rentenstrafrecht gerecht?
Ist es gerecht, I-lunderttausenden
Ostdeutschen mit dem Popanz der
„Staatsnähe“ zu kommen und ihnen



den' Lebensabend zu stehlen? Die
SPD hat dem skandalösen Renten-
überleitungsgesetz zugestimmt, das
den Einigungsvertrag verletzt!

„Wer eine angemessene (.1) Wür-
digung seiner ostdeutschen Biogra-
phie im öjjfentlichen Leben wie im
Beruf erreichen möchte, der findet
Unterstiitzung und Umsetzung im
Regierungshandeln nur bei der
SPD."

Das ist ein schlechter Witz. Die
SPD hat nichts, aber auch gar nichts
unternommen, um ein Ende der
grundgesetzwidrigen gesellschaftli-
chen und beruflichen Diskriminie-
rung von Ostdeutschen durchzuset-
zen, deren einzige „Schuld“ in ihrer
Loyalität zur DDR bestand. Nein,
diese Dresdner Erklärung ist kein
Signal für eine Kurskorrektur der
SPD, für die auch immer mehr ost-
deutsche SPD-Mitglieder eintreten.
Sie müssen sich in Kommune und
Land mit den schlimmen Folgen der
durch Westinteressen geprägten
Entscheidungen ihrer Bundespartei
unter den widrigsten Bedingungen
herumschlagen. Wenn die SPD-Spit-
zen sich mit der Dresdner Erklärung
den Ostdeutschen als einzige Retter
in der Not präsentieren, ohne einen
einzigen selbstkritischen Satz, ein
einziges selbstkritisches Wort zu ih-
ren eigenen Sünden, zu den eigenen
gravierenden Fehlern ihrer Politik
in und gegenüber Ostdeutschland zu
finden, fällt es uns schwer, ihre voll-
mundigen Versprechungen für bare
Münze zu nehmen.

Und wer es wirklich ernst meint
mit der Vertretung ostdeutscher In-
teressen, der würde sich auch an-
ders zur PDS äußern. Sicher haben
wir Fehler, auch schwerwiegende,
gemacht. Und Patentlösungen haben
wir ebensowenig wie andere. Aber
das redliche Bemühen lassen wir
uns in dieser Frage nicht abspre-
chen.

Die Auslassungen zur PDS zeigen,
daß daseigentliche Problem der Au-
toren weniger die ostdeutsche Mise-
re ist als vielmehr die Tatsache, daß
sich die PDS der Sorgen und Nöte
Ostdeutscher angenommen hat (und
aufgrund der Ostblindheit der ande-
ren Parteien annehmen mußteil und
dies durch die Betroffenen auch mit
Wahlentscheidungen honoriert
wird. Das ist das Argernis. Oder: Das
ist in' den Augen der Autoren der
eigentliche Kern der ostdeutschen
Misere. Und wie weiland für die real-
sozialistischen Obrigkeiten, kann
der Abfall. von der alleinseligma-
chenden Partei nur auf Sirenenge-
sänge (hier: „die größtmögliche
Lautstärke des Protestes“ ) zurück-
zuführen sein. Es muß daher dem
dümıneren Teil des Volkes zum wie-
derholten, Male und eindringlich ge-
sagt werden,'daß die PDS nichts zu
bieten hat als Geschrei. Den notori-
schen Nachsitzern der Nation muß
auch im fünften Jahr noch vorgekaut
werden, was schon der Stoff des er-
sten Jahres war: Die PDS ist „die
veraltete und überalterte Partei".
Was soll's? Ist es von geringstem
Belang für die Wahrung ostdeut-
scher Interessen, ob eine Partei ver-
altet oder überaltert ist? Haben Alte
in diesem politischen Geschäft nichts
zu suchen?

Die PDS ist „die Partei der ehe-
maligen Staatsfunktionäre“. Und
wenn es voll und ganz so wäre? Was
hat das mit der Fähigkeit zu tun,
ostdeutsche Interessen durchzuset-
zen? Bedeutet eine frühere Funktio-
närsexistenz, daß man heute nicht
mehr zwei und zwei zusammenzäh-
len kann? Die PDS hätte keinen
„sauberen Trennungsstrich unter ih-
re SED-Vergangenheit gezogen Um
Himmels willen! Die Art von „sau-
beren Trennungsstrichen“, die die
SPD-Ost zelebriert, führte doch ge-
rade zu den Verletzungen von Recht
und Gerechtigkeit gegenüber vielen
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Ostdeutschen.
Nicht weniger belustigend ist die

anklagende Bemerkung, die PDS
wolle nicht offenlegen, „wohin die
Milliardensummen ehemaligen
,l/olksvermögens' verschoben wur-
den“, will heißen, wo sie das SED-
Vermögen hortet. Diese dreiste Lüge
beantworten wir mit einer empirisch
nachprüfbaren Feststellung: Sämtli-
ches SED-Vermögen liegt bei der
Treuhandanstalt. Die SPD bean-
sprucht über 200 Immobilien im
Osten u. a. aus dem SED-Vermögen.
Sie hat bereits mehrere Immobilien
und 75 Mio. Mark von der Treuhand
erhalten. _

Die sozialdemokratischen Partei-
spitzen haben sich mit ihrer
Dresdner Erklärung die ostdeutsche
Interessenvertretung demonstrativ
an die eigene Fahne geheftet. Zu-
gleich haben sie die einzige nicht
westgesteuerte Partei, die PDS, er-
neut als eigentlichen politischen
Gegner fixiert. Sie haben begriffen,
daß ein relevanter Teil der Ostdeut-
schen auch in der SPD bestenfalls
eine fremde, nicht primär eigene,
sondern westbestimmte Interessen-
vertretung sieht. Diesen (berechtig-
ten) Eindruck wollte die SPD mit der
Dresdner Erklärung korrigieren.

Die Interessengegensätze zwi-
schen Ost- und Westdeutschland
und die eindeutigen Kräfteverhält-
nisse in der Bundes-SPD werden da-
für sorgen, daß diese Korrektur auf
dem Papier bleibt, wenn nicht eine
gestärkte PDS die 'SPD zu einer
ernsthaften Berücksichtigung be-
rechtigter ostdeutscher Interessen
zwingt.
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››Sıgnal an die Bevölkerung vor der Wahl.« Michael Müller gibt Auskunft, Warum er
an SPD- und PDS-Mitglieder schrieb und was darauf folgte. In: »Leipzigs Neue«
vom 26 August 1994. S. 3.

l\/fir ging es um eine otschaftan ie enschen
Michael Müller, 46 Jah-
re alt,'von Beruf Pfar-
rer. Am 13. 12. 1989 der
SDP, später SPD, bei-
getreten. lm Januar
1990 zum Vorsitzenden
des SPD-Ortsvereins
Leipzig-Mitte gewählt
und 1994 als Direktkan-
didat der SPD im Wahl-
kreis SO9 (Leipzig l) für
den Deutschen Bun-
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destag nominiert. lm
August 1994 von sei-
ner Partei gemaßregelt.
Kein Querulant, aber
ein Querdenker. Ein
Mitglied der SPD, dem
die Befriedung der Men-
schen Wichtiger ist als
die Querelen seiner
Partei. Das Gespräch
mit ihm führte Kurt
Schneider.

Die Ausgrenzung der PDS
und damit letztlich ihrer
Wähler ist sowohl in der CDU/
CSU als auch in der SPD zur
Chefsache erklärt worden.
Und doclı melıren sich die
Stimmen in der SPD, die eiııe
differenzierte Betrachtung
der PDS und eine sachliche
Zusaınmeııarbeit mit ihr für
ııotweııdig erachten. S

Sie selbst haben sich - und
das ist ein Novum - in einem
offenen Brief an die Mitglie-
der der SPD und PDS ge-
wandt, den LEIPZIGS NEUE
am _l2. 8. 1994 ungekürzt ver-
öffentlicht lıat. Eine Ihrer
Kernaussagen lautet: „Wir
brauchen uııs gegenseitig,
sonst werden wir nicht mehr
gebrauchti“ Ich teile diese
Auffassung und möchte Sie
zunächst fragen: Was lıat Sie
1989 bewogen, der Sozialde-
mokratischen Partei beizutre-
ten?

M. M.: Ich habe mich 1989 be-
wußt für die Sozialdemokratie
entschieden. Willy Brandt war
für mich der überzeugende Poli-
tiker gewesen. Er war ganz und
gar Deutscher und ganz und gar
Europäer. Das hat ihn zu einem
wahrhaft großen Mann gemacht
und zugleich.für viele innerhalb
und außerhalb der Partei zu ci-
ner Integrationsfıgur.

Man hat Ihnen die Rechte ei-
nes Parteimitgliedes aber-
kannt und das Direktmandat
für den Bundestag entzogen.
Der Ausschluß aus der SPD

droht. Sie wirken aktiv gegen
die Ausgrenzung der PDS und
sind nun selbst ein Ausge-
grenzter, ausgegrenzt von Ih-
rer eigenen Partei?

M. M.: Der Landesvorstand hat
mir mit seinem Beschluß vom
6. August für drei Monate die
Rechte eines Partcimitgliedes
entzogen. Damit ist automatisch
die Eröffnung eines Schieds-
gerichtsvcrfahrens gegen mich
verbunden. Am I5. August wur-
de ich durch die Wahlkreis-
konferenz meiner Partei mit
Mchrheitsbcschluß vom Bun-
dcstagsdircktmandat abberufen.
Mit einer derartig harten Gegen-
rcaktion hatte ich allerdings
nicht gerechnet. l_c_:h habe leider
ohne taktische Uberlegungen
gehandelt. Mir ging es aber
nicht nur um eine Botschaft an
die Parteien, sondern auch bc-
sonders an die Menschen.

Ilınen wird unter anderem
vorgeworfen, gegen Beschlüs-
se der SPD verstoßen zu lıa-
ben. Ironisclı gefragt: Gibt es
iıı der SPD einen demokrati-
schen Zentralisıııus?

M. M.:.Lasscn Sie uns eine
Sprache finden, die den Tatsa-
chen gcrecht wird. Ich sehe al-
les pragmatisch. Meine Mei-
nungsäußerung hat alles auf den
Kopf gestellt, was Linie der
SPD in ihrem Verhalten gegen-
über der PDS ist. Meine Positi-
on ist: Mit dcr Ausgrenzung
muß endgültig Schluß sein. Es
ist ein Prozeß anzustreben, wo

aın Ende die Ausgrenzung der
Ausgrenzung steht. Mein Kri-
tikpunkt ist, daß zu diesem Zeit-
punkt die diesbezüglichen Si-
gnale dcr Menschen keine ent-
sprechende Beachtung finden
sollen und dürfen. Gerade dcs-
halb schien es ınir dringend nö-
tig zu sein, mit meinen Uberle-
gungen auszusprechen, daß jetzt
Befriedung stattfinden ınuß. Da-
mit war eine Situation entstan-
den, dic aus der Sicht des Lan-
desvorstandes Maßnahmen ge-
gen mich crfordcrten. Es wurde
gewissermaßen die Notbremse
gezogen.

Sie betonen immer wieder den
Faktor Mensch.

M. M.: Ich glaube, daß wir als
Politiker nicht nur allein inner-
parteilicher Logik und Taktik
folgen sollten. Eigentlich sollte
sie den Interessen des Landes
und seiner Menschen immer un-
tergeordnet werden, zumal
wenn es uın das Wachstum der
inneren Einheit Deutschland
und um die innere Befriedung
des „Ostens“ geht.

Die harte Gegeııreaktion Ih-
rer Partei ist sicherlich für Sie
mit politisclıen und menschli-
chen Enttäuschungen verbun-
den.

M. M.: Gewiß, das ist eine ent-
täuschcnde Erfahrung. Ich frage
mich, wem nützt eigentlich die-
se Art abqualifiziercndcr Re-
den? So1che_Haltungcn haben
mich schon betroffen gemacht.



Einen faden Beigeschmack lö-
ste bei mir auch die Dienstbe-
flissenheit bestimmter Leute
aus. Das war Opportunismus
vom Feinsten! Ich bekam prak-
tisch ein Ticket ohne Rück-
fahrkarte!

Naelı meiner Kenntnis haben
Sie niclıt gegen das Grund-
satzprogramm und gegen das
Statut der SPD verstoßen. Wie
schen Sie das?

M. M.: Genauso. Aber wie
schon gesagt, man muß alles
pragmatisch betrachten. gibt
in der Partei längst andere Uber-
legungen als die derzeit offiziell
vertretenen. Wir werden nach
der Bundestagswahl andere Tö-
ne hören, und es werden dann
auch andere Beschlüsse gefaßt
werden. Darin bin„ieh mir si-
cher. Die anstehende Befrie-
dung wird gleichzeitig grund-
sätzliche innerparteiliche Aus-
einandersetzungen mit sich brin-
gen. Davor scheut man sich
noch.

Ist nicht in dieser Hinsicht die
Haltung von Reinhard Höpp-
ner ein positives Zeichen?

M. M.: Sie ist ein Schritt in die
richtige Richtung, wird aber das
ganze Problem auf Dauer nicht
befriedigend lösen können.

Sie meinen, sie ist halbherzig?

M. M.: Sie ist meines Erachtens
nicht konsequent zu Ende ge-
dacht.

Vieles zeugt von A einem
blindwütigen Haß gegenüber
der PDS. Sehen Sie die letzt-
liche Ursaehe dafür in der all-
gemein festzustellenden
Reehtsentwicklung der BRD,
von der auch ihr politisches
System erfaßt ist? Erklärt sich
daraus auch der massive
Druck von rechts auf die
SPD?

M. M.: Es ist bestimmt kein
blindwütiger Haß! Einerseits
dient die Ausgrenzung der PDS
den Konservativen als willkom-
mener Buhmann, den man heu-
te der SPD und morgen einer
anderen Partei oder Person vor
die Füße werfen kann. Ablen-
kungsmanöver, Propaganda-
masche! Andererseits fühlen
sich manche dazu berufen, an
der Ausgrenzung festzuhalten,
weil im Grunde die politische
Satisfaktion gegenüber den
Machthabern des DDR-Re-
gimes ausgeblieben ist. So ver-
suchen sie durch die Hintertür,
sich Genugtuung zu verschaf-

fen. Das sind übrigens auch Fol-
gen und Wirkungen des An-
schlusses nach Artikel 23 GG.

Wie sehen Sie die Entwiek-
lung der PDS seit 1990?

-M. M.: Die PDS ist für mich
heute eine sehr pluralistische
Erscheinung, eine Partei mit
sehr unterschiedlichen Men-
schen und ebenso unterschiedli-
chen Biographien, keineswegs
eine monolithisehe Größe. Für
sehr viele junge Leute ist sie at-
traktiv. Schade ist, daß sie sich
nicht genügend gesamtdeutsch
artikuliert. Doch die Fragen und
Probleme der Menschen im
Osten werden vomehmlich von
ihr in die Offentlichkeit getra-
gen.

Wie realitätsbezogcn selıen
Sie das von Ilmeıı im offenen
Brief angesprochene Zu-
sammengehen von SPD und
PDS?

M. M.: Ich sehe es als einen
langwierigen, aber lohnenden
Prozeß, der nur von der SPD
angeboten werden kann. Die
Ursachen dafür sind geschicht-
lich begründet. Die SPD wurde
permanent von der SED mit
Dreck beworfen, und die Verei-
nigung von KPD und SPD 1946
geschah unter Druck und
Zwang. Das war keine Einheit.
Das war machtpolitisehe Oppor-
tunität.

Heute haben wir eine andere
Situation, in der sich SPD und
PDS frei entscheiden können,
ob und wie sie bereit sind, zu-
sammen für die Interessen der
Menschen zu wirken. Dieser
Prozeß sollte um der inneren-
Befriedung des Ostens ._willen`
ein Weg von unten her seın. Dıe
Vorstände der Parteien hätten
ihre Weisheit, Logik und Taktik
aufzuwenden, daß die notwen-
digen Auseinandersetzungen
nicht Spaltungen und neuen Haß
níihren.

lm wesentlichen geht es um
drei Dinge: l.. Aufarbeitung der
Geschichte, 2. Bestandsaul`nah-
me der aktuellen Sachpolitik, 3.
was werden wir künftig geınein-
sam anpacken? Nach diesem
Klíirungsprozeß wird man dıe
Frage beantworten können, ob
eine Vereinigung beider Parteı-
en möglich ist. Die Chancen,
diesen ganzheitlichen kompli-
zierten Prozeß zu beginnen, sind
gegeben. Man sollte sie um der
Befriedung des Ostens willen
auch nutzen, ohne die Schwie-
rigkeiten bei der Konsensfın-
dung zu übersehen.
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Bedauern Sie aus jetziger
Sicht Ihren offenen Brief?

M. M.: Nein. Vielleiehthabe ich
dazu beigetragen, daß in meiner
Partei Denkprozesse mitange-
stoßen worden sind, die dem
einheitlichen Handeln der lin-
ken Kräfte, und dazu zähle ich
auch die PDS, dienlich sein wer-
den. Anzeichen dafür sind nicht
zu übersehen. Für mich war es
wichtig, auch ein Signal an die
Bevölkerung vor den nächsten
Wahlgangen zu geben.

Was werden Sie jetzt tun?

M . M.: Meine ganz normale Ar-
beit als Pfarrer. Ich bin nun wie-
der ein Bürger mit wachem In-
teresse an der Politik. Ich hätte
mich gern der Aufgabe eines
Abgeordneten des Bundestages
gestellt. Freunde werden blei-
ben, und das politische Ge-
spräch wird uns begleiten.

Herr Müller, ich danke Ihneıı
sehr herzlich für dieses Ge-
spräch. -
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Gleichsetzung von SED und NSDAP hilft, der Auschwitz-Lüge den Boden zu berei-
ten. Aus dem Referat des PDS-Vorsitzenden Lothar Bisky auf dem Wahlkongreß am
Wochenende. In: »Neues Deutschland« vom 30.August 1994. S. 12

Die PDS wird nicht nur für ihre
Alltagspolitik und aus linttiiu-
schung über die etablierten
Parteien gewählt. Sie wird
auch und von vielen Menschen
als sozialistische Partei ge-
wiihlt. Dieser Aspekt wurde in
den Analysen na.ch den Wahl-
erfolgen der PDS kaum beach-
tet. Für die Perspektive der
PDS und der BRD ist er jedoch
von größter Bedeutung, und
auch aktuell erwarten .viele
Menschen von der PDS, daß
sie am Ziel festhâilt, die kapi-
taldeminierte Gesellschaft zu
überwinden und daß sie reali-
stische sozialistische Vorstel-
lungen entwickelt. Immerhin
stimmt eine knappe Mehrheit
der Ostdeutschen und fast je-
der Fünfte in Westdeutschland
der Einschätzung zu, daß der
Sozialismus eine gute Idee sei,
die in der Vergangenheit nur
schlecht umgesetzt wurde.

Nadelöhre so groß
wie Scheunentore
Es ist nicht einl`ach, in einem
Alltag, der von sozialer und an-
derer Unsicherheit gekenn-
zeichnet ist, in einer`Medien-
gesellschal`t, die eine informa-
tionsllut zur Manipulation und
Fıitıniindigtııig der Menschen
nutzt, und in einer Welt mit
iibermiichtig scheinendcn Her-
ausforderungen gesellschaftli-
che Alternativen für möglich
und realistisch zu halten und
sich für sie einzusetzen. Doch
anders als .die CDU/CSU mit
ihrem „Weiter so, Deutsch-
landl“ oder leider auch die SPD
mit ihrer Absage an sozialisti-
sche Wandlungen wissen sehr
viele Menschen, daß es auf
dem bisherigen Weg nicht
ınehr lange weitergehen kann.

Die Botschaft des.Club of Ro-
me, eine erste globale Revolu-
tion '/.u verwirklichen, wird
grundsii.t'/.lich unterstützt.
Auch wenn die Alternative
noch sehr.unkenkı'et ist und
die Zweifel an ihrer Realisier-
barkeit s`eh'r' "groß sind,`ist`döcl1
für viele klar, daß der Kapita-
lismus nicht das letzte Wort
der Geschichte sein wird und
sein darl`. Ob das der CDU-Mi-
nist;eı'prii.sident Mecklenburg-
Vorpommerns, Seite, oder der
CSU-Minster Beckstein mögen

- die PDS ist eine sozialistische
Partei und hiilt an systemkriti-
schen Positionen fest.

Aus der Geschichte der DDR,
aus den Fehlern der SFID und
aus unserem Scheitern ler-
nend, wollen wir sozialistische
Vorstellungen mit libertâiren
und demokratischen Zielen
verbinden. ,Und hier erlaube
ich mir eine zweite Abschwei-
fung und wende mich an Sie,
Herr Seite. Sie meinten kürz-
lich im CDU-Hausfernsehen,
SA'l`l, eher gehe ein Kamel
durch ein Nadelöhr, als daß
ein Kommunist Demokrat wer-
de. lch erspare es mir, die Ge-
schichte zu bemühen, aber ich
frage Sie“, Herr Seite, ob Sie
vielleicht schon mal den Na-
men Bernd Mahnke gehört ha-
ben? Bernd Mahnke war bis
Anfang '1990 SlED/PDS-Bür-
germeister von Stavenhagen,
da.s, wie Sie vielleicht wissen,
in Mecklenburg-Vorpommern
liegt. Br wurde als Parteiloser
nach den Kommunalwahlen
1990 erneut Bürgermeister,
und er ist es auch jetzt wieder
geworden, nämlich als CDU-
Kandidat und CDU-Mitglied.

Um nicht mißverstanden zu
werden - nach allem, was ich
höre, habe ich große Achtung
vor Herrn Mahnke, der in Sta-
venhagen viel für die Bürge-
rinnen und Bürger bewegt hat.
Immerhin hat er-ja auch mehr
als 70 Prozent der CDU-Stim-
men in Stavenhagen geholt,
und ohne ihn hâitte die CDU
wohl gemeinsam mit der FDP
gegen die 5-Prozent-llürde an-
kâimpfen müssen. Daß Men-
schen ihre Positionen wech-
seln, lernen und zu neuen fiin-
sichten kommen, halte ich für
selbstverstâi.ndlich und aner-
kenne ich. lis geht mir nicht
um sie, sondern um tlie CDU
mit ihrer Doppel'/,iing-igkeit.

Herr Seite, und danıı blicken
Sie mal weiter auf die l.iste Ih-
rer Pa.rtei in Stavenha.gen, da
werden Sieden Namen Stefan
Miehe finden. Der war immer-
hin Stabschef eines NVA-Ra-
ketenregiments, Oberstleut-
nant und natürlich SlšD-Mit-
glied. Nicht genug, Herr Seite,
und immer noch die Liste Ihrer
Partei in einer einzigen kleinen
Stadt - da ist auch Herr Sieg-
mar Schubert. Der war Haupt-

mann der NVA und - raten Sie
mal ~ natürlich Mitglied der
SED. Offensichtlich, Herr Seite,
sind die Nadelöhre in Meck-
lenburg-Vorpommern und in
der CDU groß wie Scheunen-
torc. ›

Volksverhetzung als
politische Kultur?
Ja, und Sie, Herr Ringstorff
(SPD-Landesvorsitzender in
Mecklenburg-Vorpommern -
d. Red.), Sie haben vor gerau-
mer Zeit I-Ierrn Seite öffentlich
auf die Biographie von Bernd
Mahnke, dem CDU-Bürger-
meister von Stavenhagen, an-
gesprochen. Meinen Sie nicht,
daß dies allzu demagogisch
war angesichts der Tatsache,
daß auf der SPD-Liste in Sta-
venhagen sich I zum Beispiel
der Name Uwe Krenzlin findet,
ehemals Hauptmann der NVA-
Luftst_reitkråifte und SED-Mit-
glied, und auch der Name Gün-
ter Fehrmann, der früher
Fâihnrich der NVA und Mitglied
der SED gewesen ist? Herr Sei-
te, Herr Biedenkopf, Herr Vo-
gel, lferr Ringstorff, Herr Stol-
pe, Herr Kohl, Herr Scharping,
wollen wir Kreis t`ür Kreis in
Ostdeutschland durchgehen?
lm übrigen ware iihnliches in
nicht wenigen Fallen für Bünd-
nis 90/Grüne und die FDP
möglich. _

Ich möchte noch einmal wie-
derholen, wie normal ich es
finde, wenn Menschen ihre po-
litischen Ansichten und auch
ihre Parteiorientierung iin-
dern. Diese Lern- und Demo-
kratiefšihigkeit, die ja ol`I`en-
sichtlich - so verstehe ich je-
denfalls die Kandidatenaul`-
stellungen von CDU und SPD ~
nichts mit l'ı'i`ıherer SED-Mit-
gliedschaft zu tun hat, bean-
spreche ich aber auch für die
Mitglieder der PDS.

Der Bundeskanzler der BRD,
llelmut Kohl, hat ebenfalls
kürzlich mit Bezug auf die PDS
das Wort von den rotlackierten
Faschisten zitiert. Deutschland
war niemals ein Hort politi-
scher Kultur und ist wohl wei-
terhin, wie der Kanzler und an-
dere Politiker deutlich machen,
unfâi.hig, eine solche zu 'ent-
wickeln - oder nur eine, die in
Volksverhetzung besteht. Es

ließe sich nun viel darüber sa-
gen, wie die braun- und
schwarzlackierten Faschisten,
Verantwortliche für den Holo-
caust, wie Adenauer-Staatsse-
kretiir Globke, die Blutrichter
der Nazi-Justiz, wie der CDU-
Ministerprâisident Filbinger,
die Geheimpolizisten der Na-
zis, wie der BND-Chef Gehlen,
die Hitlerfınanziers, wie Herr
Abs, oderzum Beispiel die Na-
zi-Generale in der Bundesre-
publik nach 1945 wieder das
Sagen bekamen und in nicht
geringem Maße in der CDU und
in der CSU eine neue politische
Heimat fanden.

Mich treibt die Unruhe um
den politischen Frieden in der
BRD und den Frieden für die
hier lebenden und hierher
kommenden Menschen. Die
Gleichsetzung von SED- und
NSDAP, von DDR und Nazi-
Deutschland, von PDS und Fa-
schisten, Herr Bundeskanzler,
trâigt maßgeblich dazu bei, der
Auschwitz-Lügeden Boden zu
bereiten. Diese Gleichsetzung
ist die Fortsetzung der Au-
schwitzlüge mit den Mitteln
des Antikommunismus.

Nazi-Verbrechen
bagatellisiert
Sie ist im übrigen leider nicht
auf die konservativen politi-
schen Krafte in der Bundesre-
publik beschränkt. -Sie wird
von rechten Politikern der SPD
ebenso propagiert wie von
Menschen, die sich selbst als
linksradikal t definieren, wie
dem „konkret“-Herausgeber
Gremliza, der die PDS im brau-
nen Sumpl` und als Wegbeglei-
ter der Faschisten sieht. Ange-
sichts deutscher Unliihigkeit zu
politischer Kultur scheinen die
unterschiedlichsten Lager nur
noch in den Kategorien von Fa-
schismus einerseits und edler
Selbstbespiegelung anderer-
seits denken zu können. Auch
das halte ich für den Ausdruck
einer' bedrohlich gewordenen
Situation in Deutschland. Wir
werden uns dem niemals, auch
nicht in der Auseinanderset-
zung mit jenen, die uns so at-
tackieren, anschließen.

Ich weiß um die Fehler und
auch um die Verbrechen, die
es in den sozialistischen Län-



dern gegeben hat. Ich werde
sie nicht Ieugnen, und ich ge-
höre zu jenen,-die sich dafür
auf dem Außerordentlichen
Parteitag der SED im Dezem-
ber 1989 vor den Menschen
der DDR entschuldigt haben.
Die erwähnte Gleichstellungjc-
doch ignoriert die grundsätzli-
chen Unterschiede und baga-
tellisiert das einzigartige Ver-
brechertum faschistischer Re-
gime. insbesondere des deut-
schen Nationalsozialismus.
Daß sieh Rassisten, Antisemi-
ten und Faschisten in Deutsch-
land wieder ermutigt fühlen,
kann dann nur folgerichtig
sein. So wie Sie, Herr Kohl, den
ungeheuerlichen Vergleich von
Goebbels und Gorbatschow zu-
rücknehmen mußten. so hoffe

\
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ich, daß Sie auch in diesem Fall
die Zivilcourage haben, sich zu
korrigieren. Ich sage das nicht,
weil die PDS auf Ihre Toleranz
angewiesen wäre. Ich sage
das, weil in Deutschland in den
vergangenen Jahren ein ge-
walttätiger Rechtsextremismus
Hunderte Menschenleben ge-
fordert hat, neofasehistische
Gefahren in ihren frühesten
Ansätzen und mit ihren Ursa-
chen bekämpft; werden müs-
sen. Das, so meine ich. sollte
eigentlich auc_i im Interesse
der heutigen CDU liegen.

Im übrigen, šlerr Kohl, auch
wenn Sie sich hinter einem
Schumacher-Zitat versteckt
hab_en, mit ihrer Bemerkung
treffen Sie ja am wenigsten die
-PDS. Die hat sich kritisch mit
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der Politik kornmunistischer
Parteien gegenuber der So-
zialdemokratie in der DDR,
auseinandergesetzt. Wir sind
nicht zuletzt aus diesen Frfali-
rungeıi eıiidringlicli und ernst-
haft dabei. uns demokratische
und liberale Ziele anzueignen
und sie iıiit _i_iiodei'iien soziali-
stischen Auffassungen zu ver-
binden. Unsere Selbstkritik be-
deutet niclit, daß die KPD alles
falsch und die SPD alles richtig
gemacht hatte. Doch das nur
am Rande; g Ihre Bemerkung,
“Off K0hl. und 'das wollte ich
noch erwiihnen, richtet 'sich
gegen 2.3 Millionen SI`;`D-Mit-
glieder_ und viele weitere Men-
schen in der DDR. Damit ver-
scharfen Sie erneut die psy-
chologische und kulturelle
Spaltung der Bundesrepublik, .

Sachsen-Anhalt nicht zu verwechseln mit Atlantis. Roland Claus, PDS-Landesvorsit-
zender, zu den ersten Tagen ››toleraiiter<< Opposition in Magdeburg. In: »Neues _
Deutschland« vom 16

Trotz aller Unkenrufe aus
München, Bonn oder Ham-
burg ist in Sachsen-Anhalt,
nicht das rot-grüne Chaos
ausgebrochen. In der PDS
selbst wird mancherorts die
Nase gerümpft. Heißt die Lo-
sung jetzt „Veränderung be-
ginnt mit Toleranz`“?

Zunächst: Sachsen-Anhalt
ist nicht zu verwechseln 'mit
Atlantis. Mit Ausnahme der
CDU sind wir wieder im politi-
schen Alltag. Die Landtagssit-
zung Anfang September verlief
wesentlich konstruktiver und
kulturvoller als bisher. -
_ Wir hatten 1992 einem Lan-
desparteitag mit heftiger Dis-
kussion um die These „Unser
Platz in dieser Gesellschaft
heißt Opposition“. Da haben
uns viele verlacht und gemeint,
mit uns spiele ja doch keiner.

Im Februar 1994 habe ich
in Magdeburg dann in der Lan-
despressekonferenz die Vor-
stellung von der rot-grünen
Minderheitsregierung, mit der
die PDS umgehen muß, ge-
äußert. Daraufhin hat Herr
Höppner, der inzwischen Mi-
nisterpräsident ist, gesagt, er
kann sich das nicht vorstellen.
Das Eingeständnis in Ehren -
ich habe gegengefragt, seit
wann Mangel an Phantasie und
Zivilcourage politische Argu-
mente sind. Dann müsse er
üben, sich das vorzustellen.
Das gelang ihm rasch. Haben
Sie da hoch gepokert?

Auf ein zwanzigprozentiges
Wahlergebnis für die PDS hatte
ich schon gesetzt, aber es war

September 1994. S. 5

auch eine dreifache Provoka-
tion. Zum einen wollte ich, daß
in der Offentlichkeit über an-
deres nachgedacht wird, als
über diese zementierten Mehr-
heitsparlarnente, wie wir sie
in Sachsen-Anhalt über vier
Jahre verhängnisvoll erlebten.

Zum zweiten wollte ich' na-
türlich, daß SPD und ihr Part-
ner Bündnís 90/Die Grünen
mitdiesem Problem umgehen
und nach Möglichkeit bereits
vor den Landtagswahlen dazu
eine Aussage treffen. Das ha-
ben sie tunlichst vermieden.

Lfnd zum dritten war's na-
türlich eine innerparteiliche
Provokation - ohne Ubertrei-
bung kommtja in der PDS kein
Gespräch zustande.
Das ist dann ohne Auseinan-
dersetzung abgegangen?

Nein, natürlich nicht. Unsere
Auffassung hieß aber schließ-
lich doch, daß an uns das Vor-
haben nicht scheitern wird.
Aber wir haben zugleich keine
Veranlassung, essentielle Posi-
tionen um des heben Friedens
willen aufzugeben. Deshalb
kein Blankoscheck.

In das Koalitionspapier von
Sozialdemokraten und Bünd-
nisgrünen sind einige Formu-
lierungen aus parlamentari-
schen Initiativen der PDS über-
nommen, das finde ich so
schlecht nicht. Es ist natürlich
noch nicht der sozial-ökoIogi-
sehe New Deal, der neue Ge-
sellschaftsvertrag, den Sach-
sen-Anhalt und auchfdie Bun-
desrepublik braucht. Aber ein
wichtiger Schritt.

Roland Claus (39) Foto: DPA
Auch vor dem Hintergrund,
daß sich Scharping in Ah-
grenziıngsritualen übt?

Natürlich wird's nicht leich-
ter, wenn die SPD sich beson-
ders kleingeistig verhält. Das
hat sie ja mit der „Dresdner
Erklärung“ auf hohem Niveau
getan. Dann kommt aus mise-
ren Reihen -zuweilen der Ruf,
wie könnt ihr denn angesichts
solcher Außerungen von Dres-
den mit denen noch was be-
werkstelligen wollen. Dazu sa-
ge ich~dan'n immer, laßt uns
Kleingeisterei nicht mit glei-
cher Münze beantworten.

I Kürzlich traf ich früh einen
freundlichen Minister von der
SPD. Er sagte zu mir: „Guten
Morgen, Herr Claus.“ Darauf
ich dann etwas barsch: „Aber

Genosse - keine Absprachenl“
Im Ernst, der'„Dresdner Er-

klärung setzen wir eine Mag
deburger Offerte entgegen.
Wie sieht die aus?

Wir haben verschiedene
Ebenen unserer Handlungs-
strategie festgelegt. Die erste -
wir unterstützen Vorhaben der
Landesregierung, um sie
schnell auf dem Weg zu brin-
gen, auch wenn wir weiterge-
hende Vorschläge haben. Ein
bißchen bösartig formuliert:
Um den Rückweg abzuschnei-
den. Ein Beispiel ist das Ei-
genkapitalförderungspro-
gramm für den Mittelstand in
Höhe von 200 Millionen Mark.
Das muß schnell gehen, auch
wenn wir uns vielleicht 210
Millionen vorstellen könnten.

Zweitens: Bei Essentials
stimmen wird den Regie-
rungsvorschlägen nur zu,
wennes Zustimmung zu unse-
ren weitergehenden Vorschlä-
gen gibt. Die Landesregierung
hat zum Beispiel richtige
Schritte in Richtung Asylpolitik
getan - die Abschaffung dieser
Massenverpflegung. Das reicht
aber nicht aus, weil wir das
Land mit der höchsten Ab-
schreckung von Ausländerin-
nen und Ausländern sind. Da-
zu muß es ein neues Aufnah-
megesetz geben, um diese Zen-
tralghettos zu überwinden.

Drittens: Die Koalitionsver-
einbarung enthält Lücken, be-
wußt gelassene Lücken. Was
zur Treuhand drinsteht, ist
nicht richtig falsch, aber es ist
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alles windelweich. Deshalb for-
dern wir die Wiedereinsetzung
des Treuhanduntersuchungs-
ausschusses für Sachsen-An-
halt. Ich frage inzwischen den
vierten Innenminister, was
wollen Sie bekämpfen, die or-
ganisierte Kriminalität? Und
die Treuhand wollen Sie wei-
termachen lassen?

Viertens: Wir gehen von un-
seren radikalen Forderungen
nicht ab, selbst wenn wir se-
hen, daß sich keine .Brücken
bauen lassen. Es keinen Sinn,
auf die Regierung zuzugehen,
wenn der Kompromiß nur ver-
meintlich ist.
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Die Landesregierung fordert
zum Beispiel einige Nachbes-
serungen zum Altschuldenhil-
fegesetz. Unsere Forderung
bleibt hier die radikale Schul-
denstreichung. Und die Hoff-
nung ist dann, daß wir vor al-
lem durch außerparlamentari-
schen Druck die Vorhaben der
Regierung, ihr Verhalten im
Bundesrat, etwas linker hin-
bekommen. Hier wächst nicht
zusammen, was nicht zusam-
mengehört. Es machte keinen
Sinn, wenn wir von unseren
Vorstellungen abgingen.
Gut, aber es gibt darüber hin-
aus Forderungen, die keine
Chance haben. unter diesen

gesellschaftlichen, Verhält-
nissen durchgesetzt zu wer-
den. Gehen Sie davon ab?

Nein, es bleibt zum Beispiel
bei unseren Forderungen, z.
B. nach Abschaffung von
Wehr-und Zwangsdiensten,
auf die wir nicht verzichten
werden. _ _

.Wir waren auch vor dem 26.
Juni Opposition in Verantwor-
tung, das wir sind auch jetzt.
Die Bedingungen haben sich
geändert, nicht unser Opposi-
tionsverständnis. Wir wollen
dieses Projekt' ausdrücklich
über den 16. Oktober und auch
übers Jahr bringen. g

Natürlich birgt das auch Ri-
siken. Aber deshalb davon lab-
zulassen, das wäre mein Weg
nicht. Schließlich erwarten
Wählerinnen und Wähler, daß
aus parlamentarischen Mehr-
heiten links von der CDU auch
etwas gemacht wird.

Sind die ››rotlackierten Faschisten« im Kommen? Friedrich Schorlemmer: Absurder
Wahlkampf mit Kommunismusängsten - ein ostdeutscher Versuch, den Westdeut-
schen die Furcht vor der PDS 'zu nehmen. ln: »Neues Deutschland« vom 19. Sep-
tember 1994. S. 12.

Mit seinem öffentlichen und wiederholten Vergleich von
Kommunisten und Sozialisten mit „retlackierten Faschisten“
hat Bundeskanzler und CDU-Chef Kohl dem Thema politi-
scher Kultur in Deutschland einen weiteren bezeichnenden
Aspekt lıin zugefügt. Zu diesem Thema äußerte sich auch
der Theologe, Sozialdemokrat und Friedenspreisträger
Friedrich Sclıorlemmer. Der frühere DDR-Bürgerrechtler lei-
tet die Evangelische Akademie in der Lutherstadt Witten-
berg. Seinen Beitrag entnalımen wir der „Süddeutschen Zei-
tung“ vom 14. September.

In Kairo versucht die Weltge-
meinschaft (vergeblich), der
Uberbevölkerung Herr zu wer-
den - massenhaftes Verhun-
gern und Naturzerstörung
werden folgen. Nationalisten
und Fundaınentalisten gebä-
ren immer neue Bürgerkriege.
Das Ozonloch verkrebst unsere
Haut. Wälder sterben, Res-
sourcen brauchen wir arglos
auf. Dauerarbeitslosigkeit
treibt Menschen ins soziale
und psychische Nichts. Da geht
es uns in Deutschland insge-
samt noch ganz geld.

Wir leben, weil wir verdrän-
gen. Nahezu jeder hat seine
Blessuren, muß mit seinen
Blendungen, Abblendungen
und Verblendungen leben.

-Auch in der Politik kann dies
neurotischen Charakter be-
konnnen. Daß mit der Kom-
munismusphobie und Chaos-
ängsten Wahlkaınpf gemacht
werden kann, nachdeın der
Kommunismus tot ist und es
die Honecker-Partei nicht
mehr gibt, gehört zu den Ab-
surditäten der vereinigten
deutschen Demokratie. Es
grenzt an politische Pathologie,
wenn man fürchtet, daß die
(schleichende) Machtergrei-
fung der Kommunisten (dies-

mal ohne Stalins siegreiche
Truppen) in Deutschland ins
Haus stünde, weil in Sachsen-
Anhalt eine Minderheitsregie-
rung gebildet wurde, die auf
die Stimmen der beiden ande-
ren Parteien, nämlich der CDU
und der PDS, angewiesen sein
wird. Hatte man nicht 40 Jahre
lang (nicht zu Unrecht) be-
haguptet, _) der Kommuni=sm_u__s
könne sich nur auf die_Bajo-
,ne_t^_te_`de_r±Roten Armee stützen
und würde sonst seine Macht
alsbald einbüßen?

Keine Kraft zur
Selbstbefreiung
Ein Wörtlein Gorbatschows
fällte die SED-Herrschaft! Jetzt
aber seien deutsche Neokom-
munisten die Gefahr für
Deutschland? *V\le/r zündet in
diesem Lande Häuser an und
schlägt Menschen zusammen,
bildet bewaffnete Banden und
schreit menschenverachtende,
Ausländer vertreibende Paro-
len? Wovor hat man in der
Welt wieder neue Angst, wenn
Deutschland wieder von
„Kerneuropa“ spricht? Vor den
Linken? Es ist, als wenn man
mit ganzer Kraft nach einer
Fliege schlüge, während der

Geier überm Kopf schwebt.
Solche geschürte „Angst vor
links“ hat beim Erstarken von
rechts in Deutschland leider hi-
storische Vorbilder.

Da kommt die 2-ljährige
Sprecherin der „Kommunisti-
schen Plattform", Sarah Wa-
genknecht, diese unglückliche
Rosa-Luxemburg-Performam
ce, sehr recht, wo sie unge-
wollte Persitlagen dieses Vor-
bildes entwirft, zusammen mit
einigen alten Edelkommuni-
sten unbelehrbar glaubt, die
DDR sei ein kommunistisch-
humanistischer Staat gewesen.
Und was jetzt sei, sei prinzipiell
wegen der Arbeitslosigkeit, Ar-
mut, Gewalt und Kriminalität
radikal-sozialistisch zu verän-
dern. So abstrus ich dies finde,
so sehr muß ich mich fragen,
warum es einige tausend Men-
schen gibt, die dem zustim-
men. Es könnte daran liegen,
daß man spürt, daß in dieser
Demokratie das Privateigen-
tum das höchste Gut ist und
der bezahlbare Anwalt faktisch
Recht setzt. lst es verwunder-
lich, wenn einige radikal wer-
den, wenn sie hören, wie deut-
sche Richter (mit unverwech-

selbaren Kleinbürger-Hosen-
trägern) einem Rechtsextre-
men lebende Worte für lautere
Absichten und damit ein mil-
des Urteil attestieren?

_ _ lch_w_üßte nicht_,j_daß_Sarah
Wagenknecht G oder ihre S alt-
kommunistischen Gefolgsleute
ähnliches im Sinne hätten wie
die Brandstifter von Rostock,
Mölln, Solingen, Sachsenhau-
sen, Buchenwald, Bad Kissin-

gen. Diese Täter kommen aus
der Mitte unserer Gesellschaft
und fühlen sich als ausführen-
de Organe „deutscher Gefüh-
le“, genauso wie die Richter.
die die geistigen Brandstifter
mit alten deutschen Tugenden
entschuldigen.

Wir Deutschen hatten nicht
die Kraft zur Selbstbefreiung
vom Faschismus. lm Schoße
vieler Deutscher schlummert
noch immer Schlimmes. Und
dieses „Schlimme“ ist braun
und nicht rot!

.Es ist Machtzynismus, wenn
man wider besseres Wissen'
mit Mitteln der Primitivdem-
agogie „Gysis bunte Truppe“
als ,.rotlackierte Faschisten“
bezeichnet. Kurt Schumacher
meinte mit dieser Bezeichnung
die Ulbricht-Mielke-Benjamin-
Clique. Gysi und Bisky dieses
Etikett anzuhängen, ist mehr
als ehrenrührig; es ist dem-
agogisch und unbegründbar.
Müßte man sich nicht fragen,
ob die ganze Debatte nicht da-
zu. díent, einen Feindbildver-
lust auszugleichen, nachdem
der Kommunismus als der Kitt
der Demokratie weg ist? Da po-
lemisiert man auf „Deibel
komm' raus" und braucht nicht
mehr zu argumentieren. Die
Kommunismus-Angst wird ge-
schürt, wo der Kommunismus
doch seine Macht eingebüßt
und auf erstaunlich friedliche
Weise den Machtlöffel abgege-
ben hat.



Sind Ostdeutsche
zu undankbar?
Mit dem Brustton der ihm ei-
genen staatsmännischen Se-
riosität verstieg sich Helmut
Kohl am 24.August 1994 zu
einigen Abstrusitäten, die auf
eine deutsche Stimmungslage
auftreffen, daß nämlich unsere
Milliarden für den Osten nicht
Gelder „für die Bankrotteure
des koınmunistischen Sy-
stems“ sein dürfen. Damit
nutzt er indirekt eine schon
länger zu beobachtende Stim-
mung in der Bundesrepublik,
den Ostdeutschen 'würde das
schwer erarbeitete westdeut-
sche Geld in den Rachen ge-
worfen. Endlich kann man of-
fen sagen, daß man das so
nicht weiter will. Nichts macht
den Riß in unserer geeinten
Nation deutlicher als dieser
Vorgang. Dem folgen nun Dro-
hungen aus westdeutschen
Partnerbundesländern, nach
Mecklenburg-Verpommern
oder Thüringen w_ü_rd_e kein
Geld mehr fließen, wenn es
dort' zu unliebs_ainen_ Koalitio-
nen oder Duldung durch die
PDS käme.

Es gibt drei Deutungsmög-
lichkeiten für die Kampagne
gegen die PDS, die im Grunde
eine Anti-SPD-Kampagne ist:

1. Man meint wirklich, was
man sagt und sieht Deutsch-
land von links in Gefahr.

2. Man benutzt zynisch die
stets weckbare Kommunisten-
furcht, um von drängenden
Fragen der deutschen Politik
abzulenken und unter dem
Vorwand der Kommunisten-
furcht die SPD ins Abseits zu
drängen.

3. Die Kampagne gehört in
die Rubrik „politische Patholo-
gie“, wo der Phantomschmerz
Kommunismus-I\flauerstaat
mit Stacheldrahtpartei, der
Bautzen-Hoheneck-Partei (so
der Bayern-Kurier-Chef Schar-
nagl) zusammen mit Enteig-
nungsängsten fast wie Kastra-
tionsängste wirken. Im letzten
Fall würde eine nüchterne Rea-
litätswahrnehmung ausge-
schlossen und eine politisch-
argumentative Debatte von
vornherein sinnlos.

Neurotische Fixierung, Pho-
bie, Verfolgungswahn - wie
auch immer -, die Hauptsache
ist der Effekt. Die Wahlerfolge
der PDS im Osten der Republik
müssen herhalten für Horror-
szenarien unserer politischen
Zukunft - als ob verkappte Sta-
lin-Ulbricht-Mielke-Schergen
am Werke wären, durch die
Hintertür der demokratischen
Revolution von 1989 die Bun-
desrepublik aufrollen... Ich
ıneine, daß die Auseinander-
setzung politisch und nicht
demagogisch, sozial und nicht
juristisch, rational und nicht
hypertroph geführt werden
muß. _

` Im Grunde ist diese künstli-
che Polarisierungsdebatte die
Nachwirkung eines 45 Jahre
(und viel weiter zurückrei-
chenden) eingefahrenen
Feindbilddenkens der Nach-
kriegsära. Feinclbildverlust
und Angst ums Eigentum las-
sen das Gespenst des Kommu-
nismus durch die meisten Me-
dien der „freien Welt“ reiten.
Daß dies alles nicht irgendwel-
che kleinkarierten Kläffer aus
den Hinterbänken tun, sen-
dern gestandene, in höchster
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Dokumente

Verantwortung stehende Poli-
tiker unserer Demokratie,
macht den Vorgang so gefähr-
lich wie lächerlich und däm-
lich.

Die wirksame Antwort ist ei-
ne so entschlossene wie wirk-
lichkeitsnahe Sozial-, Wirt-
schafts- und Umweltpolitik, ei-
ne gerechtere Arbeitsmarkt-
und eine überdachte Struktur-
politik, eine bessere Frauen-
und Bildungspolitik, wie eine
sozial und ökologisch verant-
wortbare Wohnungsbau- und
Verkehrspolitik.

Im übrigen brauche ich
wahrlich keinen Nachhilfeun-
terricht über den Charakter
von Kommunisten und ihre
Art, mit Wahrheit und Macht
umzugehen. Schließlich haben
wir über viele Jahre hinweg
auch unsere Freunde im We-
sten in der Friedensbewegung
gewarnt, mit der DKP zusam-
menzuwirken, weil wir erlebt
haben, wie Kommunisten sind,
wenn sie die Macht haben. -

Kadertradition
macht skeptisch
Ich habe eine tiefe Skepsis ge-
genüber der kommunistischen
Ideologie und der Verfüh-
rungsfähigkeit ihrer (zu) guten
Ziele, die eben so gut erschei-
nen, daß gleich jedes Mittel
auch gut ist. Der Parteilichkeit
der Wahrheit entspricht in die-
ser koınmunistischen Ideologie
immer die Parteilichkeit der
Methode: Deren Kooperations-
und Dialegbereitschaft war im-
mer dann stark, wenn und so-
lange sie zahlenmäßig
schwach waren. Ihre strenge
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und hierarchische Kadertradi-
tion macht mich weiter wach-
sam und mißtrauisch.

Dies alles sollte uns aber
nicht dazu verleiten, die PDS
als eine kommunistische Ka-
derpartei alten Schlages zu be-
zeichnen. Sie ist in der ganz
großen Mehrheit auf dem We-
ge zu einer sozialistischen de-
mokratischen Partei. Sie be-
set.zt viele Themen, die die SPD
mit ihrem Schlingerkurs verlo-
ren hat. Die Kleinbürger ge-
winnt die SPD sowieso nicht!
Wenn es die PDS noch längere
Zeit geben wird, dann auch,
weil die SPD oft eine flatterhaf-
te Flügelschlagpartei ist. Wenn
die PDS andererseits im Laufe
der nächsten Jahre zeigt, daß
sie stabile demokratische In-
halte, Strukturen' und Ziele hat.
wird sie auch ganz normal koa-
litionsfähig sein. Dafür ist die
_Probezeit noch nicht abgelau-
en.

Ich sage dies als Ostdeut-
scher, der 45 Jahre lang im
Kommunismus gelebt hat. Und
ich nehme keine Rücksicht
mehr auf die schwachen Ner-
ven mancher westdeutscher
Freunde wie Gegner. Ich ver-
stehe, daß die Opfer des kom-
munistischen Systems sensibel
und auch verhärtet geworden
sind, daß sie mich 'nicht ver-
stehen werden. Aber f unsere
Diskussion muß offener ge-
führt werden können. Ich wün-
sche nur, daß auch im christ-
lich-konservativen und libera-
len Spektrum argumentatives
Reden darüber möglich bleibt.

(Zwischentitel Redaktion)
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Hans-Jochen Vogel: Ein altes Gespenst im neuen Gewand. In: »Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung« vom 12. Oktober 1994. S. 14.

Ein Gespenst geht um in Deutschland
~ wieder einmal. Es ist die Mär von einer
Neuen Linken, die von einer totalitären
PDS dominiert wird und für die die SPD
die Massenbasis bereitstellt. Ziel dieser
Neuen Linken sei es, die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung abzuschaf-
fen. Begonnen habe das schon 1987 dai
mit. daß sich die SPD durch das Streit-
und Dialogpapier in eine nicht mehr
rüekliolbarc strukturelle Abhängigkeit
von der SED gebracht habe. '

Das Gespenst ist nicht neu. Es ist chr-
würdigcn Alters. Man hat es nur nach
der Tagesmode neu drapiert. Die These,
die deutsche Sozialdemokratie sei - be-
wußt oder unbewußt - die Wegbereiterin
des Totalitarismus und wolle in Wahr-
heit eine ganz andere Republik, ist von
rechts schon vor 1933 und wieder seit
1945 in immer neuen Variationen unter
die Leute gebracht worden. Kurt Schu-
macher hatte sich ihrer genauso zu er-
wehren wie Erich Ollenhauer, Willy
Brandt und zu meiner-Zeit als Parteivor-
sitzender („Vogel der Kandidat Andro-
pows") auch ich.

„Alle Wege des Sozialismus führen
nach Moskau“ hieß es 1953. Und diese
Parole wurde von rechts im Kern bis
heute durchgehalten. Da half nicht der
Widerstand gegen die Zwangsvcreini-
gung 1946 und das Leiden vieler Sozial-
demokraten in den Zuchthäusern der
DDR. Da spielte keine Rolle, daß die
SED den „Sozialdemokratismus“ als ihre
gefährlichste Herausforderung ansah. Ja,
mit dieser Begründung hat die Rechte so-
gar Helmut Schmidt an der Unterzeich-
nung der Schlußakte von Helsinki hin-
dern wollen. '

Jetzt müssen zur Aufrechterhaltung
dieser These die PDS und das Papier aus
dem Jahre 1987 herhalten. Auf letzteres
können sich nur diejenigen berufen, die
das Papier nicht kennen oder über seinen
Inhalt bewußt falsche Behauptungen auf-
stellen. In Wahrheit hat dieses Papoer
den absoluten Wahrheitsansprueh der
SED in Frage gestellt und damit einen
wichtigen Beitrag zur Erosion der ideolo-
gischen l-lerrschaft der SED geleistet.
Sätze wie'„Die offene Diskussion über
den Wettbewerb der Systeme, ihre Erfol-
ge und Mißerfolge, Vorzüge und Nach-
teile muß innerhalb jedes Systemsınög-
lich sein. Wirklicher Wettbewerb setzt
sogar voraus, daß diese Diskussion ge-
fördert wird und praktische Ergebnisse
hat“ und „Kritik auehj in scharfer Form
darf nicht als eine -,Einmischung in die
inneren Angelegenheiten“ der anderen
Seite zurückgewiesen werden. Jedenfalls
gilt auch hier das Prinzip der souveränen
Gleichheit, daß keine Seite praktisch in
Anspruch nehmen darf, was sie der ande-

ren nicht zubilligt“, die als Teile des Ge-
samttextes mit der Unterschrift der SED
versehen waren und iın „Neuen Deutsch-
land“ veröffentlicht wurden, halfen nach
vielfaeher Bekundung den Bürgerrecht-
lern, weil sie sich darauf berufen konn-
ten. Das hat beispielsweise ausdrücklich
Rainer Eppelmann in seinem Buch
„Fremd im eigenen Haus“ bestätigt.

Natürlich ist gegenüber der PDS als
der Fortsetzungs-(nieht Nachfolgc-)Par-
tei der SED größte Vorsicht geboten.
Und natürlich muß sie als Fortsctzungs-
Partei für den Zustand, in dem sich die
DDR im Zeitpunkt der Wende befand,
voll in Anspruch genommen werden.
Aber ihre relative Stärke in den neuen
Bundesländern kann man doeh nicht
der Sozialdemokratie zur Last legen. Da
müssen Fragen eher an die konservative
Politik gerichtet werden. Und gc-
schwächt wird durch das Vorhandensein
der PDS nicht die Rechte, sondern die
SPD. Deshalb istja auch für die Rechte

.die Versuchung so groß, die PDS in der
Auseinandersetzung mit der demokrati-
schen Linken zu instruınentalisieren.
Das ist wohl auch der Grund, warum es
die Rechte ablehnt, in den kritischen
Wahlkreisen die sozialdemokratischen
Kandidaten zu unterstützen, durch de-
ren Erfolg allein die Rückkehr der PDS
in den Bundestag verhindert werden
könnte. ~ -

An. all dem ändert auch die Wahl
Reinhard I-löppncrs zum sachsen-anhal-
tinischen Ministerpräsidenten nichts. Sie
ist im dritten Wahlgang zustande gekoın-
men und war deshalb vom Stimmverhal-
ten der PDS unabhängig. Und ob sich
die CDU dort wirklich in den Sachfragen
auf Dauer eine Blockade-Politik leisten
kann, ist kürzlich sogar in diesem Blatt
bezweifelt worden. Wer darin eine Stra-
tegie zur Wiederbelebung des in der
DDR und in Osteuropa zusammenge-
brochenen Systems sieht, verläßt den Bo-
den der Realität.

Es wäre zu wünschen, daß das Ge-
spenst endgültig dorthin käme, wohin es
sehon lange gehört - nämlich auf den
Müllhaufen der Geschichte.
Der Verfasser war Vorsitzender der SPD.
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Unsere Prognose? - Über fünf Prozent und vier Direktmandate. In: »Neues Deutsch-
land« vom 13. Oktober 1994. S. 6. [Auszüge]

Ohne zu moralisieren: Ist es
denn nicht so, daß jede an-
dere Haltung' als Ausgren-
zung der PDS z.B. die SPD
zerreißen würde? Zumal die
SPD noch eine Westpartei ist.

Gysi:Da.s ist ein Problem der
SPD. Aber ich glaube gar nicht,
daß sie zerrissen würde. Die
SPD muß sich irgendwann mal
entscheiden, ob sie der CDU
immer hinterherläuft, sich von
ihr in die Ecke stellen und die
Maßstäbe von der CDU setzen'
läßt oder aber glaubhaft eine
Reformpolitik gegen die ge-
genwärtige Regierung entwik-
kelt.
Sie können doch die Akzep-
tanzschwierigkeiten - na-
mentliclı im Westen - für ein
mögliches entspanntes Um-
gehen der SPD und anderer
ıuit der PDS nicht einfach
ignorieren.

Gysi: lch weiß nicht, ob
stimmt, was Sie sagen. Wie po-
pulär war denn die Entspan-
nungspolitik, als Willy Brandt
damit begann? Dennoch hat es
die SPD geschafft, dafür breite
Sympathien in der Bevölke-
rung der damaligen Bundesre-
publik zu wecken, einschließ-
lich für ihre Zusammenarbeit
mit der Sl-El). Wenn sie darauf
aufbaute, für ein normales Ver-
hältnis zur PDS gestritten hät-
te, hätte sie Chancen gehabt.

Da sie aber mitgemacht hat
bei der Diffamierung, hat sie
mit den Boden fürjene Haltung
bereitet., die Sie beschrieben.

Außerdem ist die SPD selber_
daran schuld, daß ostdeutsche
Interessen nicht mit ihrem Na-
men verbunden werden. Sie
hat alles mitgemacht, gleich,
ob es das Prinzip Rückgabe vor
Entschädigung. das Renten-
überleitungsreclit, da.s Alt-
schuldenhilfegesetz, die Be-
clarfskündigung im Öffentli-
chen Dienst oder der Sozial-
abbauist

Insofern sind ihre heutigen
Positionen natürlich nicht son-
derlich glaubwürdig.

Zudem darf man Auseinan-
dersetzungen in der eigenen
Partei nicht fürchten. Die muß
man führen. Wenn es 'der SPD
politisch wichtig ist. ist sie dazu
ja auch bereit. Stichwort inter-
nationale Einsätze der Bun-
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å ll//ein Eindruck ist,
=~ daß die Punktuali-
1 sten in der SPD

allmählich in al/er
l Stille stärker wer-

den.
doswehr, Stichwort Asyldebat-
te. Da hat die Führung die Kon-
flikte mit der eigenen Partei
durchaus gesucht.

Bisky:Die SPD gibt es nicht.
Die Berliner SPD unterscheidet
sich von der mecklenburgi-
schen ebenso gründlich wie die
brandenburgische von der
sächsischen. Uberall gibt es
Fundamentalisten. Jene, die -
und sei es mit Löwenthal oder
Lummer - gegen die PDS vor-
gehen. Und„ es gibt die
Punktualisten. Mein Eindruck
ist, daß die Punktualisten all-
mählich in aller Stille stärker
werden. lm Osten werden sie
aufjeden Fall die innere Aus-
einandersetzung gewinnen.
Teilen Sie diesen Eindruck,
Herr Gysi?

Gysi: Ich denke auch, daß
am 16. Oktober die Karten neu
gemischt und verteilt werden.
Es kann sein, daß es - sollte
eine Mehrheit links "von CDU/
CSU und FDP vorliegen - zu
einer Ubergangslösung für
zwei Jahre kommt. ln Form ei-
ner Großen Koalition oder Am-
pel.

Aber spätestens nach zwei
Jahren stehen alle drei Partei-
en, SPD, Bündnis 90/Grüne

und PDS gegenüber ihren Mit-
gliedern, Sympathisanten und
Wählern vor tler Frage, wes-
halb sie eine solehe Mehrheit
für notwendige gesellschaftli-
che Veränderungen nicht nut-
zen. ~

Das heißt, die Ausgrenzung.
das Gegeneinander, das Un-
terlassen des Versuchs, mit-
einander irgendwelche Dinge
in dieser Gesellschaft zu ver-
ändern, können allen drei Par-
teien auf die Füße fallen. Inso-
fern ist die PDS gut beraten.
bei allen Angriffen, die es sei-
tens der SPD jetzt gibt, die Tür
nicht zuzuschlagen, sondern
zur Zusammenarbeit bereit zu
bleiben.
Die Analyse zur Europawahl
zeigte. daß das Wählerpo-
tential für die PDS noch kei-
neswegs ausgeschöpft war.
l-Iahen Sie das im Vorfeld der
Bundestagswahl korrigieren
können?

Bisky; Es gibt wahrschein-
lich keine Partei, die 100 Pro-
zent ihres Potentials aus-
schöpft. lch denke aber, zur
Bunflesragswalil werden mehr
PDS wählen, weil sie wissen.
wgrum (-35 geht - um Cliß PGP-
spektiven einer linken Partei
im Bundestag. '

ich glaube nicht, daß wir alle
Potentiale ausschöpfen, aber
wir haben erreicht, daß sich
heute weniger zurüek'leh_nen
als bei den Wahlen zuvor. Am
gefährlichsten war, die An-
nahme mancher Leute bei uns,
die PDS werde automatisch bei
jeder Wahl ein paar Prozent-
punkte zulegen.

Gysiılnzwischen haben Ost-
deutsche eine Erfahrung ge-
macht: Je besser die PDS bei
Wahlen abschneidet, desto si-
cherer ist.es, daß die anderen
Parteien ihre Politik in Bezug
auf sie ändern. Sie setzen ihre
Benachteiligung der Ostdeut-
schen bei schlechten Wahler-

rgebnissen der PDS konsequent
fort, bringen aber bei guten
Wahlergebnissen der PDS Kor-
rekturen an.
Naırıentlicli in Berlin hört
man die Absicht, mit der
Erststimme die PDS-Direkt-
karıdidaten in den Bundestag
zu wählen, ınit der Zweit-
stimme _aber einen SPD-
Kanzler in Bonn zu ermögli-

_ \_I

chen. Dagegen besehwören
Sie die Wähler, die Erst- und
Zweitstimme der PDS zu ge-
ben. Warum?

Gysi: Wenn SPD-Wählerin-
nen und -Wähler sich wie von
linien beschrieben verhielten,
wäre dagegen nichts zu sagen.
Es istja wichtig, daß eben Ste-
fan i-leym das Direktmandat
erlangt. Ich empfehle aber. die
Erst- und Zweitstimme der
PDS zu geben.

Erstens, um die Fünf-Pro-
zent-Hürde zu schaffen. damit
wir den Fraktionsstatus und
damit wesentlich mehr parla-
mentarische Rechte bekom-
men. Zweitens, um ein ent-
sprechendes Gewicht zu ha-
ben, linke Positionen in diesen
Bundestag einzubringen. Drit-
tens bestätigen alle Umfragen,
daß CDU/CSU und FDP eine
Mehrheit haben gegenüber
SPD und Bündnis 90/Grüne.
Die konservative. Mehrheit
kann daher überhaupt nur
überwunden werden, wenn die
PDS in den Bundestag einzieht.
Rechnen Sie für den Fall, daß
die PDS den Einzug in den
Bundestag schafft, mit neuen
Ausgrenzungs- oder mit
Umarımıngsversuchen?

Gysi: Ich weiß nicht, welche
Taktik- und Strategiedebatten
andere Parteien führen. Ich
könnte mir aber vorstellen,
daß es zum' einen abhängig
wäre davon, wieviel Stimmen
die anderen von uns brauchen.
*Sind es drei oder zwanzig?
Zum anderen gibt es viele
Gründe, warum wir uns an ei-
ner Regierung in Bonn nicht
beteiligen. Einer davon jedoch
ist, daß wir uns bei den Men-
schen in den alten Bundeslän-
dern die erforderliche Akzep-
tanz noch gar nicht erarbeitet
haben. Wir sind ja nicht dazu
da, die Menschen in den alten
Bundesländern zu schocken.
sondern um gesellschaftlicne
Veränderungen zu ermögiı-
chen.

Ich finde es bemer`kenswerI_
daß eine Partei wie unsere cas
sogar als Problem akzeptiert-
Also haben Sie Verständnis
für PDS-Vorbelialte.

Gvsi: lch habe Verständnis
für Nichtbeteiligung der PDS
an einer Regierung. lcn habe
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kein Verständnis für Nichtto-
lerierung durch die PDS.
Sie meinen allen Ernstes, ei-
ne Koalition in Bonn könne
eine Tolerierung ä la Magde-
burg verkraften?

Gysi: Das könnte sie aushal-
ten. Es gäbe ja eine funktions-
tüchtige Regierung, und die
Tolerierung wäre nichts weiter
als eine 'Offerte an das Parla-
ment. Man nähme den Parla-
mentarismus mal wieder ernst.

Glauben Sie wirklich, daß ein
Mann wie Scharping eine To-
lerierung wie in Magdeburg
in Boım erwägen könnte, oh-
ne bei dem herrschenden ge-
sellschaftlichen Gesamtkli-
nıa, von dem Sie selbst spre-
chen, sofort hinweggefegt zu
werden?

Gysi: Ach, Scharping! Er
muß endlich wissen, ob er Kohl
ablösen will oder nicht. Meine
Vermutung ist, daß er eher ei-
ne große Koalition will. Seine
Auslassungen den Grünen ge-
genüber sind ja auch nicht be-
sonders ermutigend. Für die
große Koalition sucht er einen
Sündenbock - der heißt PDS.

Was ist das wahrscheinlich-
ste Wahlergebnis?

Bisky: SPD und Grüne sind
drin und etwa gleich stark wie
CDU/CSU. Zweifel habe ich, ob
es die FDP schafft. Und dann
hängt's tatsächlich von der
PDS ab.

Was die Tolerierung anbe-
langt, die wir gegenüber der
Brandenburger Regierung eine
ganze Weile praktiziert haben,
so kann es dabei sehr sachlich
zugehen. Die Regierung muß
bei der Opposition durch Sach-
argumente Zustimmung er-
wirken. Deshalb bin ich ein
Fan dieser Minderheitsregie-
rung.

Das klingt ja fast, als sei eine
Minderheitsregierung die
ideale Regierung selılecht-
hin.

' Gysi: Nein, natürlich nicht.
Für die Regierung ist es kom-
plizierter, aber es ist ein ideal-
fall für das Parlament.

Da gäbe es Gesetzesinitiati-
ven. die mit Hilfe der CDU/CSU
und andere, die mit unserer
Hilfe durchkämen. Eine solche
Regierung wäre durchaus in
Schwierigkeiten, weil sie im-
mer den Kompromiß nach
links oder nach rechts suchen

muß. Aber genau das heißt po-
litisches, Gespräch, politische
Diskussion, politische Ausein-
andersetzung. Kurz, das Par-
lament wäre eine sehr wichtige
Kraft in diesen vier Jahren.

Aber auch für Ihre Partei wä-
re es eine ganz schöne Her-
ausforderung.
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ann sein, daß es
zu einer Uber-
gangslosung für
zwei Jahre kommt.
ln. Form einer

; Großen Koalition
s
›= oder Ampel.

Gysi: Genau. Die PDS käme
ebenfalls in eine schwierige Si-
tuation. Man würde in einem
solchen Falle jeden Schritt der
Regierung unterstützen. der in
die richtige Richtung geht.
selbst wenn er uns zu kurz ist.
Man würde keinen Schritt un-
terstützen, der in die falsche
Richtung geht, selbst wenn er
ganz kurz ist. Das klingt ein-
leuchtend.

Was aber geschieht bei ei-
nem Gesetzesentwurf. der zwei
Schritte in die richtige Rich-
tung und zwei in die falsche
macht? Da bist du gekniffen.
weil du dann sagen mußt, ob
dir die beidenrichtigeıi Schrit-
te so wichtig sind, daß du die
anderen beiden mitgehst. Oder
sie sind so schlimm. daß du
auf die richtigen verzichten
mußt. . _

Bisky: Wir haben dies ja bei
den l~lildebrandt-Gesetzen im
Landtag Brandenburg hinter

v " 4 I
V ~ ~. .~-, .-.~.-. . sssn-_-.~.«.-.†_ ı.~.~.›.-.-
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uns bringen miissen. weil sie
natürlich in Richtung PDS
guckt. Zur CDU guckt sie für
ihre sozialpolitische Vorstel-
lungen ja ins Leere. Deshalb
war Frau Hildebrandt auch
froh, daß die PDS drin ist.
Sonst hätte sie fast nichts er-
reicht. Für uns ist das nicht
immer einfach, aber wir haben
uns ja nicht das Einfache aus-
gesucht.

Trotzdem: Sie machen sich`s
doch zu einfach, wenn Sie
meinen, was in Magdeburg
oder Potsdam möglich ist,
geht auch in Bonn. Dort wür-
den doch alle diesbezügli-
chen Versuche ınit scharf-
kantigem Stahl vereitelt wer-
den. Die Unternehrnerver-
hände etwa könnten den rot-
grünen Teufel als Meuchel-
mörder der Republik an die
Wand malen. _ _

Bisl<y:Aber doch nur, bis die
Regierung installiert ist. Da-
nach würden die Unterneh-
merverbände natürlich versu-
chen, ihren Einfluß auf diese
Regierung auszuüben. Es kä-
me zu einer Wechselwirkung.

Im übrigen haben Länder
wie die Niederlande und
Schweden bewiesen, daß Min-
derheitsregierungen funktio-
nieren können. lch glaube, hier

-geht der deutsche Gruppen-
ordnungssinn mit uns ein biß-
chen durch.
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Regieren wie am Runden Tisch. Dispositionen für Gespräche nach den Landtags-
wahlen. In: »Offenes B1att«, Nr. 10, 1994. S. 2/3.

l. .
Mit der CDU werden keine Ge-
spräche zur Regierungsbildung
geführt.
ll.
Für Gespräche mit der SPD
werden folgende Schwerpunkte
gefıetziı

1. Änderung der Verfassung
im Landtag
Dabei gilt es insbesondere zu
prüfen,wie die Forderungen der
Volksinitiative "Soziaie Rechte
in die Verfassung" (Recht auf
Arbeit, Wohnen, soziale Gru nd-
sicherung, selbstbestimmte
Schwangerschaft) verwirklicht
werden können, aber auch um
Anderungenim staalsorganisa-
torlechon Tell.

2. Aktive staatliche Wirt-
schafts- und Strukturpolltik
-Landesprogramm zur Entwick-
lung von Vorpommern,
- Regionale Entwicklungspläne
und Flächennutzungspiane un-
ter breiter Mitwirkung der dort
lebenden Menschen
-Bildung einerinvestitionsbank,
die insbesondere einheimische
Unternehmen finanziell stützt

firrllnlflrıiu teuluıınlni Will
ar;l'ıallsl<.reisli=inie mit dern /_lel,
einheimische klein- und mittel-
ständische Unternehmen zuför-
dern.

3. Gesetzeslnltiative zur Än-
rienlılg tina lol"/.lgeıı Aıhallıs-
iörderungsgeseizes nach
dem Prinzip "Arbeit statt Ar-
beitslosigkeit finanzieren"
und Verabschiedung eines
Gesetzes "Arbeit für Meck-
lenburg-Vorpommern" zur
Bekämpfung der Langzeitar-
beitsiosigkeit
- Verabschiedung eines Geset-
zesfürstaatlichsubventienierle
Betriebe, vorallem im ökologi-
schen und soziokulturellen Be-
reich,insbesonderezurlntegra-
tion von Langzeitarbeitslosen,
älteren Arbeitslosen und Frau-
en.

4. Sicherung einer dem Cha-
rakter des Landes entspre-

chenden Agrarstruktur
- Verhinderung einer weiteren
Aushebelung der Bodenreform
- Gleichberechtigte Behandlung
der Nachiolgebetriebe der LPG
und Maßnahmen zur Entschul-
dung der Agrargesëllschaften.

5. Schaffung eines Boden-
fonds auf Landesebene
durch unentgeltliche Übernah-
me von Flächen derTreuhand-
iiegenschahs-Gesellschaft/Bo-
den-Verwaltungs und Verwer-
tungsgesellschaft.

6. Streichung der Altschul-
den bzw. deren Übernahme
durch den Bund
- Übernahme der finanziellen
Verpflichtungen von Treuhand-
uniernulllııen durcli den Bund
-- Erhöhung des Einflusses des
Landes in der Treuhand-Nach-
folgeorganisation und weitest-
gehende Dezentralisierung der
Aufgaben der Treuhandanstalt.

7. Reform der Finanzen zu-
gunsten der Kommunen
Dabei geht es insbesondere um
die Erhöhung des Anteils der
Kommunen am Steuerauikom-
men nlıf ıtililrierıleılrı Lifii “i«_

8. Ausbau der Rechte der
Kommunen durch eine No-
vellierungderKommunalver-
fassung
Dabei geht es insbesondere um
«lle iiesclırlillif.ılng rlnr ;›nnlrnll-
slischen iilngrliisrnügllchkelien
durch den Innenminister, die
Stärkung der Gemeindevertre-
tungen gegenüber der Verwal-
tung und den Ämtern sowie die
Förderung des kommunalen Ei-
gentums und der wirtschaftli-
chen Tätigkeit der Kommunen.
Es wird eine Enquetekommissi-
on eingesetzt, die die Auswir-
kungen derÄmterbildung sowie
derKreisgebiets- und Fu nktions-
reform untersuchenund Ände-
rungsvorschläge unterbreiten
soll.
ı

9. Die Regierung wird aufgefor-
dert, einen Kurs der strikten
Sparsamkeit in der Landesver-

waltung zu verfolgen. ~

10. Gegen den weiteren So-
ziaiabbau und für Umvertei-
lungdes Reichtumsvonoben
nach unten
Dazu gehören:
-initiativeim.Bundesrat.:keiner-
lei Kürzungen im AFG mehr
zuzulassen, auch nicht die Her-
absetzung derArbeitslosenhilfe
auf zwei Jahre
- "Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit" - auch bei ABM und keine
Leistungsverschlechterungen
imArbeitsförderungsgesetz und
Bundessozialhilfegesetz
- Maßnahmen zur sozialen
Grundsicherung und zurAufhe-
bung der Trennung von solida-
risch finanzierten "Grund" und
privallinenzierlon "Wahl"-Lel-
stungen
- sofortige Aufstockung des
Regelsatzes bei der Sozialhilfe
auf mindestens 510 DM durch
die Landesregierung.

11. Schaffung von Landesrege-
lungen zur Umwandlung von
kommunalen Wohnungen,ein-
schließlich derWohnungen,die
im Besitz kommunaler Woh-
ntlrıgrıgesrvllsıvlınften sind ent-
spı'er:lir:nr.l riern taleâcliilclieıt
Bedarf an Sozialwohnungen.
Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus durch ein Landes-
wohnungsbauprogramm.
- Durch Landesregelungen ist
zu rıiclieın, rinß rlln Mlelhein-
slungen der l--iaushalle nicht 20
% des jeweiligen Nettorealein-
kommens übersteigen
- Fürdas Land ist eine Moderni-
sierungskappungsgrenze einzu-
führen, die sichert, daß die Mo-
dernisierungsumiage nicht
Zweidrittei der jetzigen Grund-
miete übersteigt.

12. Elnführu ng eines Rechts-
anspruchs auf einen Kinder-
betreuungsplatz, an dessen
Kosten sich das Land zu 50 %
beteiligt.

13. Ein neues Gleichstellungs-
gesetz, in dem neben dem
Grundsatz der Gleichstellung

Maßnahmen verankert werden,
wie die tatsächliche Gleichstel-
lung in allen Bereichen des Lan-
des gesichert und gefördert
werden kann. " ~
Für das Recht der Frauen auf
selbstbestimmte Schwanger-
schaft und Konzentration auf
soziale Hilfe und Beratung der
Frauen, die freiwillig und ohne
Diskriminierung gewährtwerden
sollen.

14. Ausarbeitung eines inte-
grierten Verkehrskonzepts
Keine Unterstützung fürden Bau
der A 20, des Transrapid sowie
der Ost-Trasse der A 241. Aus-
arbeitung eines Programms zur
Flächensanierung von Alt-lndu-
strie-Standorten sowie der frü-
her militärisch belegten Flächen.

15. Novellierung der Rechtsvor-
schriften zur Vermeidung von
Abfall und Müll, Erhöhung der
Landesmittel für Abfallbehand-
lung.
Vorrangige Förderung von de-
zentralen Abwasseranlagen.
Prüfung der bisher geplanten
Größenordnung für das Zwi-
schenlager für atomaren Abfall
im eltenınligen KKW Greifs-
wald.
Gesetzgeberische Einführung
derverbandsklage.  

16. Ein Schulgesetz für die
Venrvirklichung des Rechts auf
chnncenglelche Bildung mit den
besonderen Schwerpunkten:
- Einführung eines modernen
Bildungssystems ohne Haupt-
schulen mit gemeinsamem Un-
terricht bis Klassenstufe 6 und
danach folgendem Kurssystem
sowie einem festen Platz fürdie
Gesamtschule im Bildungssy-
stem.
- Senkung der Pflichtstunden-
zahlfürLehrerinnenundLehrer.
Erarbeitung eines neuen Lan-
deshochschulgesetzes mit
demSchwerpunktderStärkung
der Hechschulautonomie und
größeren Mitspracherechtender
Studenten und Mitarbeiterinder
Selbstverwaltung.
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17. Gesetzliche Verankerung
der Kulturpflicht des Landes
sowie Erhöhung der Landesmit-
tel zur Kulturförderung auf 3 %.

18. Auf dem Gebiet der inneren
Sicherheit stehtdie soziale und
gesellschaftliche Prävention
gegen Kriminalität und Gewalt
im Vordergrund.
Das Land wendet sich gegen
die Einführung des großen
Lauschangriffs. Es unterstützt
eine bürgernahe Ar_beit der Po-
lizei vorOrt, insbesondere durch
Abschnittsbevollmächtigte der
Polizei in den Gemeinden und
städtischen Wohngebieten.
Die Privatisierung von Polizei-
aufgaben wird abgelehnt.
Die Befugnisse des Verfas-
sungsschutzes sind zu begren-
zen. Das Land wirkt auf die Ab-
schaffung von Geheimdienstak-
tivitäten hin.

19. Die Diskriminierung von
DDR-Bürgern ist einzustellen.
Die Ausgrenzung von zu Un-
recht Entlassenen aus dem öf-
fentlichen Dienst wird abge-
schafft, und sie erhalten die
Chance zur Wiederzulassung.

20. Das Land leitet Schritte beim
Bund ein, das diskriminierende
Rentenstrafrecht zu beseiti-
gen.

21 . Das Landgewährleistet eine
Ausländerpolitik mit dem Ziel
einer weitgehenden rechtlichen
und realen Gleichstellung. Es
wird eine Rechtsänderung und
-bereinigung durchgeführt.
Diskriminierende Bestimmun-
gen werden aus Landesgeset-
zen und Rechtsvorschriften ent-
ternt.
Die Regierung setzt sich beim
Bund ein für *
* ein Antidiskriminierungsge-
setz, ' `
* das aktive und passive Wahl-
recht für in Deutschland leben-
de ausländische Bürgerinnen
und Bürger,
* neue rechtliche Regelungen
zur wesentlichen Erleichterung
des Erwerbs doppelter Staats-
bürgerschaft,
' eine grundsät2liche`Änderung
der Regelung der deutschen
Staatsbürgerschaft.

22. Ausgehend von den bis-

herigen Änderungen des Sa-
chen- und des Schuldrechts
zu Eigentums-, Besitz- und Nut-
zungsfragen setztsich das Land
beim Bund für folgende weiter-
gehende Regelungen ein: T
- Streichung der Stichtagsreg e-
lung im Vermögensgesetz und
strikte Einzelfallprüfu ng hinsicht-
lich des unredlichen Erwerbs,
- Anerkennung der bis zum 2.
Oktober 1990 getätigten, nota-
riell beglaubigten Haus- und
Grundstückskäufe,
- Gleichstellung der bis zum
30.06.1990geschlossenenVer-
einbarungen über Grundstücke
mit den notariell beurkundeten
Kaufvenrägen,
- Einführung einer Kappungs-
grenze in das Sachenbereini-
gungsgeselz für Ankaufspreis
bzw. Erbbauzins bei`Bodenwer-
ten größer als 100 DM/qm,
- Erhöhung der unter den hälfti-
gen Ankaufswen bzw. vergün-
stigten Erbbauzins fallenden
Fläche von 500 qm auf 800 qm,
- Übernahme aller Überlas-
sungsverlräge für Wohnzwek-
ke in das Sachrechtsbereini-
gungsgesetz,
- Aufnahme von Entschädi-
gungsregelungen für den Fall,
daßderietzigeEigenheimbesit-
zer auf den weiteren Besitz ver-
zichtet oder ihn aufgeben muß,
- Anpassung der Nutzungsent-
geltverordnung an die tatsächli-
chen Einkommensverhältnisse
derbetroffenen Schicht ostdeut-
scher Nutzer unter Einführung
einer Kappungsgre nze für Bai-
lungsgebiete, ~
- Generelle Zulassung von Un-
terpachtverhältnissen,
- im Falle der Kündigung durch
den Nutzer Gleichstellung sei-
nerRechte mitdenen des durch
den Eigentümer gekündigten
Nutzers,
- Aufnahme eines Ankaufsrechts
für die Nutzer in das Schuld-
rechtsänderungsgesetz entspre-
chenddem Sachenrechtsände-
rungsgesetz.

23. Das Land tritt gegen mili-
tärische Tieffiüge und den
Ausbau von Mllitärstandorten
in Mecklenburg-Vorpommern
ein. Verbot von Rüstungspro-
duktion und Watfenhandel
Das Land unterstützt die kom-
munalen Bemühungen in Wa-
renshof, ein Symbol für erfolg-
reiche Konversion und Friedens-
politik zu schaffen.
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››Wır schauen nicht tatenlos zu.<< Die SPD will die Bundesregierung zu Entscheidun-
gen zwıngen. Ein ZEIT-Gespräch mit Rudolf Scharping. In: »Die Zeit« vom 21
Oktober 1994. S. 4/5.

ZEIT: Herr Scharping, die SPD hat knapp drei
Prozentpunkte dazugewonnen, die Koalition kräf-
tig verloren. Dennoch regiert Helmut Kohl weiter.
Was ist nun mit dem „Kanzlerwechsel“?

Scharping: Es war schwierig, es beim ersten
Versuch zu schaffen. Wir haben einen sehr enga-
gierten Wahlkampf geführt, trotz der Schwächen,
die wir unbestreitbar im Frühjahr und im Früh-
sommer hatten. Wir haben das Zieldes Kanzler-
Wechsels nicht erreicht, aber unsere strategische
Ausgangsposition erheblich verbessert.

ZEIT; Inwiefern??  
Scharpütg: Erstens ist der Vorsprung an Man-

daten für Herrn Kohl sehr gering. Zweitens hat er
sich mit den Spekulationen über seine Amtszeit
selbst zur Disposition gestellt.'Drittens hat diese
Koalition keine innere politische Substanz. Und
viertens steht sie einer sehr starken sozialdemo-
kratischen Opposition und einer gestärkten sozial-
demokratischen Mehrheit im Bundesrat gegen-
über. '

ZEIT: Wie hoch ist aus Ihrer Sicht die Stim-
mendifferenz zwischen Regierung und Opposi-
tion? Zehn oder - ohne PDS - vierzig Stimmen?
, .S`charping.' Die Koalition hat vier Mandate
mehr, als zur Kanzlermehrheit erforderlich sind.
Das ist das eine Datum. Im übrigen rechne ich, als
strategische Orientierung für die .Zukunft, den
Abstand zwischen CDU/CSU und FDP auf der
einen Seite und SPD und Grünen auf der anderen
Seite. Das sind 4,7 Prozent, der geringste Abstand
seit vielen Jahren. Es gab bei dieser Wahl einen
Swing von über 12 Prozent: Die Koalition hat 6,4
Prozent verloren, SPD und Grüne zusammen ha-
ben 6,4 Prozent gewonnen. Bei der nächsten Wahl
reicht ein Swing von drei Prozent, um veränderte
Mehrheiten herbeizuführen.

ZEIT: Wie wird Ihre Oppositionsstrategie aus-
sehen? Die ersten Stichworte nach der Wahl lau-
teten: Wir warten mal ab, wie diese Regierung
über die Runden kommt. Sehr offensiv klingt das
nicht. .

Scharping' Das „Abwarten“ bezieht sich auf die
Bildung der Bundesregierung und den Inhalt ihrer
Vereinbarungen. Das heißt nicht, daß man sich
hinsetzt und tatenloszusieht.. Wir werden diese
Koalition, wenn sie denn zustande gek-ommenist.
mit Initiativen aus der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion sehr schnell zu Entscheidungen
zwingen, und zwar bei den zentralen Themen un-
seres Landes: Wir müssen international rwettbe-
werbsfähiger werden, wir müssen die ungerechte
Steuerpolitik korrigiere-n,und wir müssen unserer
Verantwortung gegenüber der Zukunft gerecht
werden, indem wir den Schutz von Umwelt und
Natur verbessern. Dazu wird es sehr schnell ent-
sprechende Initiativen der SPD im Bundestag
geben.
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ZEIT: Was als erstes?
.S`ch_rırpı`rrg: Die erste Initiative wird einem brei-

ten Bundnıs gegen die Arbeitslosigkeit dienen.
_ ZEIT: In Ihrer neuen Doppelroile als Opposi-

tıonsführer und SPD-Parteivorsitzender könnten
Sie leıcht in eine Zwickmühle geraten. Im Bun-
destag bringen Sie die Positionen der sozialdemo-
kratischen Fraktion ein, im Bundesrat aber neigen
auch die SPD-geführten oder reinen SPD-Regie-
rungen aus Eigeninteresse zum Kompromiß mit
der Regierung.

._ Scharping.: Diesen Konflikt hat es in den.letzten
fuınfzehn Monaten nicht mehr gegeben, und den
wird es auch inder nächsten- Legislaturperiode
nicht geben. Ich schließe nicht aus, daß hier und
da einmal 'Länderinteressen sozialdemokratische
Initiativen im Bund berühren können. Aber in
den zentralen Punkten wird es eine enge Koordi-
nation geben. Ich bestreite nicht, daß wir hier und
da einmal zu Kompromissen gezwungen sein wer-
den. Wo die Regierung den Weg in die sozialen
Ungerechtigkeiten fortsetzt oder ökologisch fal-
sche Politik treibt, wird es ein hartes Nein geben.

ZEIT: Sie müssen sich-irgendwann mit der
Bundesregierung einigen, beispielsweise in der
Steuerpolitik. Da können Sie nicht einfach sagen:
Zurück, bitte Neuvorlagei I

Scli.arpı`ng.' Diesen Einigungszwang sehe ich
nicht.

ZEIT: Nehmen wir die steuerliche Freistellung
des Existenzminimums: Ab 1996 muß laut Bun-
desverfassungsgericht eine neue Regelung, gelten.
Da kann der Bundesrat nicht auf Zeit spielen.

Scharping: Da geht es auch nicht um das Spie-
len auf Zeit. Die Koalition hat vor der .Wahl
schlicht verschwiegen - ich behaupte: mit der Ab-
sicht der Täuschung -, was da finanziell auf uns
zukommt. Wenn ihre Vorschläge unbefriedigend
sind, werden wir sie ablehnen. Wir sind nicht ge-
zwungen, Kompromißvorschläge zumachen.

ZEIT: Fürchten Sie nicht die Rolle des „Nein-
sagers“?

Scharping: Weshalb? Ichnehme einmal ein an-
deres Beispiel: Wenn wir verhindern, daß Men-
schen, die dreißig Jahre oder länger in die Ar-
beitslosenversicherung einbezahlt haben, jetzt die
Arbeitslosenhilfe bereits nach zwei Jahren gestri-
chen wird, wie die Koalition es will,-werden uns
die Betroffenen und alle sozial verantwortlich
denkenden Menschen dankbar sein.

ZEIT: Steht es also fest, die geplante Kürzung
der Arbeitslosenhilfe um vıer Milliarden Mark
wird im Bundesrat scheitern?

Scharping; Wie will Herr Waigel da Zustim-
mung bekommen? Ich muß abwarten, wie sich
neue Länderregierungen in Thüringen und in
Mecklenburg-Vorpommern dazu stellen. In der
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Vergangenheit haben die ostdeutschen Landesre-
gierungen das aber wie die westdeutschen ge-
schlossen abgelehnt. Ich hoffe, daß es dabei bleibt.

ZEIT: Und wenn die Regierung dann kontert:
Die SPD wirft uns massive Verschuldung vor,
blockiert uns aber gleichzeitig die Finanzierung? _

Sclzarping: Sie soll doch erst einmal die gelten-
den Steuergesetze durchsetzen. Die Allgemeinheit
wird durch Steuerhinterziehung und Subventions-
betrug um Milliarden betrogen. Da sehe ich nicht
ein, daß soziale Leistungen ins Visier genommen
werden.

ZEIT: Oskar Lafontaine hat vor der Wahl ge-
sagt: Béi Einsparungen muß alles auf den Prüf-
stand. Gilt diese Aussage noch?

Scimrping: Natürlich. Man muß die Zielgenau-
igkeit von staatlichen Leistungen überprüfen. Wir
haben doch selbst eine soziale Leistung auf den
Prüfstand gestellt, nämlich die staatlichen Leistun-
gen für Kint__:ler und deren Eltern. Wir sind der
Auffassung, daß dieses System aus einem sehr be-
scheidenen Kindergeld und steuerlichen Freibe-
trägen, die hohe Einkommen besonders stark be-
günstigen, nichtmehr akzeptabel ist. Auch die
steuerlichen Vorteile, die sich aus der bloßen Tat-
sache des Verheiratetseins ergeben, müssen be-
grenzt werden. i .

ZEIT: Aber sind Sie dazu bereit, die überhöh-
ten Staatsausgaben durch echte Einschnitte beim
Sozialen zu dämpfen? .

Scharping.' Ich sehe dazu im Augenblick weder
Bedarf noch Raum, schon gar nicht, solange in an-
fderen Bereichen nicht konsequent gegen Miß-
brauch und das schamlose, zum Teil rechtswidrige
Ausnutzen steuerlicher Möglichkeiten vorgegan-
gen wird. Es wird auch entscheidend darauf an-
kommen, ob der Staat selbst endlich mehr Effi-
zienz und mehr Sparsamkeit praktiziert'

ZEIT: Wenn die Mehrheit der SPD-geführten
Länder im Bundesrat ein Vorhaben der Koalition
ablehnt, wird' es häufig im Vermittlungsausschuß
enden. Gehen wir in eine Phase der- heimlichen
großen Koalition?

Scharping.: Nein, ganz sicher nicht. Der Ver-
mittlungsausschuß wird nicht zu einer Art Neben-
oder Ersatzregierung werden, denn Demokratie
lebt von der Durchschaubarkeit von Entschei-
dungsprozessen. Es wird Situationen geben, in de-
nen man gar nicht erst den Versuch' macht, eine
völlig unzureichende Gesetzgebung der Koali-
tionsmehrheit durch Kompromisse abzumildern
oder zu korrigieren. Man lehnt sie dann ab, Punkt.

ZEIT: Wie lange wird aus Ihrer Sicht die Re-
gierung halten? Vier Jahre? Ü

Scharping: Dazu gebe ich keine Prognose ab.
Ich bin nur sicher, daß wegen der zahlreichen in-
haltlichen Differenzen innerhalb der Koalition
Schwierigkeiten für die Regierung entstehen.
Dann werden wir sehen, wie die nächsten Land-
tagswahlen ausgehen. Die FDP ist bereits aus vie-
len Landtagen geflogen. Das kann sich fortsetzen.

ZEIT: Aber im Bund ist sie für vier Jahre noch
einmal gewählt. -

Scharping: Im Bund hat sich die Situation für
die FDP eigenartig verändert. Inder vergangenen
Legislaturperiode hatte sie politisch und rechne-
risch keine Alternative zur Koalition mit der"
CDU. Jetzt ist sie fast halbiert worden und hat
nur mit Leihstimmen überlebt. Aber im Gegen-

satz zur zwölften Wahlperiode hat sie im kom-
menden Bundestag andere Möglichkeiten.

ZEIT: Sie kann an die Seite von SPD und Grü-
nen wechseln. Aber ist das mehr als Theorie?

Scharping: Die Frage muß Herr Kinkel mitsei-
nen verbliebenen Mannen beantworten. Ich be-
schreibe nur den Zustand, wonach für die FDP
eine jedenfalls theoretische Möglichkeit besteht,
eigenständige Positionen deutlicher zu machen.-In
keiner Weise will ich damit signalisieren, wir war-
teten jetzt gewissermaßen darauf, daß die FDP so
wie 1982 die Koalition verläßt, um die Wahl eines
anderen Bundeskanzlers zu ermöglichen. Ich will
klarmachen: Es gibt mehrere Möglichkeiten. Und
dabei darf man denkbare Neuwahlen nie ver-
gessen.

ZEIT: Können Sie sich einen Regierungswech-
sel in dieser Legislaturperiode ohne Neuwahlen
überhaupt vorstellen?

Scharping: Das schon, aber das ist wenig wün-
sehenswert.

ZEIT: Was die „Bewegungsspielräume“ in der
Koalition angeht: Auch die Union hat eine andere
Möglichkeit, nämlich Ihnen ein Angebot zu ma-
chen. Wären Sie zu Gesprächen über eine große
Koalition bereit? I

Scharping: Das ist nur eine theoretische Mög-
lichkeit. Und warum soll ich mich jetzt über
höchst theoretische Möglichkeiten unterhalten?

ZEIT: Sagen Sie „theoretisch“, weil Sie jetzt
nichts dazu sagen wollen oder weil Sie glauben,
der Fall wird nicht eintreten? . "

Scharping.: Aus beiden Gründen.
ZEIT: Sollte cler Wechsel erst 1998, in der

nächsten'Bundestagswahl, möglich sein, treten Sie
dann wieder an? ,

Sclmrpirzg.' Ja, ganz sicher. I
ZEIT: Bedarf es dazu noch eines Beschlusses

der Partei?
'Scharpı`ng: Selbstverständlich. Niemand wird

den Ereignissen des Jahres 1997/98 'vorgreifen
wollen. Aber wenn sich die Dinge normal entwik-
keln, dann wird das so sein.

ZEIT: Wird das ein Soloakt des Kandidaten
Scharping, oder kommtwieder die Troika?

Scharping: Die Troika ist eine langfristig ange-
legte Zusammenarbeit zwischen mir, Oskar La-
fontaine und Gerhard Schröder. Dabei bleibt es.
Für konkrete Aussagen über die nächste Wahl-
kampagne der SPD ist es jetzt wirklich zu früh.

ZEIT: Wie pflegen Sie die empfindsamen Egos
der beiden Herren, die nun in ihre Länder zurück-
kehren, während Ihnen die bundespolitische
Bühne allein gehört?

Scharping: So empfindsam sind die gar nicht.
Ich habe gesehen, daß man eine gewisse Zeit
braucht, um einen auf Kooperation und auf
Teamgeist orientierten Führungsstil durchzuset-
zen. Aber anders kann ich mir moderne Führung
weder in einer Demokratie noch in einem Unter-
nehmen vorstellerl. Die hierarchischenoder auto-
ritär strukturierten Modelle sind verbraucht. '

ZEIT: Heißt das konkret: kein Vorschlag zur
Finanzpolitik, der nicht vorher mit Lafontaine ab-
gestimmt ist? ¬ . _.

.-~- _ _ -. '



Scharping: Sinnvollerweise mit ihm und allen
anderen, die in der Finanzpolitik Kompetenz und
Verantwortung haben.

ZEIT: Wo bleibt Lafontaines Sonderrolle?
Scharping: Über die Troika haben wir ja ge-

sprochen. Und im Sommer 1993 habe ich gesagt:
Es wird eine starke Achse zwischen Rudolf Schar-
ping und Oskar Lafontaine geben. Das gilt.

ZEIT.: Auch für Schröder, den Dritten im
Bunde? Bleibt für ihn eine bundespolitische Rolle?

Scharping: Gerhard Schröder ist eine starke po-
litische Persönlichkeit. Ich habe schon gesagt: Wir
drei bleiben zusammen. Was das jetzt im einzel-
nen bei dieser oder jener Entscheidung konkret
bedeutet, wird man dann sehen.

ZEIT: Was~wird aus Ihrem Schattenkabinett
und dem Beraterteam? r

Scharping:_ Die Mitglieder des Regierungsteams
tragen, soweit sie aus den

Dokumente

. ZEIT: Noch einmal zum Wahlkampf. War es
unter dem Strich ein Fehler, kurz vor der Bundes-
tagswahl in Sachsen-Anhalt eine rotgrüne Minder-
heitsregierung zu bilden, die auf Duldung durch
die PDS angewiesen ist?

Scharping: Das war sehr zwiespältig. Auf der
einen Seite war es sachlich notwendig, aus dem
Wahlergebnis die für das Land Sachsen-Anhalt
angemessenen Konsequenzen zu ziehen. Es hat
auf der anderen Seite der CDU eine unanstän-
dige, am Ende in den Wirkungen allerdings auch
verpuffende Verleumdungskampagne- ermöglicht.
Das hat das politische Klima sehr belastet und
wird manches auch in Zukunft schwierig machen.
Ich sage allerdings in aller Deutlichkeit: An der
Lösung in Sachsen-Anhalt führte kein Weg vor-
bei. Die Verfassung dieses Landes sieht vor, daß
der Ministerpräsident im dritten Wahlgang mit
der relativen Mehrheit der Stimmen gewählt wer-
den kann. Diese Mehrheit hatte Reinhard Höpp-
ner mit seinen Koalitionspartnern von Bündnis
90/Die Grünen. Das unterscheidet die Situation
des Landes Sachsen-Anhalt übrigens prinzipiell

von der Situation in Thü-
Ländern kamen, an ande- .
ren Stellen Verantwor-
tung. Mit ihnen werde ich
weiter eng zusammenar-
beiten, genauso wie mit
den anderen, die jetzt
Mitglied der Bundestags-
fraktion sind. In welchen
Rollen, das wird sich in ' ~

„Es bleibt dabei,
es wird keine

Zusammenarbeit
mit der PDS geben“

I _ringen und in Mecklen-
burg-Vorpommern.

ZEIT: Wird die SPD in
Mecklenburg-Vorpom-
mern mit PDS-Hilfe re-
gieren, womöglich gegen
den Willen des Parteivor-

' sitzenden?
den nächsten Wochen ,
herausstellen. Und was die Berater angeht: Es tut
der Politik gut, wenn sie Sachverstand von außen
heranzieht. Dabei werde ich auch auf die Men-
schen zurückgreifen, die ich für den Fall 'meiner
Kanzlerschaft genannt hatte.

ZEIT: Frau Steilmann, Herrn Goeudevert, Jens
Reich? r

Scharping: Sicher, und viele andereauch: bei-
spielsweise die Vorsitzenden der einzelnen Ge-
werkschaften oder wichtige Unternehmerpersön-
lichkeiten, auch solche, die nicht das sozialdemo-
kratische Parteibuch in der Tasche tragen.

ZEIT: Ihr Verhältnis zu den Unternehmern war
schon besser. . '

Scharping: Man darf die deutsche Wirtschaft
nicht mit einigen wenigen Verbandsspitzen ver-
wechseln. Das Vertrauen' in diewirtschaftliche
Kompetenz der Sozialdemokratie, gerade was Un-
ternehmensvorstände und Manager angeht, ist
nach wie vor gut. Wir stehen in regem Kontakt
mit den unterschiedlichsten Vertretern der Wirt-
schaft. Wir haben allerdings vereinbart, das unter
uns zu behalten, insofern hat das an Neuigkeits-
wert verloren. Ich habe in meiner Zeit als Opposi-
tionsführer in Rheinland-Pfalz einen Wirtschafts-
rat gebildet, aus dem .wurde ein Zusammenschluß
von Unternehmen, wissenschaftlichen und kultu-
rellen Institutionen und Mitgliedern der rhein-
land-pfälzischen Landesregierung. Ich kann mir
lebhaft vorstellen, daß man das aufBundesebene
ähnlich macht. 't

Scharping: Es bleibt
dabei, es wird keine Zusammenarbeit mit der
PDS geben. r

ZEIT: Wahlkämpfe sind häufig auch Lernpro-
zesse. Was haben Sie in Ihrer ersten Bundestags-
wahl gelernt, Herr Scharping?

Scharping.: Wenn ich an die Entwicklung der
letzten Wochen vor dem Wahltag denke, so bleibt
für mich ein Phänomen: Wir haben in Deutsch-
land eine Offentlichkeit, die es zuläßt, daß sich
der Kanzler »jeder politischen Debatte entzieht
und wie ein Patriarch agiert, nicht wie der Inhaber
des verantwortungsvollsten: politischen Amtes, das
wir zu vergeben haben.

ZEIT: Das wird sich in den nächsten vier Jah-
ren nicht notwendigerweise ändern. Woher neh-
men Sie also Ihren Optimismus, daß sich die Lage
für Sie bis 1998 verbessert?

Scharping: Ich bin jetzt im Deutschen Bundes-
tag. Ich bin der erste Politiker in Deutschland, der
ein staatliches Amt wegen seiner Kandidatur für
den Bundestag bereits vor der Wahl aufgegeben
hat. Dort wird Herr Kohl - zum Ausweichen
schlechtere Möglichkeiten haben als im Fernsehen.

ZEIT: Die Erfahrung lehrt freilich: Der Bundes-
tag ist nicht notwendigerweise- der O_rt der politi-
schen Debatte, auf den die Nation blickt.

Scharping: Das könnte er doch wieder werden.

Das Interview führten Thomas Hanke und
Werner A. Perger
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Dokument 38
Notwendige Klarstellungen. Positionspapier der SPD Mecklenburg Vorpommems zu
den Sondierungen mit der PDS. In: »Offenes Blatt<<, Nr. 10, 1994.

1. Die Grundrechte und die in
den Artikeln 20 und 28 des
Grundgesetzes festgelegten
Grundsätze werden als un-
abänderlicherRahmenfürdie
Verfassung von Mecklen-
burg-Vorpommern und as
Grundlage aller -Politik in
Mecklenburg-Vorpommern? ~
anerkannt. '
Das bedeutet im einzelnen:
- Ein klares Bekenntnis zu
den Menschenrechten, Q
- Bindung von Gesetzgebung,
vollziehender Gewalt und
Rechtssprechung an die
Grundrechte als unmittelbar
geltendes Recht, _
- die Ausübung der Staatsge-
walt, die vom Volke ausgeht,
in Wahlen und Abstimmun-
gen,
- die Ausübung der Staatsge-
walt, die vom Volke ausgeht,
durch besondere Organe der
Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der
Rechtssprechung (Gewalten-
teilung),
- die Bindungder Gesetzge-
bung an die Verfassungsmä-
ßigeOrdnung,dervollziehen-
den Gewalt und der Rechts-
sprechung' an Gesetz und
Recht. Die Nichtbeachtung
der Grundrechte und der vor-
genannten Gtundsätze war.
eine wesentliche Ursache für
die Fehlenlvvicklung in der
DDR.
DieOpferdieserFehlentwick-
lung haben Anspruch auf
Rehabilitierung und Wieder-
gutmachung. '

2. Die ,SPD,eıjwartet, daß sich
die PDS ohne Wenn und Aber
zu der durch Volksabstim-
rr ung legitimierten Verfas-
'sung des Landes Mecklen-

oi§g_c:CJ'

urg-Vorpommern  bekennt
:id auf ihre Forderung ver-_
chtet, neben den gesetzli-
hen Verfass_ungsorganen

ı o

 

.- * ›sogenannte Runde- Tische
einzurichten. Die Runden Ti-
sche haben in der Phase des
Übergangs von der SED-Dik-
tatur zur Demokratie eine
wichtige Rolle gespielt. Ihre
Aufgabe ist nun auf die de-
mokratisch gewählten Volks-
vertretungen im Land und in
den Kommunen übergegan-
gen.

3. Die SPD erwartet von der
PDS die öffentliche Erklärung,
daß, die Zwangsvereinigung
.von SPD und KPD zur SED
im Jahre 1946 Unrecht war
und nur unterAndrohung von
Gewalt zustande gekommen
ist. Die Ausschaltung der SPD
im Jahre 1946 wird von der
PDS als ein historischer- Feh-
ler bewertet, durch den die
Demokratie beseitigt und die
Diktatur ermöglicht wurc 1.
Die PDS wird sich für die Ver-
folgung der Sozialdemokra-
ten in der DDR entschuldi-
gen.

4. Die Kräfte, die die o. g.
Grundrechte und Grundsät-
ze nicht anerkennen, wie die
Kommunistische Plattform,
Anarchisten u. ä. Gruppen,
dürfen keinen Einfluß auf die
Politik des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern bekom-
men. .Parlamentarische De-
mokratie und Kommunismus
sind unvereinbar. .
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92 - Dokumente

SPD-Papiers "Notwendige
Klarstellüngen" erklärenwir:

1. Die PDS steht auf dem
Boden des Grundgesetzes
und d_er Landesverfassung.
Sie ist eine die Landesver-
fassung konstituierende po-
litische Kraft und hat sich
ohne Vorbehalt, ohne Wenn
und Aberaktiv an derenAus-
arbeitung beteiligt.
Die PDS achtet die verfas-
sungsmäßigen Grundrechte
und die in den Artikeln 20
und 28 des Grundgesetzes
verankertenGrundsätze,die
sie für unveräußerlich hält.-
Wir teilen den Standpunkt,
daß die Nichtbeachtung von
Grundrechten sowie unkon-
trollierte und unkontrollierba-
re diktatorische Machtaus-
übung eine wesentliche Ur-
sache für die Fehlentwick-
lung und den Untergang der
DDR waren.
Die Opferdieser Fehlentwick-
lung haben Anspruch auf
Ftehabilitierung.

2. Die PDS bekennt sich zur
Landesverfassung, an deren
Ausarbeitung sie beteiligt war
und die durch den Volksent-
scheid vom 12. Juni 1994
beschlossen ist. Die PDS hat
im Zusammenhang mit der
Diskussion um die Regie-
rungsbildung nicht die Ab-
sicht, »"Runde Tische" als ln-
stitutionen zu errichten und
damit die gewählten Vertre-
tungen auszuhöhlen oder
abzuwerten.Sieistallerdings
der Auffassung, daß es im
interesse eines politischen
Kurswechsels im Lande und
der Möglichkeit einer sozial-
demokratischen Minderheits-
regierung nötig ist, einen Stil
des Fiegierens im Geiste der
Runden Tische von 1989/90
einzuführen: Umfassende
Konsultation der im Parla-
ment vorhandenen Kräfte

und der au ßerparlamentari-
schen Kräfte mit dem Ziel
der Konsensbildung, mehr
Demokratie wagen, Integra-
tion befördern, Transparenz
von Parlament und Verwal-
tung. lnsbesondere könnten
damit auch die politischen
Kräfte Berücksichtigung er-
fahren, die nicht mehr im
Landtag vertreten sind.
Die PDS vertritt die Meinung
und setzt sich weiter dafür
ein, daß die Landesverfas-
sung nachgebessert werden
solltezdurchdieverbindliche-
re und stichhaltigere Veran-
kerung sozialer Rechte als
Staatsziele, wie sie die Bran-
denburger Landesverfas-
'sung enthält, durch erleich-
terte Bedingungen für das
Zustandekommen demokra-
tischer Entscheidungen im
Sinne direkter Demokratie,
d. h. Plebiszite, Beferenden
u. durch weitergehende
Bestimmungen über die Öf-
fentlichkeit des Parlaments
und der Verwaltung, durch
erweiterte Akteneinsichts-
rechte und die Möglichkeit
der Verbandsklage.
Die Möglichkeit und Zweck-
mäßigkeit solcher Verände-
rungen könnte nach Ansicht
der PDS durch eine Sach-
verständigengruppe geklärt
werden.
Die PDS setzt dabei auf
Sachlichkeit. '
lm übrigen gestattet es die
Landesverfassu ng ausdrück-
lich den politischen Kräften,
nach Verfassungsänderun-
gen zu streben und dazu die
entsprechenden Mehrheiten
zu bilden. Darauf verweist
beispielsweise direkt die
Präambel, in der ausdrück-
lichalsAufgabederZukunfts-
gestaltung bezeichnet ist "ein
sozial gerechtes Gemeinwe-
sen zu schaffen Dieser
Auftrag der Landesverfas-
sung ist aus unserer Sicht
nach wie vor unzulänglich
erfüllt und harrt der Gestal-

\

tung.

3. Die Vereinigung von KPD
und SPD zur SED im Jahre
1946 verlieh dem Streben
sehr vieler Mitglieder der
beiden Parteien nach Ge-
meinsamkeit und organisa-
torischer Einheit als Lehre
aus dem Faschismus Aus-
druck. Ebenso gab es viele
MitgliederderSPDundKPD,
die die Vereinigung nicht
wollten. Sie wurden erhebli-
chem und ungerechtfertig-
tem Druck ausgesetzt.
Ob das Wort von der
"Zwangsvereínigung" ge-
rechtfertigt ist, sollte die Dis-
kussion zwischen den Par-
teienunterHinzuziehungvon
Hístorikern klären.
Es ist bittere historische
Wahrheit, daß durch maß-
gebliche Kreise der SED
während und nach der Verei-
nigung von 1946 Sozialde-
mokraten Verfolgungen und
Bepressalien erleiden muß-
tensowieausdempolrtischen
Leben ausgeschaltetwurden.
Die PDSinsgesamtwie auch
der Landesverband M ecklen-
burg~Vorpommernhabenauf
Parteitagen seit 1990 in Er-
klärungenundverlautbarun-
gen ihr Bedauern hierüber
und ihre Entschuldigung da-
für zum Ausdruck gebracht.
Wir verweisen in diesem
Zusammenhang darauf, daß
nicht wenige Kommunisten
nach 1945 von denselben
oderähnlichen Fiepressalien
und Verbrechen betroffen
wurden, wie Mitglieder und
Funktionäre der SPD.
Als Bechtsnachfolgerin der
SED bekennt die PDS ihre
Verantwortung auch dafür
und weiß sie, daß sie diese,
ihre Verantwortung, nur
durch eigene Erneuerung'
und glaubhaftes demokrati-
sches Wirken abtragen kann.
Dazu hat sie den festen Wil-
len.
Die PDS_ betrachtet die

Drangsalierung von Sozial-
demokraten - wie jegliche
politische Ausgrenzungen -
als mit ihrer Programmatik
und ihrem Wollen für unver-
einbar.
Wirvertretendie Auffassung,
daß die historischen Prozes-
se der Vereinigung und der
Nachfolgezeit weiter unter-
sucht werden müssen und
auch die historischen~~und
aktuellen Bewertungen ge-
prüft werden sollten.
Wir teilen die Auffassung,
daß es bei der Vereinigung
von KPD und SPD undinder
Folgezeit schwerwiegende
politische Entstellungen und
Entartungen gegeben hat.

4. Die PDS ist eine demokra-
tische und pluralistische Par-
tei, in der es Plattformen,
Strömungen und Flügel gibt.
So gibtes z. B. eine kommu-
nistische ebenso wie `eine
sozialdemokratische und
ökologische Plattform.__
Dies steht in völliger Uber-
einstimmung mit dem Pro-
gramm und Statut der PDS,
die keine Ausgrenzung von
Strömungen zulassen, soweit
und solange diese sich an
die Beschlüsse der Partei
halten. ,
Obwohl der vieldeutig ge-
brauchte Begriff "Kommunis-
mus" durch die Praxis und
das Scheitern des Staatsso-
zialismus sowie durch den
Stalinismus schwer diskred i-
tiert worden sind, gibt es kei-
nen Grund, Kommunisten
generell die Fähigkeit abzu-
sprechen, Demokraten zu
sein. Sie sind wie andere
Menschen lern- und erkennt-
nisfähig, um aus Vergange-
nem und eigenem Erleben
entsprechende Konsequen-
zen zu ziehen. , _, .

Helmut Holter
Johann Scheringer
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Hamburger SPD-Politiker stellt aber Vorbedingungen an Gysi-Partei
Fallen die Schranken zur

PDS?
Bahr: Die Schranken des

Nicht-Sprechens ja. Die
Schranken fiir eine Koalition
nein. .

Wie weit dürfen Kontakte
zur.PDSgeben?

Bahr: Die PDS müßte zwei
Dinge nachweisen: Daß sie
sich von kommunistischen
Grundauftassungen trennt
und daß sie die Vergangen-
heit nicht nur verbal bedau-
ert. Beispiel: die Zwangsver-
schmelzung von SPD und
KPD zur SED.

Wenn die PDS das erfüllt,
wäre sie in den Zirkel der de-
molrratisclıen Parteien auf-
genommen?

Bahr: Das müßte dann so
sein. Das ist dann eine sehr
linke Partei, aber eine demo-

kratische Partei. Ichkann ja
nicht einmal was dagegen ha-
ben._wenn es noch ein paar
verrriickte Kommunisten
gibt. Die gibt es in anderen
Ländern auch. Wir müssen
lernen, mit Kommunisten
und Ex-Kommunisten umzu-
gehen, sie für die Demokratie
zu gewinnen. Ganz beson-
ders, wenn unser Ziel die in-
nere Einheit und Aussöh-
nung bleibt.

.Haben ostdeutsche SPD-
Politiker ein offeneres Ver-
bà`ltniszurPDS?

Bahr: Ich würde sagen:
realistischer. Denn an 20
oder mehr Prozent der Wäh-
ler kann man nicht einfach
vorbeiregieren. Und' es wird
ja irgendwann schizophren.
wenn man sa gt: Auf der loka-
len Ebene geht es nicht ohne

die PDS. und auf der Landes-
ebene wird sie mit einem
Bann belegt. Das fände ich
undemokratisch. Denn ich
muß ja respektieren, was
Menschen gewählt haben, die
mit Sicherheitnicht Kommu-
nisten sind.

Ist eine Zusammenarbeit in
Einzelfragen möglichI'

Bahr: Wenn eine CDU-Re-
gierung bei einem Gesetz die
Zustimmung von SPD und
PDS kriegt, ist doch alles in
Ordnung. Und wenn eine
SPD-Regierung die Zustim-
mung von CDU und PDS
kriegt, ist doch auch alles in
Ordnung. Wir werden doch
nicht so tun. als gäbe es die
PDS-Stimmen nicht, wir
werden sie doch mitzâhlen.

Interview: C.P. 'Tiemann
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Dokument 41
Günter Bannas: SPD-Linke streitet über Umgang mit der PDS. In: »Frankfurter Allge-
meine Zeitung« vom 31. Oktober 1994. S. 6.

išeeperation, Konkurrenz, integration
lt-IANNOVER, 30. Oktober. Eine gc-

ıneinsame l-laltung, wie sich dic SPD ge-
genüber der PDS verhalten solle,.hat der
linke Flügel der So'/.ialdemokratic nicht.
Auf einem Treffen des '-„Frankfurter Krei-
ses“, in dem sich SPD-Linke lose organi-
siert haben, wurde am Wochenende in
l-lannover freilich deutlich, daß die Kon-
sens-Formel „keine Ausgrenzung der
PDS“ mancherlei Kooperationsmöglieh-
kciten eröffnen soll, deren Details noch in
der Zukunft liegen. Die Parteilinke ver-
steht unter diesem Begriff etwas anderes
als der Partcivorsit'/.ende Scharping, der
sich auch gegen eine „Ausgrenzung“ der
PDS wendet, Bündnisse mit ihr aber aus-
schließt. Sie schaut eher auf die beiden
anderen „Troika-Mitglieder“, Schröder
und Lafontaine, von denen es in der Par-
tei heißt, sie hiitten l-larald Ringstorffvor
den Gesprächen in Mecklenburg-Vor-
pomıncrn telefonisch bcståirkt, es durch-
aus mit der PDS zu versuchen, derweil
Scharping deswegen Krach in der SPD
angekündigt hattet.

Drei Linien wurden auf dem Treffen
der etwa 200 SPD-Linken kenntlich ge-
macht. l\/laclitpolitisclie Pragmatiker aus
der Schule Schröders plåidiertcn für
Bündnisse. wenn es die Mchrheitsverhåilt-
nisse hergíiben und es der SPD nutze.
schien - abgestimmt wurde nicht -, als sei
dies die größte Gruppe gewesen. Undog-
matische, sich in der 'Tradition des Anti-
stalinismus sehende Linke warnten vorei-
ner Koopcration ınit der PDS, weil diese
weitgehend immer noch von den alten
SED-Kadern dominiert werde. 'Eine drit-
te, kleinere Gruppierung erneuerte für
sich den Traum eines neuen geıneinsamen
Bündnisses aller relevanten Kräfte der
politischen Linken: SPD, PDS, Grüne.
.lüngere Sozialdemokraten auf dem Tref-
fen meinten Iestzustcllcn, daß die Alteren
die Bündnis-Debatten aus den frühen
siebziger Jahren wiederholten, als' die
SPD-Linke Clarum stritt, wie sie sich ge-
genüber der DKP und ihren Ablegern
verhalten sole.

Der Vorsit'/.ende des SPI)-l1*›ez.irks l-lan-
noycr und in diesem Amt Schröders
Nachfolger, Jüttner, kennzeichnete am
deutlichsten den ınachtpragmatischen
Kurs. Zu einer Mischung aus „Koopera-
tion¬ Konkurrenz, lntegration“ gebe es
„keine Alternative“. Nach dem Ver-
schwinden des Komınunismus sei der An-
tikommunismus „keine angemessene Re-
aktion“ aufdie PDS. Mit Blick auf Sozi-
aldemokraten, die eine Zus2ın}n1eıiztı°beit
mit der PDS wegen deren SED-Vergan-
genheit grundsätzlich ablehnen, und auf
solche, die vom gemeinsamen Bündnis al-
ler- Linken schwåirrnen, sagte Jüttner:
„Mit Moral hat Koalitionspolitik über-
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haupt nichts zu tun.“ Gehe man die Frage
dcr1Koopeı'ation mit der PDS unter mo-
ralischen Gesichtspunkten an, könne
man, gleich zu welchem Ergebnis man
komme, nicht zwischen Kooperations-
möglichkeiten in Gemeinden, Ländern
und dem Bund unterscheiden. Damit be-
zog sich Jüttner aufdie l-laltung der Bon-
ner Parteiführung, was in Sachsen-Anhalt
möglich sei, müsse im Bund ausgeschlos-
sen werden. Jüttner sagte voraus, die PDS
könne auch in Westdeutschland eine
Konkurrenz' zur SPD werden - „wenn sie
sich weiter hiiutet“. Unter diesem Ge-
sichtspunkt sei das Hinausdríingen der
gewählten Bundestagsabgeordneten Frau
Kaiser-l\licht aus der Bundestagsgruppe
„clever“ gewesen.

Der Bundestagsabgcordnetc Kuhlwein,
der den früheren schlcswig-holsteinischen
SPD-Politiker Jochen Steffen zum politi-
schen Vorbild hat, sprach sich gegen das
billigende lnkaufnehmen der PDS und
gegen Koalitionen mit dieser aus. ln der
PDS herrsche in den mittleren Kadern
immer noch die „Blockwart-Mentalität“
der SED vor. „Das ist nicht links, das ist
rechts.“ Frau Kaiser-Nicht sei in der Art
eines Schauprozesses ausgeschlossen wor-
den, `sagte Kuhlwein unter' Anspielung
auf Prozesse aus der Zeit der Stalinismus.
Andere Zuträger der DDR-Staatssichen
heit (Kutzmutz) oder Funktionäre aus
SED-Zeiten (Maleuda) blieben in der
PDS-Bundestagsgruppe. Das müßten die
sehen, die über eine gemeinsame Linke in
Deutschland redctcn. Gerade als Linker
habe er etwas dagegen, wenn sich links
der SPD eine neue Partei etabliere. Die
SPD rückc dann unweigerlich nach
rechts. Die PDS müsse auf ihren kommu-
nistischen Wählerstamm reduziert und
dürfe nicht hochgeredet werden. Er sei
gegen jede Koalition mit der PDS.
„Triiumt nicht von -neuen Bündnissen“,
rief Kuhlwein. Aueh der Abgeordnete
Weißkirchen sprach so. Die SPD gerate
in eine „strategische Falle“, wenn sie die
Zusammenarbeit mit der PDS suchte. Sie
würde dann auf Dauer in Deutschland
nicht mehrheitsfähig werden.

_. ı_ı

Der Juso-Vorsitzende Westphal schloß
sien zwar .lüttners Auffassung an, ver-
nachlässigte aber den Aspekt der Kon-
kurrenz zwischenSPD und PDS und hob
den der Geıneinsamkeit aller Linken her-
vor. Es gehe nicht um eine aktuelle Bünd-
nis-Debatte, sondern es müsse der Wille
signalisiert werden, die Regierung abzulö-
sen. Seine Anmerkung, die PDS solle
nicht ausgegrenzt werden, hatte konkre-
ten Charakter. Westphal sprach von einer
„Sammlung der' Reformkråifte“, um eine
Mehrheit links der Union zu bilden.
Westphal warb - den Blick auf die Bun-
destagswahl l998 - für eine Strategie der
Integration und Kooperation. Andere be-
grüßten das Aufkommen der PDS. Sie cr-
hofften sich eine Stärkung der SPD-Lin-
ken, wenn der SPD - neben den Grünen -
eine weitere linke Konkurrenzpartei iın
Nacken sitze. Und Alt-Linke bekannten,
jetzt wieder von einem gemeinsamen
Bündnis aller Linken zu träumen.

Die Furcht vor einer großen Koalition
einte die Parteilinke. Ihr ehemaliger Wort-
führer, von Oertzen, machte deshalb sogar
den Vorschlag, die SPD in Mecklenburg-
Vorpommern solle eine CDL_l~Minder-
heitsregierung tolerieren. Er wandte sich
gegen Koalitionen mit der PDS. Einige
ostdeutsche Sozialdemokraten lelmten
Koalitionen mit der PDS - bedauernd -
mit dem Hinweis ab, die SPD in den neuen
Liindern sei nicht dazu in derfLage; die
innerparteiliche Linke dort sei zu schwach.
Es sei ein „historischer Fehler“ gewesen,
daß es nicht gelungen sei, den „unbelaste-
ten“ Teil der SED-Mitglieder nicht gewon-
nen, sondern der PDS überlassen zu ha-
ben. Zudem sei die SPD im Osten Berlins
wegen ihrer besonderen DDR-Erfahrung
gegen jegliches Zusammenwirken mit der
PDS. Tatsächlich gehören Gründer der
SPD in der DDR (Frau Barbe, Hilsberg)
zu den vehementen Gegnern einer Zusam-
menarbeit. lnsofern war es kennzeichnend,
daß ein in Brandenburg tätiger Westdeut-
scher die Anregung machte, die PDS solle
durch die Zuweisung -von Aufgaben und
Ämtern „cntzaubert“ werden. 'P



Dokument 42
Helmut Holter: Kurswechsel verpaßt, aber Dialog geht weiter. ln: »Offenes Blatt« Nr
5, 1994. S. 3.

Von Helmut Holter
Nach den Landtagswah-
len gab- es die Möglich-
keit, einen politischen
Kurswechsel einzuleiten.
Die PDS war bereit, eine
SPD-l\/linderheitsregie
rung zu unterstützen. ~
Fürdle Gespräche mitder
SPD hattederSonderpar-
teitag unsere Gesprächs-
gruppe mit einem 23-
Punkte-Themenkatalog
ausgestattet.
Am 25; Oktober kam es
zum ersten Treffen von
SPD und PDSím Schweri-
ner Schloß. Beide Seiten
betonten den historischen
Moment. Man wollte eine
neuepolltischeKulturptle-
gen und den Dialog fort-
setzen.
Der wesentliche Unter-
schiedlaginderl-lerange-
hensweise. Während wir
mit unseren Sachthemen
zu landes- und bundespo-
litíschen Themen kamen,
legte die SPD ihre "Not-
wendígen Klarstellungen"
vor.
Die SPD stellte damit
Grundsatzfragendesver-
haltnlsses von SPD und
PDS, die in einem länge-
ren Diskussionsprozeß be-
sprochen werden sollen.
Eineverbindung mitaktu-
ellen landespolitischen
Fragen war nicht vorge-
sehen. ' P
Aut der anschließenden
Pressekonferenz wurden
diesevíer Punkte dann ul-
timativdurchdie SPD ein-
gefordert. *
Zu unseren 23 Punkten
gab es weitestgehende
Übereinstimmung.
Nun kommtdie große Ko-
alition. Die SPD muß sich
tragen lassen, warum sie
den möglíchenpolitischen
Kurswechsel verhindert

Dokumente
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hat.
Wir sind uns aber einig,
daßderDialogfortgesetzt
wird. Wir sollten uns be-
mühen, ihn nicht nur auf
Landesebene, sondern
auch auf kreisllcher und
örtlicher Ebene zu begin-
nen.
Die SPD-PDS-Gespräche
sind eine Option auf die
Zukunft. ln der Bevölke-
rung gibtesdeutlich Mehr-
heiten, die Parteien links
von CDU und F.D.P.wäh-
len.
Wir müssen die Frage be-
antworten, ob und wie
PDS, SPD und Bündnis
90/Die Grünen gemein-
sam Politik gestalten kön-
nen, ob eines Tages sta-
bile Linksregierungen
möglich sind. ,
DasverlangtvonderPDS,
ihr Profil als linkssoziali-
stische Parteiweiterzuent-
wickeln und Druck von
links auf die SPD auszu-
üben.
Einerseits ein hoher An-
spruch an unsereinhalt-
lich-konzeptionelleArbeit,
andererseits eine Heraus-
forderu ng für au ßerparla-
mentarische Aktionen.
Die PDS muß sich bei der
Fortsetzung derprograrn-
matischen Diskussion auf
realpolitische Alternativen
verständigen und so ihre
politische Handlungsfä-
higkeit weiter unter Be-
weis stellen. S
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Dokument 43
Markus Meckel: Bloß keine Nähe. In: ››Die Zeit« vom 4. November 1994. S. 3.

in Riß geht durch die SPD: der Streit um
E die PDS. Das ist nicht einfach nur eine Mei-

nungsverschiedenheit; auf der Tagesord-
nung stehen strategische und sehr grundsätzliche
Fragen. Da hilft kein Kitten, dieser Konflikt muß
ausgetragen werden. Das Ergebnis ist schon allein
deshalb bedeutsam für das Schicksal der SPD in
diesem Jahrzehnt, weil gilt: Eine geschlossene
SPD kann es nur in Abgrenzung zur PDS_, nicht
aber in der Zusammenarbeit mit ihr geben.

Viel zu lange hat der Westen, also auch Bonn,
die Entwicklungen im Osten Deutschlands ver-
nachlässigt. Die PDS erstarkte auch deshalb, weil
die beiden großen Parteien politisch versagt ha-
ben. Die CDU schürte mit ihrer Eigentums- und
Treuhand-Politik bei den ehemaligen DDR-Bür-
gern das Gefühl, Bürger zweiter Klasse zu sein; so
wurde die Kanzlerpartei regelrecht zum Förder-
verein der PDS. Die SPD hat es derweil nicht ver-
mocht, sich den Menschen im Osten als die Alter-
native zu präsentieren, die energisch ihre Interes-
sen vertritt. Zu sehr erscheint die SPD nach wie
vor als reine Westpartei.

Weil die Sozialdemokratie, iın Herbst 1989 in
einem bewußten Affront gegen die SED als neue
Partei in der DDR begründet, im Osten schwach
blieb, suchen Egon Bahr und andere bei der PDS
jenes Blut und jene Kraft, die sie in.den eigenen
Reihen verınissen. Ein Stück eigene Vergangen-
heitsbewältigung ist wolıl dabei, wenn der Unter-
händler der früheren Ostpolitik nun versucht,
nachträglich seine alten Verhandlungspartner in
die SPD zu integrieren. Viele der sogenannten
SED-Reformer sind ja selbst auch davon über-
zeugt, sie wären die bessere Zukunft der SPD im
Osten gewesen. Doch dieser Ausweg blieb ihnen
durch die überraschende Gründung der Ost-SPD
versperrt. Gleichzeitig haben im Westen viele Alt-
linke die veränderte Welt nach 1989 noch nicht
verstanden; sie träumen von einer linken Mehr-
heit unter Einschluß der PDS.

Nun sitzt die PDS erneut im Bundestag - wie in
allen Ost-Parlamenten. Wenn - wie es überall ge-
schieht - auf kommunaler Ebene Abgeordnete al-
ler Parteien in konkreten Sachfragen zusammen-
arbeiten, so ist das eine Sache.:Etwas anderes
aber ist das Verhältnis zur PDS als Partei: Sich auf
eine Zusaınmenarbeit mit den Erben der SED
einzulassen, sich vielleicht gar bei politischen Ent-
scheidungen von ihr abhängig zu machen ~ das
muß auch künftig für die SPD ein Tabu bleiben.
Warum?

Es gibt gleich mehrere Gründe: Die PDS als
Nachfolgepartei der SED verschließt sich jeder of-
fenen Auseinandersetzung mit der Vergangenheit;
statt dessen relativiert sie die Grundlage derpar-
lamentarischen Demokratie. Viele PDS-Mitglie-
der - neun von zehn gehörten der SED an - wa-
ren Nutznießer des alten' Systems oder setzten
zumindest ihre Lebenskraft für die Staatspartei
der DDR ein. Als sie nach der Wende Amt und
Würden verloren, fanden sie in der PDS eine poli-
tische Heimat. Wollte die PDS sich heute einer
kritischen Auseinandersetzung mit ihrer Vergan-
genheit stellen, würde sie die Mehrzahl ihrer Mit-

glieder, ihre Basis also, verprellen. Das gilt sowohl
für die Enttarnung von Stasi-Spitzeln im Einzelfall
wie im ganzen für die Charakterisierung der DDR
als Diktatur. '

Als Schutzgemeinschaft ehemaliger Stasi-Mitar-
beiter und als Veteranenverband der ehemaligen
Stützen und Privilegierten des realsozialistischen
Systems kann die PDS Fragen nach der Verant-
wortung nicht wirklich zum Thema machen.
Schließlich wären davon sogar identitätsstiftende
Parteigrößen wie Gregor Gysi oder Hans Modrow
betroffen. Die logische Folge ist eine Verharmlo-
sung des Systems im allgemeinen und der Staatssi-
cherheit iın besonderen. Zwar werden Fehler zu-
gestanden, aber die Verantwortung wird auf
Einzelpersonen beschränkt- oder, auch das ist ein
Ausweichmanöver, grundsätzlich auf alle DDR-
Bürgerausgeweitet, so daß am Ende von konkre-
ter Rechenschaft oder auch Schuld nichts übrig-
bleibt. S

Gleichzeitig werden die DDR und das geeinte
Deutschland als Gesellschaftsordnungcn darge-
stellt, die beide ihre Fehler haben. Eine solche
Gleichmacherei verwischt den fundamentalen Un-
terschied' zwischen Diktatur und Demokratie. Der
Parlamentarismus wird relativiert, einer DDR-No-
stalgie Vorschub geleistet. Und solange eine klare
Absage an jede Form totalitärer Strukturen fehlt,
bleiben alle Schwüre auf die Demokratie letztlich
leeres Gerede.

Die PDS instrumentalisiert und verschärft den
Ost-West-Konflikt. Davon lassen sich viele Men-
schen, auch im Westen, blenden. Als Regionalpar-
tei-Ost stilisiert sie sich zum einzig wahren Anwalt
aller Ostdeutschen. Die Fehler der Bonner Regie-
rung werden ausgeschlachtet, um Ressentiınents
gegenüber dem Westen undZweifel an der Demo-
kratie zu verstärken. Eine gesamtdeutsche 'Per-
spektive ist der PDS fremd. Sie praktiziert also,
was sie der Bundesregierung selbst verwirft - einen
völlig einseitigen Blick auf den anderen deutschen
Partner, auf dessen eigene Geschichte nicht weiter
Rücksicht genommen wird. Schwarzweißmalerei
ist dabei nicht nur der nach außen geübte Politik-
stil, sondern das Produkt einer.aus Zeiten des Klas-
senkampfes tradierten Ideologie. Die Schwierig-
keiten des innerdeutschen Integrationsprozesses,
der verlangt, zu differenzieren, Verständnis zu
wecken und Solidarität zu fördern, bereiten der
PDS nicht lange`Kopfzerbrechen. Genau diese
Verblendungen aber rauhen ihr die Möglichkeit,
eine mehrheitsfähige Politik zu gestalten.

Wer sich auf die PDS einläßt, muß wissen: Er
kann allenfalls erahnen, worauf er sich. einläßt.
Denn bislang bleibt offen, was in der Partei wirk-
lich gilt, welche ihrer zahllosen Flügel und Platt-
formen das Sagen haben. Die Partei behauptet
zwar, das Grundgesetz anzuerkennen; aber gleich-
zeitig wird in den eigenen Reihen eine Kommuni-
stische Plattform geduldet, die den Kapitalismus -
so lautet nach wie vor die Bezeichnung für die
Gesellschaft der Bundesrepublik - überwinden
will. Das PDS-Programm ist auf ostdeutsche Bür-
ger abgestellt und liest s_i_ch wie ein hchrer
Wunschzettel, gespicktmit Uberresten alter mar-



xistisch-leninistischer Grundsätze. Wie daraus an-
gesichts der Realitäten eine Politik gemacht wer-
den kann, die zu bezahlen und durchzusetzen ist,
bleibt ein Rätsel. '

Wer sich also mit der PDS einläßt, zerstört den
Grundkonsens in der SPD und verhindert einen
Machtwechsel. Die Wahlerfolgc der PDS sind
eine Herausforderung für die SPD. Es sind jedoch
die Erfolge eines politischen Gegners, nicht eines
potentiellen Koalitionspartners.

A Als Neugründung ist die SPD im Osten so
schwächlich wie Bündnis 90/Grüne, die andere
Partei des DDR-Umbruchs 1989. Mit ihren
130 000 Mitgliedern ist die PDS der SPD zahlen-
mäßig um ein vielfaches überlegen. Leider liat die
Bundes-SPD dies bis heute nicht als ein Problem
begriffen, das nach mehr Einsatz, Geld und Auf-
merksamkeit verlangt. Wer wenig Mitglieder auf-
bietet, hat auch in sozialdemokratischen Partei-
gremien nur wenig zu melden. Es gibt nur eine
Handvoll bekannter Gesichter aus dem Osten, ob-
wohl doch jeder weiß, daß Politik sich nicht zu-
letzt über Personen vermittelt. In der Parteizen-
trale sucht man Ostdeutsche fast vergeblich. Die
Probleme der inneren Einheit des Landes kann
die SPD aber nur angemessen angehen, wenn die
Erfahrungen Ostdeutschlands auch durch ostdeut-
sche Stimmen artikuliert werden. Die Bundestags-
fraktion hat da einige Schritte gewagt - die Partei
insgesamt hinkt noch sehr hinterher.

Aber auch die Ost-SPD begeht Fehler. Viele
Ortsvereine tun sich schwer mit der Aufnahme
neuer Mitglieder. Bisweilen erweckt die SPD in
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den neuen Bundesländern eher den Eindruck in
sich geschlossener Zirkel; sie ist häufig weit ent-
fernt vom Bild einer Volkspartei, die jeden auf-
nimmt, der sich zu Grundsätzen und Programm
der Partei bekennt und sich in der Zeit der SED-
Diktatur nichts hat zusehulden kommen lassen.
Gerade wer sich zu Recht von der PDS als Partei
mit der nötigen Schärfe abgrenzt, sollte zugleich
auf die Menschen - auch auf frühere SED-Mit-
glieder - zugehen. Denn viele von ihnen identifi-
zieren sich heute mit den Zielen der SPD und ge-
nießen das Vertrauen ihrer Mitbürger. Auch ein
Übertritt von anderen Parteien, einschließlich der
PDS, sollte nicht von vornherein ausgeschlossen
sein. Wo die Bereitschaft besteht, sich der Ver-
gangenheit zu stellen, muß auch die SPD sich öff-
nen und zur Versöhnung fähig sein.

Alle diese Bemühungen werden die PDS nicht
von heute auf morgen aussterben lassen. Doch sie
werden dazu beitragen, daß die Mensehen sich
nicht in den Protest flüchten. Die SPD will Ver-
trauen und Mitstreiter für eine bessere Zukunft
gewinnen, nicht Koalitionäre, die noch immer
einer miesen Vergangenheit nachtrauern.

Markus Meckel, Jahrgang 1952, war als evangeli-
scher Pfarrer einer der Mitbegründer der Ost-SPD
im Herbst 1989 und ist heute SPD-Bundestagsab-
geordııeter. 'i
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Dokument 44
››Die Trennlinie muß klar sein«. Die SPD will sich programmatisch intensiver mit der
PDS auseinandersetzen und sich stärker um deren Wähler kümmern. Ein ZEIT-Ge-
sprach mit Rudolf Scharping. In: ››Die Zeit« vom 4. November 1994. S. 3.

DIE ZEIT: Herr Scharping, in Mecklenburg-
Vorpommern kommt es jetzt, ganz wie Sie es woll-
ten, zu einer großen Koalition. Aber der Streit um
die Frage: „Wie soll sich die SPD zur PDS verhal-
ten?“ geht weiter. Was sind Ihre Leitlinien?

Rudolf Scharping: Wir werden uns, erstens in-
tensiver um jene Menschen im Osten Deutsch-
lands kümmern, die aus nachvollziehbaren Grün-
den protestieren und PDS wählen. Sie protestie-
ren gegen die Uberforderung in dem notwendigen
Anpassungsprozeß der Einigung. Sie fühlen sich
bedrängt durch die Arbeitslosigkeit, fehlende
Ausbildungsplätze, einen schlechten Paragraphen
218, durch steigende Mieten und vieles andere
mehr. Deshalb werden wir aufdiesem Feld bald
parlamentarische Initiativen ergreifen. Aber das
wird nicht ausreichen. Wir 'kümmern uns außer-
dem auch darum, daß die SPD an Ort und Stelle
als der Anwalt für alltägliche Sorgen stärker
wahrgenommen wird.

Das Zweite: Die Trennlinie zur PDS mußabso-
lut klar sein -_ was ja nicht ausschließt, daß man
neben der Uberzeugungsarbeit innerhalb der
Wählerschaft sich durchaus auch vorstellen kann,
daß das eine oder andere Mitglied, das glaubwür-
dig sozialdemokratisch denkt, sich irgendwann
auch in der SPD wiederfindet. Warum denn
nicht?

ZEIT: Die Trennlinie zur PDS hätten Sie ja
schon im Wahlkampf verdeutlichen können.

Scharpı`ng: Wir haben doch von vornherein ge-
sagt: Es wird keine Zusammenarbeit mit der PDS
geben. Es wird keinen sozialdemokratischen Bun-
deskanzler geben, der auch nur auf eine Stimme
aus den Reihen der PDS . . .

ZEIT: Wir meinen: auch programmatisch _ . .
Scharping: Auch das ist geschehen, wobei aller-

dings ein Teil der Aufmerksamkeit im Westen für
das praktische Verhalten der PDS nach meinem
Empfinden zu schwach ausgebildet ist. Ich will gar
nicht zu ,sehr in der Vergangenheit herumsto-
chern, da müßte man Herrn Gysi und anderen
viele Fragen stellen. Aber wenn ich mir anschaue,
wie im Osten Berlins um die Direktmandate ge-
kämpft _worden ist, dann hat das mit demokra-
tischer Auseinandersetzung zuweilen nichts zu
tun: physische Bedrohung von Leuten, telephoni-
scher Terror, systematisches Zerstören . . .

ZEIT: Von seiten der PDS?
Scharping: Ja, sicher: systematisches Zerstören

von Plakaten, Stören von Veranstaltungen und so
weiter. Das war__ schon eine Auseinandersetzung
mit Haken und Osen. Auch darüber muß noch ge-
redet werden. Die programmatische Auseinander-
setzung mit der PDS ist angesichts der inneren
Widersprüchlichkeit der Partei außerordentlich
schwierig. Sie ist ja nicht sehr konsistent in ihrem
Programm. -
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ZEIT: Gibt es nicht auch Widersprüche im Ver-
halten der SPD? Just in dem Augenblick, in dem
Sie die Linie im Sand gezogen haben, votierten im
Westen Oskar Lafontaine und Gerhard Schröder
abweichend, haben auch im Osten Manfred Stolpe
und Reinhard Höppner anders argumentiert.

Scharping: Wenige Wochen vor der Bundes-
tagswahl haben in Dresden die ostdeutschen Lan-
des-_ und Fraktionsvorsitzenden, die ostdeutschen
Ministerpräsidenten wie Stolpe und Höppner eine
gemeinsame Erklärung unterzeichnet, die eindeu-
tig sagt, daß es keine Zusammenarbeit mit der
PDS geben wird, im Gegenteil, daß es eine offen-
sıve Auseinandersetzung rnit ihrem folgenlosen
Populismus und der darin liegenden Wählertäu-
schung geben muß.

ZEIT: Trotzdem sagt Reinhard Höppner jetzt,
es sei-ein Wählerbetrug, wenn man die PDS als
Oppositionspartei mit einer Kontaktsperre belegt
und sie nicht einbezieht ins politische Spiel.

Scharping: Ja, daß man sie ins politische Den-
ken und Handeln einbezieht, das halte ich für
ganz normal. Gerade wenn man das Ziel hat, ihre
Wählerzahl zu vermindern, muß man das ja wohl
tun. Aber das bedeutet nicht, daß man mit der
Partei zusammenarbeitet, sondern daß man ihre
Wählerinnen und Wähler zu gewınnen versucht.

ZEIT: Was stört Sie denn an der PDS am mei-
sten? Sehen Sie in ihr eine undemokratische Par-_
tei? Oder sind es die geschichtlichen Erfahrungen
der SPD mit der Zwangsvereinigung und ähnli-
chem? _

Scharping: Da kommt vieles zusammen. Zuerst
die Erfahrung mit der Geschichte; der Fragenka-
talog der SPD Mecklenburg-Vorpomrnems und
die Reaktion der PDS darauf haben ja das unge-
klärte Verhältnis zur' Vergangenheit bewiesen.
Dann die falsche Rücksichtnahme auf die „Kom-
munistische Plattform“, die alltägliche Praxis, wie
schon am Beispiel Ostberlins geschildert. In Ita-
lien würde man sagen: Das ist keine Partei des
Verfassungsbogens, weil sie sowohl die deutsche
Einheit wie das Grundgesetz abgelehnt hat . . .



ZEIT:...und die mecklenburg-vorpommer-
sche Landesverfassung . ._

Scharping: ...und einiges mehr. Wir müssen
den Leuten, die in alten Kategorien denken, in al-
ten Kadern arbeiten und alten undemokratischen
Ideen nachhängen, klar signalisieren, daß wir mit
ihnen nichts zu tun haben wollen - ohne die ande-
ren zu diffamieren, denen wir eine Chance lassen
sollten, zu anderen Überzeugungen und Mitglied-
schaften zu kommen.

ZEIT: Schließen Sie also Koalitionen mit der
PDS auf allen politischen Ebenen aus, auch im lo-
kalen Bereich? -

Scharping: Im lokalen Bereich stellt sich das
sehr unterschiedlich dar. Da gibt es Zusammenar-
beit und gemeinsame Entscheidungen von CDU
und PDS, hier und da auch von SPD undPDS.
Ich finde, das kann man nur schwer über einen
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Kamm scheren. Wichtig bleibt, daß man auf der
Ebene der Länder und des Bundes die Grenzlinie
strikt einhä`_t und nie einen Zweifel darüber auf-
kommen läßt: Wer sozialdemokratisch denkt, ist
am besten in der SPD aufgehoben.

ZEIT: War dies nun der erste Test Ihrer Füh-
rungsstärke - sowohl gegenüber ostdeutschen.So-
zialdemokraten als auch gegenüber einigen im
Westen und in der Troika?

Scharping: Das wäre mindestens eine Übertrei-
bung. Ich habe nur eines sehr deutlich gemacht:
Man kann nicht in Leipzig einem Manne wegen
fahrlässiger Außerungen zur PDS die Bundestags-
kandidatur für die SPD entziehen und dann bei
nächster Gelegenheit die Grenze zur Zusammen-
arbeit überschreiten. .

Die Fragen stellten Dieter Buhl und Robert Leicht

Goal
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PDS-Gegner Thierse: „Welcher Haß, welcher Terror“

SPIEGEL: Herr Thierse, schlittert die
SPD in einen internen Glaubenskrieg
uber die Frage, wie sie es künftig hal-
ten soll mit der PDS? I
Thierse Wir führen eine notwendige
Debatte und die Fronten verlaufen ._ .
kreuz und quer durch die Reihen der pladıeren'
Partei Wir müssen ohne Hysterie über
unser Verhalten zur PDS diskutieren
und die offensive politische Auseinan-
dersetzung pflegen. Tabuisierung, Aus-
grenzung, Kontaktsperre sind schäd-

åSZ
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SPIEGEL: Ihr Parteivorsitzender Rudolf
Scharping nennt die PDS einen „Mist-
haufen“, und er rüffelt alle Sozialdemo-
kraten, die auch nur für eine punktuelle
Zusammenarbeit mit den SED-Erben

Thierse: Auclı ich äußere scharfe Kritik
an der PDS. Aber jede Ausgrenzungs-
strategie nutzt der Gysi-Partei, das hat
dieser Wahlkampf gezeigt. Sie spielt die
Rolle der verfolgten Unschuld. und die
will ich ihr nicht zugestehen.

SPIEGEL: Das will kein führender Sozi-
aldemokrat, gleichwohl ist eine Strate-
gie für den Umgang mit der PDS nicht
erkennbar. Einige wollen anbandeln.
andere sie bekriegen. Was ist richtig?
Thierse: Wir sind in die Defensive gera-
ten, seit uns die Christdemokraten dar-
auf festnageln wollen, daß wir es mit
den Kommunisten treiben. Doch an ei-
nem streitigen Gespräch kommen wir
nicht vorbei. Die Hauptlast der Ausein-
andersetzung mit der PDS wird dabei
von den ostdeutschen Sozialdemokra-
ten getragen, das ist geradezu uriserehi-
storische Aufgabe. Die Art und Weise,
wie wir den Konflikt bewältigen. wird
darüber entscheiden. ob die Menschen
in der DDR tatsächlich demokratiefähig
werden.
SPIEGEL: Für Oskar Lafontaine. _der ne-
ben Ihnen im Parteivorstand sitzt, ist
die PDS Bestandteil des linken Spek-
trums. _ E
Thierse: Ich ärgere mich über die
Selbstverständlichkeit, mit der die PDS
als linke Partei bezeichnet wird. Für
mich ist links immer zentral mit dem
Begriff der Emanzipation verbunden.
Wovon will die PDS eigentlich wen
emanzipiereıi? Wo ist ihr politischer
Befreiungsauftrag? Die PDS bedlßfll
sich einer Phraseologie, die aus der Tra-
dition der Arbeiterbewegung stammt.
Aber hinsichtlich der Interessen, die sie
vertritt, ist sie eher eine strukturkonser-
vative Partei. Sie ist Interessenvertrete-
rin derjenigen, die sich als Benachteilig-
te des deutschen Einigungsprozesses
empfinden, und das sind vor allem die
Funktionsträger des DDR-Systems.
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SPIEGEL: Der Schweriner SPD-Chef '
Harald Ringstorff sieht Ahnlichkeiten
im Programm von SPD und PDS, etwa
in der Wohnungs- und Sozialpolitik.
Thierse: Die PDS hat zu einem guten
Teil ihr Programm von der SPD und
teilweise auch von den Grünen abge-
schrieben. Die Versatzstücke hat sie
dann populistisch überhöh_t_, mit einem
utopischen sozialistischen Uberbau und
einer Gefühli keit versehen, die an dieg ,
DDR-Ideologie anknüpft.
SPIEGEL: Steht sie außerhalb des „Ver-
fassungsbogens“, wie Scharping sagt?
Thierse: In der PDS sind zu 90 Prozent
frühere SED-Mitglieder versammelt.
Die haben die deutsche Einigung zu-
mindest nicht gewollt. Natürlich gibt es
in dieser Partei auch jüngere Leute, die
unsere parlamentarische Demokratie
bejahen. Doch das sind Schaumkronen
auf einem unruhigen Meer. '
SPIEGEL: Was drängt denn führende
ostdeutsche Sozialdemokraten ausge-
rechnet jetzt. in Gesprächen mit PDS-
Politikern Nettigkeiten auszutauschen?
Thierse: Die PDS ist ein Symptom der
schweren Ubergangskrise, in der Ost-
deutschland steckt. Ostdeutsche Sozial-
demokraten, zumal Ministerpräsiden-
ten, müssen mit dieser Realität zu Ran-
de kommen. Es geht ja weder bei Man-
fred Stolpe noch bei Reinhard Höppner
um Koalitionen, sondern um den Modus
der politischen Auseinandersetzung.
Und das läuft nicht ohne Kommunikati-
on. Wir dürfen aber nicht den Eindruck
erwecken, daß wir der Illusion nachhän-
gen, wir könnten zusammen mit den
Postkommunisten in Deutschland linke
Mehrheiten erzielen. I
SPIEGEL: SPD-Wessis wie Gerhard
Schröder denken sehr wohl in diese
Richtung.
Thierse: Die betrachten die PDS eher
politisch-akademisch unter dem Ge-
sichtspunkt der Machtarithmetik. Für
ostdeutsche Sozialdemokraten aber ist
das kein.Seminarthema. Für uns ist das
Verhältnis zur PDS immer eine existen-
tielle Frage, weil wir unsere Biogra-
phien mitschleppen. Kohl und auch
Schröder sehen alles unter dem Aspekt
des Machtkalküls. Kohl betreibt eine
Anti-PDS-Kampagne, um der SPD zu
schaden. Schröder wiederum will Kohl
in die Knie zwingen und die Bonner Re-
gierung handlungsunfähig machen.
SPIEGEL: Ist das nicht legitim?
Thierse: Aus seiner Sicht durchaus.
Aber diese Logik gefährdet den Grund-
konsens in der Partei. Jede Kooperation
mit der PDS muß zu einer geradezu dra-
matischen Zerreißprobe für die SPD
selbst werden, in ihrem Selbstverständ-
nis, in ihrer Mitgliedschaft. Die Erfah-
rung mit den Stalinisten ist eine Ge-
schichte der Verletzungen, die in der
SPD präsent sind. Wir Sozialdemokra-
ten werden Bautzen nicht vergessen.
Und wenn PDS-Chef Bisky sagt: „Ja.
nett war das nicht“, dann ist das wieder
eine dieser folgenlosen Entschuldigun-
gen.

ISPIEGEL: Auch die Grünen wurden jah-
relang von den etablierten Parteien wie
Parias behandelt. Weisen Sie diese Rolle
jetzt nicht den Postkommunisten zu?
Thierse: Von wegen Parias: Diese umge-
wandelte SED ist sehr gut aus ihrer Ver-
gangenheit lierausgekonimen. Sie wird in
den Medien fast bevorzugt behandelt. sie
ist dank des Wahlgesetzes begünstigt in
den Bundestag gelangt, was den Grünen
so nie gelang. Die PDS stellt eine finan-
zielle, organisatorische und psychologi-
sche Macht dar, das wollen wir mal nicht
übersehen. Ich weiß doch, was hier bei
mir im Wahlkreis los ist.
SPIEGEL: Sie meinen die rüden Attacken
gegen Sie im Bundestagswahlkampf?
Thierse: Ich will nur mal daran erinnern,
welcher Haß mir entgegengeschlagen ist
von PDS-Anhängern, welche Gemein-
heiten ich zu 'ertragen hatte, welcher
psychische Druck, welcher Terror aus-
geübt worden ist auf Leute, die sich öf-
fentlich zu mir bekannt haben. Manch-
mal habe ich mich in den letzten Mona-
ten zurückversetzt gefühlt in die Zeiten
der DDR. das ist ein sehr ungutes Ge-
fühl.
SPIEGEL: Ist Ihr Urteil über die PDS
jetzt nicht ein wenig emotional?
Thierse: Das kann schon sein. In Wahr-
heit bin ich dafür, die Anhänger und
Wähler der PDS zu gewinnen, indem
wir ein Angebot von realisierbarer Poli-
tik auch für ihre Uberzeugungen und In-
teressen präsentieren. Innerhalb der
SED gab es ja nicht nur Karrieristen und
Leute, die brutal Macht ausgeübt ha-
ben, sondern auch viele, die wirklich so-
zialistischen Idealen folgen wollten. Zu
denen sage ich: Kommt zu uns, wir sind
eure politische Heimat.
SPIEGEL: Bislang haben doch gerade
ostdeutsche SPD-Ortsvereine ehemali-
gen SED-Mitgliedern durch inquisitoii-
sche Befragungen den Beitritt versperrt.
Thierse: Mit diesem sektiereiischen
Verhalten in der SPD muß endlich
Schluß sein. Eine Partei ist nicht dazu
da, Reinheitsbedürfnisse einzelner zu
befriedigen. Sie muß mit widersprüchli-
chen Biographien leben. Ich appelliere
an die ostdeutschen Mitglieder: Springt
über euren eigenen Schatten, seid nicht
kleinlich. Wir müssen uns endlich all je-
nen SED-Mitgliedern öffnen, die keine
Schuld auf sich geladen haben und die
sich von ihren sozialistischen Ansprü-
chen nicht einfach verabschieden wol-
len. .
SPIEGEL: Das wird die rigoristische
Pfarrerfraktion in der Ost-SPD nicht
gernhören. "
Thierse: Wer aus der SPD etwas Klei-
nes, Feines, Reines machen will, hat ein

unpolitisches Verhält-
nis zu einer politischen
Bewegung. Ich bi_r_i im-
mer noch der Uber-
zeugung, daß durch
den Zusammenbruch
des Kommunismus be-
stimmte sozialistische
_Ziele nicht obsolet ge-

worden sind. Für die
wirklichen Linken gibt
es auf absehbare Zeit
nur eine sozialdemo-
kratische Perspektive,
alles andere ist illusio-
när, ist folgenlos. ist
Selbstbefriedigung.
SPIEGEL: Auch die Be-
fürworter einer enge-
ren Zusammenarbeit
mit der PDS wollen die
SED-Nachfolgepartei

austrocknen. „E_iitzau-
berung durch Einbin-

dung“ nennt Ministerpräsident Höppner
dieses Modell. _
Thierse: Mir hat das Argument noch nie
eingeleuclitet, daß ich eine Partei da-
durch scliädige und kleiner mache, in-
dem ich sie zu einer Koalition einlade.
Wir werden nur an Einfluß gewinnen,
wenn wir eine kulturelle Strategie ent-
wickeln. um jenes Milieu zu sprengen,
das die PDS trägt.
SPIEGEL: Wie soll das gehen?
Thierse: Ich muß zunächst gewachsene
Identitäten respektieren. Wenn ich die
PDS-Wähler nurbeschimpfe, treibe ich
sie immer weiter zurück in ihre wütende
oder beschönigende Vergangenheitsfi-
xierung. Wir müssen in Deutschland ein
Klima schaffen, das von den Ostdeut-
schen nicht verlangt, alles für falsch zu
halten. was bisher -ihr Leben ausge-
macht hat. Und wenn die Sozialdemo-
kraten dabei nicht vorangehen, wird das
Grundgefühl der Entwertung des eige-
nen Lebens die Menschen zur PDS trei-
ben. Ü



Dokument 46 S

Dokumente 101

Wolfgang Gehrcke: SPD vor der Wahl - neokonservativer Umbau oder radikale Re-
form. Die Sozialdemokraten müssen entscheiden, wohin sie in der Nach-Kohl-Ara
wollen, die PDS könnte einen Richtungswechsel mit beeinflussen. In: »Neues Deutsch-
land« vom 8. November 1994. S. 12.

Der Wiedereinzug der PDS in den Buıidestag markiert einen
Einschnitt in der politisclıen Entwicklung der Bundesrepu-
blik. lšine Partei hat sich lıeliauptet, die von deiı meisten
Kontrahenten außerlıalb des demokratisclien Spektrums ge-
ortet wird. Offenbar beruht die „Gemeinseliaft der I)emo-
kraten“ auf strikter Ausgrenzung von Sozialisten.. Mit ilırem
Wahlergebnis bringt die Pl)S das alte Paı'teiengel`iige durch-
einander. Sie ist mehr als eine Antwort auf die Art des Bini-
gungsverlaufs; sie signalisiert gleiclızeitig, daß sich auch die
alte Bundesrepublik verändert. Doch die tut sich schwer da-
mit - auch die SPD, die eine entscheidende Kraft I`ür einen
politischen Wechsel wäre. Eine Betraclittıng von WOLFGANG
GEIIRCKIE, stellvertretender Vorsitzender der PDS.

Noch ist von einer Neu-Besin-
nung der Sozialdemokraten
nichts zu spüren. Vielleicht ist
die Zeit seit der Wahl zu kurz.
Noch sind die Wahlkampf-Mu-
ster nicht abgelöst durch ra-
tionales politisches Kalkül.
Noch setzt die SPD ihren Kurs
auf Ablösung der Kohl-Regie-
rung ohne Mandat der Wähle-
rinnen l`ort. ` lleinmungslos
drehte die Bonner Baracke den
Genossen in Mecklenburg-Vor-
pommern. Laut denkt Rudolf
Scharping darüber nach, wie
die Regierungskoalition in der
laufenden Legislaturperiode
abgelöst werden könne. Er und
große 'l`eile der Medien besin-
nen sich auf die historische
Analogie der Jahre 1966-1969.
um den möglichen Verlauf der
13. Legislaturperiode zu be-
schreiben. Alle spüren irgend-
wie“, daß es mit „weiter so“
nicht weitergehen kann. `

Scharping ist
keine Alternative
Die l\lach-Kohl-Ära ist mit die-
sem Wahlergebnis eingel-äutet.
Die Regierungskoalition hat ih-
re parlamentarische Mehrheit
zwar sicher, aber sie hat sich
Aufgaben vorgeneıiımeri, für
die sie nicht nur die Zehn-Stinr
men-Mehrheit, sondern die
Kooperation mit der SPD
braucht. Am Tag nach der
Wahl haben die Präsidenten
der drei mächtigen Wirt-
schaftsverbände ihre Rech-
nung für den Sieg der Regie-
rungskoalition präsentiert -
den „Umbau des Sozialstaa-
tes“. lm Klartext die Zerstö-
rung _des Sozialstaates. Die
Gentlemen bitten zur Kasse

und fordern die aktive Mitwir-
kung der SPD.

lis ist .nicht unwalirschein-
lich, daß die SPD diesem Ruf
folgt. l-Es wäre die Fortsetzung
ihrer Politik vor der Wahl unter
anderen Bedingungen. Rudolf
Scharping jedenfalls scheint
wild entschlossen, noch in die-
ser Legislaturperiode einen
'/.ipfel der Macht zu erhel-
schen. Deslialb tritt er in der
Kanzlerwahl erst gar nicht ge-
gen llelinut Kohl an. Br ist
nicht bereit, sich als Alternati-
ve zur Regierungskoalition zu
pri-iseiitieren. Einmal mehr
muß für diesen Verzicht die
PDS herhalten; Scharping will
sich auf keinen Fall dem Vor-
wurf aussetzen, Stimmen der
PDS auf sich zu ziehen. Aber
das ist sein Problem. Die Bot-
schaft bleibt: Scharping ist kei-
ne Alternative zu Kohl.

Als vermeintllcher Brandt-
Enkel bezieht sich Rudolf
Scharping bewußt auf die Jah-
re 1966-1969. Damals folgte
der Großen Koalition der
Wahlsieg der SPD unter Willy
Brandt. Išiniges scheint für die
Wiederholbarkeit dieses Mu-
sters zu sprechen: Die Not-
wendigkeit, die BRD zu mo-
dernisieren. Die - relative -
Schwäche der Regierungskoa-
lition, dies allein zu bewälti-
gen. Der Wille der SPD, sich
aktiv daran zu beteiligen.

Damit sind die Analogien er-
schöpft. Sie bestehen nur l`or-
mal. Anders als ,1966-1969
sind die Konservativen nicht
in einer Krise. Sie. plus ihre
„'Gentlemen“, verfügen heute
durchaus über ein Konzept des
neokonservativen Umbaus. Es
ist bekannt und in Ansätzen

erprobt; es heißt so schlimm
wie banal: „Zerschlagung des
Sozialstaates" nach innen,
„neue Verantwortung Deutsch-
lands in der Welt" nach außen.

lm Unterschied zu 1.966-
1969 ist die Bundesrepublik in
Ost und West gespalten - poli-
tisch, kulturell, sozial, mental.
Anders als 1969 hat die SPI)
heute keinen Chef, der „mehr
Demokratie wagen" verspricht
und zum Repräsentanten einer
demokratischen Modernisie-
rung nacli innen und einem
friedlichen Ausgleich nach
außen werden kann.

Und schließlich: lm Unter-
schied zu 1966-1969 deuten
sich heute noch nicht außer-
parlamentarische Bewegun-
gen an, die die bisherige Ver-
faßtheit der Bundesrepublik
Deutschland infrage stellen.
Das hat die 68er-Bewegung ge-
tan. lfleute wird am Grund-
konsens der .BRD in anderer
Weise gerührt - in der Form
noch vorwiegend parlamenta-
risch und in den lnrialten ab-
geklširter als die Suche nach
„realistischen“ politischen Al-
ternativen, die Gerechtigkeit,
ökologische Vernunft und so-
zialen Ausgleich schaffen. Ob
eine sozusagen parlamentari-
sche Vertretung alternativer
Interessen eine vergleichbare
Durchschlagskraft gewinnen
kann wie die damals außer-
parlamentarische Vertretung.
wird sich erst in den nächsten
Jahren zeigen; auch, ob ein sol-
cher Protest die Raclikalitiit
freisetzt, die einen politischen
Wechsel ermöglicht. Insofern
ist die Wahl der PDS in den
Bundestag die Option auf eine
Zäsur in der politischen Kul-
tur. I

Keine Analogie zum
Ende der 60er
Noch ist die politische l:`.nt-
wicklung der nächsten Jahre
relativ offen. Sie kann einen
neokonservativen Umbau brin-
gen, wahrscheinlich mit Hilfe
der SPD; sie kann, bei allen
Verwerfungen, zur Vorberei-
tung auf einen politischen
Wechsel hin zu Reformalter-

nativen werden - auch das un-
ter Teilhabe von Sozialdemo-
kraten. Die PDS kann mit be-
einflussen, in welche Richtung
es gehen wird. Für sie besteht
die Alternative nicht dariıi, ol)
sie sich die nächsten vier Jahre
mehr auf den parlamentari-
schen oder aul` den außerpar-
iamentarischen Kampf verlegt.
Außerparlanientarisch als par-
íanientariscli ausscliließende
Alternativen zu diskutieren,
hieße, selbst die Analogie zur
Phase 1966-1969 zu machen.
Sie besteht aus den genannten
Gründen nicht - es sei denn,
um ein gellügeltes Wort von
Karl Marx zu benutzen, die Ge-
schichte wiederholte sich als
Farce. ' `

Politisch besteht heute viel-
mehr die Chance auf Stärkung
der zivilgesellschaftlichen Mo-
mente. Dazu gehört die einfa-
che Lektion, mit So'/.ialistlnnen
zu leben; dazu gehört, das Be-
stehende parlamentarlseh und
außerparlamentariscli mit Le-
ben zu erfüllen; dazu gehört,
mit den Parteien, Gewerk-
schaften, politischen und kul-
turellen Bewegungen um die
l--legemonie gegen den konser-
vativen Block an der Macht zu
kämpfen. Das verlangt, Ele-
mente der direkten Demokra-
tie einzufordern, parlamenta-
rische Mechanismen mit den
Bedürfnissen der Bevölkerung
zu verbinden. Möglichkeiten
des argumentativen Aus-
tausclis und des Konsenses zu
finden (Kammern und Runde
Tische) usw.

Chance für den
Meinungsstreit
Es geht nicht zuletzt darum,
dem politischen Meinungs-
streit überhaupt eine Chance
zu verschaffen. Die großen po-
litischen Konfliktfelder der
nächsten Jahre sind absehbar.
Sie heißen Kampf um den So-
zigilstaat, gerechter Ausgleich
zwischen Ost und West, Bun-
desrepublik als lflšinwande-
rungsland, ökologische Um-
kehr, Mietpreisbindung.
Gleichstellung der Frauen, Per-
spektiven für die Jugend. Ak-
tionsprogramm gegen Armut,
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Bundeswehreinsiitze iin Aus- werkschaften. ln Auseinan-
land, Rüstungsexport. derset'/.ung mit anderen Grup-

Aur icdcm 0in_/Olm“ Fold pen und Parteien kann die PDS
gibtm Ubm_¶_h['wig];lmš(`n _/v;,i_ tlemokratische Momente lor-
qrhmåt dm' 'V'm_qt'(`“lm ,(1 'I __ dern. In einer solchen Bewe-
',' ,' ' ' ' 5'“ U" gung bestünde keine Kluft zwi-

« i - i - J- __ . . .IPS und dfmfin .*md('“'l I 2“ schen PDS-Politıkim Osten undteien, von Initiativen und (ie- im Westen

Dokument 47
Michael Jäger: So ein Misthaufen. Dflie SPD urteilt über die PDS. In: ››Freitag« vom
11. November`1994. S. 1

2 er länger über Scharpings Wort
_ ,Ä nachdenkt, daß die PDS ein
. »großer Misthaufen« sei, stößt

.- ı
¬~i"

'~ auf ein ganzes Nest unbewuß-
ter Anspielungen und findet gleichsam
das Poetische. Sollte der SPD-Vorsit-
zende an Trotzkis Außerung vom
»Mistliaufen der Geschichte« gedacht
haben? An sie zu erinnern in einem
Moment, wo die PDS sich gerade mau-
sert, ist schon komisch, zugleich aber
auch verständlich, denn wer hätte nicht
mit Scharping erwartet, daß nun die.
Kommunisten auf derselben Müllkip-
pe landen, die einmal den Sozialdemo-
kraten zugedacht war. Die PDS ist
zwar gar keine kommunistische Partei,
aber lassen wir das beiseite, zu viel Un-
tersclieidungsmülie darf man dem
SPD-Vorsitzenden nicht abverlangen.
Es ist doch großartig, wie er mit dem
Bild von Gysis Lächeln, das jenen
Misthaufcn verdccke, die mittelalterli-
che Allegorie der »Frau Welt« aktuali-
siert - außen schön, inncnd stinkend -,
ganz als habe er den Walilkainpf der
PDS unterstützen wollen, die mit der-
selben Allegorie warb. Denn , auch
PDS-Sprüche wie »Trauen Sie sich
doch mall« waren erotisch und spiel-
ten mit einer Gefahr. -

Aber Poesie allein hilft nicht, den po-
litischen Alltag zu bewältigen, und so
finden wir die SPD in eine PDS-De-
batteverstrickt, die vor Vi/idersprüchen
nur so strorzt. Widcrsprüchlich ist
Scharping selbst, der einerseits be-
hauptet, die PDS sei undemokratisch
und gehöre nicht zum Verfassungsbo-
gen, andererseits aber sagt, es sei nicht
richtig, sozialdemokratische Kräfte in
dcr.PDS zu unterstützen, da eine sozi-
aldemokratische Partei ausreiche. Da-
mit hat er ja wohl zugegeben, daß es
sein Wımsc/2 ist, die PDS möge unde-
mokratisch sein. Dieser uiideinokrati-
sche, rein parteiegoistische Wunsch
kann Scharping natürlich nicht zum
unbefangcnen Richter und Analytiker
der PDS, wie sie heute ist, qualifizie-
ren. \l(/eshalb andere es sich schwerer
machen. Auch SPD-Linke beweisen
nun, daß die PDS, ob undemokratisch

oder nicht, doch jedenfalls nicht
››links«* genannt werden könne, ja daß
sie ››konservativ« sei.

Dieses Lied ist von der ZEIT vorge-
sungen worden. \\7cnn Helmut
Schmidts \\'/ochenblatt gegen den
»Traum von der Einheit aller Linken«
polemisierte, war das allerdings so zu
verstehen, daß man sich überhaupt
endlich vom Linkssein verabschieden
solle, denn das Rechts-Links-Schema
sei überholt. Ganz genauso wie die
ZEIT konnten die SPD-Linken nicht
argumentieren. Deshalb hieß es: »Ein-
heit aller Linken ja, aber die PDS ist gar
nicht links« Nur eins habe ich nicht
begriffen: Warum soll das wichtig sein?
Man könnte sich doch einfach darauf
beschränken, das SPD-Programm in
die Tat umzusetzen, und die PDS als
Umsetzungshelfer in Anspruch neh-
men, mag sie ››links«, ››schräg«, ››axial«
oder was immer sein. Weshalb man das
nicht tut, wäre von Interesse. Weil die
PDS ihren Sozialdeniokratismus nur
››abgescliricben« habe, wie es heißt?
Also: dann lieber der CDU helfen?
Nicht einmal Duckmäusern in der
Schule gelten Abschreibcr fürso un-
inoralisch. Und die SPD Sachsen-An-
halts hat längst bewiesen, daß es ganz
unnötig ist, sich mit der PDS zu »eini-
gen<<. Wer. hier von ››Einheit« schwa-
felt, will nur das Modell der wechseln-
den Mehrhciten totschweigen.

Widcrsprüchlich und verlogen ist
auch das Argument, die PDS sei ››kon-
sei¬vativ«. Denn gleichzeitig wirft man
ihr vor, sie lasse es an Eifer bei der Ver-
gangenheitsbewältigung fehlen. Wie
jemand eine Vergangenheit bewältigen
können soll, ohne konservativ' zu sein,
ist mir ein Rätsel. Wer nichts konser-
viert, womit soll der denn brechen?
Wie kann man der PDS vorwerfen, daß
sie sozialökonomisch und mental in
der DDR wurzelt, wenn man ihr
gleichzeitig vorwirft, sie denke über
diese Wurzel nicht kritisch genug
nach? Nun, das Rätsel läßt sich lösen:
genauso wie die PDS nicht demokra-
tisch ist, weil sie nicht sozialdemokra-
tisch sein soll, genauso soll sie ihre Ver-

gangenheit nicht bewältigen, sondern
»auf Null gebracht werden<<, wie
Scharping ja offen sagt. Ausrodung der
Wurzel ist das Ziel. Wofür es das Syno-
nym ››Ausrottung« gibt. Die Ge-
schichte soll nicht durch Auflösung
von Irrtümern weitergehen, sondern
durch Vernichtung und Ersatz. Durch
Müllverbrennung sozusagen. Womit
wir wieder beim »Misthaufen der Ge-
schichte« sind. Daß Trotzki dieses
schlimme W/ort prägte, zeigt einen
Denkzug bei ihm, den man allerdings
>›totalitär« nennen kann, nur trifft die-
se Bezeichnung dann auch auf jeden
anderen zu, der eine Erbschaft nullifi-
zieren statt verändern will.

Nicht einmal darüber, die Partei für
abtrünnige PDS-Mitglieder zu öffnen,
ist man sich in der SPD ganz einig.
Frau Hildebrand wird mit ihrer Idee,
den ››ministrablen« Bisky anzuwerben,
nicht durchdringen. Die FAZ hat sich
ja dagegen ausgesprochen! Aber diese
Debatte ist schon geradezu wahnhaft,
denn ich kann mir wirklich nicht :vor-
stellen, was ein PDS-Mitglied an dieser
SPD anziehend finden sollte. Etwa die
Methode der Vergangenheitsbewälti-
gung? Da wird es noch allemal besser
von der kommunistischen Plattform
der PDS bedient, die seit jahren eine
intensive kritische, daher auch kontro-
verse Debatte über Stalin, seine Verbre-
chen, seinen Bruch mit Lenin und sei-
ne politischen Epigonen und Spätfol-
gen führt, wobei die \\/ortführer er-
staunlicherweise zu recht ähnlichen
Schlußfolgerungen gelangenwie Han-
nah Arendt, die eben nicht nur Totali-
tarismustheoretikerin ~war, _ sondern
auch Bewunderin der amerikanischen
Verfassung, des Rätesysterns und Len-
ins. ja, wie hängt das zusammen? Wer,
um darüber etwas zu erfahren, in die
SPD ginge, wäre nunwirklich naiv. '_
'Weder ››Rechte<< noch ››Linke« in
der -'SPD bringen die PDS-Debatte
weiter, das tun nur die ostdeutschen
Landesverbände. Stolpe und Höppner
-haben sich von Scharpings »Riesen-
~krach<< 'nicht' beeindrucken lassen.
Ringstorff sagte, in der SPD gelte der



Föcleralismus, nicht das ;Eüh__rerprin-
zip. Schäffer 'kann man "cl_iet_-Bonner
Zentrale nicht bloßstellentauch wenn
Scharping nicht Hitler, sondern" eher'
Kara ben Nemsi gleicht. Denn sein
Peitschengefuchtel knallt doch nur in
einer poetischen Landschaft,_ die mit
Deutschlands \Y/irklichlteit nicht yer-
wechselt werden sollte. Er scheint
jetzt sogar den Unvereinbarkeitsbe-
schluß SPD-PDS zu wollen, wobei er
nur die Kleinigkeit übersieht, daß die
PDS in Ostdeutschland doch .ein
bißchen größer ist als die DKP in
XY/estdeutsehland war. i\Y/enn ostdeut-
sche SPD-»Pfarrer den PDS-Kontakt
ablehnen, weil sie so schnell nicht ver-
geben können, verdient _das allen Re'-'
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spekt, aber mit einem Parteibeschluß
von Bonn aus den Föderalismus ab-
schaffen, so leicht läuft's denn doch
noch nicht. Ringstorffs klares .Wort
kann allerdings nicht entschuldigen,
daß er danntrotz allem den Kandida-_
ten der CDU wäh_len_läßt. Die PDS-
Debatte unter Scharpings Führung ist
eine Zumutung. Wenn das so weiter-
geht, wird die; l_<ritis'ch_e Intelligenz
wohl bald zur Protesttftialıl der PDS
übergehen - damitfdie' Bonner Her-
renre_iter,` wo sie nicht hören wollen,
wen-igistens fühlen lernen. Die PDS als
››Frau',\Velt« 'ist ein allzu erbärmlicher
Vorwand,_ dic Große Koalition zu
rechtfertigen." A B
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Heınrıch August Winkler: Von den eigenen Sünden ablenken. Mit einem »Dialog über
dıe Vergangenheit<< möchte die PDS einen Keil in die Sozialdemokratie treiben. In
››Dıe Zeit« vom 11. November 1994. S. 7

2; itzig“, lautete Gregor Gysis Kommentar,
als er vor Journalisten auf das Verlan-
gen der Mitarbeiter von PDS-Bun-

destagsabgeordneten zu sprechen kam, die SPD
solle sich für eine Reihe sozialdemokratischer
Sünden entschuldigen. «-

Die Liste der Untaten, für die die SPD bei der
PDS Abbitte tun soll, ist lang. Sie reicht vom Ja
zu den Kriegskrediten vom 4. August 1914 bis zur
„faktischen Abschaffung des Grundrechts auf
Asyl“ im Jahre 1993. Als .weitere Leichen im Kel-
ler der SPD werden aufgeführt: die .,publizistische
Beihilfe des ,\/orwärts“ zum Mord an Karl Lieb-
knecht und Rosa Ltuxemburg“, die Rolle _des
Volksbeauftragten Gustav Noske „bei der Nieder-
schlagung der Novemberrevolution“, der Berliner
„Blutmai“ von 1929, der Aufruf der SPD-zur Wie-
derwahl des Reichspräsidenten von Hindenburg
im Frühjahr 1932, Kurt Schumachers Wort von
den „rotlackierten Faschisten“, die „Zustimmung
zur Wiederbewaffnung der BRD, zur Notstands-
verfassung, zur Großen Koalition unter dem
NSDAP-Mitglied Kiesinger“ - und so weiter. Es
fehlt fast nichts, was aus Sicht der PDS geeignet
seine könnte, geschichtsbewußten Sozialdemokra-
ten Gewissensqualen zu bereiten.

An der Funktion des „Dialogs über die Vergan-

Die PDS spekuliert auf
das fortwirkende Erbe des

Marxismus in der
Sozialdemokratie

genheit“, den Gysi der SPD vorschlägt, gibt es
also nichts zu deuteln: Es ist ein Kampf um die
kulturelle Hegemonie innerhalb der Linken, den
die PDS mit Appellen an das schlechte Gewissen
der Sozialdemokraten zu gewinnen hofft. Natür-
lich wird die Partei des Demokratischen Sozialis-
mus dabei nicht kleinlich sein und Fehler der
Kommunisten zuhauf eingestehen. Weil Selbstkri-
tik für die__EXkomınunisten zu einer Frage des po-
litischen Uberlebens geworden ist, kann man aus
der Not auch eine Tugend machen und sich den
Sozialdemokraten als Vorbild für den richtigen
Umgang mit der eigenen Geschichte empfehlen.

Eine gemeinsame „linke“ Fehlerdiskussion
würde entlastend und integrierend wirken - entla-
stend, weil geteiltes Leid bekanntlich halbes Leid
ist, integrierend, weil der Dialog schließlich in jene
Wiedervereinigung münden könnte, die nach Mei-
nung mancher „Linker“ der deutschen Einheit
überhaupt erst einen historischen Sinn verleihen
würde: die Wiedervereinigung der marxistischen
Arbeiterbewegung, die sich im Ersten Weltkrieg
über der Frage der Bewilligung von Kriegskredi-
ten gespalten hatte. Daß die „Einheit der Linken“
nur um den Preis einer neuen Spaltung zu haben

wäre, versteht sich von selbst und wird von der
PDS gewollt: Für „Godesberger“ Sozialdemokra-
ten ist innerhalb der Linken, wie Gysi sie anpeilt,
kein Platz. . - _

Gelernt ist gelernt: Die Art und Weise, wie dıe
PDS auf die Dialogwünsche einiger, nicht nur ost-
deutscher Sozialdemokraten eingeht, verrät dıa-
lektisches Geschick. Inhaltlich ist das, was die Au-
toren des jüngsten Streitpapiers zur Geschichte
der deutschen Sozialdemokratie zu sagen haben,
freilich sehr viel weniger eindrucksvoll.

Das Geschichtsbild,_ dem die Zuarbeiter der
PDS-Parlamentarier anhängen, ist, was die SPD
angeht, über die offizielle, von Walter Ulbricht
persönlich überwachte „Geschichte der deutschen

Arbeiterbewegung“ aus dem Jahr 1966 nicht we-
sentlich hinausgelangt. Daß die SPD sich mit ihrer
Geschichte seit Jahrzehnten selbstkritisch, ja oft
selbstquälerisch auseinandersetzt: Gysis junge
Garde weiß es nicht oder tut so, als wisse sie es
nicht. Die sozialdemokratische Zustimmung zu
den Kriegskrediten im August 1914 können die
Autoren nur deshalb als Skandal präsentieren,
weil sie das Hauptmotiv verschweigen: die Sorge
vor einem Einmarsch russischer Truppen. Die
Verfasser spielen auf ein erbärmliches Hetzge-
dicht an, das der Vorwärts am 13. Januar 1919,
zwei Tage vor der Ermordung von Karl Lieb-
knecht und Rosa Luxemburg, veröffentlichte. Daß
der Autor sich nach der Bluttat im sozialdemokra-
tischen Parteiorgan für seine gereimte Entgleisung
entschuldigt hat, bleibt wohlweislich unerwähnt.

Kein Wort auch davon, daß Gustav Noske 1920
von seinen Parteifreunden als Reichswehrminister
gestürzt wurde und fortan in der SPD als „Unper-
son“ galt, daß Karl Zörgiebel, der Hauptverant-
wortliche des katastrophalen Polizeieinsatzes bei
den Maiunruhen von 1929, im Jahr darauf seines
Postens als Berliner Polizeipräsident enthoben
wurde. Noch weniger paßt den „Historikern“ der
PDS ins Konzept, was zum Thema Hindenburg
hätte gesagt werden müssen: Seine erste Wahl
zum Reichspräsidenten verdankte der kaiserliche
Generalfeldmarschall 1925 nicht zuletzt der Tatsa-
che, daß die KPD im zweiten Wahlgang an der
sinnlosen Zählkandidatur Ernst Thälmanns fest-
hielt und damit einen Erfolg des gemeinsamen
Kandidaten der „schwarz-rot-goldenen“ Parteien,
Wilhelm Marx', vereitelte. Als die Sozialdemokra-
ten 1932 Hindenburgs Wiederwahl unterstützten,
war er der einzige Kandidat, der den Sieg Hitlers
noch verhindern konnte. r

Die Geschichtsklitterungen der PDS haben Me-
thode. Verbissen hält die Ex-SED an ihrer histori-
schen Lebenslüge fest, eine einige marxistische
Arbeiterbewegung hätte die Republik retten und
Hitler verhindern können. Wahr ist, daß die Spal-
tung der deutschen Arbeiterbewegung beides war:
Vorbelastung und Vorbedingung der ersten deut-
schen Demokratie. Die marxistische Vorkriegsso-
zialdemokratie lehnte eine Zusammenarbeit mit
bür erlichen Parteien grundsätzlich ab. Wäre die
SPlš nicht am Streit um die Kriegskredite zerbro-
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chen, dann an einem Eintritt von Sozialdemokra-
ten in ein Koalitionskabinett. Die parlamentari-
sche Demokratie von Weimar kam überhaupt nur
zustande, weil der gemäßigte Flügel der marxisti-
schen Arbeiterbewegung, die Mehrheitssozialde-
mokratie, bereit war, mit den gemäßigten Kräften
des Bürgertums zusammenzuwirken. Was die
Kommunisten als „Klassenverrat“ brandmarkten,
war das Gesetz, nach dem Weimar angetreten
war: der „Klassenkompromiß“.

Der Gegensatz zwischen Sozialdemokraten und
Kommunisten war nicht taktischer, sondern exi-
stentieller Natur. Für die Mehrheitssozialdemo-
kraten war die parlamentarische Demokratie das
logische Resultat aus der bisherigen Verfassungs-
entwicklung Deutschlands und zugleich der Brük-
kenschlag zu den klassischen Demokratien des
Westens. Die Kommunisten propagierten die
„Diktatur des Proletariats“ und die Verbrüderung
mitiden russischen Bolschewiki. Der von der jun-
gen KPD mitgetragene Januaraufstand von 1919,
oft auch „Spartakusaufstand“ genannt, war der
Versuch einer putschistischen Minderheit, die
Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalver-
sammlung, die auf den 19. Januar angesetzt wa-
ren, gewaltsam zu verhindern. Wäre der Versuch
gelungen, hätte Deutschland einen Bürgerkrieg
ähnlich wie in Rußland erlebt. Was immer die re-
gierenden Mehrheitssozialdemokraten sich an
Fehlentscheidungen und Unterlassungen in der
revolutionären Gründungsphase der Weimarer
Republik vorhalten lassen müssen: Sie hätten auf-
gehört, Demokraten zu sein, wären sie den Kräf-
ten des Umsturzes nicht entgegengetreten.

Bereits im Jahre 1920 setzte die Bolschewisie-
rung des deutschen Kommunismus ein. Sie
machte den Bruch innerhalb der Arbeiterbewe-
gung unheilbar. Uber der Frage, ob sie sich der
neuen, von Lenin gegründeten Kommunistischen
Internationale anschließen und damit auf das bol-
schewistische Partei- und Revolutionsmodell fest-
legen solle, spaltete sich damals die Unabhängige
Sozialdemokratische Partei - die 1917 gegründete
Partei der Kriegskreditgegner, der bis Ende De-
zember 1918 auch die „Spartakusgruppe“ um Karl
Liebknecht und Rosa Luxemburg angehört hatte.
Die radikale Mehrheit entschied sich für den An-
schluß an die Kommu-
nistische Internatio-
nale und die Vereini-
gung mit der KPD, die
erst dadurch zur pro-
letarischen Massen-
partei aufstieg; die ge-
mäßigte Minderheit 1
blieb zunächst eine ' '
selbständige Partei,
vereinigte sich dann
aber.1922 unter dem
Eindruck einer Welle
rechtsradikaler Ter-
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stischen Flügel der Partei, der „Klassenkompro-
misse“ auf das Maß des innen- und außenpoliti-
schen absolut Unvermeidbaren beschränken
wollte.

Die PDS spekuliert, wenn sie die „Einheit der
Linken“ beschwört, auf das fortwirkende Erbe des
Marxismus in der Sozialdemokratie. Tatsächlich
bildete dieses Erbe schon zu Zeiten der Weimarer
Republik keine Brücke mehr zwischen den ver-
feindeten Flügeln der sozialistischen Arbeiterbe-
wegung. Was George Bernard Shaw von Englän-
dern und Amerikanern behauptet hat - sie seien
zwei Völker, getrennt durch eine gemeinsame
Sprache -, läßt sich in abgewandelter Form auf
das Verhältnis von Sozialdemokraten und Kom-
munisten anwenden: Es handelte sich um zwei
Parteien, die getrennt waren durch gemeinsame
ideologische Wurzeln. Diesen Wurzeln war es zu-
zuschreiben, daß beide Parteien oft noch diesel-
ben Begriffe benutzten, aber höchst Unterschied-
liches darunter verstanden. „Klassenkampf“ etwa
hieß für die meisten Sozialdemokraten längst plu-
ralistische Interessenpolitik im Sinne der Arbeit-
nehmer. Für die Kommunisten bedeutete „Klas-
senkampf“ Zuspitzung der gesellschaftlichen Kon-
flikte mit dem Endziel der proletarischen Revolu-
IIOI1.

Am 4. Juli 1928 brachte der kommunistische
Abgeordnete Arthur Ewert,'innerhalb des Partei-
spektnıms eher ein „Gemäßigter“, vor dem Ple-
num des Reichstags die Haltung der KPD zur
Weimarer Republik auf eine knappe Formel: „Die
Kommunistische Partei steht diesem Staat, seinen
Institutionen und seiner Politik grundsätzlich ab-
lehnend gegenüber. Sie ist für die Zertrümmerung
dieses Staates und seiner Institutionen.“ Zwei
Wochen später begann in Moskau der Sechste
Weltkongreß der Kommunistischen Internatio-
nale, der alle kommunistischen Parteien auf eine
neue, ultralinke Generallinie festlegte. Ihr wesent-

lichstes Merkmal war
der verschärfte Kampf

1; gegen die Sozialdemo-
kraten - die „Sozialfa-
schisten“, wie sie seit
1929 durchgängig, ge-
nannt wurden. Auch
nachdem Hitlers Na-

. tionalsozialisten längst
zur weitaus stärksten

1, deutschen Partei auf-
I gestiegen waren, blieb

es bei der 1928 be-
schlossenen Linie. An-' i1

roranschläge, die am _ _„_,v .._ ~ .1 -¬..„-. fang September 1932
24. Juni jenes Jahres
in der Ermordung des '
Reichsaußenministers Walther Rathenau gipfel-
ten, wieder mit den Mehrheitssozialdemokraten.
Koalitionen mit bürgerlichen Parteien fielen der
Vereinigten Sozialdemokratie fortan schwerer als
in der Zeit, in der es zwei sozialdemokratische
Parteien gegeben hatte: Die ehemaligen Unab-
hängigen verstärkten den linken, orthodox marxi-

legte das Exekutivko-
_ mitee der Komintern

dıe Prioritäten nochmals unmißverständlich klar:
„Nur wenn der Hauptschlag gegen die Sozialde-
mokratie, diese soziale Hauptstütze der Bourgeoi-
sie, gerichtet wird, kann man den Hauptklassen-
feind des Proletariats, die Bourgeoisie, mit Erfolg
schlagen und zerschlagen.“ .

Die Sozialdemokratie war seit 1930 die staats-
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tragende Partei der Republik. Die KPD dagegen
sah sich als die Partei des gewaltsamen Umsturzes.
Mit ihrer Bürgerkriegspropaganda schürten die
Kommunisten Angste, die niemand so geschickt
auszubeuten verstand wie Hitler.

Die PDS hat mit dem Erbe der KPD bis heute
nicht gebrochen. Sie pflegt es mit Bedacht - was
so weit geht, daß sie sich im Ostteil Berlins vehe-
ment dagegen wehrt, Straßen einen neuen Namen
zu geben, die nach prominenten Kommunisten,
darunter engen Mitarbeitern Stalins, benannt sind.
Zwar räumt die PDS schwerwiegende Fehler in
der Politik der KPD und auch persönliche Fehler
des langjährigen Parteivorsitzenden Ernst Thäl-
mann ein. Aber .diese Kritik, ist bis heute eher
punktuell geblieben und nicht grundsätzlich ge-
worden.

Grundsätzliche Kritik üben hieße auszuspre-
chen, was offenkundig ist: Die Ausrichtung der
KPD am Modell der Bolschewiki und ihrer Revo-
lution vom Oktober 1917 bedeutete einen radika-
len Bruch mit den demokratischen Traditionen
der europäischen Arbeiterbewegung. Die selbst-
gewählte Abhängigkeit von der Kommunistischen
Internationale führte mit innerer Notwendigkeit
dazu, daß die KPD das wurde, was Richard Lö-
wenthal eine „abgeleitete totalitäre Partei“ ge-
nannt hat. Im Zuge der Stalinisierung in der zwei-
ten Hälfte der zwanziger Jahre verwandelte sich
die deutsche Partei in ein gefügiges Werkzeug des
sowjetischen Diktators. Die ultralinke Generalli-
nie von 1928 machte selbst einen „Waffenstill-
stand“ oder „Burgfrieden“ zwischen den beiden
Arbeiterparteien SPD und KPD unmöglich. So
eindrucksvoll der Antifaschismus vieler deutscher
Kommunisten war: Die Politik ihrer Partei und ih-
rer Internationale hat mit dazu beigetragen, daß
in' Deutschland die extremste Erscheinungsform
des Faschismus andie Macht kam.

Das Regime, das die deutschen Kommunisten
nach dem Zweiten Weltkrieg, gestützt auf die so-
wjetische Besatzungsmacht, errichteten, trug alle
Züge einer totalitären Diktatur: die Monopolisie-
rung der politischen Gewalt in den Händen der
herrschenden Partei, politische Abhängigkeit der
Justiz, terroristische Unterdrückung jedweder Art
von Opposition, Allgegenwart der Geheimpolizei.
In der Spätphase der DDR verstärkten sich dann
die eher autoritären Züge des Systems, ohne daß
es seine totalitären Strukturen wirklich aufgab.
Die PDS, die in ihrem Statut von 1991 „Re-

spekt vor dem Widerstand gegen totalitäre Dikta-
turen jeglicher Art“ bekundet, macht ansonsten
einen Bogen um den Begriff „totalitär“. Der
Grund: Es ist das „linke“ Tabu, das einen Ver-
gleich linker und rechter Diktaturen von vornher-
ein ausschließt. Nun spricht in der Tat alles gegen
eine Gleichsetzung unterschiedlicher Diktaturen,
aber nichts gegen einen Vergleich,`der ja neben
Gemeinsamkeiten auch Unterschiede zutage för-
dert. Daß es zwischen den von Hitler und Stalin
geprägten Regimen, was die Herrschaftsmethoden
angeht, Gemeinsamkeiten gab, kann nur leugnen,
wer einem dieser Systeme befangen gegenüber-
steht. Das eben ist das Problem der PDS. Deshalb
wehrt sie sich auch mit allen Mitteln juristischer
Spitzfindigkeit gegen das Eingeständnisifl daß die
DDR ein Unrechtsstaat war und bis zum Herbst
1989 blieb.

Die PDS ist eine posttotalitäre Partei, die mit
ihrer totalitären Vergangenheit nicht konsequent

4.» -› _ _

gebrochen hat, sondem sich, wenn es ernst wird,
apologetisch zu ihr verhält. Die Frage, ob die PDS
dem demokratischen Spektrum zuzuordnen ist,
beantwortet sich daher von selbst: bisher nicht.
Die Partei des Demokratischen Sozialismus hat
sich dem Prozeß einer Formaldemokratisierung
unterzogen, aber die Wertgrundlagen der westli-
chen, repräsentativen Demokratie nicht wirklich
angeeignet. Das Ja der PDS zur Demokratie
steckt voller Vorbehalte: In ihrem Programm von
1993 erklärt sie den „außerordentlichen Kampf
um gesellschaftliche Veränderungen (für) ent-
scheidend“; in ihrem Verfassungsentwurf von
1994 fordert sie die Errichtung einer Vielzahl von
demokratisch nicht legitimierten gesellschaftlichen
Räten. Wenn die PDS in ihrem Programm gegen
die „Verwestlichung des Ostens“ zu Felde zieht,
appelliert sie bewußt an tiefsitzende Ressenti-
ments gegenüber dem Westen schlechthin - Res-
sentiments, die während der Weimarer Republik
ınal in rechter, mal in linker Gewandung auftra-
ten, doch stets den gleichen, antidemokratischen
Effekt hatten.

Der Erfolg der PDS in den neuen Bundeslän-
dern hat viel damit zu tun, daß die SED aus den
Weimarer Erfahrungen radikal andere Schlußfol-
gerungen gezogen hat als der Parlamentarische
Rat in Bonn. Während sich im Westen eine neue,
nicht mehr relativistische, sondern „wehrhafte“
und diesmal auch funktionstüchtige Demokratie
entwickelte, wurde den Ostdeutschen eine zweite
Diktatur verordnet, die sich ,.antifaschistisch“,
aber nicht demokratisch legitimierte. Von dem
Mangel an Demokratie unter der SED profitiert
die PDS. Ihr vulgärdemokratischer Populismus
findet Beifall, weil die politische Kultur der westli-
chen Demokratie in der ehemaligen DDR noch
keine festen Wurzeln hat schlagen können.

Es wäre ein Rückfall in das positivistische De-
mokratieverständnis von Weimar. wenn demokra-
tische Parteien der PDS mit dem schlichten Hin-
weis auf ihren Wähleranteil einen Zugang zur
Macht' öffnen würden. Zu den Errungenschaften
der zweiten deutschen Demokratie gehört der
Grundkonsens, daß demokratische Parteien sich
nur mit demokratischen Parteien verbünden dür-
fen. Was gegenüber „rechts“ gilt, muß auch ge-
genüber „links“ verteidigt werden. Mag die PDS
den Sirenengesang von der „Einheit der Linken“
auch noch so kräftig anstimmen: Die Gemeinsam-
keit der Demokraten ist ein zu teuer erkauftes
Gut, als daß es auf dem Altar politischer Oppor-
tunitäten geopfert werden dürfte.

Heinrich August Winkler ist ordentlicher _
Professor am Institut für Gesehichtswissenschaften
der Humboldt-Universität in Berlin
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Dokument 49
››Quo Vadis PDS Brandenburg?« Thesen für die Diskussion im Landesverband zur
Vorbereitung des 4. Landesparteitages Brandenburg der PDS (1. Tagung) 25 /26
Februar 1995 _ In: Dokumente Heft 2. S. 6/7. [Auszug]

Die Brandenburger PDS muß mit allen Kräften anderer Parteien, 'Vereinen, Verhän-
den, Gewerksclıaften, anderen außerparlamentarischen Bewegungen, die eine bran-

' denburgische Refornıvariante zu mehr Demokratie, ökologischer Wirtselıaftsentwiclt-
lung, nıenselıenwiirdigem, friedlichen Leben und sozial gerechter Lebensweise unter-
stützen, -zusamrnenwirken. Wir sind uns bewußt, daß die Umsetzung der brandenburgi-
schen Reformvariante nur inı gleichbereclıtigterı Zusammenwirken Vieler möglich isl.
-Das'erl`ordert schon der komplexe und globale Charakter der Probleme.

Als Partei des Demokratischen Sozialismus haben wir in der Programmatik z.T_ wesentlich andere
Vorstellungen von der gegenwärtigen Gesellschaft und ihrer Zukunft als andere. Dennoch gehen
wir davon aus, daß im Ringen um die Zukunftschanccn fiir den Einzelnen und fur die Gesellschaft
die verschiedenen politisclıen Richtungen ihren Platz im Lande haben, es kein Privileg nur einer
politischen Richtung geben kann. Für uns ist die Debatte verschiedener geistiger Strömungen,
verschiedener sozialer Positionen und 'I`raditionen, das Gespräch mit allen Verbänden und Bewe-
gungen und aul` allen Ebenen ein Eckpfeiler' unseres Demokraticvcrständnisscs.

. ` .

Von dieser Position aus betrachten wir unser Verhältnis zur brandenburgischen SPD. Die SPD
wurde vom Wähler des Landes zur stärksten Partei bestimmt. Sie hat im Landtag die absolute
Mehrheitund großen Einfluß in vielen anderen Gremien des Landes.

Die PDS versteht sich als Partei, die die Vision einesdeınokratischen Sozialismus vertritt. Sie
sieht sich in der Pflicht und Tradition, sich auf dem Boden der Rechtsstaatlichkeit für eine moder-
ne gesellschallliche Struktur zu engagieren, in der neue, gercclıtcre soziale Bedingungen herr-
sehen.

Wir vertreten diese Überlegungen ohne Anspruch auf ein Wahrheitsmonopol und sind bereit, dar-
über mit anderen in den gesellschaftlichen Diskurs zu treten, insbesondere mit der SPD. Dabei
sind wir für produktiven Dialog um realistische und konsequente Reformalternativen und lehnen
gegenseitige Ausgrenzung ab. Die Zukunft wird über unterschiedliche Positionen die Entschei-
dung bringen.

Die PDS setzt sich in ihrem demokratischen Verständnis konsequent für einen neuen Politikstil im
Land Brandenburg ein. Das, was sie nach außen fordert und vertritt, praktiziert sie in ihren eige-
nen Reihen selbst. Dazu gehört auch die sehr kritische weitere Auseinandersetzung mit unserer
eigenen Geschichte und unserer Mitverantwortung für das Scheitem des Gesellschafismodells der
DDR. Dieser Weg wird in den nächsten Jahren konsequent fortgesetzt.
Zugleich stehen wir zur erlebten Geschichte, zu den Lebensläufen Brandenburger Bürgerinnen
und Bürger. Kritische Geschichtsbetrachtung verstehen wir auch als Lebenshilfe. Auch das
verstehen wir als Brandenburger Toleranz. '

Als Partei, die sich pluralistisch versteht, lehnt die PDS jeglichen Alleinvertretungsanspruch im
Meinungsbildungsprozeß ab. Diesen_Grundsatz vertreten wir auch im Umgang mit anderen.
Pluralismus als Ausdruck' des offenen Charakters der PDS unterstreicht auch unsere Vorstellun-
gen vom Dialog miteinander, unabhängig'von` ideologisch-weltanschaulichen Positionen.

JN«
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Dokument 50 _
»Einige groteske Fehler.<< Erhard Eppler und Lothar Bisky über dıe Konkurrenz von
SPD und PDS. In: ››Der Spiegel« vom 21. November 1994. S. 36-43.

SPIEGEL: Obwohl die SPD schon im Au-
gust in ihrer sogenannten Dresdner Er-
klärung jeder Zusammenarbeit abge-
schworen hat. will Parteichef Rudolf
Scharping einen weiteren Beschluß zur
Abgrenzung von der PDS durchsetzen.
Freuen Sie sich über soviel Aufmerk-
samkeit, Herr Bisky?
Bisky: Über die Aufmerksamkeit muß
ich mich ja freuen. Aber auf Dauer wer-
den solche Abgrenzungsbeschlüsse ge-
gen die links neben der SPD stehende
PDS nichts bringen.
SPIEGEL: Steht die PDS links von der
SPD, Herr Eppler?
Eppler: Der Gutsverwalter stand auch
links neben dem Gutsherrn. Ich kann

bei der PDS einen originell linken An-
satz nicht erkennen. Ihr Konzept ist zum
einen Teil der verwässerte Aufguß des-
sen, was die SED gemacht hat. zum an-
deren Teil die lmitation dessen. was im
Berliner Programm der SPD steht. lch
weiß nicht. was diese Partei eigentlich
ıst. ”
Bisky: Es ist richtig, daß wir kein neues
Modell des demokratischen Sozialismus
erfunden haben. Davon halte ich per-
sönlich auch nicht viel.
Eppler: lch rede nicht von einem Mo-
dell, nur von einem originellen Ansatz.
Aber wie soll der auch von einer Partei
kommen, deren Vorgänger Menschen
dafür ins Gefängnis gesteckt haben, daß

sie sich als demokratische Sozialisten
empfunden haben.
SPIEGEL: Was ist für Sie demokratischer
Sozialismus?
Eppler: Seit Godesberg, also seit 1959,
verstehen wir darunter zu Ende gedach-
te und zu Ende geführte Demokratie
nicht nur im Bereich des Staates, son-
dern auch der Gesellschaft.
Bisky: Für mich ist demokratischer So-
zialismus der Weg zu einer sozial ge-
rechteren Gesellschaft, in der solidari-
scher und humaner Umgang miteinan-
der eine größere Rolle spielt als gegen-
wärtig.
SPIEGEL: Das wollten Sozialdemokraten
schon immer.
_ Bisky: Ja, nur habe ich
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Eppler, Bisky

Auf Abgrenzung g
bedacht bleiben soll die SPD gegenüber der
PDS, fordert Parteichef Rudolf Scharping.
Auch Erhard Eppler, 67, kann kaum Gemein-
samkeiten mit den Postkommunisten entdek-
ken. Er war von 1968 bis 1974 Bonner Ent-
wicklungshilfeminister. Als Vorsitzender der
SPD-Grundwertekommission leitete er die Ge-
spräche mit der SED-Akademie für Gesell-
schaftswissenschaften unter Otto Reinhold,
die 1987 mit dem gemeinsamen Papier „Der
Streit der Ideologien und die gemeinsame Si-
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cherheit“ abgeschlossen wurden. Lothar Bis-
ky. 53, glaubt nicht, daß die Abgrenzungsbe-
schlüsse der SPD seiner Partei schaden. Er
übernahm im Januar 1993 von Gregor Gysi
den Vorsitz der PDS. Deren Vorgängerin, der
DDR-Staatspartei SED, hatte der promovierte
Kulturwissenschaftler 26 Jahre angehört. Als
Rektor der DDR-Hochschule für Film und Fern-
sehen setzte er sich für kritische Lehrer und
Studenten ein. lm brandenburgischen Landtag
leitete Bisky den Untersüchungsausschuß, der
die Stasi-Vorwürfe gegen SPD-Ministerpräsi-
dent Manfred Stolpe klären sollte.
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den Eindruck, daß Pro-
grammatik und politische
Praxis der Sozialdemo-
kratie immer weniger in
Einklang stehen, weil die
Partei unter Scharping
deutlich zur Mitte abdrif-
tet. Es gibt in der SPD
Linke, mit denen sehe ich
mehr Ähnlichkeiten als
Unterschiede.
Eppler: Daß es in der SPD
verschiedene Tempera-
mente und auch verschie-
dene Akzente gibt, ist
nicht gerade neu. Was es
aber im Unterschied zur
PDS bei uns nicht gibt,
sind Leute mit einem
Sozialismus-Konzept, das
nicht in unsere Verfas-
sung paßt. Als kürzlich
die Sozialdemokraten in

Mecklenburg-Vorpom-
mern nach der Kommuni-
stischen Plattform in der
PDS fragten, kam die
ausweichende Antwort,
auch Kommunisten hät-
ten das Recht dazuzuler-
nen. Dieses Recht ist un-
bestritten. Die Frage ist.
ob einer danach noch
Kommunist ist.
Bisky: Die Kommunisti-
sche Plattform ist ganz
bewußt in der PDS, sie

Das Streitgespräch moderierten
die SPEEGEL-Redakteure Olaf
Petersen und Klaus Wirtgen.



hat das Programm mit erarbeitet und
akzeptiert es. Und da steht eindeutig
drin, daß es bestimmte Dinge nicht
mehr gibt. etwa das Machtmonopol ei-
ner Partei. Und soweit einzelne eine
andere Position vertreten. setze ich
mich inhaltlich mit ihnen auseinander.
SPIEGEL: Der Ost-Sozialdemokrat Ri-
chard Schröder macht die Spaltung zur
Voraussetzung. wenn die PDS ins de-
mokratische Spektrum rücken will.
Bísky: Mit mir ist eine Säuberung nicht
zu machen. Am 26. November werden
wir die Differenzen auf einer Konfe-
renz offen austragen. Wer andere Zie-
le hat als die im' Programm festge-
schriebenen. wird sich eines Tages ent-
fernen.
Eppler: Hier zeigt sich der Grundwi-
derspruch der PDS: Sie steht. auch als
Rechtsnachfolger, in der Tradition der
SED und will gleichzeitig völlig anders
sein. In unseren Gespriichen mit der
SED wurde die Position der Kommu-
nisten sauber definiert, nämlich einmal

„Die PDS steht in der
Tradition der SED

und will ganz anders sein“
i.-ı .
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durch die Sozialisierung der Produkti-
onsmittel und zum anderen durch das.
was man das Machtmonopol der Partei
nennen konnte oder die Diktatur des
Proletariats. Das waren 70 Jahre lang
die Eckpfeiler kommunístischer Herr-
schaft.
Bisky: Aber Sie können doch nicht be-
streiten. daß es immer auch Reform-
lrommunisten gab, Menschen, die für ih-
ren Widerstand gegen den Stalinismus
Repressalien erlitten haben. Reform-
kommunistcn können sich auf der
Grundlage des Programms und des
Statuts in der PDS bewegen.
Eppler: Auch für Reformkommunisten
gilt: Die Aufgabe des Machtmonopols
war zugleich das Ende des kommunisti-

l

l

I
v

1
z
3t
i

li
i
I

l
lt

ı
l

Dokumente 109

schen Systems. Die PDS aber will sich
nicht entscheiden. Da gibt es Kommuni-
sten. die deshalb in der PDS sind. weil
sie die Nachfolgerin der SED ist. Wie-
der andere sind bei der PDS. obwohl sie
die Nachfolgerin der SED ist.
Was Sie über demokratischen Sozialis-
mus gesagt haben. nehme ich Ihnen per-
sönlich ohne weiteres ab. Das könnte
ich auch sagen. Nur. wozu braucht man
dann diese Partei? Sie dürfen bitte nie
vergessen: Für die Gedanken. die Sie
jetzt äußern, hat die SED die Leute ins
Gefängnis gesperrt.
Bisky: Das weiß ich. Und es ist richtig.
wir sind aus der SED hervorgegangen.
Das wurde damals mehrheitlich ent-
schieden gegen eine beachtliche Min-
derheit. die zuvor die SED auflösen
wollte. Als Nachfolger wären wir so
oder so bezeichnet worden. Entschei-
dend für mich ist der Bruch mit dem Sta-
linismus und dem demokratischen Zen-
tralismus. Die PDS ist eine basisdemo-
kratische Partei . . .
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Eppler: _ . _ die sich in das demokrati-
sche Spektrum einzuschleichen versucht
unter dem Stichwort ..Arbeiterbewe-
gung“. Ich zitiere aus Ihrem Programm:
..Für Rechtsstaatlichkeit und sozialstaat-
liche Regulierung. pluralistische Demo-
kratie und Gewaltenteilung. Offentlich-
keit und elementare Menschenrechtsga-
rantien sowie Naturerhaltung haben sich
Arbeiterbewegung. liberale. grüne und
andere Bewegungen eingesetzt." Dabei
haben Sie doch alles, was hier steht, kri-
minalisiert.
Bisky: Daß wir laufend für die Geschich-
te geprügelt werden. geht schon in Ord-
nung. Nicht in Ordnung finde ich. daß
jene Mitglieder der SED und auch die
..Blockfreunde". die zu den Westpartei-

I

„Daß wir für die
Geschichte geprügelt werden,

ist in Ordnung“
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en gegangen sind. mit der Vergangenheit
plötzlich nichts mehr zu tun haben. Im
Kern stört es Sie doch, daß es eine neue
Partei gibt in diesem Land und daß die
Mandate dadurch etwas aufgeteilt wer-
den.
Eppler: Wissen Sie, Herr Bisky, solange
Sie es sich so einfach machen, bringen Sie
sogar Leute gegen sich auf, die wie ich
schon lange vor dem Jahr 1989 der Mei-
nung waren, daß früher oder später auch
die Mitglieder der SED in unsere demo-
kratische Gesellschaft reintegriert_ wer-
den müssen. Dies wird durch die PDS nur'
schwieriger. Das Grundproblem der
PDS bleibt: Weil sie sich allzu plötzlich
Positionen angeeignet hat, die 40 Jahre
lang ihr Feindbild waren, unterlaufen ihr
gelegentlich Formulierungen und Aktio-
nen. die nicht auf eine neue Partei, son-
dern auf die alte deuten.
Bisky: Wir machen es uns nicht einfach,
wir setzen uns vielmehr sehr hart mit un-
serer eigenen Biographie auseinander.
Ihre Rolle. Herr Eppler, möchte ich aus-

drücklich würdigen. Ich
war ja einmal dabei in
diesen Debatten und
weiß als damaliger Rek-
tor der Hochschule für
Film und Fernsehen. wie
hilfreich es war für kriti-
sche Leute, den Dialog.
der mit der SPD geführt

,_ wurde, nun auch in der
DDR und der SED ein-
zufordern.
SPIEGEL: Damals waren
sich SPD und SED einig,
daß kein System dem an-
deren die Existenzbe-
rechtigung absprechen
dürfe. Heute sagt die
stellvertretende Partei-
vorsitzende Heidemarie
Wieczorek-Zeul: ..Die
PDS muß aufDauer ver-
schwinden.“ Kein Wi-
derspruch?
Eppler: Nein. Wir haben
damals mit einem Ge-
sprächspartner, der defi-

nierbar war als Repräsentant des anderen
Systems, um des Friedens willen geredet.
Dieses System hat sich bald darauf selbst
zugrunde gerichtet. Die PDS aber ist kein
System. sondern eine Partei, die über-
wiegend aus Mitgliedem besteht, die sich
früher ganz anders definiert haben. Wor-
über soll ich mit denen reden? Etwa dar-
über. welcher Teil der PDS zu welchem
Teil des Programms auch wirklich steht?
Bisky: Aber zu anderen Nachfolgepartei-
en halten die Sozialdemokraten intensive
Kontakte . . . '
Eppler: _ . .Sie meinendie in Osteuropa.
Bisky: Ja. und da geht die SPD ja auch zu
Recht davon aus. daß das nicht mehr die
alten Parteien sind. sondern daß sie etwas
Neues wollen. Nur wir werden verteufelt.
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nur in Deutschland wird nicht akzep-
tiert. was europäische Normalität ist.
Eppler: Der kleine Unterschied zu Un-
garn. zu Polen. Rußland und anderen
Ländern ist. daß es in Deutschland die
große Partei des demokratischen Sozia-
lismus längst gibt - die SPD.
SPIEGEL: Und die soll keine Konkur-
renz bekommen?
Eppler: Doch. doch. Aber von einer Par-
tei, die Nachfolgerin der SED ist und
nun in ihrem Namen den demokrati-
schen Sozialismus für sich reklamiert.
verlange ich Eindeutigkeit. Statt dessen
lese ich im Programm: ..In der PDS ha-
ben sowohl Menschen einen Platz. die

„Von der Nachfolgerin
der SED verlange ich

Eindeutigkeit“

der kapitalistischen Gesellschaft Wider-
stand entgegensetzen wollen und die ge-
gebenen Verhältnisse fundamental ab-
lehnen. als auch jene. die ihren Wider-
stand damit verbinden. die gegebenen
Verhältnisse positiv zu verändern und
schrittweise zu überwinden.“ Da darf
man nach all den Erfahrungen doch fra-
gen: Was wollen denn die. die diese Ver-
hältnisse fundamental ablehnen. an ihre
Stelle setzen?
Bisky: Vielleicht das. was im Berliner
Programm der SPD von 1989 steht: ..Es
ist eine historische Grunderfahrung. daß
Reparaturen am Kapitalismus nicht ge-
nügen. Eine neue Ordnung von Wirt-
schaft und Gesellschaft ist nötig.“ Nichts
anderes sagt auch die Kommunistische
Plattform.
Eppler: Aber unsere Reformansprüche
gelten strikt im Rahmen der Verfassung.
und Sozialdemokraten sind nie einen Fin-

ger breit von der Demokratie abgewi-
chen. Das kann man von Kommunisten
nun wahrlich nicht sagen.
Bisky: Die PDS steht auf dem Boden
der Verfassung. auch wenn wir uns man-
ches anders wünschen - Runde Tische.
überhaupt mehr Bürgerbeteiligung. Im
übrigen: Mehr als diese oder jene Ein-
zelformulierung im Programm beruht
unsere Akzeptanz in den Ostländern auf
unserer Sachpolitik in Kommunen und
Landtagen.
Eppler: Differenzen zwischen Praxis und
Programm gibt es bei allen Parteien.
Mal angenommen. all diejenigen. die
laut Ihrem Programm die geriebenenD »D

„Unsere Aufgabe ist es,
die Interessen der

Ostbürger einzubringen“
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Verhältnisse fundamental ablehnen.
würden die Partei verlassen: Wodurch
unterschiede sich die Bisky-PDS dann
noch von der SPD?
Bisky: Wir hätten soetwas wie dem Asyl-
kompromiß nie zugestimmt . . .
Eppler: . . . ein PDS-Innenminister wür-
de das sicher anders sehen und Ihre Wäh-
lerschaft sowieso.
Bisky: Unterschätzen Sie nicht unsere
Grundsatztreue. Wir sehen es als unsere
Aufgabe an. die Interessen der Ostbürger
in die gesamtdeutsche Politik einzubrin-
gen. also: Entschädigung vor Rückgabe.
Schluß mit dem Rentenstrafrecht.
Eppler: Das sind nicht nur Ihre Postulate.
Bisky: Die SPD hat dem Einigungsver-
trag zugestimmt.
Eppler: Sie wissen ganz genau. wie das da-
mals war in der Volkskammer. Aber ich
gebe ja zu. daß die SPD einige groteske
Fehler gemacht hat. Vielleicht hätten wir
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gegenüber ehemaligen SED-Mitglie-
dern großzügiger sein müssen.
Bisky: Jetzt appellieren doch die Sozi-
aldemokraten zum Beispiel bei mir in
Brandenburg immer wieder an die
PDS-Mitglieder, sie sollten zur SPD
kommen. Regine Hildebrandt hat mich
sogar persönlich eingeladen . _ .
SPIEGEL: . . . die Sozialministerin hält
Sie für ministrabel . _ .
Bisky: vielleicht als „Minister für
außerirdische Beziehungen“. Aber
ernsthaft: Warum folgt niemand den
Aufrufen? Warum geht keiner von der
alten SED zur SPD? Mir wären sie
dort doch lieber als bei der CDU. Was
mich betrifft: Ich gehe nicht in die
SPD.
SPIEGEL: Ihr letztes Wort?
Bisky: Man soll im Leben nie „nie“ sa-
gen. Aber ich bin in der PDS gut auf-
gehoben und möchte noch sehen, daß
sich in Deutschland eine linkssozialisti-
sche Kraft neben _der SPD entwickelt.
Eppler: Ich halte den Anspruch der
PDS aus zwei Gründen für verhängnis-
voll. Der ganze Ballast, den diese Par-
tei von der SED her mit sich schleppt,
macht es nicht leichter. sondern
schwieriger. die Erfahrungen des
Ostens in der deutschen Politik zur
Geltung zu bringen. Und er ermöglicht
den Konservativen, ihren alten Anti-
kommunismus zu pflegen und ihn als
Keule gegen die SPD zu benutzen.
Vom Interesse der demokratischen
Linken in Deutschland aus gesehen. ist
die PDS eher ein Unglück.
Bisky: Aus meiner Sicht ist das abwe-
gig. Es gibt doch die rot-grüne Alter-
native. Scharping muß sie nur wollen.
An uns würde die Abwahl des Kanz-
lers nicht scheitern.
SPIEGEL: Dafür gibt es derzeit keine
Mehrheit.
Bisky: Man muß auch an die Wahlen
1998 denken. ~
Eppler: Ich habe vor ein paar Monaten
zu einem führenden Mann der meck-
lenburgischen CDU gesagt: „Wenn
sich doch die SED aufgelöst hätte und
eine neue Partei ohne diese Altlasten
entstanden wäre, sähe alles viel einfa-
cher aus.“ Da antwortete mein Ge-
sprächspartner: ..Das wäre ja schçeck-
lich.“ Er hat recht: Ihre Partei, die ein
ungeklärtes Verhältnis zur Vergangen-
heit hat. gibt der Union, die 40 Jahre
vom Antikommunismus gelebt hat, ei-
ne Chance gegen die deutsche Linke.
wie sie besser nicht sein könnte.
Bisky: Daß man auch jetzt noch mit
plumpem Antikommunismus Wahl-
kämpfe. entscheidend beeinflussen
kann, habe ich lernen müssen. Aber
das ist kein Grund, die PDS wegzuneh-
men. Es würde der SPD auch nicht
helfen. Ich bezweifle. daß in den näch-
sten Jahren viele PDS-Wähler die SPD
ankreuzen. Solange die SPD gemein-
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talitären Mitteln auf-
› gebaut werden.“ Das
1 kann doch nicht wahr
1 sein. Ich habe immer
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tiert, um den Unter-
schied zwischen Nazis
und Kommunisten
klarzumachen. 'Nun
kommt der Gysi und

. benutzt den Begriff

gg" _ _ li I - 1 - wäre danach auch das,
was die CDU gegen-

Ü ' _. /4-' „totalitär“ für diese
. 1,/ Republik. Totalitär

l _,.p-„.;„f`”'§ über der PDS macht.
Bisky: Sie müssen be-

Ost-Efeu i

sam mit der Union auf die PDS ein-
drischt, hat sie im Osten keine Chance.
SPIEGEL: Verliert die PDS mit-der Ver-
wirklichung der inneren Einheit ihre Exi-
stenzberechtigung?
Bisky: Die innere Einheit wird noch sehr
lange auf sich warten lassen. Wie lange
die PDS existieren wird, kann ich nicht
vorhersagen. Die Wähler im Osten ha-
ben uns als eine Art linker Volkspartei
gewählt, die auf längere Sicht gesamt-
deutsche Ambitionen hat.
Eppler: Ich habe den PDS-Wählern
nichts vorzuschreiben. Die müssen ja ei-
nen Grund haben, nicht SPD zu wählen.
Daß daraus etwas Gutes wird für die in-
nere Einheit und für die Regierungsfä-
higkeit der Linken, kann ich mir aller-
dings nicht vorstellen.
SPIEGEL: Hat die PDS überhaupt ein gro-
ßes Zukunftsthema?
Bisky: Das Soziale und das Ökologische
werden eine große Rolle spielen. Und im
Osten wird die PDS, für mich überra-
schend, sehr stark mit Demokratie ver-
bunden - vielleicht weil wir bestimmte
basisdemokratische Traditionen aus dem
Herbst '89 pflegen.
Eppler: Sie antworten pragmatisch und
unverbindlich wie andere deutsche Poli-
tiker auch. Für mich ist klar: Die PDS hat
keine neue, plausible, originelle Antwort
auf die Frage, was demokratischer Sozia-
lismus heute ist.
Bisky: Ich mit meiner Biographie be-
schreibe keine Vision mehr in zwei Sät-
zen. Wir haben Vorstellungen. aber nicht
einen Satz, der für typisch PDS steht. Wir
sind - auch das ist Teil der Erneuerung -
eine linkssozialistische Partei auf der Su-
che. Ich wäre heilfroh, wenn wir eine un-
verwechselbare Duftmarke hätten; Her-
beizaubern kann ich sie nicht.
Eppler: Ich habe mich kürzlich empört
über Gregor Gysi. Er wehrt sich in sei-
nem „Ingolstädter Manifest“ gegen die
Ausgrenzung der PDS und fordert: „Das

kasııtefstaaı-Aıızeigcf denken, Herr Eppler,

l
daß die Mehrheit der

PDS-Mitglieder an den langen Traditio-
nen der Linken im Westen nicht teilge-
nommen hat. Unsere Begriffe sind
manchmal ganz anders gemeint, als sie in
den alten Ländern verstanden werden.
Eppler: Ein Mann wie Gysi weiß doch,
was totalitär ist. Und die Existenz der
PDS beweist, daß die konservative Theo-
rie -- braun gleich rot - nicht stimmt: Es
gibt ja keine erlaubte NS-Nachfolge-
partei.
Bisky: Ich bezeichne die Bundesrepublik
nicht als totalitär.
SPIEGEL: Käme die SPD ohne Abgren-
zung zur PDS in eine Zerreißprobe?
Eppler: Immerhin hat die Partei das Mag-
deburger Tolerierungsmodell gut ver-
kraftet. Es ist auf längere Sicht auch ge-
fährlicher für die PDS als für die SPD:
Entzauberung durch Verantwortung.
Bisky: Wir sind da echt in der Zwickmüh-
le. Unsere Wähler würden es uns nicht
verzeihen, wenn wir aus 20 Prozent Stim-
menanteil nichts machten. Jetzt haben
wir in Sachsen-Anhalt mit Bauchschmer-
zen einen äußerst knappen Haushalt pas-
sieren lassen, und schon sind wir mit in
der Verantwortung.
SPIEGEL: Richtet sich die PDS darauf
ein, in Magdeburg oder Schwerin im
Laufe der Legislaturperiode in eine SPD-
geführte Regierung einzutreten?
Eppler: Immer vorausgesetzt, sie würde
überhaupt eingeladen!
Bisky: Wir haben in Schwerin ja ein An-
gebot geınacht. Wenn es sein muß, könn-
ten wir. Auf Weichenstellungen in der
Zukunft sind wir eingestellt.
Eppler: Wir sollten nur mit einer Partei
koalieren, von der wir genau wissen, wer
sie ist. Das weiß ich im Augenblick bei
der PDS nicht.
Bisky: Manfred Stolpe weiß es, Reinhard
Höppner und Harald Ringstorff wissen
es auch, Herr Eppler. _
SPIEGEL: Herr Eppler, Herr Bisky, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch. EI

§1
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Dokument 51
Tolerierungsvereinbarung in Thüringen zwischen den Fraktionen und Kreisverbänden
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie der PDS-Fraktion. In: »Neues Deutsch-
land« vom 1. Dezember 1994. S. 3.

Die zwischen den Fraktionen und
Kreisverbänden von SPD und Bündnis
90/Die Grünen sowie der PDS-Fraktion
abgeschlossene Tolerierungsverein-
barung hat folgenden Wortlaut:

§ 1: Grundlage der Vereinbarung. Die
Koalitionspartner haben mit Datum vom
7.11.94 die Vereinbarung über eine Zu-
sammenarbeit in der Ratsperiode 1994-
1999 (Koalitionsvereinbarung) be-
schlossen. Der Inhalt dieser Vereinba-
rung ist tler liraktion tler PDS bekannt
und wird von dieser unterstützt. Die
Fraktion der PDS gehört der Koalition
nicht an.

§ 2: Ziel der Vereinbarung. Es besteht
unter den an der vorliegenden Verein-
barung beteiligten Parteien und Frak-
tionen Einigkeit darüber, daß bei voller
Wahrung der politischen Selbstständig-
keit eine Zusammenarbeit und in mög-
lichst vielen Fällen ein einheitliches Ab-

Tolerierungs-  
vereinbarung
stimmungsverhalten der beteiligten
Fraktionen im Stadtrat Weimar in Sach-
undi Personalfragen anzustreben ist.
§ 3: Informationsaustausch. Die an der
vorliegenden Vereinbarung beteiligten
Fraktionen werden sich wechselseitig
über Anträge, Anfragen und Initiativen,
die sie in den Stadtrat und seine Aus-
schüsse einzubringen beabsichtigen, in-
formieren. Sie werden sich ebenfalls
wechselseitig über das Meinungsbild in
den Fraktionen zu solchen Anträgen,
Anfragen und Initiativen unterrichten.
§ 4: Beratungen der Fraktionsvorsit-
zenden. Die Fraktionsvorsitzenden kön-
nen gemeinsame Beratungen einberu-
fen. Eine solche Beratung findet inner-

halb von 3 Tagen statt, wenn dies einer
der Fraktionsvorsitzenden beantragt.
§ 5: Koalitionsausschuß. Zwischen den
Koalitionspartnern ist die Einrichtung
eines Koalitionsausschusses vereinbart.
Vertreterinnen der PDS-Fraktion kön-
nen an den Sitzungen des Koalitions-
ausschusses als Gäste teilnehmen.
§ 6: Ausschluß konkurrierender An-
träge, Anfragen und Initiativen. Die
Beteiligten sichern sich zu, Informatio-
nen über beabsichtigte Anträge, Anfra-
gen und Initiativen, über die sie gemäß
dieser Vereinbarung informiert werden,
nicht zur Stellung eigener, konkurrie-
render Anträge, Anfragen oder Initiati-
ven zu verwenden.
§ 7: Vertrauliclıkeit. Die beteiligten
Fraktionen sichern sich wechselseitig zu,
den Inhalt der Beratungen der Frak-
tionsvorsitzenden und der Beratungen
des Koalitionsausschusses vertraulich zu
behandeln.
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Dokument 52
Zur Stärkung der SPD in Ostdeutschland hat der SPD-Parteivorstand heute unter
Vorsitz des Parteivorsitzenden Rudolf Scharpíng den folgenden Beschluß gefaßt. In:
Presseservice der SPD. Bonn vom 5. Dezember 1994.

.Mit†eilw¬sı_ftı,r_di-e- l?reS.Se
i M
I

Zur Stärkung .cler SPD in Ostdeutschland hat der SPD-Parteivorstand
heute unter Vorsitz des Parteivorsitzenden Rudolf Scharping den
folgenden Beschluß gefaßt: g

'k

a) Zielsetzung 1 `

Die SPD hält an ihrem Ziel fest, die strategische Mehrheit im .Deutschen
Bundestag zu gewinnen. Diese ist dann gegeben, wenn polıtısch nur eine
von der SPD geführte Regierung möglich ist.

Die knappe Mehrheit der Koalition bedeutet nicht, daß die Opposition fast
gleich stark wäre. Die PDS engt die Optionen der SPD ein. Die Fähigkeit der
SPD, führende Regierungspartei zu werden, hängt stark davon ab, ob es ihr
gelingt, in Ostdeutschland stärkste Partei zu werden.

Dazu muß sie in erster Linie bisherige PDS-Wählerinnen und Wähler auf ihre
Seite ziehen.~ « _

1

Die SPD schließt eine Bündnisstrategie gegenüber der PDS aus. Gegen eine
solche Strategie sprechenhistorische und politische Unvereinbarkeiten, aber
auch der Anspruch der SPD, als linke Volkspartei die große, integrierende t
Bewegung der deutschen Linken zu sein. lnnerhalb der Wählerschaft und
Mitgliedschaft der PDS gibt es viele, die aus Gründen, die mit der Entwicklung
1989/90 zu tun haben, nicht den Weg zur SPD fanden. Wenn sie überhaupt
von einer Volksparteiintegriert werden können, dann nur von der SPD.

Die SPD-Ortsvereine in Ostdeutschland können und sollen einen aktiven
Beitrag zur Versöhnung leisten, indem sie die politische lntegrationsaufgabe
übernehmen. Die Grenze ist da zu ziehen, wo aktive Beteiligung an
Unrechtstaten vorliegt.

Die politische Verantwortung für das Erstarken der PDS liegt bei der.
Bundesregierung und den Bonner Koalitionsparteien. Ihre Fehler im Prozeß
der Verwirklichung der inneren Einheit Deutschlands haben die PDS

R überhaupt nur zum Sammelbecken des Protests machen können. Die D
Maßlosigkeit der Unionskampagne nach der Regierungsbildung in Sachsen-
Anhalt hat ebenfalls der PDS genutzt. _ '

I
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) Praktısche Schritte

Die ostdeutsche SPD muß politisch attraktiver werden
Die SPD hat in den neuen Bundesländern ihre höchsten Zuwächse und
damit, gemessen an ihrer niedrigen Organisationsstärke, ein insgesamt
hervorragendes Ergebnis erzielt. Als zur Uberwindung der SED-Diktatur
noch in der lllegalität gegründete neue Partei ist sie neben Bündnis SO
als einzige Partei in Ostdeutschland nicht mit dem alten System in
personeller oder politischer Kontinuität verbunden. Wenn das für die
SPD erreichbare Potential in Ostdeutschland nicht ausgeschöpft
werden konnte, so liegt das daran, daß die SPD in Ostdeutschland zu
stark als West-Partei wahrgenommen wurde und in der Opposition
nicht nachweisen konnte, daß sie die ostdeutschen Interessen besser
vertritt als CDU und PDS (für diese These spricht besonders der Erfolg
der SPD in Brandenburg, dem einzigen der neuen Länder, das seit l
1990 von der SPD~.regiert wird). Es kommt also darauf an, den
gesamtdeutschen Charakter der SPD zu verstärken, die ostdeutschen
Interessen in der Oppositionsarbeit im Bundestag und der
Regierungstätigkeit in demnächst allen ostdeutschen Ländern mit
Ausnahme Sachsens deutlich hervorzuheben und auf breiter Ebene als
bürgernaher Partner fürdie Menschen in Ostdeutschland erlebbar zu
werden. '

Die ostdeutsche SPD muß organisatorisch stärker werden
Die schwache Organisationsstruktur in Ostdeutschland ist ein klares
Handicap für die SPD in Wahlkämpfen und in der täglichen politischen
Arbeit. Verbesserungen sind möglich

-§

~ durch die Einrichtung eines dichten Netzes von Bürgerbüros der
ostdeutschen Landtags- und Bundestagsabgeordneten;

- durch Verbesserung der Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften, Betriebs-` und Personalräten;

- durch breitere Schulungsangebote für Funktionäre der Partei '
auf allen Ebenen;

- durch Fortsetzung der Strukturhilfe der Bundespartei;

- durch verstärkte Präsenz der Mitglieder der Parteiführung und
der Bundestagsfraktion und ihrer Gremien in Ostdeutschland;

- durch intensivere und kontinuierliche Medienarbeit in
Ostdeutschland; -

~ durch l\/litgliederwerbeaktionen unter organisatorischer und .
finanzieller Beteiligung des Parteivorstandes;

- durch Verbesserung der Qualifikationen des hauptamtlichen
Apparates. . ' '
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c) Die SPD muß sich für neue Mitglieder öffnen. _
Bei vielen Gelegenheiten, zuletzt in der Dresdner Erklärung vom
11.08.1994, hat die SPD darauf hingewiesen, daß sie offenist für die
Menschen, die sich zu sozialdemokratischen Grundwerten und Zielen
bekennen. Ehemalige SED-Mitglieder, die heute keiner Partei
angehören, und heutige PDS-Mitglieder sind ausdrücklich in diese
Einladung einbezogen. Die SPD respektiert die Lebensläufe in
Ostdeutschland. Sie kann auch verstehen, daß nach dem Erlebnis von
zwei Partei-Diktaturen ein Mißtrauen gegenüber Parteien überhaupt
entstandenist. Die SPD aber ist die Partei in Deutschland, die den
Diktaturen Widerstand entgegengesetzt hat. Sie hat immer auf der
Seite von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gestanden.

<1) innerpafitetıtehe atıqgugng un.d-Q.Ualifi.2i@fUfi9
Der Parteivorstand entwickelt breit angelegte, aber differenzierte
Schulungs- und Qualifizierungsmaßnahmen. Neben einer Reihe von
Bildungs- und.Schulungsprogrammen für die neuen Länder sind
folgende Personengruppen besonders relevant:

`

o Für regional bzw. komgıunalagktgiveg haupt- und ehrenamtliche
` SPD-Mitglieder werden besondere Qualifizierungsprogramme

zur Bürgerberatung (Mieten, Steuem etc.) angeboten;
insbesondere um der PDS als sog. "l<ümmer-Partei" etwas
entgegenzusetzen.

o . Aufgrund der häufig herausgehobenen Stellung der
' lv_ldB- und MdL-Mita,r,l;,e_iter in den Wahlkreisen werden für sie

spezielle Politik-Management-Kurse durchgeführt.

' o Von zentraler Bedeutung sind dringend notwendige
Trainingsprogramme für ostdeutsche Mandatsträger. Durch
persönliche Ansprache und attraktive Angebote ist diese
Personengruppe für spezielle Qualifizierungsangebote zu
gewinnen. Rhetorikunterticht, Medientraining u.ä. sind individuell
zu entwickeln. Der durchaus hohe Aufwand (Einzeltraining etc.)
darf nicht gescheut werden!

Politischer Umgang mit der PDS 1

Mit der PDS muß eine harte inhaltliche Auseinandersetzung geführt werden.
Die PDS ist ein politischer Gegner, der auch seinerseits im Wahlkampf und in
der langfristigen Strategie die SPD zu seinem Hauptgegner gemacht hat.'Sie
ist nicht die linkere Sozialdemokratie, sondern die Nachfolgepartei der SED.
Deshalb ist klare Abgrenzung in der Sache nötig, wie sie sich aus den -
unterschiedlichen Programmen leicht erschließt. Eine solche Abgrenzung in
der Sache, wie sie gegenüber allen konkurrierenden Parteien notwendig ist,
bedeutet nicht, daß die Wählerinnen und Wähler der PDS ausgegrenzt
werden sollen. Es können der PDS auch nicht die parlamentarischen
Mitwirkungsmöglichkeiten versagt werden. Das würde sie in eine Märtyrerrolle
bringen und vermutlich breite Solidarität in Ostdeutschland auslösen. Normale
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parlamentarische.Kontakte stellen kein Problem dar, sie gehören zu einer
funktionsfähigen Demokratie. Koalitionen auf Landes- oder Bundesebene mit
der PDS kommen nicht í_n Betracht. Wo die SPD an der Regierung beteiligt ist,
ist die PDS in der Opposition, wo die SPD selber in der Opposition ist, gibt es
keine Koalition in der Opposition. Auf der anderen Seite wird die SPD nicht
deshalb auf ihre lnitiativen verzichten, weil die PDS_möglicherweise zustimmen
könnte. Auf der kommunalen Ebene, wo alle Parteien schon aufgrund der
Gemeindeordnungen zusammenarbeiten müssen und dies in der Praxis auch
tun, ist eine Abgrenzung gegenüber der PDS über die inhaltliche
Auseinandersetzung unverzichtbar.

Es kann offenbleiben, ob die PDS nur eine Erscheinung des
Transformationsprozesses in Ostdeutschland ist undnach Abschluß dieses
Prozesses von selber verschwinden wird. Die offensive Auseinandersetzung
ist jetzt notwendig. Die SPD kann nicht zulassen, daß ihre Mehrheitsfähigkeit
durch die Existenz einer- Partei beeinträchtigt wird, die sich links von ihr in den
Parlamenten etabliert. Diese Auseinandersetzung kann und muß selbstbewußt
geführt werden. Die Gründungsgeschichte der SPD in Ostdeutschland und die
Rolle der SPD als gesamtdeutsche starke und durchsetzungsfähige Partei
bieten Vorteile, die es zu nutzen gilt.
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Was aus der PDS wird, wagt keiner zu sagen. Der sachsen-anhaltinische Ministerpra-
sident Reinhard Höppner zum erneuten Versuch der SPD, ihr Verhältnis zur PDS zu
klaren. In: ››Wochenpost« vom 8. Dezember 1994. S. 9. _

W: Herr Höppner, der SPD-Parteivorstand
hat ein Grundsatzpapier zum Verhältnis von
SPD und PDS v_erabschiedet. Die »Dresdner
Erklärung« zum gleichen Thema ist keine
vier Monate alt. Der Streit um den Beschluß
zeigt, daß die Abgrenzungssehnsucht von
West-SPD-Politikern größer ist als die Ab-
grenzungsbereitschaft der SPD im Osten.

Zunächst: Das Papier behandelt nicht nur
den Umgang mit der PDS. Es' geht um die
Stärkung der SPD im' Osten, unsere Mitglie-
derstrtıktur, die politische Bildung, Organisa-
tionsfragen. Die Frage des Umgangs mit un-
serem politischen Gegner PDS ist allerdings
eine wesentliche Frage für die Entwicklung
der SPD in Ostdeutschland. Es gibt einfach
die verschiedenen Lebenszusammenhänge,
die Unterschiede zwischen West und Ost her-
vorbringen. Bei jeder Familienfeier im Osten
sitzen mit hoher Wahrscheinlichkeit ein, zwei
ehemalige SED-Mitglieder und mindestens
ein PDS-Mitglied dabei. Im Wahljahr hat sich
z. B. auf kommunalpolitischer Ebene viel
verändert. Quer über alle Parteien gibt es
hier die Zusammenarbeit mit der PDS. Das
hat viel verändert.

W: 'Koalitionen auf Landes- und Bundesebe-
ne schließt die SPD .ausdrücklich aus. f

Das entspricht übrigens unseren Beschlüs-
sen in Sachsen-Anhalt. Das Papier erteilt auch
denen eine Absage, die heimlich eine Bünd-
nısstrategie mit der PDS aufbauen wollen...
W: die es in der SPD durchaus gibt? _

Solche Stimmen gibt es in der SPD. Das ha-
ben wir in Sachsen vor der Bundestagswahl ja
erleben können.
W: Auch Ihre Minderheitenregierung steht
unter diesem Verdacht. Der Wirtschaftsminister
ist im Streit gegangen - wegen der PDS: Sie ko-
alieren nicht, sind aber aufAbsprachen mit den
PDS-Abgeordneten angewiesen, wenn Sie
Mehrheiten im Parlament zustande bringen
wollen.

Mein ehemaliger Wirtschaftsminister wäre
ehrlicher gewesen, wenn er gesagt hätte, daß
er aus persönlichen Gründen geht. Er hat die
Mühen der Ebene, den schwierigen Prozeß im
Osten unterschätzt. Es war unfair, den Rück-
tritt auf dieses Thema zu schieben. Wir kön-
nen mıt diesem Papier nicht nur leben - unse-
re Arbeıt ın Sachsen-Anhalt wird dadurch ge-
stützt. Unsere -Regierung wird weiter die
Sachentscheidungen vor das Parlament brin-
gen und dann die Mehrheiten suchen.
W: Verurteilt sich die SPD in den neuen Län-
dern nicht - abgesehen von der besonderen Si-
tuation in Ihrem Land und Brandenburg -
Zum Dauerpakt mit der Union, wenn Koalitio-
nen mit der PDS ausgeschlossen bleiben?
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Reinhard Höppner, SPD,
Sachsen-Anhalt.

Die PDS ist eine sehr unausgegorene Par-
tei, die weder programmatisch geschlossen
auftritt noch ein einheitliches Handlungskon-
zept hat. Sie ist auch in den einzelnen Bun-
desländern sehr unterschiedlich. Solange wir
nicht wissen, mit welchem Partner wir es zu
tun haben, müssen wir Koalitionen aus-
schließen. Wie sich das weiterentwickelt, was
aus der PDS einmal wird, wagt jetzt keiner zu
sagen. Das Papier formuliert übrigens auch,
daß offenbleibt, wie die PDS am Ende des
Transformationsprozesses wirklich aussieht.
Wir stehen dafür ein, daß kommunistische
Tendenzen in Deutschland nie wieder irgend-
eine Chance haben.
WI Die SPD wiederholt in diesem Papier die
Einladung an ehemalige SED-Mitglieder, zur
SPD zu kommen. Bisher war das ohne prakti-
sche Wirkung. Machen die Ortsvereine die Ar-
me jetzt weiter auf?

Wir haben in Sachsen-Anhalt einen großen
Zuwachs an Mitgliedern, etwa zehn Prozent
im letzten Jahr. Das sind aber nicht in erster
Linie ehemalige SED-Mitglieder. Ich rechne
nicht mit großen Bewegungen. Eins scheint
mir aber nötig zu sein: Da, wo die Aufnahme-
gespräche noch immer einen Verhör-Charak-
ter über die Vergangenheit haben, müssen
wir zu einem vernünftigen Umgang miteinan-
der kommen. Gerade gute Leute kommen
dann nicht, wenn sie das Gefühl haben müs-
sen, sie werden einem Verhör unterzogen,
das nicht angemessen ist.

INTERVIEW: TISSY BRUNS
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Dokument 54
Michael Schneider: Das abgestandene Märchen von den zwei feindlichen Brüdern.
Der Dialog über die Vergangenheit von SPD und PDS ist dringend vonnöten. In:
››Fre1tag« vom 9. Dezember 1994. S. 3.

'i in Gespenst geht um in Deutsch-
land: das Gespenst der PDS. Seit

- sich die SED-Nachfolgerin durch
ihre jüngsten Wahlerfolgc in den

neuen Bundesländern zur drittstärk-
sten Kraft gemausert hat und durch ihr
Tolerierungsangebot die sozialdemo-
kratische Minderheitsregierung in
Sachsen-Anhalt stützt, ist die Frage:
»Wie hältst du's mit der PDSP« zur
Gretchenfrage für die Deutsche Sozi-
aldemokratie geworden. Obsehon Ru-
dolf Scharping ein apodiktisches Fra-
ternisierungsverbot seiner Parteige-
nossen gegenüber den SED-Erben aus-
gesprochen hat, wollen sich viele ost-
deutsche Genossen, auch solche in
führenden Positionen wie der SPD-
Landesvorsitzcnde Harald Ringstorff
und der Brandenburgische Minister-
präsident Manfred Stolpe, nicht an die-
se Ordre aus der Bonner Baraeke hal-
ten. jüngst hat auch Egon Bahr, ehe-
maliger Ost-Expcrtc der SPD, in ei-
nem >›Spiegel«-Interview die Aussöh-
nung mit den deutschen Ex-Kommu-
nisten gefordert, statt sie weiterhin
auszugrcnzen, und von ihnen das sozi-
aldemokratische Blut zurückgefor-
dert, das 1946 bei der Zwangsvereini-
gung beider Parteien in die SED mit-
eingeflossen ist. Seither ist der inner-
parteiliche Streit in der SPD voll ent-
brannt.

Seit SPD und PDS zusammen in den
neuen Bundesländern - mit'Ausnahme
Sachsens - eine rechnerische Mehrheit
haben, kehrt der alte Traum von der
»Einheit der Linken« und der ››linken
Mehrheit« wieder - und mit ihm, so
scheint es, das alte sozialdemokrati-
sche Trauma von der »kommunisti-
schen Unterwanderung«. Schon das
Angebot der PDS-Führung, mit der
SPD einen gemeinsamen »Dialog über
die Vergangenheit« zu führen, hat in
der Bonner Baracke wie auch bei
führenden ostdeutschen Sozialdemo-
kraten, vor allem in der Pfarrerriege
um Markus Meckel, panisehe Abwehr-
reaktionen ausgelöst (vgl. Meckels Ar-
tikel in der ZEIT vom 4.11.94). Als
könne einen schon der Dialog mit dem
exkommunistischen Belzebuben kom-
promittieren bzw. in .Versuchung
führen! Der moralische Fundamenta-
lisınus und Reinheitswahn war ja
schon immer eher bei den Linken als
bei den Konservativen beheimatet. Die
Enkel Adenauers hatten nicht die ge-
ringsten Skrupel, sich mit den Block-.
flöten des gestürzten SED-Regimes
›†_brüderlich« zu vereinigen .-, nurse,

ı ı

waren die Wahlen iin Vereinigungsjahr
für den Vereinigungskanzler zu gewin-
nen! -; die Enkel Willy Brandts indes
glauben, sofort ihre eingebildete politi-
sche Unschuld zu verlieren, wenn sie
sich miuden deutschen Ex-Kommuni-
sten auch nur an einen Runden Dis-
kussionstisch setzen und versehentlich
Kniekontakt haben. Dabei sind im
Osten Deutschlands, auf kommunaler
und Länderebene, Kontakte und poli-
tische Absprachen mit der PDS längst
eine Normalität. Auch finden sich
nach Einschätzung Egon Bahrs, unter
den heutigen PDSlern, neben vielen
Funktionsträgern des alten Systems
und manchen gewendeten Altstalini-
sten, viele linke Sozialdemokraten und
junge Sozialisten, nebst einem diffusen
Protestpotential, das Bahr gerne für die
SPD rekrutieren würde. Der SPD-
Chef und seine Gefolgsleute dagegen
sprechen Gysis ››bunter Truppe« den
Charakter einer linken Partei rundher-
um ab. »Völlig unerklärlich« sei ihm -
so Scharping vor der Fraktion - »was
an der PDS links sein soll.« Dabei
bräuchte er, um dieses Rätsel zu lösen,

Fast überkommt einen Mitleid mit ei-
iıer Parteiführung, die mit schöner
Regelmäßigkeit in jene politischen
Fallen tappt, die ihr von der CDU/CSU
gestellt werden.
nur einmal das Parteiprogramm der
PDS nachzulesen, das - vor allem im
Bereich der Sozial-, Arbeitsmarkt- und
Wohnungspolitik - frappierende Ge-
meinsamkeiten mit dem sozialdemo-
kratischen Parteiprogramm aufweist!

Wie anmaßend und großspreche-
risch aber muß den über zwei Millio-
nen ostdeutschen PDS-Wählern eine
Parole erscheinen, die der SPD-Chef
und die SPD-Präsidentin Heide Wie-
czorek-Zeul üngstausgegeben haben:
nämlich die PDS auf Null und zum
Verschwinden zu bringen! Daß die
SPD im neu gewählten.Bundestag ihr
traditionelles Monopol auf die Oppo-
sitionsrolle verloren hat und diese nun
gleich mit zwei linken Konkurrenten -
den Bündnisgrünen und der PDS - tei-
len muß, scheint ihre Führung ziem-
lich verstört zu haben. Identitätsge-
winnung per zwanghafter Ausgren-
zung und Denunziation von allem, was
links von ihr steht, ist der SPD indes
noch nie gut bekommen. Schon die
Ausgrenzung des Sozialistischen

Deutschen Studentenbundes in den
sechziger Jahren hatte zur Folge, daß
ein Großteil der studentischen jugend
der Sozialdemokratie den Rücken
kehrte. Auch die Ausgrenzung und
jahrelange Diffamierung der westdeut-
schen Grünen hat ihren Einzug in die
Länderparlamente und in den Deut-
schen Bundestag nicht verhindert. So
wiankelmütig und wetterwendisch die
SPD-Führung auch ist, wenn es um
opportune politische Kurskorrekturen
wie seinerzeit beim NATO-Doppelbe-
schluß oder jüngst beim Asylrecht
geht, in einem scheint sie-sich erkenn-
bartreu bleibenlzu wollen: in der Wie-
derholung ihrer alter_ı_Fehler!_ ._

Ja, fast überkommt einen Mitleid mit
einer Parteiführung, die mit schöner
Regelmäßigkeit in jene politischen Fal-
len tappt, die ihr von der CDU/CSU
gestellt werden. Wie bereitwillig hat
doch die Scharping-Partei die »rote-
Socken-Kampagne« angenommen, die
ihr die Union aufgezwungen hat! Wie-
viel Gift und Galle haben der Kanzler-
kandidat und seine Genossen im Zuge
des Bundestagswahlkampfes gegen die
PDS verspritzt - und es hat ihnen doch
nichts genutzt. Im Gegenteil: Die Dä-
monisierung der SED-Nachfolgerin
hat dieser im Osten nur noch mehr
Stimmen, vier Direktmandate und da-
mit den Einzug in den Deutschen Bun-
destag gebracht.

Im übrigen zeugt es von erstaunli-
cher Realitätsblindheit, der PDS den
baldigen politischen Exodus zu pro-
phezeien. Statt ihr jedwede politische
Legitimation abzusprechen, täte die
SPD-Führung besser daran, sich ein-
mal zu fragen, warum ca. zwanzig Pro-
zent der Ostdeutschen heute die PDS
statt die SPD wählen. Weniger aus
DDR-Nostalgie und mangelnder poli-
tischer Reife, wie Westdeutsche Sozial-
demokraten gerne unterstellen, son-
dern u. a. deshalb, weil auch die SPD
einem »Staatsvertrag<< zugestimmt hat,
der die restlose Liquidation sämtlicher
Institutionen der alten DDR-Gesell-
schaft, einschließlich ihrer sozialen
und kulturellen Errungenschaften, zur
Folge hatte. und mit der Preisgabe der
basisdemokratischen Errungenschaf-
ten der ostdeutschen Bürgerbewegun-
gen - Stichwort »Runder Tisch« - be-
zahlt wurde. i

Auch hat die Sozialdemokratie in
den letzten vier Jahren nur eine zag-
hafte und laue Opposition gegen den
Kohlschen Crash-Kurs und die Bon-
n_e_r Kahlschlags- und Abwicklungs-



politik gezeigt, die in ihrer Radikalität
beispiellos in der deutschen Ge-
schichte ist. Um ja nicht als »Partei
der vaterlandslosen Gesellen« dazu-
stehen, hat sie es nicht gewagt, einen
außerparlamentarischen Widerstand
gegen die facta bruta eines Einigungs-
prozesses zu organisieren, der jeden
dritten Ostdeutschen der Arbeit be-
raubt, der ganze Bevölkerungsgrup-
pen in die Verarmung getrieben hat
und im Zuge dessen Deutschland
Ost, sein ehemaliges volkseigenes
Produktiv- und Immobilienvermö-
gen, brüderlich an Deutschland West
verteilt wurde. So viele politische Alt-
lasten die PDS auch mitisich führt
und so ungenügend und halbherzig
ihre eigene politische Vergangenheits-
bewältigung auch ist, so hat sie sich
doch, im Unterschied zur SPD-Ost,
als politische Schutzgemeinschaft der
Einigungsverlierer profilieren *kön-
nen. Vor allem darauf beruht ihr poli-
tischer Erfolg in den neuen Bundes-
ländern - und nicht nur auf dem Witz,
der Schlagfertigkeit und dem Showta-
lent Gregor Gysis, auf das der spröde
Rheinpfälzer Rudolf Scharping allen
Grund hätte, eifersüchtig zu sein.

Hinter dem strikten Fraternisie-
rungsverbot, das sie Bonner Baracke
in Sachen PDS ausgesprochen hat,
verbirgt sich aber nicht nur Futter-
neid auf den im Osten Deutschlands
wider Erwarten so erfolgreichen poli-
tischen Konkurrenten, sondern auch
die unterschwellige Angst, daß bei ei-
nem gemeinsamen »Dialog über die
Vergangenheit<< nicht nur die PDS,
sondern auch die SPD Federn lassen
könnte. In seinem ZEIT-Artikel vom
11. November 94 hat Heinrich Au-
gust Winkler, Professor am Institut
für Geschichtswissenschaften an der
Humboldt-Universität in Berlin, den
von der PDS vorgeschlagenen ››Dia-
log über die Vergangenheit« auf das
schärfste zurückgewiesen. Mit einer
gemeinsamen ››linken<< Fehlerdiskus-
sion wolle die PDS nur ››einen Keil in
die Sozialdemokratie treiben<<_ und
››von den eigenen Sünden ablenken«,
um an ihren Lebenslügen und Ge-
schichtsklitterungen weiterhin fest-
halten zu können. Daß auch der Blick
deutscher, vor allem Westdeutscher
Sozialdemokraten auf ihre eigene Ge-
schichte voller Mystifikationen und
Geschichtsklitterungen steckt,
kommt dem Historiker nicht in den
Sinn. Die von den Bundestagsabge-
ordneten der PDS aufgelisteten sozi-
aldemokratischen ››Sünden<< kontert
\Vinkler denn auch mit der stereoty-
pen Wiederholung jener einseitigen
Schuldzuweisungen, die vielen Sozi-
aldemokraten bis heute das erhebende
Gefühl geben, an der Tragödie der
\`\'/eimarer Linken und der verhäng-
nisvollen Spaltung der deutschen Ar-
beiterbewegung, die Hitlers Machteıj-

greifung erst ermöglichte, gänzlich
unschuldig zu sein.

Bekanntlich begann diese Spaltung
schon im August 1914 - mit der Zu-
stimmung der SPD zu den Kriegskre-
diten. Diese Zustimmung entschuldigt
der Berliner Historiker indes mit der
verständlichen ››Sorge vor einem Ein-
marsch russischer Truppen«. Genauso
argumentierten auch die Vertreter der
völkischen Rechten und des Wilhelmi-
nischen Imperialismus, in deren Er-
oberungsplänen das westliche Rußland
als »deutsche Kolonie« und die slawi-
sche Rasse als-billige Arbeitssklaven
für die »deutschen Herrenmenschen«
vorgesehen waren.

Es mag zwar sein, daß die militäri-
sche Liquidierung des Spartakus-Auf-
standes imjanuar 1919, den eine kleine
radikale Minderheit utopischer Sozia-
listen angezettelt hatte, unvermeidlich
war, wie Winkler behauptet. Auch
Rosa Luxemburg hatte vor einem put-
schistischen Abenteuer gewarnt. Doch
unterschlägt Winkler bei seiner Bewer-
tung der tragischen Januar-Ereignisse
den entscheidenden und unverzeihli-
chen Kardinalfehler Noskes: nicht daß
er ››den Bluthund machte«, war der ei-
gentliche Skandal, sondeirn daß er den
Putschversuch der Spartakus-Leute,
statt von republikanisch-sozialisti-
schen Kräften, die aus der November-
revolution hervorgegangen waren, von
den alten Reichswehrtruppen und
Freikorps niederschlagen ließ. So wur-
den die regierenden Mehrheitssozial-
demokraten zwangsläufig zu Gefange-
nen der Gegenrevolution.

Indes war die deutsche November-
revolution, wie Sebastian Haffner in
seinem Buch über das Revolutions-
jahr 1918/19 nachgewiesen hat, ihrem
Wesen nach keine bolschewistische
Revolution, sondern eine gcnuin so-
zialdemokratische, sowohl was ihre
organisatorischen Formen als auch
was ihre Programmatik betraf. Nicht
Marx, sondern Lassalle war ihr theo-
retischer.Bezugspunkt; nicht die Fa-
briken, sondern die Bahnhöfe und
Komm-andostellen der Wilhelmini-
schen Militärverwaltung wurden von
den ››Arbeiter- und Soldatenräten«
besetzt. Wie aus allen neueren For-
schungsarbeiten über das Revoluti-
onsjahr 1918/19 hervorgeht, waren
die Räte in ihrer überwältigenden
Mehrheit pazifistisch und sozialde-
mokratisch gesinnt und traten für
eine parlamentarische Demokratie
ein, in der «ihnen freilich wichtige
Kontrollfunktionen zugedacht wa-
ren. Daß sich unter den Spartakusleu-
ten und den Führern der Münchner
Räterepublik auch einige erklärte
Bolschewisten befanden, ändert
nichts an diesem soziologischen Tat-
bestand. Die Revolution von 1918/19
war, neben der ostdeutschen Novem-
berrevolution des ]ahres 1989, nicht
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nur die friedlichste und gutmütigste,
sie war auch die demokratischste Re-
volution. Gleichwohl wird sie bis
heute von der offiziellen Geschichts-
schreibung, auch von der sozialdemo-
kratischen, als »bolschewistischer
Umstu rzversuch« diffamiert. Daß ge-
rade die mehrheitssozialdemokrati-
schen Führer, die jahrzehntelang den
Massen die Revolution- gepredigt hat-
ten, ihr, als sie endlich a_usbıfa,ch, den
Dolch in den R,ücken,sti_eß_en μ±1_'d_››__il-if
eigenes Kind in der Wiege erstickten«
(Sebastian Haffner); dieser Dolch-
stoß, der im Gegensatz zu jenem an-
deren, den Hitler und die Völkischen
erfunden haben, keine Legende war,
hat unabsehbare Folgen für die deut-
sche Geschichte und für die Weimarer
Linke gehabt. .

Die Niederschlagung der Revolution
von 1918/19 war nicht nur ein Tri-
umph für die wiedererstarkte völki-
sche Rechte, diese konnte sich auch
dank der Schlüsselrolle, die die Reichs-
wehr und die rechtsradikalen Freikor-
ps bei ihrer Liquidierung spielten,
fortan als >›Retter des Vaterlandes« le-
gitimieren. Die sozialdemokratische
Regierung wurde die protofaschisti-
schen Geister, die sie zu Hilfe gerufen
hatte, fortan nicht mehr los und verlor
bald darauf die Macht. Vor allem hat
der »Große Verrat« der Sozialdemo-
kratie von 1918/19 das Schisma, die
Spaltung der deutschen Arbeiterbewe-
gung besiegelt. Nachdem so viel Ar-
beiterblut geflossen war - auch bei den
Ruhrkämpfen von 1921 und 1923, wo
es wiederum sozialdemokratische Mi-
nister waren, die die Reichswehr gegen
die streikenden Arbeiter marschieren
ließ --, war eine Versöhnung der beiden
großen deutschen Arbeiterparteien
nicht mehr möglich. ~

Die _Liquidierung der aus der No-
vemberrevolution hervorgegangenen
Räte-Demokratie bedeutete den end-
gültigen Abbruch des mit der Franzö-
sischen Revolution begonnenen west-
europäischen Entwicklungsweges zu
einer sozialen Demokratie bzw. zu ei-
nem »demokratischen Sozialismus<<.

Nach der Ermordung Rosa Luxem-
burgs hatte die KPD keine Führungs-
persönlichkeiten mehr, die dem Al-
leinvertretungsanspruch der KPdSU
in Sachen ››Proletarischer Revoluti-
on« und »Aufbau des Sozialismus«
den notwendigen Widerstand hätte
entgegensetzen können. In der Folge
geriet sie - hierin stimme ich Winkler
zu - in eine unauflösliche Abhängig-
keit von der stalinistischen KPdSU
und in ein absolutes Hörigkeitsver-
hältnis zur Komintern, die auf ihrem
6.~Weltkongreß im Jahre 1928 die ver-
hängnisvolle ››Sozialfaschismus«-
These zur bindenden Richtlinie für
alle Komintern-Mitgliedsparteien er-
klärte. Ihr wesentliches Merkmal war
der verschärfte Kampf gegen die Sozi-
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aldemokraten, die fortan als ››Sozial-
faschisten« und ››Hauptstütze der
Bourgeoisie« gebrandmarkt wurden.
Daß die deutschen Kommunisten
sich auf diese verhängnisvolle Linie
verpflichten ließen, die die Spaltung
der Weimarer Linken am Vorabend
der nationalsozialistischen Machter-
greifung vertiefte, hat aber ganz we-
sentlich mit ihrer traumatischen Er-
fahrung von 1918/19 zu tun. Die
zweite große Niederlage der Arbei-
terbewegung im Jahre 1933, die 'vor-
nehmlich dem politischen Sekticrer-
tum der längst zwangsbolschewisier-
ten und stalinisierten KPD geschul-
det war, stand in einem ursächlichen
Zusammenhang mit der ersten Nach-
kriegsniederlage von 1918/19, die auf
das Konto der mehrheitssozialdemo-
kratischcn Führung ging.

Wie man an dieser Frage sicht, ist der
»Dialog über die Vergangenheit« drin-
gend vonnöten. Denn weder der SPD
noch der heutigen KPD- und SED-
Nachfolgerin sollte es künftig gestattet
werden, sich aus ihrer geschichtlichen
Mitverantwortung für die Niederlage
der Weimarer Linken herauszustehlen
bzw. diese allein der jeweils anderen
Seite anzulasten.

Wenn zwei sich streiten, freut sich
meistens ein dritter. In diesem Falle
sind es die deutschen Konservativen
und Neokonservativen, die den Kon-
kurs des ››Realsozialismus« als will-
kommenen Anlaß für eine Generalfe-
vision des Deutschland-Bildes in die-
sem Jahrhundert benutzen und mit
Erfolg einen historischen Tatbestand
bis zur Unkenntlichkeit ››relativiert«
haben, der einmal Gemeingut der (so-
zialdemokratischen wie kommunisti-
schen) Linken war: daß die Hauptver-
antwortung für die braune Machter- 1
greifung und Diktatur nicht der ge-
spaltenen Weimarer Linken, auch
nicht der KPD zukommt, wie es bei
Winkler anklingt, sondern der deut-
schen Oberklasse und ihren ››deutsch-
nationalen« Parteien, welche die ver-
lorene Partie von 1918 - und damit
den Griff nach der Weltmacht - noch
einmal riskieren wollten. Wurde Hit-
ler mit seiner NSDAP zum Architek-
ten der größten Katastrophe der deut-

Weder der SPD noch_ der heutigen
KPD- und SED-Nachfolgerin sollte es
künftig gestattet werden, sich aus iii-
rer geschiclitlichen lillitverantwortuıig
fiir die"N_iederlage der Weimarerlili-J«
ken herauszustehlen bzw. diese allein
der jeweils anderen Seite anzulasten.
schen Geschichte und zum Voll-
strecker eines doppelten GCHOZIÖS an
den osteuropaischen Juden und an de,n
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slawischen und sowjetischen Völkern,
so waren die wirtschaftlichen, akade-
mischen, juristischen und Verwal-
tungseliten des Dritten Reiches hierbei
seine dienstbaren Geister und Erfül-
lungsgehilfen.

Die Integration der ehemaligen Mit-
glieder dieser totalitären Partei hält
Egon Bahr heute für eine der größten
Leistungen der Partei Konrad Aden-
auers. Warum sollte da nicht auch die
Integration ehemaliger Kommunisten
und Stalinisten in das demokratische
Pärteigefüge der Bundesrepublik ge-
lingen können?

Die Aufhebung der deutschen Tei-
lung hat die Chance zur produktiven
Vermischung von seit 40 Jahren ge-
trennter Kultur, getrennten Erfahrun-
gen und Vi/ertsystemen geschaffen.
Jetzt, nach der Aufhebung des Ost-
West-Konfliktes und dem Ende des
Kalten Krieges, gibt es keinen vernünf-
tigen Grund mehr, die politische Spal-
tung per Ausgrenzung der SED-Nach-
folgerin und damit. den ideologischen
Bruderkrieg fortzusetzen, der gerade
der deutschen Linken so viele Nieder-
lagen in diesem Jahrhundert bereitet`
hat. Der Vermischung zweier politi-
scher Kulturen unter dem Dach eines
Staates könnte durchaus die Energie
für eine neue, reichere' Kultur ent-
springen, in- der auch das derzeit ver-
pönte und kriniinalisierte »sozialisti-
sche Erbe« im Hegelschen Sinne ››auf-
gehoben«, d.h. zerstört, aufbewahrt
und auf eine höhere Stufe gehoben
wird.
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Peter Porsch: Offener Brief an die Delegierten des Landesparteitages der SPD in
Sachsen. "

Offener Brief

an die__Delegierten des Landesparteitages der SPD in Sachsen

Sehr geehrte Damen und Herren,

gestatten Sie mir,'lhrem Parteitag beste Grüße und Wünsche zu gutem Gelingen
in meinem persönlichen und im Namen des Landesverbandes Sachsen der PDS zu
übermitteln. i

Ihrer Arbeit kommt große Bedeutung für die sächsische Linke und für ganz
` Sachsen zu. Deshalb sehen auch wir mit Interesse auf Ihren Parteitag.

Sosehr ein guter Wunsch Vater des Gedankens sein mag, der Versuch, die Linke
auf eine Partei einzuschworen, hat in Deutschland bisher nicht funktioniert
oder endete in der Tragödie einer undemokratischen, die Mitglieder gnadenlos
disziplinierenden, politisch schließlich handlungsunfahigen Partei.
lch kann verstehen, daß diese schmerzliche Erfahrung die Linke heute belastet
und z.T. auch entzweit.. lch kann verstehen, daß Sie mit einer Partei, die sich
zur Rechtsnachfolge der SED bekennt, Ihre Schwierigkeiten haben. Dennoch und
gerade deshalb möchte ich darauf verweisen, daß Rechtsnachfolge nicht program-
matische Nachfolge bedeutet.
lch glaube, dies hat die PDS schon zur Genüge bewiesen. Ihre Mitglieder und
ihr Bemühen verweisen auf spezifische demokratische sozialistische Traditio-
nen, die auch in der SED nie völlig verschüttet waren.
Meiner Überzeugung nach kann die Linke nur in Pluralitat existieren, sowohl in
Form mehrerer Parteien als auch innerhalb der verschiedenen linken Parteien.
Dies auszusprechen, heißt Differenzen und Konflikte anzuerkennen: unüberbrück-
bare uncl überbrückbare. Gemeinsamkeiten sind deshalb aber wohl nicht gleich
auszuschließen noch weniger gering zu schätzen. lch fühle mich durch die zwei-
fellos bestehenden Gemeinsamkeiten politisch so in die Pflicht genommen, daß
ich keinen unserer Konflikte und Gegensätze veıwischen will, sie noch weniger
aber in Kategorien der Gegnerschaft fassen könnte.

Mit solidarischen Grüßen F

Prof. Peter Porsch
Landesvorsitzender



Integraler Sozialismus
Aktuelle Erörterungen aus historischer Sicht

von
Michael Franzke

Problemstellung
. O..

Das Verhältnis zwischen SPD und PDS ist zu einem Kriterium für die politische Kultur in Deutschland
geworden. Spätestens seit den Kommunalwahlen im Frühjahr 1994 ist klar geworden, daß die PDS nicht
von der politischen Bühne abtritt. lm Osten Deutschlands setzte sich der Trend einer steigenden Akzep-
tanz dieser Partei unter der Bevölkerung fort. Die PDS ist nach ihrem Einzug in den 13. Bundestag für die
SPD ein politischer Gegner geworden, den man nicht mehr einfach übergehen kann. Das Verhältnis zur
PDS ist zu einem anhaltenden Streitpunkt zwischen Ost- und West-SPD einerseits sowie zwischen Vertre-
tem ihres rechten und linken Flügels andererseits geworden.

Die konservative CDU/CSU-Koalition machte in ihrer Wahlkampfstrategie des Superwahljahres 1994
die Not zur Tugend, was immer die SPD, ihr größter Konkurrent im Kampfum Wählerstimmen, zur PDS
äußerte, sie wurde der Beihilfe zum Wiederaufstieg des Kommunismus in Deutschland bezichtigt. Wer die
»rotlackieıten Faschisten« (Helmut Kohl) nicht bekämpfe, vergehe sich an »deutschen Tugenden«, breche
den ››antitotalitären Grundkonsens« der Bundesrepublik Deutschland, mache sich der ››Volksfront« ver-
dächtig und die PDS salonfähig. Die SPD ließ sich von dieser Politik überwältigen und reagierte, nach
rechts durch eine forcierte Anpassung und nach links durch eine verstärkte Abgrenzung. Die CDU ihrer-
seits habe die PDS erst durch ihre Politik des Anschlusses der DDR an die (Alt-)BRD hoffähig gemacht.
Die SPD zeigt sich allerdings uneins. Sind mit einer Ausgrenzung der PDS, mit der Verweigerung einer
zumindest punktuellen Zusammenarbeit mit ihr tatsächlich die anstehenden sozialen und ökologischen Pro-
bleme zu lösen?

Das Verhältnis zur PDS ist eine Gretchenfrage der Politik in Deutschland. Die konservativen Parteien
müssen an ihr beweisen, wie ernst sie es mit der Rechtsstaatlichkeit und der vielzitierten freiheitlichen und
demokratischen Grundordnung in Deutschland noch zu nehmen gewillt sind. Die SPD hat einen Konkur-
renten an die Seite bekommen, der mit ihr um sozialistische Altemativprojekte zu streiten gedenkt, ja, sie
nicht nur herausfordert, sondem geradezu provoziert. Wird die SPD sich dieser Konkurrenz stellen oder
wird sie dieses Feld in ihrem Trend zur politischen Mitte preisgeben?

Das Superwahljahr 1994 ist vorbei. Eine kurze Zeit der Besinnung bleibt. Wird die Zukunft der politi-
schen Vernunft der Jagd nach gut bezahlten Posten, Macht und ein paar Groschen mehrvon Mitgliedsbei-
trägen und aus der Kasse der Wahlkampflmstemückerstattung zum Opfer gebracht? Es werden im ausge-
henden 20. Jahrhundert die Weichen für die erste Hälfte des 21. Jahrhunderts gestellt. Zu dieser Weichen-
stellung gehört, wie sich das Verhältnis zwischen SPD und PDS gestalten wird. Finden sie Wege über die
tiefen Gräben der Vergangenheit zu gemeinsamen Projekten oder zerfleischen sie sich gegenseitig bis zur
Handlungsunfähigkeit? Werden sie in der Lage sein, ihre jeweiligen parteipolitischen Sonderinteressen
dem Erfordernis einer politischen Altemative mit- insofem sie es überhaupt noch sollen- sozialistischer
Perspektive unterzuordnen, oder wird eine sozialistische Alternative emeut am Egoismus der Parteibüro-
kratien scheitern? Das ist das Problem! Es geht also darum, ob es in Deutschland künftig eine Koalition
der Vemunft geben wird, die in der Lage ist, einen weiteren Rechtsruck in der Innen- und Außenpolitik zu
verhindern, einen Ausweg aus der ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Krise zu weisen und eine
natürliche Lebensgrundlage auch für die kommenden Generationen der Menschheit inAussicht zu stellen.
Es geht um nicht mehr, aber auch um nicht weniger. Angesichts dieser Tatsache befremdet es, wie kurzat-
mig die Fragen nach dem Verhältnis zwischen SPD und PDS unter tagespolitischen Gesichtspunkten diskutiert
und beantwortet werden. Ist diese Kurzatmigkeit schon das erste Symptom für einen nahenden Kollaps
des Politischen in Deutschland?

Das Problem des Verhältnisses zwischen SPD und PDS ist überschattet von den Kämpfen zwischen
Maıxisten und Reformisten seit der Jahrhundertwende und zwischen den sozialdemokratischen und kom-
munistischen Parteien seit 1917. '
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Einer der anspruchsvollsten Versuche, das Verhältnis zwischen den politischen Parteien links von der Mitte
vernünftig zu denken, ist mit dem Begriff des lntegralen Sozialismus in die Geschichte eingegangen. Der
Integrale Sozialismus ist ein Denkmotiv, ein Projekt, eine Vision, eine Utopie -wie immer man ihn zu
verstehen vermag und wie ernst man ihn nehmen will. Über den lntegralen Sozialismus zu diskutieren,
verheißt, in der Abenddämmerung ein Licht zu zünden und mit dem Scheinwerfer der Geschichte das
Heute so zu beleuchten, daß trotz des Streits zwischen SPD und PDS am Horizont auch eine Zukunft
erscheint, die nur noch als eine gemeinsame möglich ist. Wie anders sollte sie möglich sein, als im produkti-
ven Streit über und durch die schrittweise Verwirklichung sozialistischer Altemativprojekte? Mit der Aufgabe
sozialistischer Alternativprojekte macht sich die eine wie die andere Partei auf längere Sicht überflüssig.

Historischer Diskurs: Otto Bauer und der Integrale Sozialismus

Das Konzept eines lntegralen Sozialismus hat Otto Bauer mit seinem 1936 veröffentlichten Buch, »Zwi-
schen zwei Weltkriegen<<, in »klassischer Form« vorgelegt. In den 80er Jahren wurde dieses Konzept
bereits in der westeuropäischen Sozialdemokratie diskutiert. Mit dem Ziel der Entfaltung einer geistig-
politischen Hegemonie sozialdemokratischer Reformkräfte als Reaktion auf die ideologische Offensive
des Neokonservatismus wandten sich insbesondere Theoretiker der SPÖ und der SPD verstärkt dem
Austromarxismus, bzw. dem Austromarxisten Otto Bauer zu.1 Die damals geführte Diskussion über den
lntegralen Sozialismus ist insofern 'aufschlußreich, weil sie kontrovers geführt und in dieser Kontroverse
Interpretationsvarianten vorgetragen wurden, die bei einer erneuten Diskussion zu berücksichtigen sind.

Zunächst ist jedoch festzuhalten, daß der Integrale Sozialismus von Sozialdemokraten, die Zeitzeugen
des Siegeszuges des Faschismus und der Niederlage der westeuropäischen Arbeiterbewegung waren,
überwiegend zustimmend aufgenommen und als der ››bedeutungsvollste Schritt zur Emeuerung der Gesamt-
bewegung« gewürdigt wurde? Der Optimismus, daß dieses Konzept entscheidend dazu beitragen könne,
die verschiedenen Strömungen der Arbeiterbewegung wieder zusammenzuführen, schien in der zweiten
Hälfte der 30er Jahre durchaus berechtigt. Auch die Exil-Vertretung der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands sah diesen Schritt als geboten an. In ihrem PragerManifest vom 28. Januar 1934 heißt es:
››Die Differenzen in der Arbeiterbewegung werden vom Gegner selbst ausgelöscht. Die Gründe der Spal-
tung werden nichtig. Der Kampf zum Sturz der Diktatur kann nicht anders als revolutionär geführt werden.
Ob Sozialdemokraten, ob Kommunisten, ob Anhänger der zahlreichen Splittergruppen, der Feind der
Diktatur wird im Kampf durch die Bedingungen des Kampfes selbst der gleiche sozialistische Revolutio-
när. Die Einigung der Arbeiterbewegung wird zum Zwang, den die Geschichte selbst auferlegt.«3 Die
Resolution des VII. Kongresses der Kommunistischen Internationale 1935 stellte ebenfalls die Weichen
für eine Einheitsfront mit den Sozialdemokratenf*

Im antifaschistischen Widerstand kam es zwar zu gemeinsamen Aktionen zwischen Kommunisten und
Sozialdemokraten, aber die Idee des lntegralen Sozialismus konnte sich nicht durchsetzen. Die Bedingun-
gen des Exils bzw. der politischen lllegalität wirkten eher erschwerend als begünstigend. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg wurden diese Bestrebungen in dem Maße zurückgedrängt, wie sich Sozialdemokraten und
Kommunisten in die Systemauseinandersetzung und den kalten Krieg einspannen ließen, bzw. diese Pro-
zesse selbst inhaltlich mitgestalteten oder gar forcieıten. Erst mit dem Beginn der Phase einer internationa-
len Entspannung Mitte der 70er Jahre wurde das Thema einer Zusammenarbeit der verschiedenen Strö-
mungen der Arbeiterbewegung weitgehend enttabuisiert.

Wodurch war nun die Kontroverse über den lntegralen Sozialismus, im Zuge der Otto-Bauer-Renais-
sance in den 80er Jahren in der österreichischen und deutschen Sozialdemokratie gekennzeichnet? Norbert

1 Siehe Detlev Albers/Josef Hindels/L. Lombardo Radice [u. a.]: Otto Bauer und der »dritte Weg«. Die Wiederentdek-
kung des Austromarxismus durch Linkssozialisten und Eurokommunisten. Frankfurt am Main, New York 1979. - Otto
Bauer: Theorie und Politik. Hrsg. von Detlev Albers/Horst Heimann/Richard Saage. Berlin 1985 (Argument Sonder-
band, 7129).

2 Siehe Willi Müller: Zu Otto Bauers Buch »Zwischen zwei Weltkriegen«. ln: Der Kampf. Internationale Revue. 3(1936)8.
S. 305 f.

3 Selbstkritik und Ziel. Prager Manifest (1934). ln: Hermann Weber: Das Prinzip Links. Berlin 1992. S. 211.
4 Siehe: Resolution zum Bericht des Genossen Georgi Dimitroff. ln: Wilhelm Pieck/Georgi Dimitroff/Palmiro Togliatti: Die

Offensive des Faschismus uncl die Aufgabe der Kommunisten im Kampf für die Volksfront gegen Krieg und Faschis-
mus. Referate auf dem VII. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale (1935). Berlin 1960. S. 275 ff.
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Leser (SPÖ) bezeichnete dieses Konzept schlechtweg als Illusion, es sei nicht nur nicht realisierbar, son-
dern auch gar nicht wünschenswert, es realisieren zu wollen?

In diesem Sinne meinte auch ThomasMeyer (SPD), daß der Integrale Sozialismus zu jenen Konzep-
tionen Otto Bauers gehöre, die mit der Zeit vergangen sind, in der sie entstanden.“ An die Seite Lesers und
Meyers stellte sich Bruno Frei (KPO), der dieses Konzept als einen Versuch ausmachte, die Kommuni-
sten organisatorisch zu vereinnahmen und auf diesem Wege die Kommunistischen Parteien, ja selbst den
Kommunismus zu liquidierenf Zu denen, die den lntegralen Sozialismus als eine aktuelle Herausforderung
betrachteten, gehören unter anderem die Sozialdemokraten JosefHinclelsg, Otto Leichterg, JosefCapm,
Detlevfllbers“ und Uli Schölerlz. Die Rezeptionsgeschichte des lntegralen Sozialismus in der Diktion
Otto Bauers ist aber keineswegs allein durch diese Grenzziehung geprägt, sondem auch von der Schwierigkeit
der Interpretation. Unklar und somit Streitpunkt war und ist, wie die Überwindung der politischen Spal-
tung der Arbeiterbewegung konkret realisiert werden kann. Es gibt insbesondere zwei umstrittene Pro-
blemkreise. Erstens: Wies Otto Bauer den Weg zur organisatorischen Verschmelzung der Arbeiterpartei-
en oder nicht? Zweitens: Stehen im Prozeß der Überwindung der Spaltung organisatorische oder inhaltli-
che Fragen im Mittelpunkt? 1

JosefHindels sieht bei Otto Bauer keine Anzeichen dafür, daß er eine Fusion von sozialdemokrati-
scher und kommunístischer Partei im Auge hatte“, während BrunoFrei, wie bereits erwähnt, gerade darin
die Hauptsache erblickte. JosefCap sah seinerseits in diesem Konzept ein Plädoyer für einen ››alternati-
ven gesellschaftlichenBlock«, der weiter reicht als Sozialdemokraten und Kommunisten mit ihren Organisa-
tionen. '4DetlevAlbers wiederum .legte den Akzent auf die Perspektive einer inhaltlichen Verschmelzung,
ließ aber die organisatorische Form weitgehend offen. 'S Die inhaltliche Diskussion zum lntegralen Sozialis-
mus wurde im Rahmen der Otto-Bauer-Renaissance leider nicht so weit entfaltet, daß es hätte zu einer
gründlichen Klärung dieser Streitfragen kommen können.

In der DDR wurde der Integrale Sozialismus von Herbert Mayerló und HorstKlein” nach der ››Wen-
de« vom Herbst 1989 diskutiert. HerbertMayer bemerkt, daß das Bauersche Bekenntnis zur Aktions-
einheit mit einem »lrrationalismus über die vorhandenen Grundlagen einer organisatorischen Einheit verbun-
den« war, ››unrealistisch<< bliebe seine Erwartung von einer einheitlichen Organisation mit einer einheitlichen
- reformistische und revolutionäre Positionen verschmelzende -- ideologischenPlattform.“ HorstKlein
hingegen betonte, daß Otto Bauer unter Integralem Sozialismus ››nicht die Aufhebung der Unterschiede
zwischen beiden Strömungen der Arbeiterklasse«, sondern das ››zielbewußte Streben nach einem den
Grundinteressen des Sozialismus entsprechenden Verhältnis«verstand.l9

Um über die verschiedenen Interpretationsvarianten des Bauerschen Konzepts Klarheit zu bekommen
und weiter in seine inhaltliche Bestimmung vorzudringen, ist es angebracht, den Text Otto Bauers einge-
hender zu betrachten. Auf die mögliche Ergiebigkeit dieses Unternehmens hatDetlevAlbers hingewiesen,
indem er feststellt, daß die Konzeption des integralen Sozialismus »gründlicher formuliert und sehr viel

5 Norbert Leser: Otto Bauers Haltung gegenüber dem Bolschewismus. In: Otto Bauer: Theorie und Politik. Hrsg. von
Detlev Albers/Horst Heimann/Richard Saage. Berlin 1985. S. 101.

6 Thomas Meyer: Schlag nach bei Bauer? In: Otto Bauer: Theorie und Politik. S. 127.
7 Bruno Frei: Otto Bauer und der Eurokommunismus. ln: Das Argument. 22(1980)119. S. 90.  
8 Josef Hindels: Otto Bauer und die österreichische Arbeiterbewegung. ln: Detlev Albers/Josef Hindels/L. Lombardo

Radice u. a.: Otto Bauer und der »dritte Weg«. S. 25.
9 Otto Leichter: Otto Bauer. Tragödie oder Triumph? Wien, Frankfurt am Main, Zürich 1970. S. 236f.
I0 Josef Cup: SPÖ und »Dritter Weg« ln: Roter Anstoß. Hrsg. von Josef Hindels und P. Pelinka. Wien 1980. S. 357f.
1 1 Detlev Albers: Otto Bauer und die Konzeption des ››lntegralen Sozialismus«. In: Detlev Albers/Josef Hindels/L.

Lombardo Radice [u. a]: Otto Bauer und der »dritte Weg«. S. 38.
12 Uli Schöler: Otto Bauer - nein danke? Austromarxismusdiskussion und historische Bezüge für eine Standortbestim-

mung marxistischer Sozialdemokraten. Bremen 1984. S. 67.
13 Josef Hindels: Otto Bauer und die österreichische Arbeiterbewegung. S. 25.
14 Josef Cap: SPÖ und »Dritter Weg«. S. 357. .
15 Detlev Albers: Otto Bauer und die Konzeption des ››Integralen Sozialismus«. S. 38
16 Herbert Mayer: Zwischen zwei Weltkriegen: Otto Bauer. In: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 32(1990)1.

S. 37ff.
17 Horst Klein: Parteiauffassung und Konzept des »lntegralen Sozialismus« des sozialdemokratischen Theoretikers

Otto Bauer. In: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 32(1990)3. S. 302ff.
18 Herbert Mayer: Zwischen zwei Weltkriegen. S. 49.
19 Horst Klein: Parteiauffassung und Konzept des ››Integralen Sozialismus« des sozialdemokratischen Theoretikers

Otto Bauer. S. 310.
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weitgehender« ist als alle vergleichbaren Äußerungen von sozialdemokratischer oder kommunístischer
Seite aus jener Zeitz“.

Für den lntegralen Sozialismus gibt Otto Bauer folgende Definition: ››Ich nenne die einheitliche Kon-
zeption, die die Spaltung des Weltproletariats überwinden soll, die Konzeption des integralen Sozialis-
mus«.2* Als unmittelbaren Ausgangspunkt der Erörterung setzte er das »Verhältnis zwischen der reformisti-
schen Klassenbewegung und dem zielbewußten Sozialismus«, genauer, zwischen dem ››reformistischen
und revolutionären Sozialismus«22. Von grundsätzlicher Bedeutung für die Entwicklung dieses Konzepts ist
folgendes Ergebnis aus der Analyse jener Ursachen, die zur Spaltung der Arbeiterbewegung führten. Bei
Otto Bauer heißt es dazu: ››Die Spannung zwischen der Arbeiterbewegung und dem Sozialismus hat ihre
Ursache darin, daß die Arbeiterklasse einerseits eine Klasse der kapitalistischen Gesellschaft ist, die eben-
sowenig wie alle anderen Klassen der kapitalistischen Gesellschaft darauf verzichten kann, ihre Klassenin-
teressen innerhalb dieser Gesellschaft zu verfechten, andererseits aber diejenige Klasse der kapitalisti-
schen Gesellschaft ist, deren schließliche Befreiung nur durch die Zertrümmerung der kapitalistischen Ge-
sellschaft, durch die Eroberung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung erkämpft werden kann.«23 Die-
se Sichtweise ist deshalb bedeutsam für die Gesamtkonzeption, weil sich aus ihr der Standpunkt ergibt,
daß keiner der beiden Strömungen ihre Existenzberechtigung abgesprochen werden kann.

Zu diesem Aspekt hob HorstKlein folgende drei theoretische Leistungen Otto Bauers hervor: ››Er-
stens ging es um die Einsicht, daß Sozialreformismus als Ideologie und Politik der sozialdemokratischen
Parteien nicht von vornherein als negativ oder gar prokapitalistisch und er auch keine dem revolutionären
Wesen der Arbeiterbewegung völlig widersprechende Erscheinung ist. [. . .] Zweitens war Otto Bauers
kritische Auseinandersetzung mit der Darstellung, wonach Sozialreformismus bürgerliche Ideologie und
Politik sei, gegen die seit den zwanziger Jahren in der kommunistischen Bewegung verbreitete Sozialfaschis-
mustheorie gerichtet. [. . .] Drittens wandte sich Otto Bauer zu Recht gegen eine Gleichsetzung von sozial-
reformistischer und bürgerlicher Ideologie, weil eine so undifferenzierte Sicht zwangsläufig eine Gleichset-
zung und Verleumdung spezifischer politischer Erfahrungen im Kampf für die Interessen der Werktätigen
sowie der demokratischen und humanistischen Traditionen eines bedeutenden Teils der Arbeiterbewegung
zur Folge hatte.«24 `

Sowohl im Reformismus als auch im revolutionären Sozialismus sieht Otto Bauer Ideologien, die je-
weils die Interessen der Arbeiterklasse in bestimmten Entwicklungsphasen der kapitalistischen Gesell-
schaft zum Ausdruck bringen; der Reformismus in Phasen des wirtschaftlichen Aufschwungs, in denen es
darum geht, die Lebenslage der Werktätigen zu verbessern und der revolutionäre Sozialismus in der Phase
der Existenzkrise und der revolutionären Situation, in der die Arbeiterklasse den Versuch untemehmen
muß, die Diktatur des Proletariats zu errichten und mit ihrer Hilfe den Übergang zur sozialistischen Gesell-
schaft einzuleiten. Der Integrale Sozialismus ist nicht auf Kosten einer der beiden Strömungen zu erreichen.
Otto Bauer orientiert auf eine Synthese beider” Dazu führt er aus: »Es genügt nicht, gegensätzliche politi-
sche Ideologien miteinander zu alliieren. Es kann sich auch nicht etwa nur darum handeln, äußerlich zwi-
schen den beiden gegensätzlichen Ideologien der beiden großen Parteien zu vermitteln und Kompromisse
zwischen ihnen zu schließen. Die Aufgabe, die die Zeit selbst dem Sozialismus stellt, ist vielmehr, die
sozialdemokratische Thesis und die kommunistische Antithesis in einer neuen, höheren Synthese zu über-
winden und zu vereinigen. So wichtig die Allianz der Sozialdemokratie und des Kommunismus im Kampf
um die unmittelbaren Tagesaufgaben sein kann, so wird sie sich doch nicht behaupten können, wenn es
nicht gelingt, die sozialdemokratische undkommunistische Einseitigkeit in einem sowohl die Sozialdemo-
kratie als auch den Kommunismus in sich Vereinigenden integralen Sozialismus zu überwinden.«26 Es geht
also nicht darum, eine der Strömungen zu beseitigen, vielmehr geht es um die Uberwindung der in beiden
Strömungen vorhandenen Einseitigkeiten in einer Synthese beider.

Für Otto Bauer ist eine der wesentlichen Voraussetzungen für die Realisierung einer Synthese, daß
beide Strömungen auch lemfähig sind, lernfähig gegenüber der eigenen Geschichte und lemfähig gegen-

\

20 Siehe Detlev Albers: Otto Bauer und die Konzeption des ››Integralen Sozialismus«.
21 Otto Bauer: Zwischen zwei Weltkriegen? Bratislava 1936. S. 314.
22 Ebenda.
23 Ebenda.S. 316. .
24 Horst Klein: Parteiauffassung und Konzept des ››Integralen Sozialismus« des sozialdemokratischen Theoretikers

Otto Bauer. S. 309.
25 Otto Bauer: Zwischen zwei Weltkriegen. S. 321f.
26 Ebenda. S. 312.



Integraler Sozialismus 127

über der anderen Seite. Bauer billigte, aus der Erfahrung des gemeinsamen antifaschistischen Kampfes,
vor allem in Frankreich und Österreich, beiden Seiten eine solche Lernfähigkeit zu. Was haben aber nun
beide Seiten voneinander zu lernen? Die revolutionären Sozialisten haben sich ››das Erbe des demokrati-
schen Sozialismus«, die »hohe Schätzung des unersetzlichen Kulturwertes der individuellen Rechtssicher-
heit, der geistigen Freiheit, der kollektiven Selbstbestimmung, der Menschlichkeit; das Erbe des Bewußt-
seins der Kulturverantwortung für die Erhaltung, Wiederherstellung, Rettung dieser durch die Entwicklung
der Klassengegensätze bedrohten und zerstörten Kulturerrungenschaften des bürgerlichen Zeitalters« an-
zueignen. Den reformistischen Sozialisten andererseits obliegt es, sich ››das große Erbe der proletarischen
Revolution« zu eigen zu machen, ››die Erkenntnis, daß nicht Flickarbeit an der kapitalistischen Gesell-
schaft, sondern nur ihre Ueberwindung, nur die proletarische Revolution und die aus ihr hervorgehende
Diktatur des Proletariats die Menschheit vor Ausbeutung, Arbeitslosigkeit, Krisen, Faschismus und Krieg
befreien können. Er muß darum die große geschichtliche, soziale, kulturelle Bedeutung der bürgerlichen
Demokratie, die das Resultat Jahrzehnte langer sieghafter Klassenkämpfe der Arbeiterklasse und der
fruchtbare Boden ihres wirtschaftlichen, sozialen, geistigen Wachstums gewesen ist, würdigen. Aber er
muß zugleich verstehen, daß die bürgerliche Demokratie trotz alledem immer noch nur eine Form, wenn
auch die höchste Form der Klassenherrschaft der von der Kapitalistenklasse geführten Bourgeoisie ist. Er
muß die Arbeitermassen verstehen lernen, daß nur eine zeitweilige Diktatur des Proletariats die ökonomi-
sche Macht und die ideologischen Herrschaftsmittel der kapitalistischen Bourgeoisie endgültig zerstören
kann, um auf der Grundlage einer neuen Gesellschaftsordnung die Demokratie aufhöherer Stufe, in voll-
kommenerer Gestalt wieder herzustellen und damit jene großen Kulturerrungenschaften des bürgerlichen
Zeitalters der Menschheit als unverlierbaren Besitz zu sichern.«27

Ich habe diese Passage aus dem Text Bauers deshalb so ausführlich zitiert, weil sie nicht nur den
inhaltlichen Kern seines Konzepts des lntegralen Sozialismus darstellt, es ist sein politisches Testament.
Bislang waren die zitierten Aussagen Otto Bauers eindeutig und ließen keinen sichtbaren Grund für ver-
schiedene Interpretationsvarianten erkennen, die bei der kurzen Skizzierung der Rezeptionsgeschichte
konstatiert werden mußten.

Wie der Integrale Sozialismus sich konkret realisieren soll und kann, das hänge vom Kräfteverhältnis
ab, das zwischen den sozialdemokratischen und den kommunistischen Parteien in den jeweiligen Ländem
besteht. Bauers Konzept birgt also verschiedene Möglichkeiten seiner Realisierung in sich. Dies ist ein
Erklärungsgrund für die verschiedenen Interpretationen, er liegt in der Überbetonung einer der von Otto
Bauer aufgezeigten Möglichkeiten. Ein zweiter ist der, daß Bauer im lntegralen Sozialismus einen Prozeß
zur Verwirklichung einer Idee sah. Die Idee ist die Synthese selbst. Der Weg dorthin verläuft über verschiedene
Stufen. Die erste Stufe, und die konnte er selbst in der politischen Praxis miterleben, ist das Zustandekom-
men einer Einheitsfront bzw. einer Aktionseinheit. Erst nach diesem Schritt könne ein weiterer gegangen
werden, der der organisatorischen Vereinigung. Wie die Schrittfolge nun genau gewählt wird, auch das
hängt bei Otto Bauer von den konkreten Verhältnissen ab.

Zum organisatorischen Zusammenschluß hebt er zwei Varianten besonders hervor: Wo große soziali-
stische und kommunistische Parteien nebeneinanderbestehen, muß der Integrale Sozialismus vorerst Ak-
tionsgemeinschaften, Kampfbündnisse zwischen ihnen anstreben. Wo neben großen refonnistischen Arbeiter-
parteien nur kleine kommunistische Sekten bestehen, mag er den Eintritt der Kommunisten in die großen
Arbeiterparteien fördern.3"~* Beides ist nach Otto Bauer möglich, erst eine Einheitsfront bzw. Aktionseinheit
und dann die organisatorische Vereinigung oder die sofortige organisatorische Vereinigung. Obwohl Otto
Bauer diese Aussagen mit aller Klarheit formuliert, ist der Gesamttext dennoch nicht so eindeutig. Er
bereitet tatsächlich interpretatorische Schwierigkeiten. p

Die Sicht Bruno Freis auf den lntegralen Sozialismus wurde oben bereits erwähnt. Es ist keinesfalls
unverständlich, daß Bruno Frei in diesem Konzept den Versuch einer Vereinnahmung bzw. Liquidieıung
der Kommunistischen Bewegung sieht, wenn folgende Textpassage in Betracht gezogen wird: ››Die Spal-
tung kann in den demokratischen Ländern, in denen legale Massenparteien der Arbeiterklasse bestehen,
und sie kann in der Internationale, die auch die legalen Massenparteien der demokratischen Länder mit
umfassen muß, nicht anders überwunden werden als durch die Rückkehr zu dem Parteiprinzip, zu dem
Organisationsgedanken des Kommunistischen Manifests: zu dem Prinzip, daß sich die revolutionären So-
zialisten nicht als besondere Partei von den Arbeiterparteien trennen, sondem innerhalb der großen Massen-

27 Ebenda. S. 324f.
28 Ebenda. S. 325.
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parteien der Arbeiterklasse revolutionäre sozialistische Ideen verfechten, revolutionäre sozialistische Ka-
der erziehen sollen in der Ueberzeugung, daß diese Ideen die großen Massenparteien der Arbeiterldasse
erobern, diese revolutionären Kader die Führung der ganzen großen Massenparteien der Arbeiterklasse
an sich reißen werden können, sobald erst geschichtliche Ergebnisse die Massen der Pubeiterklasse für
revolutionäre Ideen empfänglich machen, der Führung durch revolutionäre Kaders zutreiben werden.«29

Otto Bauer empfiehlt also den revolutionären Sozialisten bzw. Kommunisten für den Fall, daß die
sozialdemokratische Partei eines Landes eine wesentlich stärkere Mitgliederzahl als die kommunistische
aufweist, in diese sozialdemokratische Partei einzutreten und dort für ihre Anschauungen zu werben. Die
Frage ist nun, ob dieser konkrete Vorschlag eine Variante zur Realisierung der oben ausgeführten Idee des
lntegralen Sozialismus darstellt, oder im Widerspruch dazu steht. Wenn Bruno Frei einen solchen Wider-
spruch sieht, so ist dies wiederum nur zu verstehen, wenn dazu die Geschichte der österreichischen Sozial-
demokratie eingeholt wird. Dieses Prinzip hatte nämlich die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Öster-
reichs bereits in den 20er Jahren praktiziert und Bauer galt spätestens seit dem Linzer Programm 1926
als der Protagonist dieses Weges. Otto Leichter machte zurecht darauf aufmerksam, daß der Integrale
Sozialismus der politischen Intention Otto Bauers seit der organisatorischen Spaltung der Arbeiterbewe-
gung nach dem Ersten Weltkrieg entsprach. Er erinnert in diesem Zusammenhang an seine Rede auf dem
Treffen von Vertretern der Internationalen Arbeitsgemeinschaft sozialistischer Parteien sowie der II. und
III. Internationale vom April 1922, in der Otto Bauer erklärte: ››Die Aufgabe, die uns auf dieser Konferenz
gestellt ist, ist die, die drei getrennten Armeen, in die sich das Proletariat leider gespalten hat, dazu zu
führen, daß sie wieder fähig werden, gegen den gemeinsamen Feind vereint zu marschieren und ihn vereint
zu schlagen.« Otto Leichter bezeichnete diese Rede als ››eine Vorahnung« des lntegralen Sozialismus.3°

Obwohl 1926 der Begriff des ››Integralen Sozialismus« noch nicht geprägt war, so kann m. E. das
Linzer Programm der österreichischen Sozialdemokratie als der erste Versuch angesehen werden, die ihn
tragende Idee unter den konkreten historischen Bedingungen inhaltlich umzusetzen, den rechten wie den
linken Flügel, repräsentiert durch Karl Renner bzw. Max Adler, an eine Programmatik zu binden und der
weiteren Ausdiffereuzierung der Partei oder gar einer Tendenz der Spaltung entgegenzuwirken.“ Der Inte-
grationsversuch kulminierte in der Aussage, daß der Weg zum Sozialismus der der Demokratie sei, wenn
aber der Faschismus versuche, diesen »Kampfboden« zu zerstören, sehe sich die Arbeiterbewegung ge-
nötigt, ihn durch »defensive Gewalt« zu verteidigen. Der Kompromiß bestand darin, daß einerseits aufdie
Forderung nach der Errichtung einer Diktatur des Proletariats zur Verwirklichung der sozialistischen Zielset-
zung verzichtet und andererseits der revolutionäre Kampfzur Verteidigung der sozialen Errungenschaften
nicht ausgeschlossen wurde. So sehr dieses Programm auch ein tragfähiger Kompromiß war, es blieb
Papier. Es gelang der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Österreichs nicht, diesen Kompromiß, den
lntegralen Sozialismus, zu verwirklichen. Die Vertreter des revolutionären Sozialismus innerhalb der Partei
wurden an den Rand gedrängt, obwohl die revolutionäre Richtung an der Parteibasis durchaus Widerhall
erfuhr. Als Maxftdler ein Jahr später auf dem-Parteitag den Gedanken der ››defensiven Gewalt« anmahn-
te, wurde er allerdings von der Parteibürokratie heftig angefeindet. Für die Art und Weise, wie mit diesem
Linkssozialisten in seiner eigenen Partei umgegangen worden war, spricht der Umstand, daß die Veröffent-
lichung seiner kritischen Artikel nach 1926 erschwert bzw. in der Parteipresse zunehmend unterbunden
wurde.“ Die Behinderungen seiner Arbeit in Österreich führten dazu, daß er sein politisches Wirken nach
Deutschland verlagerte und hier den linken Flügel der SPD und die SAP theoretisch unterstützte.“ Festzu-
halten bleibt, daß der Vorschlag, den lntegralen Sozialismus dadurch zu erreichen, daß die revolutionären
Sozialisten in die reformistisch orientierte Partei eintreten und dort für ihre Ideen werben, nicht neu war und
eigentlich schon als gescheitert angesehen werden konnte, als Otto Bauer dazu nochmals positiv Stellung
nahm. Die österreichische Sozialdemokratie vermochte es nicht, dem Vormarsch des Faschismus ernsthaft
Widerstand zu leisten, sie ließ die revolutionären Sozialisten im Stich, als diese gegen die faschistische
Machtergreifung in Österreich 1934 tatsächlich defensive Gewalt anwandten. Otto Bauer gestand 1934

29 Ebenda S. 321 . - -
30 Zitiert in: Otto Leichter: Otto Bauer. Tragödie oder Triumph. S. 230.
31 Zum Linzer Programm siehe: Michael Franzke: Die Linzer Programmdebatte und das austromarxistische Erbe. In:

Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 33(199l)1. S. 90ff.
32 Siehe hierzu: Michael Franzke: Studie zum Verhältnis von Philosophie und Politik bei Max Adler. Leipzig 1988 (Diss.

A). S. 168l`t`.
33 Siehe hierzu: Alfred Pfabigan: Otto Bauer und Max Adler. ln: Erich Fröschl und Helge Zoitl (Hrsg.): Otto Bauer (1881-

1938) - Theorie und Praxis. Wien 1985. S. 47f. '
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selbst die Niederlage seiner Partei ein und sah den Grund vor allem darin, die Losung von der ››defensiven
Gewalt« eben nicht umgesetzt zu haben.“

Die Schrift »Zwischen zwei Weltkriegen?« dokumentiert, daß Otto Bauer einerseits um eine neue
inhaltliche Ausgestaltung des Konzepts eines lntegralen Sozialismus rang (die Metapher von der Synthese)
aber zum anderen an alten Positionen (dem Mythos von der Einheit der Partei um jeden Preis) festhielt.
Otto Bauer kommt dennoch das Verdienst zu, das Problem des lntegralen Sozialismus immer wieder mit
Nachdruck und inhaltlichen Überlegungen gestellt zu haben. v

In der weiteren Geschichte der Bestrebungen um eine Aktionseinheit von Sozialdemokraten und Kommu-
nisten stellt das von einer SPD-SED-Arbeitsgruppe ausgearbeitete Dokument ››Der Streit der Ideologien
und die gemeinsame Sicherheit« aus dem Jahre 1987 einen innovativen Schub dar. Es zeugt von der Tiefe
der Krise der politischen Kultur in Deutschiand, wenn dieses Schriftstück dazu benutzt wird, politische
Gegner -in diesem Fall insbesondere die SPD - zu denunzieren und sich einige ihrer Verfasser genötigt
fühlen, sich für das Dokument zu entschuldigen. Weil der Inhalt dieses Dokuments in verhängnisvoller
Weise im öffentlichen Bewußtsein eine Verfälschung erfährt, sei aus den einleitenden Feststellungen zitiert:
»Unsere weltgeschichtlich neue Situation besteht darin, daß die Menschheit nur noch gemeinsam überle-
ben oder gemeinsam untergehen kann. Eine solche Alternative ist historisch ohne Beispiel. Sie verlangt ein
politisches Denken, das historisch ebenfalls ohne Beispiel ist, ein neues Herangehen an die intemationalen
Angelegenheiten, besonders an die Sicherung des Friedens.«35

Zwar ist die Konfrontation zwischen den beiden Weltsystemen Kapitalismus und Sozialismus durch
den Zusammenbruch des sozialistischen “Systems überwunden und der massive Einsatz von Massenvemich-
tungsmitteln, der die Existenz der Menschheit aufs Spiel setzen würde, unwahrscheinlich geworden, aber
das bedeutet noch lange nicht die Lösung dieses und der anderen globalen Probleme. Es finden sich auch
in diesem Dokument weitere Gründe dafür, ein neues Denken zu wagen, ein neues Herangehen an die
Lösung der Probleme zu praktizieren, die historisch ohne Beispiel sind: die Sicherung des Lebens und die
Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle, die Erhaltung der Biosphäre und die Uberwin-
dung der ökologischen Krise, die Bekämpfung des Hungers, der Abbau der Verschuldung und der wirtschaft-
lichen Not in den Entwicklungsländem. Nicht weniger umfangreich dürfte die Liste der dringend zu lösen-
den innenpolitischen Probleme sein, die gegenwärtig mit den Schlagwörtern »Sicherung des Standorts
Deutschland« und »Umbau des Sozialstaates« verdeckt werden, wie der Abbau der Demokratie, des
Sozialstaates und der sozialen Gerechtigkeit, die Tendenzen zur ››Privatisierung« der sozialen Sicherheit
und der Solidarität.

Die Bedingungen, unter denen das Dokument ››Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicher-
heit« entstand, sind in ihrer Authentizität nicht mehr gegeben. Es bleibt aber eine Herausforderung, die in
die Zukunft weist. Wenn ernsthaft über ein konstruktives Verhältnis zwischen SPD und PDS nachgedacht
werden soll, dann kann hinter dieses Dokument nicht zurückgegangen werden.

SPD und PDS - Wege zu einem Verhältnis der Vernunft

Die Diskussion des Konzeptes Integraler Sozialismus zeigt zumindest zweierlei. Erstens: Eine organisato-
rische Vereinigung ist der Endpunkt zur Verwirklichung des lntegralen Sozialismus. Zweitens: Der Integra-
le Sozialismus ist sowohl in zeitlicher als auch in inhaltlicher Dimension als ein Prozeß aufzufassen. Das
Wesentliche dieses Prozesses besteht darin, daß einerseits eine Synthese ohne die positive Erfahrung einer
wirklichen Aktionseinheit nicht möglich ist, in der Praxis und Theorie ineinandergreifen, aber andererseits
keine Aktionseinheit ohne ein Stück Synthese zu realisieren ist, wie klein und begrenzt es auch sein mag.
Beide Momente bedingen und durchdringen einander. Das eine ist ohne das andere nicht zu haben.  

Das Problem, vor dem sich SPD und PDS gegenwärtig gestellt sehen, besteht darin, ihr Verhältnis nach
den Prinzipien der Vernunft zu gestalten. Wodurch zeichnet sich ein Verhältnisse zwischen SPD und PDS
aus, dem das Prädikat vemünftig zukommt? '

Hierfür gibt es zwei entscheidende Kriterien: Erstens. Das Verständnis beider Parteien über sich selbst,
über den anderen und die gemeinsamen Beziehungen beruht auf der Grundlage rationalerAnalysen, die

34 Siehe hierzu: Otto Bauer: Der Aufstand der österreichischen Arbeiter. Seine Ursachen und seine Wirkungen. In: Otto
Bauer: Werkausgabe. Bd. 3. Wien 1976. S. 989. _

35 Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit. In: »Neues Deutschland« vom 28. August 1987. S. 3.
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sowohl Geschichte als auch Gegenwart und Zukunft einschließen. Das bedeutet einen Verzicht aufMythen
und Feindbilder. Zweitens. Das jeweilige Verhältnis zueinander wird so gestaltet, daß es ermöglicht, die
parteiübergreifenden ökologischen und sozialen Sicherheitsinteressen der werktätigen Bevölkerung ge-
meinsam und zum gegenseitigen Vorteil durchzusetzen. Voraussetzung hierfür ist, in den gegenseitigen Be-
ziehungen das Prinzip der Zusammenarbeit vor das Prinzip der Abgrenzung zu stellen.

Die Entwicklung vernünftiger Verhältnisse zwischen SPD und PDS wäre simplifiziert, wenn beide Par-
teien schlicht und einfach einem tagespolitischen Pragmatismus das Wort reden. Zusammenarbeit dort, wo
es nicht anders geht, und wie sie sich spontan ergibt, ansonsten Abgrenzung. Oder: die Abgrenzung wird
dann stillschweigend gelockert, wenn es zum eigenen Vorteil gereicht und der Druck innerhalb der Partei
zu groß wird. Neben der historischen und prozessualen Dimension ist der Verhaltenskodex zu beachten,
um das Projekt des lntegralen Sozialismus annähernd ausdeuten zu können. Verdeutlicht die historische
Dimension die tiefe Verankerung des Problems in der Geschichte und warnt die prozessuale Dimension
vor Maximalerwartungen und einem überstürzten Tempo, so zeigt der Kodex vernünftigen Verhaltens
Normen an, die den lntegralen Sozialismus befördern, deren Verletzung ihn aber zugleich gefährden können.

Die Zurückdrängung der Ideologien

Es wurde wiederholt in Zeiten des Bemühens, eine friedliche Koexistenz in den Beziehungen politischer
Subjekte durchzusetzen, von einem Ende der Ideologien gesprochen. Das hat sich als Illusion erwiesen. Es
wird kein Ende der Ideologien geben, solange die sozialen Unterschiede innerhalb der Gesellschaft so
groß sind, daß sie Interessenkonflikte hervorrufen. Letztere zu artikulieren und auszutragen, ist ja die
wesentliche Funktion der Parteien überhaupt. Wenn also ein Ende der Ideologien nicht abzusehen ist, so
kann es sich nur darum handeln, sie in ihrem Wirken zurückzudrängen.

Unter Ideologie verstehe ich jene geistigen Gebilde, die die partikularen Interessen eines spezifischen
Subjekts (Klassen, soziale Gruppen, Parteien, Parteifraktionen usw.) zum Ausdruck bringen. Das Wesen
der Ideologie besteht darin, ein Antidialogisches Prinzip zu sein. Als Grundaxiom des Dialogischen Prin-
zips hatMartin Buber das Wortpaar ››Ich-Du« ausgemacht.“ Das ››Ich« betrachtet den anderen bzw. das
andere als ››Du«. Das Wort ››Du« bezeichnet das andere als ein gleiches, genauer: als Subjekt, wie das
››Ich«. Das Wort ››Du« bezeichnet zugleich eine Nähe der Beziehungen.

Woran läßt sich nun Ideologie festmachen, die die Entfaltung des Dialogs behindert, dessen Anliegen
darin besteht, zu verstehen, gemeinsames zu erkennen und zu ergründen? Da Ideologien sich nicht nur,
aber auch in sprachlicher Form entgegentreten, möchte ich kurz auf einige Merkmale der Ideologie-
gebundenheit der Sprache eingehen. V

- In ideologisierten Texten werden Klassifikationsverfahren (Unterscheidung, Bezeichnung, Bestim-
mung und Definition von Gegenständen) von semantischen Dichotomien, d. h. von dualen semantischen
Einheiten strukturiert. Zu den semantischen Dichotomien des Diskurses über die Arbeiterbewegung ge-
hört unter anderem die Dichotomie Kommunisten - Sozialisten, die unvereinbar seien wie Feuer und
Wasser. Was für die einen gilt, gilt nicht für die anderen. Die einen sind demokratisch, die anderen diktato-
risch. Zwischen den gegensätzlichen Seiten gibt es keine Übergänge, keine Vermittlung.

-Diese Dichotomien werden naturalisiert, d. h. als naturhaft, ein für allemal gegeben, unveränderlich
hingestellt. Kommunisten bleiben Diktatoren, Sozialdemokraten bleiben Reformisten. Die SPD hat eine
lange Tradition, daran ist nicht zu rütteln. Die PDS bleibt eine getarnte SED. Es werden in dieser Sicht-
weise Entwicklungen versperrt. Die Naturalisierung ist eine Form der Dogmatisierung. Sie ist nicht nur
problematisch im Diskurs über den Gegner, sie ist es auch für den Sprechenden selbst. Was ich an Ideo-
logien gegen andere zur Anwendung bringe, setzt sich als Denkstruktur fest und kann sich so sehr leicht in
die Betrachtung des eigenen Ich einschleicheu. g

- Die handelnden Subjekte, die Aktanten werden mystifiziert. Es sind nicht die Personen, die da han-
deln, sondern Instanzen. Das wohl aussagekräftigste Beispiel im Wahlkampfjahr 1994: Gysi und Bisky als
Personen seien ja durchaus akzeptabel, die PDS hingegen sei das eigentliche Übel. Als wenn sie nicht ein
Stück der PDS wären, manche meinen sogar ein zu großes Stück von ihr.

- Es agieren in stark ideologisierten Texten ››das Gute« und ››das Böse«, Kapitalisten und Kommuni-
sten, Demokraten und Terroristen, Helden und Verräter, Völker und Parteien, oder gar Gesetze. Die

36 Siehe dazu: Martin Buber: Das dialogische Prinzip. Gerlingen 1992. S. 7ff.
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Anonymität der Handelnden, über die Aussagen getroffen werden, entzieht sie einer konkreten Überprüf-
barkeit. Der Gegner, der Feind wird einerseits ››entpersonifiziert« und andererseits werden ihm mystische
Eigenschaften zugesprochen. Die Hemmschwelle zur Übertreibung, zur ungeprüften Feststellung, ja, zur
Lüge sinkt. Das Gefühl der Verantwortung für die Aussagen wird im Keim gehalten.

- Der ideologiehafte Diskurs wird als ››die« Wirklichkeit, wirklich so seiend inszeniert. Was da gesagt
wird, ist wirklich so, nicht anders. Wer das nicht glauben will, der kann gehen, wird aus dem Diskurs
ausgeschlossen, zeitweilig oder auch für immer. Dies wird vor allem dadurch erreicht, daß die Diskurssub-
jekte und die diskursiven Verfahren als objektimmanente Gegebenheiten vorgestellt werden. Was ist, das
braucht eigentlich auch keine Erklärung. Begründungen, Beweise, Analysemethoden, Kontroversen, histori-
sche Entwicklungen werden ausgeblendet, um keinen Zweifel an der Wahrhaftigkeit der Aussagen auf-
kommen zu lassen.

In Ideologien wird der andere als Objekt, als Fremder vorgeführt. Er wird zum Feind. Was aber
anderes ist das Wort ››Feind« als eine indirekte Aufforderung, das Feindliche zu bekämpfen.

Die Wahrung der Souveränitäten O

Die gegenseitige Souveränität ist zu achten. Die Achtung der gegenseitigen Souveränität schließt die Kritik
am anderen nicht aus. Bei einer Diskussion über den lntegralen Sozialismus scheint diese Forderung auf
den ersten Blick paradox zu sein, geht es doch in letzter Konsequenz dabei um eine Synthese. Daß eine
ganzheitliche Synthese nicht auf der Tagesordnung steht, wurde bereits unterstrichen. Falls jedoch eine
Synthese als femes Ziel anvisiert werden würde, ändert es nichts daran, daß die Anerkemiung der Souveräni-
tät der verschiedenen linken Strömungen die einzig solide Ausgangsbasis für einen lntegralen Sozialismus
darstellt. Das hat mehrere Gründe. Zunächst ist die Anerkennung der Existenzberechtigung des anderen
eine der Bedingungen dafür, daß dieser überhaupt zu einer gemeinsamen Verständigung als Vorbedingung
gemeinsamen Handelns bereit ist.

Weiterhin kann nur ein souveränes politisches Subjekt bzw. eine souveräne politische Organisation ein
lukrativer und zuverlässiger Partner bei der Lösung der Schwierigkeiten sein, vor der eine politische Alter-
nativbewegung mit sozialistischer Perspektive zweifellos steht. Die politische Landschaft in Deutschland
hat nicht zu viel an politischer Souveränität, sondern leidet an einem akuten Mangel an souveränen Partei-
en. Die »politischen Schlammschlachten« des Wahlkampfjahres 1994, die praktizierte Demagogie und die
Täuschungen von Wählerinnen und Wählem sind ein Indiz dafür. Mit diesen Praktiken wird eine beschädigte
Identität verdeckt; sie dienen einzig dem Zweck, fehlende Konzepte zur Lösung herangereifter ökolo-
gischer und sozialer Probleme zu kompensiert.

Macht und Souveränität sind nicht gleichzusetzen. Souveränität ist die Fähigkeit zur positiven Selbstbe-
stimmung, während Macht ein Instrument- zur Fremdbestimmung ist. Ein Verhalten, das dadurch gekenn-
zeichnet ist, die eigene soziale Position durch die Herabminderung der Rolle eines Konkurrenten oder
Partners aufzuwerten, kann nicht den Titel Souveränität beanspruchen. Eine der Formen dieser Methode
hatte in den Wahlkämpfen des Jahres 1994 Hochkonjunktur: die Zuweisung der Schuld für Verluste an
Wählerakzeptanz an den politischen Konkurrenten. Die Erklärung, daß SPD als auch PDS, ihr Ziel, einen
Regierungswechsel herbeizuführen, nicht erreichten, weil eine Partei der anderen die Stimmen weggenom-
men habe, greift viel zu kurz. Das ist eine Argumentation, die in den 20er und 30er Jahren gang und gäbe
war. Die Wähler haben sich in beiden Fällen für einen Wechsel der Regierungspolitik ausgesprochen,
wenn auch in unterschiedlicher Akzentsetzung. Beide Parteien haben ihr Ziel nicht erreicht, weil sie sich zu
sehr aufeinander konzentriert haben, statt gemeinsam gegen den Neokonservatismus Front zu machen und
das Potential der Nichtwähler zu mobilisieren. An dem demokratischen Prinzip, einen politischen Kurswechsel
nur durch Mehrheiten durchzusetzen, ist nicht zu deuteln. Diese Mehrheiten sind schwerlich nicht gegenein-
ander möglich. Spekulationen über eine neue linke Sammelpartei, in der sich Teile der linken SPD, der
Grünen und der PDS zusammenfinden, sind m. E. unfruchtbar. Die politische Iandschaft ist in Deutschland
zweifellos in einem Neuformierungsprozeß begriffen. Aber ein bewußter Kurs aufeine solche Sammelpartei
würde nur die Beziehungen zwischen den Parteien zusätzlich belasten und die Lösung der gemeinsam
gesetzten Ziele zu Lasten der Bürger wieder hinauszögern.

Angst, Mitglieder zu verlieren, ist ein Symptom mangelnder Souveränität, führt zu Handlungen, durch
die Parteimitglieder von ihrer Partei weiter abgestoßen werden -Bevormundungen, Einschüchterungen,
Disziplinierungen und Isolation. Wird das Prinzip der Souveränität akzeptiert, so hat dies zur Konsequenz,
aufAlleinvertretungsansprüche linker Politik zu verzichten.



El. I „ W „„„„„„„„ , _ _ „

132 Michael Franzke

Das Streben nach Hegemonie

Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung der Souveränität schließt das Prinzip der Konkurrenz nicht
aus. Wie ist das Konkurrenzverhältnis so zu gestalten, daß die Souveränität nicht verletzt wird? Die
Anerkennung der Konkurrenz gegenüber einer Partei im unmittelbaren Umfeld ist bereits Ausdruck der
Anerkennung der eigenen Souveränität und der des Konkurrenten. Der wohl größte Teil der SPD ist weit
davon entfernt, die PDS tatsächlich als Konkurrenten zu akzeptieren. .

Es ist aber ein falsches Verständnis von Konkurrenz, wemi dabei zu Mitteln gegriffen wird wie: finanzielle
Strangulierung, moralische Diffamierung, Mißbrauch von Vorteilen usw. Diese Mittel zielen darauf, die
Konkurrenz auszuschalten, nicht aber das Konkurrenzverhältnis für die eigene Entwicklung fruchtbar zu
machen. Die Herausforderung der Konkurrenz annehmen heißt, in der Politik nach Hegemonie zu streben.
Antonio Gramsciverstand unter Hegemonie eine Form von Macht, die der direkten Herrschaft durch
Befehlsgewalt entgegengesetzt und mit der spontanen Zustimmung breiter Volksmassen zu einer bestimm-
ten gesellschaftspolitischen Orientierung gegeben ists" Sie ist keine Macht im herkömmlichen Sinne; sie
setzt nicht auf Gewalt, Unterdrückung, Zwang und Abhängigkeit, sondern auf den Verstand, auf rationale
Argumente und auf das Selbstbestimmungsrecht der Bürger. Hegemoniestreben schließt die Anwendung
von hegemonialer Gewalt aus. Das Streben nach Hegemonie zeichnet sich vielmehr dadurch aus, daß es
vor allem bei der Entwicklung von Strategien zur Lösung von sozialen Problemen im Interesse der Mehr-
heit der Bevölkerung um Aufklärung, Dialog, Überzeugung und Konsens geht.

Betrachten wir die Schwierigkeiten, die die Lösung der ökologischen und sozialen Probleme bereiten,
dann wird schon hier deutlich, daß eine Hegemonie der sozialistischen Alternativbewegung heute nicht
mehr von einer ihrer Strömungen oder Parteien allein durchgesetzt werden kann. Der Kampf gegeneinan-
der führt ja gerade zu jener Verschwendung von kreativem Potential und zum Verlust an Zeit, die zur ihrer
Lösung fehlen. In gemeinsamer Arbeit geht es darum, wer den besten Beitrag leistet. Im Zeitalter der
Massenmedien ist es keine Frage mehr, daß dies auch an die Öffentlichkeit kommt und der jeweilige
Beitrag so objektiv wie nötig gemessen werden kann. Wenn die sozialistische Alternativbewegung es
tatsächlich schaffen sollte, in der Bevölkerung an mehrheitsfähiger Akzeptanz zu gewinnen, warum sollten
dann davon nicht ihre einzelnen Strömungen und Parteien gemeinsam profitieren können? Die sozialisti-
sche Idee ist nicht an zuviel Zusammenarbeit gescheitert, sondern an zuwenig, nicht an zuviel Konkurrenz,
sondem an zuviel Vemichtungskämpfen.

Die gemeinsame Geschichte gemeinsam diskutieren

Wenn den Prinzipien der Souveränität und der Hegemonie aus rationalen, moralischen oder emotionalen
Beweggründen auch zugestimmt werden kann, so sind Zweifel an ihrer Realisierbarkeit noch nicht ausge-
räumt. Mit dem Blick auf die Geschichte ist ein solcher Zweifel nicht von der Hand zu weisen. Es ist gerade
die Geschichte, die nach wie vor in den Dienst von Parteipolitik gestellt wird. Sie ist eine sehr brauchbare
Legitimationsbasis, die gerade dann bemüht wird, wenn tagespolitische Erfolge ausbleiben, sich Integrations-
defizite auftun oder es an glaubhaften Zukunftsvisionen fehlt, d. h. in Zeiten innerparteilicher Krisen. Sie ist
auch deshalb als manipulierbare Legitimationsbasis geeignet, weil sie von den einzelnen Individuen schwerlich
am historischen Prozeß selbst überprüft werden kann.

Legitimation kann aufzweierlei Weise angestrebt werden , auf dem Weg der Hegemonie und auf dem
Weg der Ab- und Ausgrenzung. Beide stehen in einem diametralen Gegensatz. Je größer die erreichte
Hegemonie, desto weniger Ab- und Ausgrenzung ist nötig. Oder umgekehrt: Hegemoniedefizite werden
nicht selten über eine Verstärkung der Grenzziehungen und Stigmatisierungen des Konkurrenten, der zum
Feind wird, zu überdecken oder auszugleichen versucht. Das Dilemma innerhalb der Arbeiterbewegung
bestand und besteht gerade darin, daß ihre Parteien statt sich zur Uberwindung von Krisen zusammenzu-
tun, in Krisenzeiten ihren ››Kriegszustand« stets verschärft haben. Geschichtsbewußtsein in der Arbeiter-
bewegung ist seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts in erster Linie ein Bewußtsein ihrer Spaltung und
deren Vertiefung. 5
Das Erzählen von Geschichte ist nicht mit dem historischen Prozeß selbst gleichzusetzen. Geschichte, die
wir erzählen und uns erzählt wird, ist stets nur der Versuch der Annäherung an den historischen Prozeß,

37 Antonio Gramsci: Zu Politik, Geschichte und Kultur. Ausgewählte Schriften. Leipzig 1996. S. 228f.'
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dem ein spezifisches Interesse zugrunde liegt, der von einem spezifischen Erkenntnisstand aus erfolgt und
durch einen spezifischen Erfahrungshorizont eingeengt ist. Die immer wiederkehrende Debatte darüber,
daß ››die« Geschichte wieder einmal neu zu schreiben oder umzuinterpretieren ist, verdeutlicht, daß die
Geschichtsschreibung wie der historische Prozeß selbst Veränderungen und Entwicklungen unterliegt.

Es gehört zu den Orientierungsbedürfnissen eines jeden aufgeklärten Bürgers zu wissen, woher er
politisch kommt, wie er sich in den historischen Prozeß einordnet und welche Voraussetzungen sein künf-
tiges Handeln hat. Dieses Wissen verleiht dem Individuum eine gewisse'Sicherheit in seiner politischen
Entscheidungsfindung. Dabei ist es zunächst relativ gleichgültig, ob sein Geschichtsbewußtsein annähernd
dem historischen Prozeß adäquat ist oder nicht. Das Selbst-Meinen und das Selbst-Entscheiden ist inner-
halb des Determinationsgefüges eine entscheidende Größe. Überzeugungen sind sehr schwer und erst in
einem längeren historischen Erfahrungsprpzeß zu erschüttem.

Da die Geschichte der Arbeiterbewegung-vor allem die Geschichte ihrer Spaltung- nicht nur in SPD
und PDS kontrovers diskutiert wird, sondern auch von ihren politischen Gegnern benutzt wird, um sie
aufeinanderzuhetzen, ist eine gemeinsame Geschichtsdiskussion zwischen SPD und PDS erforderlich. Der
erste Zielpunkt wäre mit einer Entspannung und Historisierung der Kontroverse anzugeben. Die Grundin-
tention dieses Unternehmens wäre allerdings verfehlt, wenn es sich nur an die Historiker, nicht aber an die
Mitglieder der Parteien selbst richten würde. Der Weg zu einer stabilen und nicht nur spontan und punktu-
ell wirksamen Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien führt nur über eine Brücke, die erst noch über
den sie entzweienden Graben der Geschichte zu schlagen ist.

Es sind gegenseitige Vorwürfe und Fragen zu klären. Der oben erfolgte historische Exkurs deutete nur
einen Bruchteil von noch offenen bzw. konträr beantworteten Fragen an. Und die waren schon verwirrend
genug. Eine Geschichtsdiskussion ist dringl ichst geboten, wenn mit dem Projekt der vemünftigen Beziehungen
ernst gemacht werden soll. Dies zeigte erst unlängst die Tatsache, daß SPD-Politiker auf die Frage, wie
man denn nun mit der PDS umzugehen gedenke, antworteten: beobachten und kritische Fragen zur Ge-
schichte stellen. Daß dies ein Bumerang sein kann, hat die PDS in Mecklenburg-Vorpommern verdeut-
licht, die um ebenso kritische Gegenfragen nicht verlegen war. SPD und KPD/SED haben sich beide in
ihren historischen Irrtümern nicht viel zu nehmen. Dabei ist es kaum fruchtbar nach einem Schuldigen für
die Spaltung zu suchen bzw. nach ››dem« eigentlichen Ausgangspunkt. War es die Bewilligung der Kriegskre-
dite 1914? War es die bestialische Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht? War es das
Abwürgen der Revolution durch Noske und Seheidemann? War es die Gründung der KPD bzw. Kommu-
nistischen Intemationale? Oder war es die Sozialfaschismusthese? Wenn beide Seiten nicht bereit sind, die
Fähigkeit zu entwickeln, voneinander zu lernen und unterschiedliche Sichtweisen zu akzeptieren, dann ist
das Unternehmen Geschichtsdiskussion schon gescheitert, ehe es begonnen hat.

So ist z. B. in dem Vorwurf von einer ››Zwangs-Vereinigung« von KPD und SPD 1946 ein doppelter
Mythos hineingewebt. Es hat niemals eine ››Vereinigung« gegeben; es war zunächst ein organisatorischer
Zusammenschluß. In der SED, als Gesamtpartei betrachtet, wurde erst später mit dem Übergang zur
»Partei neuen Typs« dem sogenannten ››Sozialdemokratismus« offen der Krieg erklärt. Aufrechte Sozial-
demokraten wurden aus der Partei entfemt oder gingen von selbst. Die sozialdemokratische Traditionslinie
der deutschen Arbeiterbewegung wurde in das Feindbild der SED integriert. Der Mythos von der ››Ver-
einigung« wurde vor allem gepflegt, um zu »beweisen«, daß sie, die SED, und nicht die SPD, die Erbin der
besten Traditionen des deutschen Volkes sei. Der zweite Mythos betrifft den ››Zwang« bei dem, als ››Ver-
einigung« bezeichneten organisatorischen Zusammenschluß. Sicher wurden 1946 auch Zwänge ausgeübt,
das wird wohl niemand leugnen können. Es ist aber problematisch, den Zusammenschluß, dort wo er
erfolgte, dem Wesen nach als eine erzwungene Maßnahme, als eine Zwangsmaßnahme zu charakterisie-
ren. Es gab gerade an der Basis der beiden Parteien ehrliche Bestrebungen, den ››Bruderkampf« zu be-
enden und eine Einheitspartei zu gründen. Zweifelsohne gab es auch eine Fraktion in der SPD, die dagegen
war, genau so, wie es sie in der KPD gab. Der Mythos von der ››Zwangs-Vereinigung« dient dazu, die
Tatsache zu verdecken, daß ein großer Teil der SPD-Mitglieder freiwillig für einen Zusammenschluß stimmte.
Daß die SED nie eine ››Einheitspartei« im wahrsten Sinne des Wortes geworden ist, ändert nichts an dieser
Tatsache. '
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Die innerparteiliche Demokratie

Nicht weniger kompliziert wie die Geschichtsdebatte ist das Problem der innerparteilichen Demokratie. Es
an dieser Stelle zu thematisieren heißt nicht, daß SPD und PDS sich in die inneren Angelegenheiten der
jeweils anderen Partei einzumischen hätten. Dazu sind sie nicht nur nicht befugt, ein solches Vorgehen
würde zusätzlich ihre angespannten Beziehungen verschlechtem. Eine Partei wird einer anderen Partei nur
soviel Demokratie entgegenbringen können, wie sie in ihren eigenen Reihen praktiziert.

Der »alte Krieg« zwischen den zwei großen Parteien links von der Mitte war und ist stets begünstigt
und begleitet worden durch einen Mangel an innerparteilicher Demokratie. Dazu gehören Kontaktverbote,
Verbote von Bestrebungen der Aktionseinheit bis hin zu Ausschlüssen Andersdenkender, die sich bestimmten
Positionen des ››Feindes« zueigen machten. Die Diskussionen dazu wurden in der Regel nicht an der Basis
freimütig geführt, Diese Entscheidungen wurden zumeist auf höheren Parteiebenen gefaßt bzw. waren
Folgen von zentralen Handlungsanweisungen. Defizite an innerparteilicher Demokratie wirkten sich zumin-
dest in zweierlei Hinsicht negativ aus. Erstens wurden dadurch jene Flügel in den Parteien beschnitten,
durch die sie sich am nähesten kamen. Die marxistisch, klassenkampftheoretisch orientierten Sozialdemokra-
ten in der einen und die demokratie- und reformorientierten Kommunisten in der anderen. Wo sollen
Toleranz gegenüber Andersdenkenden gelebt, Pluralität als Entwicklungspotenz begriffen und konstrukti-
ve Kritik als Entwicklungsprinzip geübt werden, wenn sie nicht in den Parteien zur Normalität geworden
sind?

Die innerparteilichen Demokratien stehen im Schatten des Zustandes der Demokratie jener Gesell-
schaft, in der die Parteien agieren. Die Aufgabe ist nicht geringer als daß SPD wie PDS, aus dem Schatten
der bundesdeutschen Demokratie heraustreten müssen, die sich bekanntlich in einer tiefen Krise befindet.
Eine demokratische Reform des Verhältnisses von SPD und PDS ist nur zu haben, wenn bewußt und mit
aller Konsequenz gegen den Strom des Verfalls der politischen Kultur in Deutschland geschwommen wird.
Nach dem Gerede vom ››Ende der Geschichte« heißt das neue Thema: ››Das Ende der Demokratie«. Der
Reformierung der Beziehungen zwischen SPD und PDS könnte eine Innovation für die politische Kultur
entspringen, die in die Zukunft blicken läßt. Die innerparteilichen Demokratien haben aber nicht nur äußere
Fesseln. Auch im Inneren der Parteien sind sie in ihrer Bürokratie verknotet. Das wesentliche Merkmal
der Verbürokratisierung einer Partei ist, daß politische Entscheidungen primär im Interesse des Apparates,
der Funktionäre selbst getroffen werden, also immer im Interesse einer Zentrale, und hinter ihnen die
Durchsetzung der Interessen von Wählerinnen und Wählem sowie den weiblichen und männlichen Mitglie-
dern zurückgestellt werden bzw. sie durch das Prisma bürokratischer Interessen gebrochen und somit
entstellt und verfälscht werden.

Innerparteiliche Demokratie setzt Pluralität (auch in organisierter Form) ebenso voraus, wie die relative
Autonomie der einzelnen Parteigliederungen und die Gewährleistung einer freien Meinungsbildung. Nur in
diesem Klima kann sich Vernunft durchsetzen. Ohne sie wird es keine grundlegende Veränderung in den
Beziehungen zwischen SPD und PDS geben.

Der Kommunismus stalinistischer Prägung ist zusammengebrochen. Willi Brandts Zuversicht, es sei ein
sozialdemokratisches Jahrhundert angebrochen, bestätigte sich bislang nicht. Nicht aber überlebt hat sich
die Forderung , jene sozialen Bedingungen zu beseitigen, die dazu führen, daß dem Menschen seine Mitmen-
schen, die ihn umgeben, die Gesellschaft in der er lebt, die Arbeit die er verrichtet, die Menschheit der er
angehört, fremd werden und er sich dadurch letztlich selbst fremd und feind wird.

Mir scheint die These nicht gewagt: Die Linke in Deutschland wird, insofern sie überhaupt noch den
Mut und die Kraft hat, links zu sein, keine Zukunft mehr haben, wenn sie sich nicht als fähig erweist,
zusammen zu gehen. Dies ist, bei aller Betonung der politischen Bedeutung des Verhältnisses von SPD und
PDS, kein spezifisches Problem dieser Parteien allein. Unsere Zeit braucht wieder den Mut zum »Neuen
Denken<<, Mut neue Wege zu beschreiten. Otto Bauers Vision einer Synthese ist aktuell, eine ››Einheitspar-
tei« zu schaffen, damit noch lange nicht. Synthese kann heute nur heißen: In gemeinsamer Aktion zur
Durchsetzung gemeinsamer Interessen und Ziele zueinanderfinden. Die Entscheidung darüber, ob diese
Orientierung angenommen werden kann oder nicht, sollte nicht auf politische Mandatsträger abdelegiert
werden. Jeder, der diesem Problem eine Bedeutung zumißt, sollte selbst gemäß seiner eigenen Erfahrun-
gen und mit eigenem Verstand urteilen und handehi. Es wird nur das Zusammenwachsen, was auch zusammen-
gehört. Und was dies genausein wird, wird erst die Zukunft zeigen. Gespalten werden die demokratischen
Sozialisten- im 21. Jahrhundert vermutlich nicht mehr sein als eine Fußnote in der Geschichte.


